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Vorwort 

Das MEMORANDUM '93, das Ende April auf einer Presse- 
konferenz in Bonn der Offentlichkeit vorgelegt wurde, gliedert 
sich wie in den vergangenen Jahren in zwei Teile: 

I. Die Kurzfassung, die bis Ende März von über 700 Wirt- 
schaftswissenschaftlerInnen sowie GewerkschaftsfunktionärIn- 
nen und -sekretärInnen durch ihre Unterschrift unterstützt 
wurde; 

11. Die Langfassung, die ausführliche Erläuterungen und Be- 
gründungen für die Kurzfassung enthält. Ai1 der Vorbereitung 
und Ausarbeitung der Langfassung war ein großer Kreis von 
west- und ostdeutschen WirtschaftswissenschaftlerInnen aktiv 
beteiligt. Auf zwei Wochenendtagungen der Arbeitsgruppe Al- 
ternative Wirtschaftspolitik sind die Grundpositionen erarbeitet 
und diskutiert und von einer Endredaktion Ende Februar in die 
vorliegende Fassung gebracht worden. 

KontaktanschrifL: Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik, 
Postfach 33 04 47, 2800 Bremen 33 
ab 1. Juli: Postfach 33 04 47, 28334 Bremen 
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I. Kurzfassung des Memorandum Beschäftigungspolitik statt Sozialabbau 
- Industrielle Kerne sichern: 
Alternativen der Wirtschaftspolitik 

1. Sozialabbau in Ost  und West: Die Krise wird 
instrumentalisiert 

Deindustrialisierung ohne absehbares Ende in Ostdeutschland, 
Konjunkturabschwung in Westdeutschland, wachsende Ar- 
beitslosigkeit und eine neue Welle einkominens- und sozialpo- 
litischer Angriffe der Unternehmen und der Bundesregierung 
gegen Beschäftigte und Sozialeinkommensbezieher - dies prägt 
die wirtschaftliche und soziale Lage in Deutschland zu Beginn 
des Jahres 1993. 

Diese Angriffe erinnern in mancher Hinsicht an die politi- 
sche und ökonomische Lage Anfang der 80er Jahre. Auch da- 
mals haben die Unternehmerverbände und die ihnen naheste- 
henden politischen Kräfte die ökonomische Rezession instru- 
mentalisiert und zu einem konzertierten Angriff auf die Ein- 
kommen und sozialen Positionen der von Arbeitsplätzen Ab- 
hängigen benutzt. Die Rede war von »Anspruchsmentalität«, 
vom »Leistungsmiiibrauch«, von den »Schmarotzern des So- 
zialsysteins«. Soziale Sicherungssysteme und rechtliche Rege- 
lungen, die das Abgleiten in Armut verhindern sollen, wurden 
als Erbe einer längst überholten Kollektiv- und Klassenkarnpf- 
inentalität verteufelt. In den folgenden Jahren fand dann eine in 
der Geschichte der Bundesrepublik beispiellose Umverteilung 
von Einkommen zugunsten der Reichen und der Unternehmen 
statt. Die Leistungen in allen Systemen der Sozialversicherung 
wurden spürbar eingeschränkt, wichtige Rechtspositionen der 
ArbeitnehmerInnen - etwa durch das Beschäftigungsförde- 
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rungsgesetz oder die Änderung des $ 116 AFG - »dereguliert«, 
d. h. ausgehöhlt. Die Opfer, die den abhängig Beschäftigten, 
den Arbeitslosen, Kranken und Armen abverlangt wurden, ha- 
ben sich für diese allerdings nicht gelohnt. Ihre Lage hat sich, 
entgegen den damaligen Versprechungen, mittelfristig nicht 
verbessert, sondern verschlechtert: Derlange Aufschwung " seit 
1983 hat den Unternehmen zwar eine enorme Steigerung ihrer 
Gewinne gebracht, er hat jedoch - trotz der Schaffung von über 
einer Million zusätzlicher Arbeitsplätze - weder den hohen 
Sockel der Massenarbeitslosigkeit wesentlich abgebaut noch &- 

_._ -- 
nen weiteren Anstieg der Armut verhindert, von v der mittler- 
weile 4 - 6 v H  der Gesellschaft der Bundesrepublik (in Groß- 
städten sogar bis 10 vH) betroffen sind. Der Aufschwung der 
80er Jahre hat die Spaltung der Gesellschaft in arm und reich 
vertieft. Am Ende mündete er in eine (zunächst durch den deut- 
schen Einigungs boom verzögerte) neue Rezession. 

Jetzt hat wieder eine neue Runde konzentrierter Angriffe auf 
Einkommen und Sozialleistungen begonnen. Der wesentliche 
Unterschied zur Situation vor 10 Jahren liegt allerdings darin, 
daß die ehemalige DDR im Jahre 1990 Teil der BRD geworden 
ist. Zur Spaltung zwischen arm und reich in Westdeutschland 
ist jetzt die zwischen Ost- und Westdeutschland hinzugekom- 
men. Die konjunkturelle Rezession in Westdeutschland wird 
durch die nach wie vor katastrophale wirtschaftliche Entwick- 
lung in den neuen Bundesländern überlagert. Die wirtschafts- 
politisch konzeptionslose Art des Anschlusses, die überhastete 
und dann industriepolitisch untauglich begleitete Einführung 
der Wirtschafts- und Währungsunion, das verbohrte Bestehen 
auf marktradikalen Illusionen, die eigentumsrechtliche Abrech- 
nungsmentalität, die yrivatisierungsfixierte Politik der Treu- 
handanstalt - all dies hat dazu geführt, daß aus dem im Ver- 
gleich zur BRD rückständigen Industrieland DDR in den letz- 
ten drei Jahren zunehmend eine Industriebrache geworden ist, 
deren Aussichten auf eine solide ökonomische Entwicklung 
Monat für Monat geringer werden. 

Die offizielle Politik in dieser in1 Vergleich zur Rezession 

Anfang der 80er Jahre ungleich brisanteren ökonomischen Si- 
tuation für Deutschland unterscheidet sich jedoch nicht von 
der, die damals propagiert und betrieben wurde: Die Krise gibt 
vor allem Anla13 für Angriffe auf den Sozialstaat, auf den »Wild- 
wuchs der Sozialleistungen«, den »LeistungsmiGbrauch« etc. 
Den vorläufigen Höhepunkt dieser Angriffe bildet das »Föde- 
rale Konsolidierungsprogramm« vom Januar 1993, durch das in 
den nächsten vier Jahren 28,3 Mrd. D M  an Sozialleistungen ab- 
gebaut werden sollen. Die Einsparungen sollen in erster Linie 
wieder die schwächsten und bedürftigsten Schichten der Gesell- 
schaft treffen. 

- Bei der Sozialhilfe soll der Abstand zu den Lohnersatzleistun- 
gen oder den Löhnen, der angeblich nicht oder nur unzureichend 
vorhanden sei, durch Kürzungen vergröi3ert werden. Hierbei wird 
geradezu zynisch argumentiert. In Westdeutschland gibt es derarti- 
ge Fälle nur in seltenen Ausnahmen, und dann nur da, wo mehrere 
Einkommensdiskriminierungen zusammenkommen, wie etwa bei 
ausländischen Arbeiterinnen. In Ostdeutschland, wo wegen des ge- 
ringen Lohnniveaus das Arbeitslosengeld, die Arbeitslosenhilfe und 
manchmal auch die Löhne selbst das Existenzminimum unter- 
schreiten und daher durch Sozialhilfe aufgestockt werden müssen, 
wird die Kürzung letzterer gefordert, gleichzeitig aber eine Senkung 
des im Verhältnis zur Produktivität überhöhten Lohnniveaus ver- 
langt - und damit einer verhängnisvollen Einkommensspirale nach 
unten das Wort geredet. 

- Bei der Bundesanstalt für Arbeit führen die erzwungenen 
Leistungskürzungen in Höhe von 7 Mrd. DM für 1993 dazu, 
da13 sinnvolle und weitere Mittel bindende Beschäftigungspro- 
jekte sowie Fortbildungs- und Umschulungsmafinahmen im 
Westen nicht weitergeführt werden und die Arbeitsmarktper- 
spektiven im Osten noch tiefer in die Katastrophe weisen. Von 
dem fiskalpolitisch herbeigeführten kalten Ende der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik - einer der wichtigsten Errungenschaften 
bundesdeutscher Reformpolitik der späten 60er Jahre - werden 
vor allein olinehin diskriminierte Gruppen wie Frauen oder Ju- 
gendliche ohne Hauptschulabschluß betroffen. 
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- Das .Gesundheitsstrukturgesetz<< schränkt vor allem - 
wie schon das Blümsche Reformgesetz von vor drei Jahren - 
wieder die Leistungen für Patienten und Versiclierte ein. Die 
Zuzahlung bei Arzneimitteln wird erweitert, die Leistungen bei 
Krankenhausaufenthalt und Zahnersatz werden eingeschränkt. 
Demgegenüber ist für Arzte und Pharmaunternehinen nur eine 
befristete Einschränkung ihrer Einkommenszuwächse vorgese- 
hen. 

Diese Stogrichtung der Politik niaclit deutlich, da13 es nicht 
um einen .Solidarpakt« geht, in dem alle gesellschaftlichen 
Gruppen entsprechend ihrer Leistungskraft zur Lösung der 
schwierigen Probleme beitragen, die sich insbesondere bei der 
historischen Aufgabe stellen, die ostdeutsche Wirtschaft zu mo- 
dernisieren und den Lebensstandard in den fünf neuen Bundes- 
ländern entsprechend dem Verfassungsgebot dem westdeut- 
schen Niveau anzugleichen. Es handelt sich vielmehr erneut um 
den Versuch einer Umverteilung und sozialpolitischen Diszipli- 
nierung, die den Verlierern des westdeutschen Aufschwungs 
der 80er Jahre im Westen und den Opfern der deutschen An- 
schlu13politik im Osten gleichermai3en schadet. 

2. Weltwirtschaftliche Entwicklung: 
Unterschiedliche Tendenzen 

Der erneute Anstieg der Arbeitslosigkeit und der Angriff auf 
Einkommen und soziale Rechte der Menschen sind nicht die 
naturwüchsige Folge einer schicksalhaft hereinbrechenden Kri- 
se der Weltwirtschaft oder eherner Gesetze des Kapitalismus. 
Sie sind vielmehr zum einen darauf zurückzuführen, daß die 
realen Ökonomischen Prozesse in ihren Ursachen eher vernebelt 
als erklärt werden, weshalb auch keine wirksamen Maßnahmen 
zu ihrer Kontrolle und Steuerung im Interesse einer sozial- und 
umweltverträglichen Entwicklung ergriffen werden. Zum ande- 
ren belegen diese Versäumnisse sowie die Richtung der tatsäch- 

lichen Politik die Wirksamkeit von Interessen, die die Stärkung 
von Gewinn und Macht der Unternehmen höher als eine solche 
Entwicklung stellen. 

Trotz einiger Risiken kann gegenwärtig nicht von einer be- 
sonders kritischen Lage der Weltwirtschaft gesprochen werden. 
Ein allgemeiner weltwirtschaftlicher Einbruch hat weder in den 
letzten fünf Jahren stattgefunden, noch ist er in absehbarer Zeit 
zu befürchten. 

Diese Einschätzung trifft allerdings sowohl für einen erheb- 
lichen Teil der Länder der Dritten Welt als auch für die ehemals 
sozialistischen Länder Osteuropas nicht zu. Bei den Dritte- 
Welt-Ländern ist ein Teil im Laufe der 8Oer Jahre allmählich aus 
dem System der Weltwirtschaft ausgeschieden und in Armut, 
Hunger und Perspektivlosigkeit abgedrängt worden. Das be- 
trifft insbesondere viele Länder Afrikas, aber auch einige latein- 
amerikanische und asiatische Gesellschaften. In den ehemals so- 
zialistischen Ländern ist die Umbruchiirise voll wirksam, und 
weder ihre Dauer noch die Art ihres Ausgangs scheinen abseh- 
bar. Es mui3 schon als Erfolg gewertet werden, wenn der Rück- 
gang der Produktion 1992 nicht inelir ganz so stark war wie 
1991. Offensichtlich ist aber auch, daß eine weitere ökonomi- 
sche Auflösung unübersehbare politische und militärische Risi- 
ken rniK sich bringt. 

Der eigentliche Kern der Weltwirtschaft - die drei Zentral- 
regionen Westeuropa, Nordamerika und der pazifische Wirt- 
schaftsraum - entwickeln sich jedoch nicht in Richtung Krise. 
In den TJSA liat in der zweiten Hälfte des Jahres 1992 ein kon- 
junktureller Aufschwung begonnen, der mittlerweile erheblich 
an Dynamik gewonnen liat. Das offensive Ankurbelungs- und 
strukturelle ökonomische Sanierungsprogranlm, das der neue 
Präsident angekündigt hat, sowie die kooperative Politik der 
Zentralbank werden diese Tendenz voraussichtlich weiter festi- 
gen. Im pazifischen Raum sind die japanischen Wachstumsraten 
des Sozialproduktes nach 4,4 v H  im Jahre 1991 im vergangenen 
Jahr allerdings drastisch auf 1,5 v H  zurückgegangen. Auch hier 
scheint das Schlimmste aber schon wieder vorüber zu sein. Die 
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gesamtwirtschaftlichen Indikatoren für das laufende Jahr zeigen 
jedenfalls nach oben. Dies ist wohl zu einem erheblichen Teil 
auch auf das außerordentlich umfangreiche konjunkturelle Be- 
lebungsprogramm vom vergangenen Herbst zurückzuführen. 
Dazu kommt, daiS die relativ verhaltene japanische Entwick- 
lung durch das nach wie vor kräftige Wachstum der »vier Ti- 
ger« und vor allem Chinas kompensiert wird. Einzig in der E G  
stehen die Zeichen eher auf Stagnation und vereinzelt auch auf 
Rezession, und von hier kommen auch einzelne Risiken für die 
deutsche Entwicklung. Angesichts dieser Tatsache ist es höchste 
Zeit, daß nach den USA und Japan endlich auch die EG einen 
expansiveren, auf mehr sinnvolle Beschäftigung gerichteten 
Kurs einschlägt. 

3. Westdeutschland: Die Konjunktur im 
Abschwung 

In Deutschland muß nach wie vor zwischen der Entwicklung 
in den alten Bundesländern und in Ostdeutschland unterschie- 
den werden. In der alten BRD hat im vergangenen Jahr wegen 
des Rückgangs der Exporte der vierte Konjunkturabschwung 
seit Ende der 60er Jahre begonnen. Er hatte schon Ende der 80er 
Jahre eingesetzt, war dann aber durch die plötzliche und heftige 
Nachfrage aus Ostdeutschland von einem stürmischen Boom 
überdeckt worden. Dieser Boom hatte in kürzester Zeit zur 
Voll- und teilweise Uberauslastung der westdeutschen Produk- 
tionskapazitäten geführt und eine neue Investitionswelle ange- 
stofien. Mit entsprechender Zeitverzögerung sind die Produk- 
tionsmöglichkeiten in den vergangenen beiden Jahren daher er- 
heblich gewachsen. Mittlerweile nimmt die Nachfrage jedoch 
nicht mehr so stark wie früher zu, in einigen Bereichen ist sie 
sogar rückläufig. Folglich kommt es jetzt zur Unterauslastung 
von Kapazitäten und zum Abschwung. Es stehen jedoch Wirt- 
schaftspolitische Mittel zur Verfügung, um einem zyklischen 

Abschwung durch fiskal- und geldpolitische Maßnahmen ge- 
genzusteuern und seine Folgen für Arbeitsplätze und Beschäf- 
tigung durch aktive Arbeitsmarktpolitik abzufedern. Diese ge- 
gensteuernde Politik ist gegenwärtig dringend erforderlich. 
Denn mittlerweile hat die Zahl der offiziell registrierten Ar- 
beitslosen in Westdeutschland, die auch in dem langen Kon- 
junkturaufschwung nie unter 1,6 Millionen gesunken war, Ende 
1992 wieder die Zwei-Millionen-Grenze überstiegen. Die Ver- 
dreifachung der Zahl der Kurzarbeiter allein innerhalb des letz- 
ten Quartals, die massiven Entlassungspläne in einigen Bran- 
chen (Stahl, Automobilindustrie) und bei fast allen großen Kon- 
zernen zeigen die Richtung an, in die die spontanen Marktkräfte 
wirken. Wenn die Bundesregierung dem nicht mit energischer 
Konjunktur-, Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik entge- 
genwirkt und die Instrumente der Wirtschaftspolitik statt des- 
sen fiskalisch und politisch ausdünnt bzw. abbaut, so ist eben 
diese unterlassene wirtschaftspolitische Hilfeleistung angesichts 
eines relativ normalen zyklischen Abschwungs für die Ver- 
schlechterung der wirtschaftlichen Lage der meisten Menschen 
in Westdeutschland verantwortlich. 

4. Ostdeutschland: Deindustrialisierung ohne 
Ende? 

Auch für Ostdeutschland muß die Frage nach der wirtschaftspo- 
litischen Verantwortung für die dortige Entwicklung in den Mit- 
telpunkt gerückt werden. Es ist zu fragen, ob die nach wie vor 
steigende Arbeitslosigkeit, die Liquidierung technologisch lei- 
stungsfähiger Betriebe und die fortschreitende Deindustrialisie- 
rung immer noch ernsthaft als unvermeidliche Folge von >>40 Jah- 
ren Mißwirtschaft« in der alten DDR anzusehen oder nicht mitt- 
leiweile vor allem Ergebnis verfehlter Wirtschaftspolitik sind. 

Nachdem die Einführung der DM im Jahre 1990 zum Wech- 
selkurs von 1:i notwendig von tiefen Einbrüchen bei Produk- 
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tion und Beschäftigung begleitet war, zeigen die Zahlen für das 
2. Halbjahr 1992, daß sich die Lage seitdem weiter verschlech- 
tert hat: 

- Arbeitslosigkeit und Beschäftigung: Ende 1992 lag die 
Zahl der registrierten Arbeitslosen in den neuen Bundesländern 
bei 1,1 Millionen Personen. Das entspricht einer Arbeitslosen- 
quote von 13,5 vH. In diesen Zahlen sind jedoch die nicht re- 
gistrierten Arbeitslosen - die sog. »stille Reserve« - nicht ent- 
halten; sie unterzeichnen darüber hinaus in vielfacher Hinsicht 
den Umfang des Beschäftigungsabbaus. Insgesamt wurden nach 
der Wende in Ostdeutschland knapp 4 Millionen der einst ins- 
gesamt 9,7 Millionen regulären Arbeitsplätze vernichtet. Das 
Ausmaß der Arbeitslosigkeit wird durch arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen überdeckt, durch die Menschen entweder vorzei- 
tig aus dem Arbeitsleben verabschiedet werden (und jetzt Al- 
tersübergangs- oder Vorruhestandsgeld beziehen), Kurzarbei- 
tergeld bekommen oder an Arbeitsbeschaffungs- sowie Fortbil- 
dungs- und Umschulungsmaßnahmen teilnehmen. Gäbe es den 
außerordentlich umfangreichen Einsatz dieser arbeitsmarktpo- 
litischen Instrumente nicht, läge die Zahl der Arbeitslosen mit 
rund 3 Millionen Personen weit mehr als doppelt so hoch wie 
jetzt, die Arbeitslosenquote betrüge 35 vH, mehr als ein Drittel 
der erwerbsfähigen Bevölkerung. Der geplante und bereits be- 
gonnene Abbau der aktiven Arbeitsmarktpolitik führt aber ge- 
nau in diese Richtung. Hiervon sind alle Beschäftigungsgrup- 
pen betroffen, in besonderem Maße aber die Frauen: Ihre Ar- 
beitslosenquote liegt schon heute mit 18,6 v H  doppelt so hoch 
wie die der Männer (9,7 vH), und diese Auseinanderentwick- 
lung wird sich fortsetzen. Damit wird in absehbarer Zeit die 
hohe Erwerbsquote der Frauen in der DDR aus der Realität 
getilgt. 

- Gesamtwirtschaftliche und industrielle Produktion: Das 
Bruttoinlandsprodukt lag im 2. Halbjahr 1992 immer noch um 
7 Mrd. D M  unter dem Stand des 2. Halbjahres 1990. Noch dra- 
stischer stellt sich die Entwicklung in der Industrie dar. Inner- 
halb von zwei Jahren ist die Produktion dort noch einmal um 

mehr als ein Drittel und die Beschäftigung um die Hälfte (von 
2,6 Millionen auf 1,3 Millionen Personen) gesunken. Im Ver- 
gleich zu 1989 produziert die ostdeutsche Industrie nur noch 
ein Drittel soviel Waren mit einem Fünftel der Personen. In den 
wenigen Branchen, in denen die Produktion 1992 höher liegt 
als 1990, arbeiten nur 14 v H  der Industriebeschäftigten, und 
auch dort ist die Beschäftigung weiter rückläufig. (Es handelt 
sich vorwiegend um Branchen mit Produktion für lokale und 
regionale Märkte.) 

Hier zeigt sich in Zahlen die rapide Deindustrialisierung 
Ostdeutschlands, die mittlerweile sogar von der Bundesregie- 
rung als Gefahr bezeichnet wird. Wenn dieser Prozeß nicht bald 
gestoppt und umgedreht wird, hat Ostdeutschland für lange 
Zeit keine wirtschaftliche Zukunftsperspektive mehr. Je länger 
der Verfallsprozeß dauert, desto teurer wird es, ihn nachhaltig 
zu korrigieren. 

- Der private Verbrauch: Dieses wichtigste Aggregat der 
Endnachfrage lag im 2. Halbjahr 1992 um 8,5 Mrd. DM oder 
gut 9 v H  über dem Wert von vor zwei Jahren. Er stellt damit 
ein stabilisierendes Element der gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung dar. Die Tatsache, daß seine Höhe in etwa der des 
gesamten Bruttoinlandsproduktes (BIP) entspricht, zeigt je- 
doch, daß die Verbrauchsausgaben der Menschen in Ost- 
deutschland nach wie vor in hohem Maße durch Transfers aus 
dem Westen finanziert werden. Mittlerweile ist die Konsum- 
welle, die zusätzlich aus der Auflösung von Ersparnissen ge- 
speist wurde, ausgelaufen. U m  den privaten Verbrauch nicht 
absacken zu lassen - und damit Investoren weiter zu entmuti- 
gen -, ist es erforderlich, die in Ostdeutschland selbst erzielten 
Einkommen weiter kräftig anzuheben. 

- Besonders dramatisch ist in den letzten beiden Jahren die 
ostdeutsche Ausfuhr eingebrochen. Sie lag im 2. Halbjahr 1992 
um gut 12,5 Mrd. D M  oder um gut zwei Drittel unter dem 
Wert von 1990. Der wirtschaftliche Zusammenbruch Osteuro- 
pas und die gleichzeitige Umstellung des Osthaiidels auf kon- 
vertible Währung verursachten faktisch einen Totalausfall der 
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ostdeutschen Exporte in diese Regionen. Er konnte durch z u -  
sätzliche Westexporte auch nicht annähernd kompensiert wer- 
den. Eine derartige Umorientierung nach Westen wird auch in 
den kommenden Jahren wegen der schwachen Konjunktur in 
Westeuropa und wegen der starken Positionen sowie rück- 
sichtslosen Marktstrategien der westdeutschen Konkurrenten 
schwierig bis unmöglich sein. Es wäre daher unsinnig und kon- 
traproduktiv, die osteuropäischen Märkte einfach abzuschrei- 
ben. Eine ziikunftsorientierte Politik sollte diesen Ländern viel- 
mehr kräftige Aufbauhilfen leisten und dabei die noch vorhan- 
denen Beziehungen zu Unternehmen und Wirtschaftsorganisa- 
tionen nutzen. 

- Entscheidend für die Etablierung einer tragfähigen Wirt- 
schaftsstruktur in Ostdeutschland sind die Investitionen zur 
Modernisierung bestehender und zum Aufbau neuer Produk- 
tionskapazitäten. Auf den ersten Blick scheinen sich hier in den 
letzten beiden Jahren positive Entwicklungen abgespielt zu ha- 
ben, die zu Optimismus Anlaß geben: 

- Die Anlageinvestitionen lagen im 2. Halbjahr 1992 mit 
54,2 Mrd. D M  um 17,9 Mrd. DM oder 49 VH höher als vor 
zwei Jahren. Gegenüber 1991 betrug die Steigerung im vergan- 
genen Jahr 14,5 Mrd. D M  oder 37 vH. 

- Während 1991 in Ostdeutschland je Einwohner nur gut 
zwei Fünftel des Betrages investiert wurden, der in West- 
deutschland für den gleichen Zweck ausgegeben wurde, stieg 
dieser Anteil im vergangenen Jahr sprunghaft auf fast drei Vier- 
tel (74 vH). 

Diese Daten belegen zwar einerseits kräftige Steigerungen. 
Andererseits reichen diese nicht aus, um den ökonomischen 
Entwicklungsrückstand zu verringern. 

Erstens bleiben die Investitionen troxz der Steigerungen nach 
wie vor viel zu niedrig, um den Anschluß an Westdeutschland 
zu finden. Festgestellt werden muß eine riesige Investitionslük- 
ke. Gemessen am - freilich nur überschlägig und grob zu be- 
stimmenden - Bedarf von jährlich 200 Mrd. Dhl an Öffentli- 
chen una privaten Investitionen bleiben sowohl die Ergebnisse 

von 1991 (82,9 Mrd. DM) und 1992 (101,4 Mrd. DM in Preisen 
von 1991) als auch die optimistischen Prognosen für 1993 (Ifo: 
135 Mrd. DM) weit hinter den erforderlichen Summen zur 
schnellen ökonomischen Angleichung zurück. 

Zweitens zeigen auch folgende Strukturmerkmale, daß von 
einem investitionsgestützten Wachstum keine Rede sein kann: 

- Fast zwei Fünftel der Investitionen in Ostdeutschland wa- 
ren staatliche Investitionen in die Infrastruktur. Diese Investi- 
tionen sind sehr wichtig, weil sie einerseits unmittelbar Arbeits- 
plätze schaffen und andererseits die materiellen Grundlagen für 
privatwirtschaftliche Aktivitäten legen. Entscheidend ist aber, 
dai3 nun in wesentlich größerem Umfang private Investitionen 
folgen, da öffentliche Investitionen auf Dauer private Anlagen 
nicht ersetzen können. 

- Besonders belastend wirkt sich die Politik der Treuhand- 
anstalt (THA) auf die Modernisierung der ostdeutschen Wirt- 
schaft aus. Die im Herbst noch in ihrem Besitz befindlichen 
Unternehmen umfaßten etwa ein Drittel der in der Chemiein- 
dustrie, die Hälfte der im Maschinenbau und drei Viertel der in 
der Elektroindustrie Beschäftigten. Diese Betriebe bilden also 
nach wie vor ein entwicklungsbestimmendes Zentrum der Ost- 
deutschen Industrie. Im Vergleich zu den privatisierten Unter- 
nehmen investierte die THA jedoch nur etwa ein Viertel bis ein 
Drittel der Mittel pro Beschäftigten in ihre Betriebe: Bei priva- 
tisierten Betrieben nahmen die Investitionen je Beschäftigten 
von 1991 auf 1992 um 58,1 v H  zu, bei den Treuhandbetrieben 
lag die Steigerung dagegen mit 16,2 v H  bei gut einem Viertel 
dieses Anstiegs. 

- Die Investitionen in wertschöpfungsintensiven und zu- 
kunftsorientierten Bereichen sind im Vergleich zu denen in Sek- 
toren mit vorwiegend lokaler und regionaler Bedeutung beson- 
ders gering: 1992 wurden 54.000 DM pro Beschäftigten in den 
Sektor Steine und Erden, 47.000 DM pro Beschäftigten in die 
Nahrungs- und Genußmittelindustrie, aber nur 12.000 DM/Be- 
schäftigten in den Maschinenbau und 11 .OOO DM/Beschäftigten 
in die Elektrotechnik investiert. Selbst in dem überragenden Aus- 
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nahmesektor des Straßenfahrzeugbaus (1 18.000 DM/Beschäftig- 
ten) belief sich der Gesamtbetrag der Investitionen nur auf ein 
Viertel der Summe, die in den Sektor Steine und Erden floß. 

- Hervorzuheben ist schließlich, daß fast 70 v H  der unter- 
nehmerischen Investitionen in Ostdeutschland aus West- 
deutschland kommen; 17 vH werden von der THA finanziert, 
und nur 13 v H  stammen aus der eigenen Akkumulation der 
ostdeutschen Unternehmen. Die im Aufbauprozef3 unvermeid- 
bare Abhängigkeit von westdeutschen Investitionsentscheidun- 
gen macht die ostdeutsche Wirtschaft auf Dauer jedoch in ho- 
hem Maße verwundbar: In einer konjunkturellen Rezession wie 
der gegenwärtigen werden Investitionen und Produktion in der 
Regel zunächst auf die bestehenden Standorte konzentriert und 
Planungen für die neuen Bundesländer zurückgestellt oder ge- 
strichen, Die Entscheidung von Mercedes-Benz, das Lkw- 
Werk-Projekt in Ahrensdorf nicht zu realisieren, ist hierfür ein 
besonders markantes, aber keinesfalls das einzige Beispiel. 

Insgesamt haben die Investitionen in Ostdeutschland also 
weder den Umfang noch die strukturelle Solidität erreicht, die 
es erlauben würden, von einer eigenständigen zukunftsorien- 
tierten Modernisierung in Ostdeutschland zu sprechen. Der 
Abstand zu Westdeutschland nimmt vielmehr weiter zu, und 
die strukturellen Defizite und Deformationen der Investitionen 
verstärken und verfestigen die Tendenz zur Herausbildung ei- 
ner ausgedünnten, in hohem Maße peripheren Industrie und 
Wirtschaft in Ostdeutschland. 

5. Beschäftigungs- und Industn-ieyolitik: 
Industrielle Kerne sichern 

Die wichtigste Strategische Aufgabe deutscher Wirtschaftspoli- 
tik in diesem Jahr und darüber hinaus besteht darin, die fort- 
schreitende Erosion in R-ichtung einer Deindustrialisierung der 
ostdeutschen Wirtschaft zu stoppen, neue Arbeitsplätze und die 
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Grundlagen für eine solide eigenständige Stabilisierung der ost- 
deutschen Wirtschaft zu schaffen. 

Diese strategische Konzentration auf Ostdeutschland kann 
allerdings nicht heißen, daß sich Wirtschaftspolitik um West- 
deutschland nicht zu kümmern brauche. Die konjunkturelle 
Rezession bedarf einer Gegensteuerung. Dies ist um so mehr 
erforderlich, als vor allem die großen Konzerne der alten Bun- 
desrepublik den Abschwung dazu nutzen, ihren Personalbe- 
stand im Zuge neuer Restrukturierungsinaßnahmen drastisch 
zu bereinigen und erstmals nach längerer Zeit auch wieder Mas- 
senentlassungen durchführen bzw. angedroht haben. Besonders 
die Stahlunternehmen scheinen entschlossen zu sein, im Rah- 
men einer Flurbereinigung ganze Werke stillzulegen. Dies hätte 
katastrophale Folgen für die betroffenen ArbeitnehmerInnen 
und Regionen und würde energischen Widerstand in der Bevöl- 
kerung hervorrufen. 

Für die Bewältigung der gegenwärtigen Krise in der Stahlin- 
dustrie steht das Instrumentarium des Montanunionvertrages 
(insbesondere die Art. 58 und 61), das in den 80er Jahren bereits 
einmal relativ erfolgreich angewandt worden ist, nach wie vor 
zur Verfügung, Sein erneuter Einsatz ist auf jeden Fall einer rein 
privatwirtschaftlichen Lösung vorzuziehen, bei der sich die 
stärkeren Konzerne durchsetzen Lind die schwächeren auf der 
Strecke bleiben. In einem durch die EG-Kommission organi- 
sierten und überwachten Quotenverfahren sollten die Produk- 
tion gleichmäßig heruntergefahren und Mindestpreise festge- 
setzt werden, Die osteuropäischen Importeure sind dabei nicht 
von1 Markt auszuschließen, sondern in das Quotensystem ein- 
zubeziehen. Der Bund und die Länder sollten sich an einer der- 
artigen Lösung, auch mit finanziellen Mitteln, aktiv beteiligen. 
Hierdurch kann sichergestellt werden, daß keine Stahlstandorte 
vernichtet werden und daß für den zukünftigen Aufschwung 
genügend Produktionskapazitäten zur Verfügung stehen. 

Im übrigen sollte die Bundesregierung die normalen kon- 
junkturpolitischen Instrumente zur Förderung von Investitio- 
nen und zur Steigerung der Nachfrage nutzen, mit denen dem 
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zyklischen Abschwung entgegengewirkt werden kann. Wo es 
zu Entlassungen kommt, muß das Instrument der Arbeits- 
marktpolitik aktiv eingesetzt werden. Ein Abgleiten in eine län- 
gere Krise und ein weiterer Anstieg der Arbeitslosigkeit in 
Westdeutschland wäre - auch wegen der großen Abhängigkeit 
Ostdeutschlands - auch für die neuen Bundesländer verhäiig- 
riisvoll: Die Bereitschaft westlicher lnvestoren zum zusätzli- 
chen Engagement im Osten würde dadurch gegen Null getrie- 
ben, und es würde auch der - gegenwärtig noch vorhandene, 
wenn auch nicht genutzte - politische Handlungsspielraum fi- 
nanzpolitisch eingeengt. 

Zur Lösung der strategischen Hauptaufgabe in Ostdeutscli- 
land gibt es keinen Königsweg. In ihrem Zentrum steht heute 
zweifellos der Erhalt, die Konsolidierung und Modernisierung 
der noch vorhandenen Industriekerne. Darüber hinaus bedarf 
es des Einsatzes zahlreicher, auch unkonventioneller Mittel an 
verschiedenen Stellen der Wirtschaft. Allgemein müssen die 
Produktionsinöglichkeiten verbessert und Märkte auf- und aus- 
gebaut sowie gesichert werden. Auch wenn beides erfolgreich 
betrieben wird, ist es jedoch nicht möglich, kurz- und mittel- 
fristig so viele neue reguläre Arbeitsplätze zu schaffen, wie in 
den letzten Jahren vernichtet worden sind. Daher muf!, die Ar- 
beitszeit verkürzt und die Arbeitsmarktpolitik auch und beson- 
ders im Osten eingesetzt werden. Folgende Maßnahmebündel 
schlagen wir vor: 

1 .  Nach wie vor ist es dringlich, die Angebotsbedingungen 
der Investitionen zu steigern und ihre Struktur zu verbessern. 
Hierzu müssen die Treuhandunternehmen restrukturiert, die 
bereits privatisierten Unternehmen unterstützt und Ansiedlun- 
gen neuer Unternehmen gefördert werden. 

- Das vorhandene Instrumentarium der Industrieansiedluiig 
und Investitionsförderung sollte ausgebaut werden. Wir schla- 
gen vor, die bereits bestehenden finanziellen Anreize durch ein 
Instrument stärkerer Lenkung zu ergänzen: Das Unterlassen 
von Investitionen iin Osten sollte finanziell diskriminiert wer- 
den. Das kann dadurch geschehen - und dies ist unser Vor- 

schlag -, dai3 eine Investitionshilfeabgabe der westdeutschen an 
die ostdeutsche Wirtschaft eingeführt wird, von der sich die 
Unternehmen durch die Vornahme von Sachinvestitionen in 
Ostdeutschland befreien können. 

- Weiterhin ist es erforderlich, die Infrastruktur in Ost- 
deutschland nachhaltig zu sanieren und aufzubauen. Hierzu ha- 
ben wir schon im Frühjahr 1990 ein staatliches Investitions- 
und Beschäftigungsprogramm vorgeschlagen und im einzelnen 
dargelegt. 

- Schließlich verbessert auch ein modernisierter Produk- 
tionsapparat die Produlitionsmöglichkeiten dann nicht, wenn es 
nicht gelingt, qualifizierte Arbeitskräfte sowie technische, kauf- 
männische und Verwaltungsintelligenz in Ostdeutschland zu 
halten oder nach dort  zu holen. Eine Politik, die Wettbewerbs- 
fähigkeit durch niedrige Löhne herstellen will, gräbt sich inso- 
fern selbst das Wasser ab, als sie die Träger der Modernisierung 
durch unattraktive Arbeits- und Einkommensbedingungen ver- 
treibt. Sofern hohe Löhne und Gehälter tatsächlich eine untrag- 
bare Belastung für Unternehmen und Betriebe darstellen, sollte 
ihnen der Staat mit befristeten Lohnkostensubventionen unter 
die Arme greifen. Auch dies haben wir schon früher vorge- 
schlagen und erläutert. 

2. Da auch effiziente Produktionsmöglichkeiten ohne Nach- 
frage nicht zu mehr Produktion und Beschäftigung führen, muß 
sich die Wirtschaftspolitik auch mehr als bisher um Märkte 
kümmern. 

- Dabei ist es kontraproduktiv, wenn die Bundesregierung 
einer Verzögerung der Einkommensanpassung in Ostdeutsch- 
land das Wort redet. Jedes Prozent weniger Lohn- und Gehalts- 
Steigerung bedeutet weniger private Nachfrage in Milliardenhö- 
he. Das würde sich übrigens nicht nur in den neuen, sondern 
auch in den alten Bundesländern negativ auswirken. 

- Eine wirksame Steigerung der Nachfrage kann durch die 
Verwirklichung der staatlichen Infrastrukturausgaben erfolgen, 
die sich ja in Bestellungen von Gütern und Dienstleistungen bei 
privaten unternehmen niederschlagen. Es ist allerdings darauf 
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zu achten, daß die öffentlichen Ausgaben der neuen Bundeslän- 
der und der Kommunen sowie ein wesentlicher Teil der Bun- 
desausgaben als Aufträge an ostdeutsche Unternehmen fließen. 
Insbesondere Bauleistungen, Ausgaben zur Altlastensanierung 
sowie zur Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur sollten über 
ostdeutsche Unternehmen abgewickelt werden. 

- Zur Öffnung und Sicherung von Märkten für ostdeutsche 
Produkte bieten sich ferner die osteuropäischen Länder an. 
Auch wenn deren Wirtschaft sich gegenwärtig in einer chaoti- 
schen Phase befindet, muß dies nicht immer so bleiben. Schon 
um die Entstehung eines verhängnisvollen neuen »Eisernen 
Vorhanges« in Europa zu vermeiden, ist es geboten, diesen Län- 
dern bei ihrem wirtschaftlichen Aufbau schneller und umfas- 
sender als bisher zu helfen. Ihr Bedarf insbesondere an Maschi- 
nen und Investitionsgütern ist enorm, also gerade bei den Pro- 
dukten, bei denen die relative Stärke der ehemaligen DDR- 
Wirtschaft lag und bei denen die Wirtschaftsbeziehungen mit 
den Mitgliedsländern des ehemaligen RGW besonders intensiv 
waren. Zwar ist der Osthandel in den letzten beiden Jahren völ- 
lig zusammengebrochen. Wenn die Bundesregierung mit ent- 
sprechender Finanzierungsbereitschaft in Vorlage geht (und das 
sollte auch die Ubernahme von Kompensations- und Barterge- 
schäften einschlieiien), kann der Osthandel jedoch in kurzer 
Zeit wiederbelebt werden. Dabei hätten dann die ostdeutschen 
Unternehmen aufgrund ihrer früheren Lieferungen, ihrer bes- 
seren Sprach- und Landeskenntnisse einen erheblichen Wettbe- 
werbsvorsprung. 

- Schließlich könnte, um ostdeutsche Lieferungen in den 
Westen zu fördern, auch die Mehrwertsteuer für Ostprodukre 
für eine gewisse Zeit aus-, zumindest aber herabgesetzt werden. 

3 .  Auch eine in dem skizzierten Sinne erfolgreiche Wirt- 
schaftspolitik wird jedoch die Schäden nicht in kurzer oder 
auch nur mittlerer Frist beheben können, die der Zusammen- 
bruch der Wirtschaft in Ostdeutschland mittlerweile verursacht 
hat. Sie wird insbesondere nicht in der Lage sein, die drei bis 
vier Millionen Arbeitsplätze wieder zu schaffen, die im Verlauf 

dieses Zusammenbruchs vernichtet worden sind. Daher bleibt 
Arbeitslosigkeit in Millionenhöhe auch bei erfolgreicher Mo- 
dernisierungs- und Marktpolitik auf lange Zeit ostdeutsche 
Wirklichkeit, wenn nicht weitere gegensteuernde Maßnahmen 
ergriffen werden. Hierzu gehören vor allem Arbeitszeitverkür- 
Zungen und eine aktive Arbeitsmarktpolitik: 

- Arbeitszeitverkürzungen sind unter dem Druck der Ereig- 
nisse in den letzten Jahren und insbesondere unter dem Einfluß 
unternehmerischer roll-back-Strategien fast aus dem Blick der 
wirtschaftspolitischen Diskussion geraten. Dennoch sind sie 
nach wie vor wie kaum ein anderes Mittel geeignet, durch die 
Verknappung des individuellen Arbeitsangebotes die weitere 
Arbeitsplatzvernichtung in der Rezession zu stoppen oder zu- 
mindest abzubremsen und beim Anspringen der Konjunktur 
neue Arbeitsplätze zu schaffen. 

- Der geplante und bereits massiv begonnene Abbau aktiver 
Arbeitsmarktpolitik würde - wenn nicht rückgängig gemacht - 
katastrophale Wirkungen in Ostdeutschland haben und die 
Zahl der Arbeitslosen innerhalb kürzester Zeit mehr als ver- 
doppeln. Es mui3 daher zu den dringendsten Sofortmaßnahmen 
einer vernünftigen Wirtschaftspolitik gehören, diesen Abbau 
sofort zu stoppen und statt dessen eine mittelfristige Stabilisie- 
rung und einen kräftigen Ausbau der Arbeitsmarktpolitik zu 
betreiben. Dazu gehören vor allem die sofortige Aufstockung 
der Arbeitsbeschaffungs- sowie der Fortbildungs- und Um- 
schulungsmaßnahmen sowie die Förderung von Beschäfti- 
gungs- und Qualifizierungsgesellschaften. Die vernünftigen 
Ansätze dieser Gesellschaften sind durch den wirtschaftspoliti- 
schen Zickzackkurs der Treuhandanstalt so strapaziert worden, 
daß sie keine echte Entfaltungschance hatten. Soll jedoch eine 
weitere Verschärfung der gesellschaftlichen Konflikte als Folge 
unkontrollierbar steigender Arbeitslosigkeit und sozialer Per- 
spektivlosigkeit vermieden werden, muß sich die Politik Wege 
einfallen lassen, um das Potential an Arbeitskräften sinnvoll zu 
beschäftigen, das auch im günstigsten Entwicklungsfall in den 
nächsten Jahren keinen regulären Arbeitsplatz finden wird. 
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4. Im Zentrum einer konstruktiven Wirtschaftspolitik für 
Ostdeutschland muß die Rettung der noch verbliebenen Indu - 
striekerne der alten D D R  stehen. Ein erheblicher Teil dieser 
Kerne ist bereits mit verheerenden Folgen verschwunden. Für 
einen anderen Teil ist es vielleicht noch nicht zu spät, auf jeden 
Fall aber sehr spät. Die privatisierungsfixierte Politik der Treu- 
handanstalt (THA) hat dazu geführt, daß von den 1990 noch 
vorhandenen 2,6 Millionen Industriearbeitsylätzen Ende 1 992 
weniger als die Hälfte übrig geblieben war. Davon befanden 
sich zwei Fünftel (gut 500.000) in Treuhandbesitz. Ihr Zustand 
ist im Vergleich zu den bereits privatisierten Betrieben unak- 
zeptabel: Die Weigerung der THA, in diesen Unternehmen die 
notwendigen Modernisierungsinvestitionen durchzuführen, 
führt allmählich auch die Unternehmen, die in DDR-Zeiten 
durchaus international wettbewerbsfähi, 0 waren, in einen Zu- 
stand der völligen Ineffizienz und Demontage. Die Gefahr be- 
steht, daß die Deindustrialisierung beschleunigt fortschreitet 
und sich bis zum Ende dieses Jahres die Zahl der Arbeitsplätze 
noch einmal halbiert - Ergebnis einer Politik, der Privatisierung 
und marktradikale Prinzipienreiterei wichtiger sind als die Si- 
cherung von Produktion und Beschäftigung. 

Mittlerweile scheint selbst der Bundesregierung die Kata- 
strophe zu dämmern, die sie mit ihrer Politik angerichtet hat. 
Sie spricht davon, daß industrielle Kerne erhalten werden sol- 
len. Konkrete Konzepte dazu hat sie jedoch bisher nicht vor- 
gelegt, von praktischen Maßnahmen ganz zu schweigen. 

Demgegenüber liegen von verschiedenen Seiten, die die 
Crash-and-Chaos-Politik der Bundesregierung schon länger 
kritisieren, Vorschläge für eine Veränderung der Politik, der 
Treuhandanstalt und für die Erhaltung bzw. Reindustriafisie- 
rung wesentlicher Industriekerne in Deutschland vor. Auch die 
AG Alternative Wirtschaftspolitik hat sich in ihren beiden letz- 
ten Memoranden hierzu ausführlich geäußert. 

Unsere Vorschläge, die wir hier noch einmal unterstreichen 
und präzisieren, laufen darauf hinaus, der aktiven Sanierung 
und Modernisierung absoluten Vorrang vor der weiteren Priva- 
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tisierung und Liquidierung zu verschaffen. Im einzelnen be- 
steht unser Konzept aus sechs Elementen: 

- Erstens: Die Versuche, die noch vorhandenen THA-Un- 
ternehinen um jeden Preis zu privatisieren, werden sofort ge- 
stoppt. Die Arbeit der Treuhand wird in dieser Hinsicht bis 
Ende 1993 eingestellt und insgesamt auf Aufgaben der Abwick- 
lung und Uberwachung reduziert. 

- Zweitens: Alle Unternehmen und Betriebe, die sich noch 
in THA-Besitz befinden, werden in den nächsten Monaten in 
sechs auf die neuen Bundesländer bezogene Holdings einge- 
bracht. Dabei handelt es sich um Aktiengesellschaften, die der 
Mitbestimmung unterliegen. Sie befinden sich jeweils zu 75 VH 
im Eigentum des Bundes, zu 20 v H  des jeweiligen Landes so- 
wie zu 5 v H  bei privaten Aktionären. Der Kapitalanteil, der 
keine privaten Aktionäre findet, wird zwischen Bund und Land 
aufgeteilt. Das Stimmrecht in den Holdings ist so auszugestal- 
ten, daß die Länder jeweils auf 51 v H  der Stimmen kommen. 
Für länderübergreifende Unternehmen in strategischen Berei- 
chen (z. B. Waggonbau, Braunkohlebergbau und Chemische 
Industrie) werden länderübergreifende Branchenholdings er- 
richtet, in denen analoge Eigentums- und Stimmrechtsregelun- 
gen gelten. 

- Drittens: Die Holdings führen in Abstimmung mit den 
Landesregierungen und den von diesen bestellten Landesent- 
wicklungsgesellschaften unverzüglich die notwendigen Moder- 
iiisierungsinvestitionen in den Unternehmen durch, die noch 
sanierungsfähig und/oder für das Land bzw. bestimmte Regio- 
nen von wesentlicher Bedeutung sind. Hierdurch wird die In- 
vestitionsverweigerung durch die THA kompensiert. Die Un- 
ternehmen werden auf einen Produktivitätsstandard hin saniert, 
der sie nicht gegenüber bereits privatisierten Betrieben diskri- 
miniert. Wo es nötig ist, werden den Holdings befristete Lohn- 
kostensubventionen über öffentliche Mittel zur Verfügung ge- 
stellt. In jedem Fall sollen die Holdingunternehmen im Rahmen 
der Regional- und Entwicklungspolitik des Landes eine we- 
sentliche Rolle spielen. 
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- Viertens: Gleichzeitig unterstützen Landes- und Bundes- 
regierung die ostdeutschen Industrieunternehmen bei dem Ver- 
such, Märkte zu sichern und zu öffnen. Die Vermarktungs- und 
Finanzierungshilfen für die Exporte ostdeutscher Unternehmen 
nach Osteuropa werden - z. B. im Rahmen einer Erhöhung der 
Gaslieferungen aus Rußland und damit verbundener Kompen- 
sations- und Barterabkommen - erheblich ausgebaut. 

- Fünftens: Nachdem die Holding-Unternehmen so auf eine 
solide wirtschaftliche Grundlage gestellt sind, werden sie - frü- 
hestens nach drei Jahren - über die Börse zunächst teilprivati- 
siert. Für eine weitere Übergangszeit von 5 - 7 Jahren sollen die 
Holdings Minderheitseigentümer bleiben und die Verbindung 
zur regionalen Entwicklungsplanung sichern. Bei der Privatisie- 
rung ist darauf zu achten, dai3 es nicht zu neuen privaten Ei- 
gentumskonzentrationen mit entsprechender unternehmeri- 
scher Mac htzusammen ballung kommt. 

6. Finanzpolitik: Neuordnung statt Flickschusterei 

Der hier dargelegte Katalog von Mai3nahmen zur Sanierung und 
Modernisierung der Unternehmen in Ostdeutschland macht in- 
haltlich begründet die Notwendigkeit deutlich, dafür finanzielle 
Mittel zur Verfügung zu stellen. Damit wird die immer wieder 
aufgestellte Behauptung widerlegt, der Forderung nach Finanz- 
mitteln für den Aufbau Ostdeutschlands stünden keine oder nur 
in unzureichendem Maße begründete Projekte gegenüber. Die 
Aufgabe, diese industriepolitischen Maßnahmen zu finanzieren, 
bettet sich allerdings in weitere Herausforderungen der Finanz- 
politik infolge der deutschen Einigung und der konjunkturellen 
Krise in Westdeutschland ein. Auf folgenden Ebenen stellen sich 
dringende Probleme der Finanzpolitik: 

Erstens: Endlich muß, wie es die Arbeitsgruppe Alternative 
Wirtschaftspolitik seit dem Frühjahr 1990 fordert, ein Zu- 
kunftsprogramm Deutschland mit dem Schwerpunkt der Sanie- 

rung und des Aufbaus der ostdeutschen Wirtschaft über einen 
Zeitraum von zehn Jahren verwirklicht werden. Erst durch die 
Schaffung der infrastrukturellen Grundlagen sowie die Stabili- 
sierung der ostdeutschen Wirtschaft wird auch wieder finanz- 
politischer Spielraum für Ostdeutschland gewonnen. Nachfol- 
gend werden die Grundzüge dieses Finanzierungsprogramms, 
das wir über Jahre entwickelt haben, vorgestellt. 

Zweitens: Einen Schwerpunkt dieses Zukunftsprogramms 
bildet die Einrichtung eines Fonds »Industrieaufbau Ost« bei der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau. Damit sind die von uns vorge- 
schlagenen Maßnahmen zur Sanierung und Modernisierung in- 
dustrieller Kerne in Ostdeutschland zu finanzieren. Um die 
Wettbewerbschancen der Betriebe unter dem Dach der Treu- 
handanstalt vor allem auch auf der Marktseite zu verbessern, sind 
aus dem Fonds jährlich 40 Mrd. DM für die Zeit von 1994 bis 
1996 verfügbar zu machen. Die durch die Bundesregierung vor- 
gesehenen 3 Mrd. DM (pro Jahr) für die alten Treuhandanstalt- 
Betriebe sind viel zu niedrig veranschlagt. Die Finanzmittel für 
diesen Fonds »Industrieaufbau Ost« werden je zur Hälfte über 
die von uns mehrfach geforderten und nachfolgend nochmals be- 
schriebenen Instrumente einer Investitionshilfeabgabe der west- 
deutschen an die ostdeutsche Wirtschaft sowie aus dem Aufkom- 
men einer Anleihe mit Zeichnungspflicht aufgebracht. 

Drittens: Die Aufnahme der neuen Länder in die Systeme 
des Finanzausgleichs, die der Einigungsvertrag ab 1995 vor- 
sieht, steht einerseits im Zentrum der finanzpolitischen Neu- 
ordnung. Da der politische Druck, den im Einigungsvertrag 
vorgesehenen Termin 1995 bei der Schaffung eines gemeinsa- 
men Finanzausgleichs einzuhalten, groß ist, müssen jedoch an- 
dererseits Ubergangs- bzw. Anpassungsregeln definiert werden. 
Denn die Unterschiede in der Wirtschafts- und damit Finanz- 
kraft zwischen West- und Ostdeutschland werden weit über 
1995 hinaus noch so groß sein, daß der beim Länderfinanzaus- 
gleich vorgesehene Spitzenausgleich in einer Übergangsphase 
korrigiert werden muß. Dies gilt auch für die westdeutschen 
Länder, die bisher Empfänger im horizontalen Finanzausgleich 
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waren. In dieser Phase des Übergangs ist der Bund zu verpflich- 
ten, über den Einsatz der Bundesergänzungszuweisungen dafür 
Sorge zu tragen, daß die finanzschwachen Bundesländer West- 
deutschlands bei der Anwendung eines gemeinsamen Finanz- 
ausgleichs nicht in die fiskalische Krise getrieben werden. 

Viertens: Finanziert werden rnuß der Kapitaldienst (Zinsen 
und Tilgung) mit jährlich ca. 40 hlIrd. DM, der sich aus den 
1995 beim Bund wirksam werdenden Schulden infolge der In- 
tegration der Ex-DDR in das bundesdeutsche Währungs- und 
Wirtschaftssystem ergeben wird. Geschätzt wird eine Schulden- 
summe von ca. 400 Mrd. DM. Diese setzt sich aus den nach 
Beendigung der Arbeit der Treuhandanstalt verbleibenden 
Schulden von über 250 Mrd. DM sowie den irn Kreditabwick- 
lungsfonds zusammengefailten Schulden von schätzungsweise 
150 Mrd. DM zusammen (wichtigste Posten des Kreditabwick- 
lungsfonds: Auslandsversclnddung der DDR von 27 Mrd. DM 
sowie Ausgleichsforderungen von Ca.  100 Mrd. DM durch die 
unterschiedliche Umstellung der Spareinlagen und Kredite auf 
DM). Während die Bundesregierung zur Aufbringung dieses 
Kapitaldienstes ab 1995 die Einführung eines Solidaritätszu- 
Schlags auf die Lohn-, Einkommen- und Körperschaftsteuer- 
schuld plant, schlagen wir vor, die Bundesbankgewinne dafür 
zu nutzen sowie eine spezielle Vermögensabgabe zu erheben. 

Fünftens: U m  jedoch auch zur Überwindung der westdeut- 
schen Konjunkturschwäche beizutragen, rnuß der Staat seiner 
Aufgabe, gegenzusteuern, gerecht werden iind ein ökologisch 
ausgerichtetes Wachstums- und Beschäftigungsprogramm 
durchsetzen. Dabei ist eine Koordination mit entsprechenden 
Maßnahmen auf EG-Ebene anzustreben. In der gesamtwirt- 
schaftlichen Situation brachliegender Produlrtionsressourceii ist 
eine Kreditfinanzierung dieser Maßnahmen staatlicher Kon- 
junktur- und Wachstumspolitik unverzichtbar. Allerdings sollte 
unter Anwendung des »Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes« der 
Abbau dieses Teils der öffentlichen Kreditfinanzierung nach 
Uberwindung der konjunkturellen Krise verbindlich fiir die 
Bundespolitik garantiert werden. 

Zur Lösung der finanzpolitischen Herausforderungen hat 
die Bundesregierung ein »Föderales Konsolidierungspro- 
gramm« (FKP) vorgelegt. Es definiert die Eckwerte für den 
Beitrag, den die Haushalte der Gebietskörperschaften im Rah- 
men des .>Solidarpakts<c aus Bundessicht einzubringen haben. 
Positiv hervorzuheben ist die Tatsache, dai3 mit diesem Pro- 
gramm die Bundesregierung erstmals wenigstens ansatzweise 
die schwerwiegenden Anforderungen an die Finanzpolitik of- 
fenlegt. Bei Ausleuchtung der einzelnen Elemente offenbart es 
sich jedoch als ein finanzpolitischer Flickenteppich. 1995 löst 
dieses Monsolidierungsprogramm einen Finanzierungs- und 
Umschiclitungsbedarf von über 110 Mrd. DM aus. Davon zie- 
len im ersten Jahr 46 Mrd. D M  auf die Finanzierung der Schul- 
den aus der Integration der Ex-DDR. 65 Mrd. O M  ergeben 
sich aus der Neuordnung des gesamtdeutschen Finanzaus- 
gleichs (horizontaler Finanzausgleich, Fehlbetrags-Ergänzungs- 
Zuweisungen, Sonderleistungen des Bundes für Ostdeutsch- 
land, Uberbrückungszuweisungen für westdeutsche Länder, Sa- 
nierungszuweisungen für Bremen und das Saarland). Die Bun- 
desregierung quantifiziert allerdings lediglich rund 
31 Mrd. D M  samt dem geplanten Solidaritätszuschlag ab 1995 
zur Finanzierung des Kapitaldienstes ini Kontext des Schulden- 
fonds, der aus der Integration der Ex-DDR entstanden ist. 
Übrig bleibt die riesige Finanzierungslücke von über 
79 Mrd. DM, die Bund und Länder/Gemeinden zu gleichen 
Teilen übernehmen sollen. Schließlich ist die Reduzierung der 
Neuverschuldung des öffentlichen Gesamthaushalts von ca. 
150 Mrd. DM in 1993 (einschließlich der Schattenhaushalte so- 
wie Bundespost, Bundesbahn und Reichsbahn) auf 
100 Mrd. DM vorgesehen. Sowohl wegen der geplanten Auf- 
kommenserzielung als auch wegen seiner tiefgreifenden Ein- 
Sparmaßnahmen im Sozialbereich muß dieses Konzept zurück- 
gewiesen werden. Die geplanten Einsparungen konzentrieren 
sich auf Einkommensschwache und Bezieher von Transferein- 
kommen. Dagegen fallen Kürzungen/Streichungen von ge- 
winnbringenden Subventionsvorteilen der Wirtschaft erheblich 
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niedriger aus. Dieses Konzept ergibt keine sinnvolle Grundlage 
für einen Solidarpakt. Dies zeigt sich auch in der Tatsache, daß 
ein wirtschafisstrukturelles Konzept für den Aufbau Ost- 
deutschlands nicht zu erkennen ist. 

Die bundesdeutsche Finanzpolitik bewegt sich auch mit ih- 
rem »Föderalen Konsolidierungskonzept<< weiterhin in einem 
selbst verschuldeten Chaos. In immer kürzeren Abständen wer- 
den neue, zum Teil sich widersprechende Vorschläge zur Ein- 
sparung von Ausgaben in den öffentlichen Haushalten unter- 
breitet. Begleitend dazu vorgeschlagene Instrumente zur Stei- 
gerung der Staatseinnahmen erweisen sich verschiedentlich als 
abenteuerlich und im Widerspruch etwa zu gesamtwirtschaftli- 
chen und ökologischen Zielen. Diese völlig orientierungslose 
Finanzpolitik führt zur Verunsicherung der wirtschaftlichen 
Akteure und verhindert damit zukunftsorientierte Dispositio- 
nen. Wenn weiterer, sich schnell selbst verstärkender Schaden 
verhindert werden soll, dann mui3 die politische Kraft zur Neu- 
ordnung der Finanzpolitik, die die Einlösung ihrer Aufgaben 
an gesamtwirtschaftlichen und verteilungsspezifischen Krite- 
rien ausrichtet, aufgebracht werden. 

Die Notwendigkeit, die Eckwerte der künftigen Finanzpoli- 
tik in einen Solidarpakt einzubringen, ist unbestreitbar richtig. 
Schließlich handelt es sich bei der Finanzierung des Auf- und 
Umbaus Ostdeutschlands sowie bei der Stärkung der konjunk- 
turellen Entwicklung und der Reform Westdeutschlands um ge- 
nuine »Gemeinschaftsaufgaben«, Versuche, die Finanzierung 
dieser Gemeinschaftsaufgaben den Tarifparteien zuzuschanzen 
und Lohnopfer zu verlangen, sind zurückzuweisen. Nur  mit 
den Instrumenten der öffentlichen Haushaltspolitik iäßt sich 
die unterschiedliche Leistungsfähigkeit aller gesellschaftlichen 
Gruppen bzw. Individuen bei der Finanzierung dieses Solidar- 
pakts berücksichtigen. 

Als die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik seit 
dem Frühjahr 1990 ihre Vorschläge zur Finanzierung eines Zu- 
kunftsprogramms Deutschland mit dem Schwerpunkt des Auf- 
und Umbaus in den neuen Bundesländern unterbreitet hat, war 

sie lange Zeit auf einsamer Position, ja gelegentlich wurde sie 
massiv angefeindet. Der fiskalische Problemdruck hat mittler- 
weile jedoch dazu geführt, daß unterschiedliche politische und 
gesellschaftliche Gruppierungen ähnliche Vorschläge unterbrei- 
ten. Wenn wir an dieser Stelle unsere Finanzierungsinstrumente 
für den Solidarpakt wiederholen, dann scheint diesen (endlich) 
keine allzu große Originalität mehr zuzukommen. Wir hoffen, 
daß sich damit die Durchsetzungschancen - neben sozialorien- 
tierten Einsparungen in den öffentlichen Haushalten und der 
Kürzung im Verteidigungshaushalt - für die folgenden Finan- 
zierungsinstrumente, die über einen Zeitraum von mindestens 
fünf Jahren einzusetzen sind, verbessern: 

Erstens: Wir fordern zum 1. 6. 1993 die Einführung einer 
Arbeitsmarktabgabe für Beamte und Selbständige sowie für die 
Besserverdienenden mit Einkommen, die über die Bemessungs- 
grundlage im Rahmen der Sozialversicherungspflicht hinausge- 
hen. Der vorgeschlagene Abgabensatz beträgt 2,15 vH. Damit 
ließe sich die bisher einseitige Belastung der Sozialversiche- 
rungspflichtigen im Zuge der Finanzierung der Deutschen Ein- 
heit korrigieren. 

Zweitens: Wir fordern die Erhebung eines Solidaritätszu- 
Schlags in Form einer Ergänzungsabgabe auf die Einkommen- 
und Körperschaftsteuerschuld ab dem 1. 6. 1993. Bei der Er- 
gänzungsabgabe auf die Einkommensteuerschuld bestehen wir 
auf einer Freistellung bis zu einem Jahreseinkommen von 
50.000/ 100.000 DM (alleinstehendherheiratet), um durchaus 
auch die Ergiebigkeit dieser Einnahmenquelle zu erhöhen. 

Drittens: Darüber hinaus fordern wir eine Investitionshilfe- 
abgabe, die durch die westdeutsche Wirtschaft zum Aufbau 
eines unternehmerischen Kapitalstocks in Ostdeutschland auf- 
zubringen ist. Die Jahresüberschüsse nach Abzug der Gewinn- 
steuern sowie zwei Prozent des Umsatzes bilden die Bemes- 
sungsgrundlage. Der Aufbringungssatz liegt für die ersten bei- 
den Jahre bei zehn Prozent und nimmt sukzessive bis zum fünf- 
ten Jahr auf sechs Prozent ab. Hervorzuheben ist der Len- 
kungscharakter dieser Abgabe. Soweit westdeutsche Unterneh- 
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meii Sachinvestitionen in Ostdeutschland vornehmen, ist eine 
Verrechnungsmöglichkeit gegeben. Auch die Beteiligung an 
Finanzierungsfonds für die ostdeutsche Wirtschaft kann ver- 
rechnet werden, um Betrieben, deren Tatigkeit in Westdeutsch- 
land regional begrenzt ist, ein investives Engagement in Ost- 
deutschland zu ermöglichen. Soweit die Investitionsgüter in 
Ostdeutschland hergestellt werden, ergibt sich ein günstigerer 
Ansatz bei der Verrechnung. Werden die Investitionsgüter 
zumindest zur Hälfte in Ostdeutschland produziert, so entfällt 
die Reitragspllicht, wenn mindestens das Zwanzigfache der In- 
vestitionshilfe für Sachinvestitionen eingesetzt wird; ansonsten 
muß zumindest das Hundertfache der Abgabe investiert wer- 
den. 

Viertens: Soweit diese drei abgabenpolitischen Maanahmen 
sowie die Kürzungen öffentlicher Ausgaben- und Subventions- 
haushalte nicht ausreichen, wiederholen wir unseren Vorschlag, 
eine Anleihe mit Zeichnungspflicht aufzulegen. 

Hierbei handelt es sich im Unterschied zu den im Sommer 
1992 von der Bundesregierung diskutierten Vorschlägen um eine 
echte Zwangsanleihe. Die Zeichnungspflichtigen erhalten eine 
Anleihe, die über fünf Jahre im Ausmai3 der Geldenrwertungsra- 
te verzinst wird, also nicht an Wert verliert. Das Opfer reduziert 
sich auf den Unterschied zwischen Inflationsrate und Kapital- 
marktzins. Mit der Auflage dieser Anleihe wird ein verbindlicher 
Plan präsentiert, der den Zeitablauf der Tilgung nach fünf Jahren 
angibt. Die Zeichnungspflicht setzt bei Berücksichtigung von 
Freigrenzen am Geldvermögen der privaten Haushalte, der pro- 
duzierenden Wirtschaft, des Handels, der Banken, der Versiche- 
rungen und der Dienstleistungsunternehmen an. Grundlage bil- 
den die Geldvermögensbestände am Stichtag 31. 12. 1991, um 
Umschichtungen mit dem Ziel der Vermeidung der Zeiclinungs- 
Pflicht zu unterbinden. Diese Zwangsanleihe zielt auf die Ab- 
schöpfung der enorm gestiegenen Geldvermögen in West- 
deutschland. Allein bei den privaten Haushalten ist die Geldver- 
niögensbildung 1991 um 238 Mrd. DM auf 3,4 Billionen DM ge- 
stiegen, hauptsächlich bei den Haushalten der Selbständigen und 

Besserverdienenden. Eine einprozentige Anleihe auf dieses 
Geldvermögen würde bereits 34 Mrd. DM erbringen. Der Zu- 
wachs der Geldvermögen bei westdeutschen Produktionsunter- 
nehmen belief sich 1990 auf 187 und 1991 auf 140 Mrd. DM. Da- 
hinter verbergen sich nicht zuletzt die Großunternehmen, die an- 
statt real zu investieren, enorme kurzfristige Liquidität und lang- 
fristige Geldverinögensanlagen aufbauen. Angesichts der gigan- 
tischen Herausforderungen beim Aufbau der deutschen Wirt- 
schaft ist es ökonomisch geboten und verteilungspolitisch ge- 
rechtfertigt, einen Teil dieser Mittel - bei Einschränkung des Op- 
fers auf Zinsverluste - zur Finanzierung der deutschen Einheit 
heranzuziehen. 

Die hier unterbreiteten Vorschläge konzentrieren sich auf die 
Finanzierung öffentlicher Aufgaben in Ost- und Westdcutsch- 
land. Dabei ist nachhaltig zu betonen, daß die Neuordnung der 
öffentlichen Haushalte dem übergeordneten Ziel des ökologi- 
schen Umbaus der WGrtscliaft zu dienen hat. Bei der Umschich- 
tung und Streichung öffentlicher Ausgaben ist ebenso wie beim 
Einsatz abgabenpolitischer Maßnahmen diesem Ziel Vorrang 
einzuräumen. Deshalb wiederholen wir unsere Forderung, die 
Steuer auf Mineralöl nachhaltig zu erhöhen und die daraus ge- 
wonnenen Einnahmen zum umweltfördernden Umbau des 
Verliehrssystems, dessen Grundzüge wir im MEMORAN- 
DUM '92~vorgestellt haben, zu nutzen. 

7. Geldpolitik: Stabilitätspolitik statt 
Res tri ktions kurs 

Die Deutsche Bundesbank hatte seit der Ausdehnung des Gel- 
tungsbereiclis der D-Mark auf Ostdeutschland Mitte 1990 in 
mehreren Schritten eine rigorose Politik der Verteuerung der 
Geldversorgung durchgesetzt. Diese Hochzinspolitik war falsch 
begründet. Die Bundesbank muß sich den Vorwurf gefallen las- 
sen, mit ihrer Hochzinspolitik den konjunkturellen Einbruch in 
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Anfang dieses Jahres zeichnete sich eine Schrumpfung beim 
Zuwachs der Geldmenge ab. Die Senkung der für die Ge- 
schäftsbanken relevanten Refinanzierutlgszinsen in den Mini- 
Schritten vom 15. September 1992 und 5.  Februar 1993 - Dis- 
kontsatz von 8,75 vH auf 8 v H  und Lombardsatz von 9,75 v H  
auf 9 v H  - reicht nicht aus. Ein deutlicher Rückgang des Dis- 
kont- und Lombardsatzes ist dringend geboten. Darüber hinaus 
müssen die Sätze für Wertpapierpensionsgeschäfte, die bei der 
Feinsteuerung der Liquidität und damit bei der Kreditvergabe 
der Geschäftsbanken die dominierende Rolle spielen, deutlich 
weiter abgeschmolzen werden. Die Bundesbank irrt, wenn sie 
mit Blick auf die gesunkenen Zinssätze auf den Kapitalmärkten 
- seit September 1992 um 1,5 Prozentpunkte auf knapp 7 v H  
- keinen weiteren Bedarf für eine nachhaltige Senkung der 
Zinssätze im Kontext der Refinanzierung der Geschäfts banken 
bei der Deutschen Bundesbank mehr sieht. Der entlastende 
Prozeß des Rückgangs der Kapitalzinsen drückt letztlich die 
Erwartung aus, daß die Bundesbankzinsen und damit die Geld- 
marktzinsen im weiteren Verlauf nachgeben. Wird diese Erwar- 
tung nicht erfüllt, dann mui3 wieder mit einem schnellen An- 
stieg der Kapitalmarktzinsen gerechnet werden. Zugleich zeigt 
diese Entwicklung auf den Kapitalmärkten, daß ein sich selbst 
verstärkender Inflationsprozefi nicht kalkuliert wird. Ein deut- 
licher Rückgang der Bundesbankzinsen, mit dem sich die Refi- 
nanzierungskosten der Geschäftsbanken verbilligen und die 
Umschichtung in Richtung kurzfristiger Geldanlagen nicht 
mehr lohnt, ist dringend geboten, um zusammen mit der Fi- 
nanzpolitik den westdeutschen Abschwung zu überwinden, die 
Fremdfinanzierungskosten in Ostdeutschland zu reduzieren 
und die Wechselkurse innerhalb des EWS durch die Reduzie- 
rung von Zinssatzdifferenzen zwischen den Mitgliedsländern 
zu stabilisieren. 
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11. Langfassung des Memorandum 1. Steigende Arbeitslosigkeit - 
zunehmende Armut: 
Die soziale Lage in Deutschland 

1.1 Angriff auf den 

»Diese Sparpolitili< hat ihr Ende nicht erreicht. Vielmehr scheint 
erst der Anfang gemacht worden zu sein (. . .). Die Finanzie- 
rungcprobleme sind willkommener Anlai3, um die Grenzen der 
Sozialpolitik und des Sozialstaates auszumachen und einen 
Kurswechsel einzuleiten. (. . .) der Sozialstaat insgesamt steht zur 
Disposition.« - Dies sind einige Sätze aus dem MEMORAN- 
DUM '82 (S. 192 ff.), mit denen wir seinerzeit den bis dato mas- 
sivsten Abbau sozialer Leistungen im Rahmen der .Haushalts- 
Operation '82« charakterisierten. Ein ohnehin bereits hoher Sok- 
Icel, wieder dramatisch ansteigende Arbeitslosenzahlen und da- 
mit einhergehende Finanzierungsprobleme der Sozial(versicl1e- 
rungs)politik bildeten den Hintergrund, vor dem der bundes- 
deutsche Sozialstaat in der ersten Hälfte der SoerJahre massiv zur 
Ader gelassen wurde. Den Haushaltsoperationen '82 - '84 folgte 
die politische Deregulierung des Individual- und Kollektivar- 
beitsrechts, die auch heute noch weithin spürbar ist. 

Gut zehn Jahre später steht die Sozialpolitik ganz offensicht- 
lich vor einer ähnlichen Phase verstärkter Angriffe. Der ökono- 
mische Hintergrund, vor allem aber die Situation der öffentli- 
chen und Sozialversicherungshaushalte ist brisanter als zu Be- 
ginn der 80er Jahre; die Spaltung der Gesellschaft in »arm« und 
.reich« - vordergründig in Ost und West - ist deutlich weiter 
fortgeschritten; Arbeitslosigkeit und Armut bewegen sich auf 
dein höchsten Niveau der bundesdeutschen Geschichte. 
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Bundeskanzler Kohl hat zu Jahresbeginn den >> Wildwuchs 
bei den Sozialleistungen« entdeckt und die öffentliche Auf- 
merksamkeit auf diejenigen gelenkt, »die die Solidargemein- 
Schaft ausbeuten«. Er findet es nicht mehr in Ordnung, »wenn 
jemand im Bereich der Sozialhilfe, ohne eine Leistung zu er- 
bringen, mehr von der Sozialgemeinschaft bekomme als derje- 
nige, der arbeite.. Ahnlich sein Finanzminister, der bereits 
Ende vergangenen Jahres öffentlich fragte, »ob es richtig sei, 
daß mancher Sozialhilfeempfänger pro Monat mehr erhalte als 
sein Nachbar, der Arbeitslosengeld oder gar Lohn beziehe.. 
Auch nach Ansicht von Arbeitgeber-Präsident Murmann soll- 
ten »wir« heute »mehr denn je Mißbrauch bekämpfen, Uppig- 
keiten auf ein notwendiges Maß zurückführen und Ungereimt- 
heiten beseitigen«. Sein Kurz-Nachrichten-Dienst schiebt zur 
selben Zeit die Frage nach: »Lohnt sich Arbeit noch?. - um sie 
auch gleich selbst zu beantworten: »Es wäre angemessen, den 
Abstand zwischen Sozialhilfeleistunger-i und Arbeitseinkom- 
men von Anfang der 80er Jahre wiederherzustellen.« 

Nach diesem Vorspiel wundert es nicht mehr sonderlich, 
wenn im Rahmen des »Föderalen Konsolidierungsprogramms« 
vom Januar diesen Jahres Einsparungen im Bereich der Sozial- 
politik in einem Umfang von 28,32 Mrd. DM (1993 - 1996) 
vorgesehen sind. Begründet werden sie mit dem Vorwurf zu- 
nehmenden Mißbrauchs bei den Lohnersatzleistungen des 
Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) und dem angeblich nicht 
mehr gewahrten Lohnabstand der Sozialhilfeleistungen. Wört- 
lich heißt es: »In bestimmten Fällen sind die Sozialhilfeleistun- 
gen sogar höher als die Lohnersatzleistungen. Diese Entwick- 
lung bedarf der Korrektur. Ein angemessener Abstand zwi- 
schen Lohnersatzleistungen und Sozialhilfe ist zu gewährlei- 
sten.« 

Damit wird versucht, ein ordnungspolitisches Abstandsjunk- 
tim nicht nur zwischen Löhnen und Sozialhilfe, sondern auch 
zwischen Lohnersatzleistungen und Sozialhilfe zu etablieren. 
Sollte dies hoffähig werden, würde das Bedarfsdeckungsprinzip 
der Sozialhilfe ad absurdum geführt. Wer den sozialhilfepoliti- 

schen Bedarf derart reduzieren will, daß das Arbeitslosengeld 
auf jeden Fall höher liegt, der zerreißt endgültig das unterste 
soziale Netz und schafft einen bislang in der Bundesrepublik 
nicht dagewesenen Spielraum für Sozialdemontage in den vor- 
gelagerten sozialen Leistungsbereichen. 

Denn Kürzungen bei der Sozialhilfe sind einerseits sachlogi- 
sche Folge wie auch Voraussetzung für den gesamtfiskalischen 
»Erfolg« von Streichungen bei den vorgelagerten Sozialtrans- 
fers wie Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe oder Altersüber- 
gangsgeld: Was Bund und Bundesanstalt für Arbeit sparen, 
tnüßte ansonsten zu einem nicht unerheblichen Teil von den 
Kommunen wieder draufgesattelt werden, Andererseits ist das 
Leistungsniveau der Sozialhilfe seit dem Beschluß des Bundes- 
verfassungsgerichts vom vergangenen September auch für die 
Einnahmen des Staates von herausragender Bedeutung. Das 
Existenzminimum ist hiernach von der Steuer zu befreien, und 
die Grundfreibeträge sind spätestens ab Veranlagungszeitraum 
1996 entsprechend zu erhöhen. Bereits die für 1993 gefundene 
Übergangsregelung für NiedrigsteinkommensbezieherInnen 
bedeutet für Bund, Länder und Gemeinden Mindereinnahmen 
von zusammen 2 Mrd. DM - ein Volumen, das ab 1996 immens 
steigen wird. U m  die dann zur Kompensation notwendigen 
Steuererhöhungen möglichst niedrig zu halten, wäre in den Au- 
gen der Haushälter ein Aderlaß der Sozialhilfe »hilfreich<<. 

Beide Gründe spielen für die Kürzungsabsichten eine wich- 
tige Rolle, dennoch bilden sie nur die »budgetistische. Seite der 
Medaille: Wer die Sozialhilfe kürzen will, der hat die Löhne und 
damit das soziale Sicherungssystem insgesamt im Visier. »Das 
Sozialhilfeniveau wirkt letztlich wie ein Mindestlohn«, so klagt 
die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände. 
Da aber jeder, der zur Sicherung seines Lebensunterhalts auf 
den Verkauf seiner Arbeitskraft angewiesen ist, ein objektives 
Interesse haben muß an einer unteren sozialpolitischen Schwel- 
le, unter die das Lohnniveau (zumindest theoretisch) nicht sin- 
ken kann, wird dieser Sachverhalt demagogisch verdreht in die 
Frage, ob Arbeit sich denn überhaupt noch lohne. Als ob die 
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Löhne dadurch stiegen, daß die Sozialhilfe sinkt, wird die of- 
fentiiche Aufmerksamkeit auf ein angeblich zu hohes Sozialhil- 
feniveau gelenkt, anstatt der Frage nachzugehen, warum in be- 
stinimten Fallen der Lohn nicht mehr zum Leben reicht. 

Im Bundessozialhilfegesetz (BSHG) ist ein sogenanntes 
»LohnabStandsgebot<< festgeschrieben; hiernach sollen die Re- 
gelsätze so festgelegt werden, daß ein genügender Abstand zum 
Nettoarbeitsentgelt unterer Lohngruppen gewahrt bleibt. Dies 
soll und kann selbstverständlich nicht bedeuten, daß der sozial- 
hilfepolitische Bedarf noch unterhalb der niedrigsten vorfind- 
baren Löhne anzusetzen ist, denn die Sozialhilfe zielt darauf ab, 
dein Empfänger der Hilfe »die Führung eines Lebens zu er- 
möglichen, das der Würde des Menschen entspricht« (BSHG). 
Die in den vergangenen Monaten bewußt plazierte öffentliche 
Kampagne gegen das Leistungsniveau der Sozialhilfe führt irn- 
mer wieder einen Vergleich von Steigerungsraten ins Spiel: von 
1980 bis 1991 sei der dui-cl-ischiiittliche Eck-Regelsatz um 
48 vH, die Nettolohn- und Gehaltssumnie je durchschnittlich 
beschäftigten Arbeitnehner aber niir uni 42 vH gestiegen, der 
Abstand zwischen beiden GrölSen habe sich damit verringert. 

Auch wenn die Zahlen rein rechrieriscli zutreffen, so ist doch 
die Schlußfolgerung uiizulässig. Der absolute Abstand zwi- 
schen beiden Werten hat sich im genannten Zeitraum um 
586 DM vergrhßert, selbst real ist er noch uni 73 DM monat- 
lich gestiegen. Wer den Blick nur auf die L~nters~liiedl~clieii Stei- 
gerungsraten lenkt, der verkennt den Cliarakter des Lohnab- 
standsgebots; der nämlich ist nicht relativer Natur, sondern be- 
zieht sich auf den absoluten Unterschied, der sehr wohl auch 
dann gewahrt bleibt, wenn die Regelsätze stärker steigen als die 
Nettolöline und Gehälter. 

Gehen wir dem Überschneidungsphailomen noch auf aiidere 
Weise nach und nehmen für den Vergleich an, dai3 (a) die Ko- 
sten der Unterkunft je nach Haushaltsgroße den Durchschnitts- 
kosten aller VVohngeldempfänger entsprechen und (b) der Er- 
werbstätigen-Haushalt neben Wohngeld und evtl. Kindergeld 
bzw. Miiidergeldziischlag über nur ein Arbeitseinkommen aus 

Vollzeitbeschiiftigung verfügt. Weitere Einkommen sind also 
nicht vorhanden, insbesondere auch keine Sonderzahlungen 
wie Urlaubs- oder Weihnachtsgeld. Unter diesen Annahmen lag 
die Brutto-Entgeltschwelle im Oktober 1991 für Alleinstehen- 
de (910 DM) sowie für Ehepaare ohne Kinder (1.665 DM) im 
Durchschnitt der jeweils untersten Leistungsgruppen in keinem 
Industriezweig der alten Bundesländer so niedrig, daß ein ver- 
gleichbarer nichterwerbstätiger Sozialhilfeempfanger-Haushalt 
ein höheres Nettoeinkommen gehabt hätte. Uberschneidungen 
können rein rechnerisch erst dann relevant werden, wenn ältere 
Kinder zum Haushalt zählen. Allerdings ist die Zahl der Fälle, 
die all die genannten (restriktiven) Bedingungen erfüllen, so ge- 
ring, da13 sie statistisch nicht mehr nachgewiesen werden kann. 
Die Behauptung, Lohn und Sozialhilfe würden sich in einer 
nennenswerten Zahl von Fällen überschneiden, ist empirisch 
nicht haltbar. Dort wo diese Fälle dennoch vorkommen, liegt 
dies am desolaten Zustand des Kinderlastenausgleichs und/oder 
an zum Teil exorbitant hohen Mieten bzw. zu geringen Wol-in- 
geldleistungeri. Eine Regelsatzkürzung aber läßt weder Löhne 
noch Kindergeld steigen und die Mieten nicht sinken. 

Anders stellt sich die Frage der Uberschneidung von Lohn 
und Sozialhilfe in den neuen Ländern dar. Der durchschnittli- 
che Eck-Regelsatz beläuft sich hier auf 96 vH des Westniveaus 
(489 DM ZLI 508 DM). Dies ist vollauf gerechtfertigt, da es in 
den neuen Ländern kaum noch Bereiche gibt, in denen die Le- 
benshaltungskosten niedriger als im Westen liegen, die Kosten 
der Unterkunft gehen bekanntlich nicht in die Regelsätze ein. 
Die Löhne aber - und damit auch die Lohnersatzleistixngen - 
liegen deutlich unterhalb des Westniveaus. Selbst nach Anpas- 
sung der Grundlöhne zwischen Ost und West wird das effek- 
tive Lohnniveau noch über Jahre im Durchschnitt, vor allem 
aber in einzelnen Wirtschaftszweigerl und Regionen, deutlich 
Unterhalb des Westniveaus liegen. Bei weiterhin (teilweise exor- 
bitant) steigenden Mieten könnten Löhne unterhalb der Brut- 
to-Sozialhilfeschwelle zwar nicht die Regel, wohl aber eine weit 
verbreitete Erscheinung sein. 
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Die Senkung des Sozialhilfe-Niveaus hat vor diesem Hinter- 
grund vor allem die Arbeitsentgelte im Visier; die Mindestlohn- 
Funktion, die der Sozialhilfe in Zeiten der Massenarbeitslosig- 
keit generell und derzeit insbesondere in den neuen Bundeslän- 
dern zukommt, soll reduziert werden. In Ost und West würde 
damit der Spielraum der Löhne nach unten vergrößert. Und 
wer gleichzeitig noch Kürzungen in den der Sozialhilfe vorge- 
lagerten Bereichen plant und ABM-Löhne auf 80 v H  senkt, der 
schafft bewußt und willentlich zusätzliche Armut unter Ar- 
beitslosen und Erwerbstätigen. Je mehr die gesellschaftliche 
Spaltung im vereinten Deutschland zunimmt und je weiter die 
Pole am unteren und oberen Ende der Einkommensskala aus- 
einander driften, um so deutlicher konfligieren in einer solchen 
Situation das Bedarfsdeckungsprinzip der Sozialhilfe und das 
Leistungsprinzip bei der Entlohnung miteinander. Für markt- 
radikale Lösungskonzepte stellt sich damit die Niveaufrage bei 
der Sozialhilfe. Hier liegt die ordnungspolitische Bedeutung der 
Sozialhilfe für die Auseinandersetzungen auf der Ebene der Pri- 
märverteilung. 
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1 .Z Arbeitsmarkt Deutschland: Auf dem 
Weg zu 4 Millionen Arbeitslosen 

Die 1990 und 1991 von der internationalen Wirtschaftsentwick- 
lung abgekoppelte Sonderkonjunktur in Westdeutschland 
resultierte wesentlich aus der ostdeutschen Nachfrage nach 
westdeutschen Produkten. Die gleichzeitig mit dieser Sonder- 
Situation zugedeckten Strukturschwächen der westdeutschen 
Wirtschaft treten nach Auslaufen des Einigungsbooms nun- 
mehr deutlich zu Tage. Auf der anderen Seite ist Ostdeutsch- 
land von einem sich selbst tragenden Aufschwung noch weit 
entfernt. 

Folgende Schlaglichter charakterisieren die aktuellen Ent- 
wicklungen auf dem Arbeitsmarkt bzw. die Reaktionen der po- 
litisch Verantwortlichen: 

- Gesamtdeutschland bewegt sich auf 4 Millionen offiziell 
registrierte Arbeitslose zu, insgesamt mehr als 7 Millionen er- 
werbsfähige Personen in Ost  und West sind aus dem ersten Ar- 
beitsmarkt ausgegrenzt: Die Bundesregierung reagiert mit der 
Syariiovelle zum Arbeitsförderungsgesetz (AFG). 

- Mehr als 50.000 Arbeitsplätze in der deutschen Stahlindu- 
strie sind akut gefährdet: Der Wirtschaftcminister negiert den 
Ruf nach einer nationalen Stahlkonferenz. 

- Die Ankündigung der Bundesregierung zum Erhalt indu- 
strieller Kerne in Ostdeutschland ist nunmehr viele Monate alt: 
Mit jedem Tag verstrichener Zeit ohne ein tatsächliches indu- 
striepolitisches Einschreiten erhöhen sich die Kosten und ver- 
ringern sich die Chancen dieser (wohl nur auf dem Papier ste- 
henden) Strategie. 

- Die Treuhandanstalt kündigte Mitte 1992 an, mit massiver 
Preispolitik ostdeutschen Betrieben Märkte zu sichern: Tatsäch- 
lich liegt der Umsatzanteil ostdeutscher Produkte in West- 
deutschland zwischen 0 und 3 v H  (einzelne Konsumgüter). Der 
Investitionsattentismus der Treuhandanstalt ist inzwischen der 
vorrangige Grund dafür, da6 die unter ihrer Verwaltung agie- 
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renden ostdeutschen Betriebe immer weiter in Rückstand zu 
den westlichen Konkurrenten geraten. 

- Die industrie- und strukturpolitische Enthaltsamkeit deut- 
scher Politik und die uiiterlassene Modernisierung vor dlleiii in 
den Treuhandbetrieben, nicht mehr das Erbe der DDR, führen 
viele ostdeutsche Betriebe in den Ruin: Die Bundesregierung 
nutzt diese Situation zu Angriffen ‘iiif die Tarifautoiiomie, die 
Unternehmerverbäide kündigen erstmals in der deutschen 
Nachkriepsgescl-iichte besteher-ide Tarifvertrage. 

Arbeitsmarkt West 

Die Lage auf dem westdeutschen Arbeitsmarkt hat sich zum 
Ende des Jahres 1992 deutlich verschlechtert. Obwohl auch 
1992 noch ein Beschäftigurigszuwaciic von etwa 250.000 Perso- 
nen im Jahresdurchschnitt zu verzeichnen sein wird - 1990 und 
1991 lagen die entsprechenden Zuwächse noch bei 700.000 bzw. 
730.000 Personen -, künden doch die steigenden Arbeitslosen- 
und Kurzarbeiterzahlen an, dafl der westdeutsche Arbeitsmarkt 
inzwischen auf die Rezessionserscheinungeri in  der Wirtschaft 
reagiert. 

Zum Jahresbeginn 1993 stieg die Arbeitslosenzahl auf 
2.257.600 und lag damit um 382.500 über dem Vorjahresstand. 
Erstmals seit fast drei Jahren waren wieder inehr als 2 Millionen 
Arbeitslose zu verzeichnen. Bei einer Erwerbstätigenzahl von 
29.368 Millionen Personen (Inlandskonzept) betrug die Ar- 
beitslosenquote 7,4 vH. Noch drastischer stellt sich die Situa- 
t im  bei den KurzarbeiterInrien dar. Trinerhalb des letzten 
Quartals 1992 verdreifachte sich deren Zahl und liegt nunmehr 
bei 857.200 (alle Daten Januar 1993). 

Arbeitsmarktpoli tische Maßnahmen (Fortbildung, Unischu- 
lung und Einarbeitung; Arbeitsbeschaffungsmaßnahrneil; Zah- 
lung von Kurzarbeitergeld) sowie die bekannten statistischen 
>>Bereinigungen« des Erfassungskonzepts trugen zur realen 
Verringerung bzw. Schönung der Arbeitslosenzahlei-i bei: 

- Mit jahresdurchschnittlich 283.000 Kurzarbeitern, 78.100 
ABM-Beschäftigten und 372.1 00 Teiliiehmerlnnen an Fortbil- 
dungs- bzw. Umschulungstnaihahmen wurde der Arbeitsmarkt 
uni mehr als 400.000 Personen entlastet -, aufgrund der enor- 
rnen Zunahme an Kurzarbeit trotz rückläufiger ABM-Zahlen 
stärker als iiii Vorjahr. 

- Durch die Inanspruchnahme des $ 1 0 5 ~  AFG, wonach 
58jährige oder ältere Personen Lohnersatzleistungen auch dann 
beziehen können, wenn sie nicht mehr bereit sind, jede zumut- 
bare Beschäftigung anzunehmen (womit sie gleichzeitig aus der 
Zahl der »verfügbaren<< und statistisch ausgewiesenen Arbeits- 
losen herausfallen), wurde der westdeutsche Arbeitsmarkt um 
90.800 Personen (Mitte Oktober 1992) »bereinigt«. Durch diese 
und andere statistische Korrekturen, auf die wir bereits in den 
letzten Memoranden hingewiesen haben, wird die Arbeitslo- 
senstatistik um mindestens 200.000 Personen geschönt. 

Berücksichtigt man alle Formen der offenen und verdeckten 
Arbeitslosigkeit sowie die Stille Reserve, so sind auch in West- 
deutschland weit mehr als 3 Millionen Personen aus dem Er- 
werbssystein ausgegrenzt. 

Für die insgesamt kritische Lage auf dein Arbeitsmarkt 
spricht auch, daß die jeweils iin September eines Jahres erfaihe 
Zahl von Langzeitarbeitslosen - irn Gegensatz zu den beiden 
Vorjahren - nicht weiter zurückging, sondern sogar um 4 v H  
auf 374.000 Personen zunahm. 

Die angekündigten Massenentlassungen bzw. der Ubergang 
zu massiver Kurzarbeit - insbesondere in der Stahl- und der 
Auton-iobilindustrie, aber auch in anderen Branchen, so dem 
Maschinenbau - spiegeln sich in der Prognose der Wirtschafts- 
forscbungsinstitute für 1993 wider. Danach wird die Arbeitslo- 
sigkeit in Westdeutschland auf jahresdurchschnittlich 2,14 Mil- 
lionen Personen steigen (1992: 1,8 Millionen), während die Er- 
werbstätigenzahl auf 29,36 Millionen zurückgehen wird (1 992: 
2 9,5 Mi1 li one n) . 

Diese Entwicklungen werden dazu führen, daß in einigen 
westdeutschen Städten, die von der Arbeitsplatzvernichtung 

57 



besonders hart betroffen sein werden, die Arbeitsloseriquoten 
1993 über denjenigen einiger (weniger) ostdeutscher Städte (mit 
für die neuen Bundesländer allerdings vergleichsweise günsti- 
gen Entwicklungschancen) liegen werden. Auch vor diesem 
Hintergrund ist eine aktive Arbeitsmarkt- und Beschäftigungs- 
sowie eine integrierte Industriepolitik für Ost- und West- 
deutschland zwingend notwendig, um politische Versuche des 
Ausspielens von Ost- und West-ArbeitnehinerInnen gegenein- 
ander zu verhindern. 

Tabelle 1: Erwerbstdtige und 
(Jahresdurchschnitte in 1.000) 

Arbeitslose tn Westdeutschland 

5" 
Erwerbs- beschi 

tätige Arbeit- Arbeits- empfanger ABM- E'intritre in 
:.I VH Beschäftigte FuU Jahr insgesamt nehmer lnrm n..-t/. 

Arbeitsmarkt Ost 

Auch zweieinhalb Jahre nach Einführung der Wirtschafts-, 
Währungs- und Sozialunion verharrt die Arbeitslosigkeit in 
Ostdeutschland auf einem hohen Niveau. Anfang 1993 wurde 
bei 1,194 Millionen Arbeitslosen eine offizielle Arbeitslosen- 
quote von 14,7 v H  registriert, die damit doppelt so hoch wie in 
Westdeutschland lag. 

Sowohl regional als auch sozialstruliturell differenziert sich 
der ostdeutsche Arbeitsmarkt zunehmend. Mit einem Anteil 
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von 63,9 v H  an den Arbeitslosen weisen Frauen eine fast dop- 
pelt so hohe Arbeitslosenquote (18,6 vH) auf wie die Männer 
(9,7 vH). Hinzu kommt, daß Frauen in arbeitsmarktintegrie- 
renden Maßnahmen wie Kurzarbeit, ABM sowie FuU unter- 
proportional zu ihrem Anteil an den Arbeitslosen vertreten 
sind, während sie bei ausgrenzenden Instrumenten (Vorruhe- 
stand, Altersübergang) überproportional beteiligt sind. Über- 
haupt zeichnen sich in vielen Politikbereichen Schritte ab, die 
darauf zielen, die ostdeutschen Arbeitsmarktprobleme durch 
die Zurückdrängung der Frauen in familiäre Aufgabenfelder zu 
begrenzen. Am sinnfälligsten wird dies bei der Reduzierung des 
Angebots an Kinderbetreuungseinrichtungen. 

In regionaler Betrachtung fällt auf, daß sich trotz flächendek- 
lcend gravierender Arbeitsmarktprobleme die Situation in den 
Ballungszentren Ostdeutschlands dennoch relativ günstiger 
darstellt als in ländlich-peripheren Räumen. So weist der (im 
Berliner Umland gelegene) Stadt- und Landkreis Potsdam eine 
Arbeitslosenquote von 8,l v H  auf, im brandenburgischen 
Agrarkreis Gransee liegt sie dagegen bei 23,l vH. In der von 
der maritimen Wirtschaft geprägten Hansestadt Rostock be- 
trägt die Arbeitslosenquote 11,l vH, in dem nur 60 km entfernt 
liegenden Landkreis Ribnitz-Damgarten aber 22 vH. 

Die Betroffenheit der ostdeutschen Bevölkerung von den 
Strukturbrüchen in der Wirtschaft und auf dem Arbeitsmarkt 
kommt jedoch in den offiziell ausgewiesenen Arbeitslosenquo- 
ten nur unzureichend zum Ausdruck. Durch eine bisher äde r s t  
aktive Arbeitsmarktpolitik, die durch die Novellierung des AFG 
und weitere Sparbeschlüsse an (Entlastungs-)Wirkung verlieren 
wird, wurde der ostdeutsche Arbeitsmarkt massiv entlastet: 

AFG-gestützte Beschäftigung 
- 214.500 Kurzarbeiter im Januar 1993 verkörpern ein Vollzeit- 

Aquivalent von etwa 105.000 Personen, die dadurch (zunächst) vor 
drohender Arbeitslosigkeit bewahrt werden konnten; 

- in Arbeitsbeschaffungsmafinahmen befanden sich 325.000 
Beschäftigte, denen dadurch ein befristeter Arbeitsplatz ange- 
boten werden konnte. 
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Reduziertrng des Arbeitskl-ä~teangebotes 
- Etwa 420.000 Personen befanden sich L4nfang 1993 in be- 

ruflichen Weiterbildungsmaßnahmen (Fortbildung, Umschu- 
lung und Einarbeitung) und waren damit - neben den positiven 
qualifikatorischen Wirkungen - befristet dem Arbeitsangebot 
entzogen; 

- 643.500 Personen bezogen Altersübergangs- und 249.4 00 
Personen Vorruhestandsgeld, wodurch das Arbeitsangebot u m  
weitere 892.900 Personen verringert wurde. Auf die negativen 
sozial-psychologischen und materiellen Konsequenzen der 
Aussteuerung dieser Personen aus dem Erwerbssystem sei an 
dieser Stelle nur verwiesen. 

Insgesamt entlasteten die genannten arbeitsmarktgolitischen 
Instrumente den ostdeutschen Arbeitsmarkt um Ca. 1,74 Millio- 
nen Personen. Unter Berücksichtigung dieser Zahlen liegt die 
reale Quote der Arbeitslosigkeit/Unterbeschäftigung bei 
35 vH. 

Beachtet man darüber hinaus, da13 451 .000 (Mai 1992) ost- 
deutsche ArbeitspendlerInnen in Westdeutschland bzw. West- 
berlin beschäftigt sind, so ergibt sich, dai3 seit der politischen 
und wirtschaftlichen Wende in der DDR knapp 4 Millionen der 
einst 9,7 Millionen Arbeitsplätze verloren gingen. 

Mit der Anfang 1993 noch auf knapp 6 Millionen zu bezif- 
fernden Zahl von Arbeitsplätzen wird die - bereits vielfach vor- 
hergesagte - Talsohle auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt aber 
immer noch nicht erreicht sein. Nach jüngsten Umfragen wird 
auch 1993 der Beschäftigungsabbau weiter voranschreiten: 

- Im Bereich der treuhandveiwalteten Unternehmen wird 
von Ende 1992 bis Ende 1993 mit einer Reduzierung der Be- 
schäftigtenzahl um weitere 9 vH gerechnet. Die verstärkte 
Durchführung von Liquidationen und (;esamtvollstre&kungen 
durch die Treuhandanstalt trägt offensichtlich zu dieser Ent- 
wicklung bei. Nach eigenen Angaben der Treuhandanstalt 
(Zentrales Controlling) waren Ende 1992 Betriebe mit 282.608 
Arbeitsplätzen von Liquidationen und Gesamtvollstrecliungen 
betroffen. Es wird erwartet, daß nur 29 v H  dieser Arbeitsplätze 
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(8 1.900) durch Urnstrukturierungen, Teilübernahmen usw. er- 
halten bleiben. 

- In bereits privatisierten, nunmehr Ex-Treuhandunternehmen 
geht 1993 die Beschäftigung von 51 1.000 auf 506.000 zurück. 

- Die ostdeutschen Handwerksbetriebe, die derzeit 556.000 
Beschäftigte zählen, prognostizieren für 1993 einen leichten Be- 
schäftigungszuwachs um 2 vH. 

- Aufgrund finanzieller Engpässe und struktureller Verän- 
derungen wird der öffentliche Dienst Ostdeutschlands 1993 mit 
massiven Arbeitsplatzverlusten konfrontiert sein. Im Land 
Brandenburg gehen allein durch die Realisierung der Kreisge- 
biets- und Verwaltungsreforrri etwa 20.000 Arbeitsplätze bei 
Landratsämtern und Kommunen verloren; das entspricht einem 
Zehntel der Beschäftigung im brandenburgischen öffentlichen 
Dienst. In1 gesamten Gebiet der neuen Bundesländer kann mit 
einer Reduzierung der Beschäftigtenzahl um 200.000 - 300.000 
Personen gerechnet werden. 

- Diese auch 1993 anhaltenden Abbautendenzen bestätigt 
eine repräsentative Umfrage des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Rerufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit unter 3.61 7 Be- 
trieben und Verwaltungen Ostdeutschlands. Danach wird bis 
März 1993 in 15 v H  der befragten Betriebe mit einer Beschäf- 
tigungszunahme, aber in 53 v H  mit einer Abnahme der Be- 
schäftigtenzahl gerechnet. Im Durchschnitt werden l l vH der 
derzeit vorhandenen Arbeitsplätze abgebaut werden. 

Auch die Rückwirkungen der westdeutschen Rezession auf 
Ostdeutschland tragen zu diesen Tendenzen bei. Zahlreiche - 
noch vor wenigen Monaten politisch hochgelobte - Investitio- 
nen westdeutscher Unternehmen in den neuen Bundesländern 
wurden storniert (Mercedes-Benz in Ahrensdorf bei Berlin: 
Lkw-Werk; E. Holtzmann in Bitterfeld: Papierfabrik; Rockwell 
Golde in Mosel: Schiebedachmontage; Mc Cain in Haldensleben: 
Nahrungsmittelfabrik) oder gestreckt (Heidelberger Druck- 
maschinen in Brandenburg). Im ostdeutschen Vorzeigeobjekt 
von VW, im Werk Mosel bei Zwickau, wird im ersten Quartal 
1993 massiv Kurzarbeit durchgeführt. 
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Tabelle 2: Eckwerte des Arbeitsmurktes in den neu.en Bundes- 
ländern (in 1.000) 

Leistungs- 
~ 

Monad Arbeits- empfinger- Kurz- ABM- Bestand an 
Jahr lose quote in vH arbeitcr Beschäftigtc FuU 

- - - Dez. 1989 5 - 
- - Juni 1990 142 61,4 - 

272 44,7 454 0 - 
Dez. 1990 642 71,7 1 795 
Jan. 1991 757 68,9 1855 34 - 

Dez. 1991 1038 1035 390 200 
Jan. 1992 1343 520 3 94 

Juli 1990 

20 15 

- 
Dez. 1992 1101 233 355 480 
Jan. 1993 1 194 214 325 420 

Arbeitsmarktpolitik 

Angesichts dieser düsteren politischen Rahmenbedingungen 
müßten der Arbeitsmarktpolitik eigentlich weitere uinfangrei- 
che Aufgaben zugewiesen werden. Statt dessen wird aber die 
Finanzausstattung der Bundesanstalt für Arbeit (BA) mit der 
neuerlichen Novellierung des AFG weiter gekürzt: Einsparun- 
gen im Förderungs- und Leistungskatalog in Höhe von insge- 
samt rund 7 Mrd. DM wurden in die Wege geleitet. Davon ent- 
fallen auf die Einschränkungen von Leistungen rund 5,4 und auf 
finanzielle Ausgleichszahlungen der Rentenversicherung an die 
BA 1,6 Mrd. DM. 

Das übergeordnete Ziel dieser Kürzungsnovelle: Die BA soll 
allein aus dem Beitragsaufkommen finanziert werden, es soll 
kein Nachschußbedarf aus Steuermitteln mehr entstehen. 

Zu den tiefen Einschnitten in das aktive Arbeitsmarktinstru- 
mentarium, die ab 1. Januar 1993 wirksam wurden, gehören 
U. a. die folgenden Sparmaßnahmen: 
- Einschränkungen im Bereich der Förderung von beruflichen 
Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen, 
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- die vollständig Streichung der Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Vermittlungsaussichten nach 
- der Förderung des nachträglichen Erwerbs des Hauptschul- 
abschlusses, 
- Kürzungen bei den Eingliederungsleistungen für Aussiedle- 
rInnen, im Zuge der Verlagerung dieser bisher von der BA ge- 
tragenen Leistungen auf den Bund, 
- eine Reduzierung der Einarbeitungszuschüsse auf 30 v H  des 
Lohnes statt bisher 50 v H  und nur noch für die Hälfte der bis- 
herigen Bezugsdauer, d. h. für längstens ein halbes Jahr, 
- eine Verschlechterung der Förderkonditionen bei ABM, ins- 
besondere durch eine Begrenzung der Arbeitszeit in den neuen 
Bundesländern auf 80 v H  der tariflichen Arbeitszeit. 
- Uber diese Einschränkungen hinaus sollen weitere Einspa- 
rungen durch restriktive Verschärfungen administrativer Vorga- 
ben erreicht werden. 

Diese ausschließlich unter finanzpolitischen Spargesichts- 
punkten betriebenen Anderungen in der Arbeitsförderung sind 
mit den gegenwärtigen arbeitsmarktpolitischen Herausforde- 
rungen nicht zu vereinbaren. Vor allem die massiven Einschnit- 
te in den Bereichen der aktiven Arbeitsmarktpolitik sind kon- 
traproduktiv und werden zu einem zusätzlichen Ansteigen der 
Arbeitslosenzahlen beitragen. Viele beschäftigungspolitisch 
sinnvolle Projekte, die in den letzten Jahren insbesondere in 
Westdeutschland entstanden sind, werden nicht überlebensfähig 
sein, wenn sich die Zahl der ABM-Stellen durch die geplanten 
Mittelkürzungen voraussichtlich um Ca. 100.000 verringern 
wird. Weitere Folgen: Ungezählte Arbeitslose bekommen keine 
Chance auf dem Arbeitsmarkt und rutschen in die Arbeitslo- 
senhilfe ab; wichtige Arbeiten zum Aufbau einer regionalen In- 
frastruktur entfallen, wozu ABM-Kräfte vor allem in Ost- 
deutschland einen wichtigen Beitrag leisten könnten. 

Die Absenkung der Einkommen der ABM-Beschäftigten 
wird darüber hinaus dazu führen, daß zahlreiche Personen in 
den neuen Bundesländern nach Beendigung der Maßnahme kei- 
ne existenzsichernden Lohnersatzleistungen mehr erhalten und 

41 a AFG und 
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zum Teil sogar schon während ihrer Beschäftigungszeit unter 
die Sozialhilfegrenze abrutschen. Diese Aufgabenverschiebung 
von der BA auf die kommunalen 'Träger ist sozialpolitisch 
falsch, überfordert die im Aufbau begriffenen Sozialämter und 
entzieht den Kommunen die ohnehin knappen Mittel für die 
dringend notwendigen Investitionen. Berücksichtigt werden 
muf3 in diesem Zusammellhang weiterhin, daf3 es zu erhebli- 
chen Konflikten führen wird, wenn ABM-Kräfte im Unter- 
schied zur Stammbelegschaft keinen vollen Lohn erhalten. 

Insbesondere Frauen werden von den Kiirzungen in der Ar- 
beitsförderung besonders benachteiligt. Dadurch, dai3 die För- 
derung des nachträglichen Erwerbs des Hauptscl-iulabschlusses 
zukünftig entfällt, geraten vor allem junge Frauen ohne ausrei- 
chenden Abschluß ins berufliche Aus. Auch die Streichung der 
41 a-Maßnahmen wird Frauen in besonderem Mafle betreffen: 
In Westdeutschland haben sie diese Orientierungskurse bisher 
häufig nach ihrer Familienphase genutzt, in den neuen Ländern 
dienten sie den Frauen vor allem bei der Förderung persiinli- 
cher und gesellschaftlicher Handlungskompetenzen und der 
Gewinnung neuen Selbstvertrauens. Diese Kurse lassen sich 
nicht durch die vorgesehenen Beratungsangebote des Arbeits- 
amtes ersetzen, bei denen auch die sozialpädagogische Beglei- 
tung entfällt. Die nun obligatorisch gemwrdenen Beratungen 
sind nicht zuletzt auch deswegen problematisch, weil damit der 
Arbeitsaufwand der ohnehin überlasteten Arbeitsämter zusätz- 
lich erhöht wird. 

Von der ursprünglichen Zusage in den Koalitionsvereinba- 
rungen, Frauen angesichts ihrer Unterrepräsentation in arbeits- 
marktpolitischen Magnahmen künftig entsprechend ihrem An- 
teil an den Arbeitssuchenden an Qualifizierungs- und Arbeits- 
beschaffungsmafinahmen zu beteiligen, ist in der verabschiede- 
ten AFG-Novelle lediglich eine unverbindliche Absichtserklä- 
rung übrig geblieben. Auch die zugesagte Festschreibung von 
Rechtsansprüchen für Frauen bei den Einarbeitungszusclüssen 
und die Anerkennung von Pflegetätigkeiteil neben den Erzie- 
hungszeiten sind nicht darin enthalten. 
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In der Summe handelt es sich bei den hier skizzierten Ein- 
schnitten um einen knallharten Sozialabbau. Hinzu kommt 
weiterhin, daß im Zusammenhang mit dem sogenannten Soli- 
darpakt zusätzliche Ausgaben- bzw. Leistungskürzungen in 
Milliardenhölie vorgenommen werden. 

Statt dieser Kürzungsorgien ist eine kontinuierliche YVeiter- 
führung und der bedarfsgerechte Ausbau der arbeitsmarktpoli- 
tischen Überbrückungsinstruiente notwendig. Dies ist jedoch 
nur durch eine Erweiterung des finanziellen Handlungsspiel- 
raums möglich. Notwendig ist die Einführung einer Arbeits- 
marktabgabe, damit zukünftig auch diejenigen Personengrup- 
pen (insbesondere Selbständige und Beamte) endlich an der 
Aufbringung der Mittel für die ostdeutsche Arbeitsmarktpolitik 
beteiligt werden, die bislang keine Beiträge an die BA gezahlt 
haben. Abzusehen ist dabei jedoch von der in diesem Zusam- 
menhang oft geforderten Aufteilung der BA in eine Verwaltung 
für die sogenannten echten Versicherungsleistungen auf der ei- 
nen Seite und einen der Arbeitsbehörde zuzuordnenden Be- 
reich für aktive Arbeitsmarktpolitik auf der anderen Seite. Die 
bewährte Selbstverwaltung der BA darf nicht beschnitten wer- 
den. Nicht zuletzt die vielen Uberschneidungen in der täglichen 
Arbeit sprechen dafür, die Arbeitsverwaltung unter einem Dach 
zu  belassen. 

Des weiteren sollten folgende Forderungen in den Mittel- 
punkt der Diskussion gestellt werden: 

a> Die enormen Kosten für die passiven Instrumente der Ar- 
beitsmarktpolitik in Form von Arbeitslosengeld und Arbeitslo- 
senhilfe fordern gerade dazu auf, Arbeit statt Arbeitslosigkeit 
zu finanzieren. 17.000 DM je Arbeitslosen in Ostdeutschland 
und 32.300 DM in Westdeutschland summieren sich bei den ge- 
genwärtigen Arbeitslosenzahlen zu iährlichen Kosten in Höhe 
von mehr als 90 Mrd. DM. 

b) Für den unmittelbaren Bereich der Arbeitsmarktpolitik 
ist aufgrund der gegenwärtigen Wirtschaftssituation zunächst 
die Forderung zu stellen, in Westdeutschland einen quantitativ 
umfangreicheren Einsatz der vorhandenen Instrumente einzu- 
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leiten. In Ostdeutschland ist wieder an das hohe, zur Mitte des 
Jahres 1992 bestehende quantitative Niveau anzuknüpfen. Die 
ostdeutschen Erfahrungen der beiden letzten Jahre haben ge- 
zeigt, daß eine quantitativ umfangreiche Arbeitsmarktpolitik, 
ganz abgesehen von den positiven sozialpolitischen Wirkungen 
(der Verhinderung einer totalen Beschäftigungskatastrophe im 
Osten Deutschlands im allgemeinen und der Vermeidung indi- 
vidueller Abstiege im besonderen), auch in der Lage ist - wen12 
auch realistisch einzuschätzende - struliturfördernde und infra- 
strukturelle Vorleistungen zu erbringen (Anhebung bzw. An- 
passung des Bildungsniveaus an künftige Bedarfe durch FuU- 
Maßnahmen; Gewerbeflächenerschliefiung, Betriebs- und Um- 
weltsanierung durch AB-Maßnahmen, Sicherung und Ausbau 
der sozialen Infrastruktur usw.). 

c) Im Rahmen der arbeitsmarktpolitischen Möglichkeiten 
des AFG sind deren Instrumente aber auch qualitativ zu ver- 
bessern und inhaltlich weiterzuentwickeln. Dabei sehen wir vor 
allem folgende Ansatzpunkte: 

- Arbeitsmarktpolitik ist stärker auf strukturpolitische Er- 
fordernisse, insbesondere in Ostdeutschland, aber auch in den 
Krisenregionen Westdeutschlands, auszurichten. Dabei gibt es 
eine Vielzahl von Möglichkeiten, die Umstrukturierung der 
Wirtschaft wie auch der Arbeitskräfte mit AFG-Mitteln effek- 
tiver zu unterstützen (strukturpolitisch und infrastrukturell 
ausgerichtete ABM, Lohnkostenzuschüsse, Unterhaltsgeld für 
außer- und innerbetriebliche Qualifizierung U. a.). 

- Noch stärker als bisher sind ai-beitsmarktpolitische Mai{- 
nahmen zielgruppenorientiert zu gestalten. Insbesondere in 
Ostdeutschland ließe sich damit die Konzentration von Lang- 
zeitarbeitslosigkeit auf benachteiligte Personengruppen noch 
verhindern. Im Mittelpunkt der Bemühungen sollten dabei 
Frauen, geringer qualifizierte und ältere Beschäftigte stehen. 

- Existenzgründungen sollten in Ostdeutschland mit Mit- 
teln des AFG flankiert werden. Denkbar sind dabei umfangrei- 
chere Uberbrückungshilfen, Lohnkostenzuschüsse usw. in 
Höhe der dadurch ersparten Arbeitslosenunterstützung. Damit 

wäre insbesondere ein gleitender Ubergang in die Programme 
der Wirtschaftsförderung realisierbar. 

- Ohne die bisher regional vorhandenen Mittel zu kürzen, 
ist eine stärkere Regionalisierung der Arbeitsmarktpolitik an- 
zustreben. Nur  so kann der zunehmenden Differenzierung der 
Regionalentwicklung Rechnung getragen werden. Überdies 
kann durch die stärkere Einbindung regionaler Entscheidungs- 
träger die Effektivität der eingesetzten Mittel aufgrund größerer 
Objektnähe erhöht werden. 

- Die arbeitsmarktpolitische Infrastruktur in Ost- und 
Westdeutschland ist weiter auszubauen, vorhandene und be- 
währte Träger arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen - in Ost- 
deutschland z. B. die neu entstandenen und inzwischen mit be- 
trächtlichem Know-how ausgestatteten Beschäftigungs- und 
Qualifizierungsgesellschaften - sind zu stabilisieren. In Zusam- 
menhang mit der Forderung nach einer stärkeren Regionalisie- 
rung der Arbeitsmarktpolitik entstünden so Netzwerke mit an- 
deren Politikbereichen, die einen weitgehend koordinierten und 
zielgerichteten Einsatz verschiedener Maßnahmepakete ermög- 
lichen könnten. 

Der enge Rahmen der Arbeitsmarktpolitik ist jedoch - bei 
allen positiven Elementen - bestenfalls eine Notlösung zur Ab- 
federung der ärgsten Beschäftigungsprobleme. Er ist instru- 
mentell wenig geeignet, selbst neue Arbeitsplätze zu schaffen. 
Angesichts der Problemdimension von fast 3,5 Millionen Ar- 
beitslosen in der gesamten Bundesrepublik sind deshalb die 
hauptsächlich betroffenen Politikbereiche - also die Wirt- 
schafts-, Struktur-, Industrie- und Regionalpolitik - viel stärker 
als bisher zu fordern bzw. erstmals zu aktivieren. 

Neben beschäftigungspolitischen Programmen sind darüber 
hinaus erneut Fragen einer allgemeinen Arbeitszeitverkürzung in 
einem breiten gesellschaftlichen Dialog zu diskutieren, so wie dies 
U. a. von der IG Medien gefordert wird. Mittelfristig wird man um 
die eine oder andere Form der Arbeitszeitverkürzung nicht herum- 
kommen, es sei denn, Massenarbeitslosigkeit werde zur Disziplinie- 
rung der abhängig Beschäftigten politisch gewollt. 
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I .3 Einkolnmensentnricklune: Ungleiche 
Belastung der Haushalte mit den Kosten 
der Einheit 

Funktionelle Einkomrnensverteilung 

Auf den ersten Blick scheint sich die Verteilungsposition der 
Arbeitnehmer in Westdeutschland verbessert zu haben. Die 
Bruttolohnquote, also der Anteil der Einkommen aus abhängi- 
ger Arbeit am Volkseinkommen, stieg von 70,2 vH auf 72,Q v't-l. 
Dabei ist jedoch zu bedenken, daß sich die Erwerbsstruktur 
weiterhin zugunsten der abhängig Beschäftigten verschoben hat 
(Anstieg der Arbeitnehmerquote). Berücksichtigt man diese 
Entwicklung, so ergibt sich eine bereinigte Bruttolohnquote 
von 65,9 vH. Diese lag damit 1991 um 0,5 Prozentpunkte über 
der des Jahres 1990, aber nur uni O,9 Prozentpunkte über der 
von 1960 bzw. um 6,6 Prozentpunkte unter der des Jahres 1982. 

Bedenkt man nun noch, daii vor allem die Arbeitnehmer- 
haushalte mit den Kosten der Einheit belastet wurden, so zeigt 
sich beim Übergang zur Betrachtung der Nettoeinkommen, 
daß die gewerkschaftliche Tarifpolitili (durchschnittliche Tarif- 
erhöhungen 1991: 6 vH) durch eine seit 1980 nicht dagewesene 
Belastung der Arbeitnehmereinkommen mit Steuern und So- 
zialabgaben von insgesamt 32,5 v H  konterkariert wurde: Die 
Nettoeinkommen stiegen lediglich um 3,1 vH.  Stellt man dar- 
über hinaus eine Preissteigerungsrate von 3,6 VH in Rechnung, 
so zeigt sich, daß sich die Netto-Reallohn-Position der Arbeit- 
nehmer auch 1991 erneut verschlechtert hat. Diese Entwicklung 
dürfte sich tendenziell auch 1992 fortgesetzt haben. Den Tarif- 
abschlüssen von durchschnittlich 5,6 v H  (1. Halbjahr) stehen 
Preissteigerungen von 3,6 vH sowie zum 'Teil recht erhebliche 
Beitragssatzerhöhungen der Krankenkassen entgegen. 

Umgekehrt verhält es sich bei den Uiiternelimeilsgewinneri. 
Dai's die Proiitquote spiegelbildlich zum Anstieg der Lohnquo- 

te gesunken ist, heii3t nämlich nicht, daß sich die Gewinnposi- 
tion der Unternehmer verschlechtert hätte: Die durchschnittli- 
che Steuerbelastung von 21,2 v H  in 1991 liegt 12,4 Prozent- 
punkte unter der des Jahres 19%). 

Die Berechnung von Lohn- und Profitquoten für Ost- 
detttschland ist weitgehend sinnlos, da die Entstehungsseite des 
Volkseinkommens nur Arbeitseinkommen aufweist, die aller- 
dings von immer weniger Arbeitnehmern erwirtschaftet werden 
und die durch massive staatliche und Sozialversicherungstrans- 
fers ergänzt werden. Das Ergebnis aus Unternehmenstätigkeit 
ist negativ, die Einkommen aus Vermögen spielen nur eine un- 
tergeordnete Rolle (s. U.). 

Personelle Einkommens- zdnd Vermögensverteilung 

Die Betrachtung der funktionellen Einkommensverteilung 
reicht nicht aus zur Analyse der Verteilungssituation in 
Deutschland. Weder werden die relativen Verteilungspositionen 
der verschiedenen sozialen Gruppen berücksichtigt noch Quer- 
Verteilungen, insbesondere nicht der Bezug von Vermögensein- 
kommen durch abhängig Beschäftigte. Daher ist die Betrach- 
tung der funktionellen Einkommensverteilung um eine der ver- 
fügbaren Einkommen nach Haushaltsgruppen zu ergänzen. 

a )  Die Verteilung der Eiiikommen 
In den vergangenen zehn Jahren haben sich in Westdeutschland 
die verfügbaren Einkommen der Haushalte von Selbständigen 
(außerhalb der Landwirtschaft) mehr als verdoppelt, die Ein- 
kommen von Arbeitnehmerhaushalten stiegen hingegen ledig- 
lich um 33 vH, die der Arbeitsloseilhaushalte gar nur um 25 vH. 
Insgesamt haben sich die Verteilungsdisparitäten auch im ver- 
gangenen Jahr weiter manifestiert. Für 1992 ergibt sich folgen- 
des Bild der Verteilung der verfügbaren Haushaltseinkommen: 
Spitzenreiter sind unangefochten die SelbständigenhaushaIte 
mit durchschnittlich 12.562 DM, gefolgt von den Beamtenhaus- 
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halten mit 5.762 DM und den Angestelltenhaushalten mit 
5.052 DM. Auf den weiteren Plätzen finden sich die Haushalte 
von Landwirten (4.700 DM), Pensionären (4.315 DM), Arbei- 
tern (4.158 DM) und Rentnern (3.165 DM). Am unteren Ende 
der Einkommensskala befinden sich die Haushalte von Arbeits- 
losen (2.502 DM) und Sozialhilfeempfängern (2.025 DM). 

Für Ostdeutschlund ergibt sich hinsichtlich der Verteilung 
der verfügbaren Haushaltseinkommen ein erheblich homogene- 
res Bild. So bezogen die Haushalte von Rentnern im Oktober 
1991 durchschnittlich 1.535 DM, die von Arbeitslosen 
2.072 DM und die von Arbeitern 2.831 DM. Uber ein Einkom- 
men von mehr als 3.000 DM monatlich konnten die Haushalte 
von Landwirten (3.019 DM), Angestellten (3.268 DM) und 
Selbständigen (3.871 DM) verfügen. Das durchschnittliche Ein- 
kommen aller Haushalte betrug 2.527 DM. Im Vergleich zum 
Januar 1991 konnten die Haushalte einen durchschnittlichen 
Zuwachs der verfügbaren Einkommen von rund 9 v H  realisie- 
ren. Sieht man einmal von den Haushalten mit Westpendlern 
ab, so hat sich die Einkommensdisparität trotz des Übergangs 
von Plan- zur Marktwirtschaft auch im vergangenen Jahr nur 
geringfügig erhöht, allerdings ist auch zu bedenken, daß auf- 
grund der Dynamik der Arbeitsmarktprozesse eine erhebliche 
Mobilität der Einkommensschichtung vorliegt. 

Insgesamt erreichten die verfügbaren Haushaltseinkommen 
der ostdeutschen Bevölkerung etwa 50 VH bis 70 v H  der ver- 
gleichbaren westdeutschen Haushalte. Dieses Ergebnis korre- 
spondiert auch mit der erreichten Tarifanpassung Ost, die zur 
Zeit etwa 60 v H  bis 70 v H  des Westniveaus beträgt, wobei al- 
lerdings nicht ii bersehen werden darf, da13 das Effektivver- 
dienstniveau in Ostdeutschland aufgrund längerer Arbeitszei- 
ten, geringerer Urlaubsansprüche und niedrigerer bzw. fehlen- 
der Zulagen nur rund die Hälfte des Westniveaus ausmacht. 

b) Die Verteilung der Vermögen und Vermögenseinkommen 
In Westdeutschlund wuchs im Jahre 1991 der Geldvermögens- 
bestand privater Haushalte erneut kräftig von knapp 3 Billionen 

DM (1990) auf über 3,2 Billionen D M  an. Im Durchschnitt ent- 
fiel damit auf jeden westdeutschen Haushalt ein Geldvermögen 
in Höhe von 113.000 DM (1990: 106.000 DM). Diese Vermö- 
gensbestände sind jedoch höchst ungleich verteilt. So besitzt der 
durchschnittliche Haushalt von Selbständigen im Vergleich zu 
den Haushalten von Arbeitslosen den fünffachen, im Vergleich 
zu Arbeiterhaushalten den 2,5fachen und im Vergleich zu den 
Angestelltenhaushalten, selbst ein äußerst inhomogenes Aggre- 
gat, immerhin noch den doppelten Geldvermögensbestand. 
Diese disparitären Verteilungsrelationen verschärfen sich sogar 
noch, wenn man die Vermögenseinkommen betrachtet, da um- 
fangreiche Vermögensbestände es erlauben, risikobehaftete, 
aber zinsträchtige Anlageformen zu wählen. Während also ein 
Selbständigenhaushalt jährliche Vermögenseinkommen von 
19.156 D M  realisiert, müssen sich die Arbeitslosenhaushalte mit 
etwa einem Fünfzehnte1 dieses Betrages (1.324 DM) bescheiden. 
Selbst die Haushalte von Angestellten kommen mit 5.527 DM 
Vermögenseinkommen nur auf ein gutes Viertel des Vermögens- 
einkommens der Haushalte von Selbständigen. Insgesamt bezo- 
gen die westdeutschen Haushalte ein Vermögenseinkommen 
von 154 Mrd. DM; das entspricht etwa 8,5 v H  der Primärein- 
kommen. 

Die Disparitäten, die hier am Beispiel des Geldverinögens 
aufgezeigt wurden, spiegeln sich aber auch bei allen anderen 
Vermögensbeständen wider. Selbst beim relativ gleichmäßig 
verteilten Grundvermögen weisen die Selbständigenhaushalte 
etwa den zweifachen Wert im Vergleich zu allen anderen Haus- 
haltsgruppen auf. Hochgradig konzentriert ist das Wertpapier- 
vermögen. Etwa 15 v H  aller Haushalte verfügen über mehr als 
60 v H  des gesamten Wertpapiervermögens. Absolut ungleich 
verteilt ist schließlich das Produktiwermögen: Nur  rund 6 v H  
aller Haushalte in Westdeutschland sind Eigentümer gewerbli- 
cher Unternehmen oder besitzen Beteiligungen daran. 

Zu den Geldvermögensbeständen der privaten Haushalte 
und den aus ihnen bezogenen Vermögenseinkommen hinzu 
kommen die Geldvermögensbestände der Produktionsunter- 
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nehmen, die die Deutsche Bundesbank mit 1,7 Billionen DM, 
davon allein 600 Mrd. DM in schnell liquidisierbaren Anlagen, 
beziffert. Die »flüssigen Mittel« in Höhe von 600 Mrd. DM 
stünden jedoch nicht zur Verteilung zur Verfügung, steilt die 
Bundesbank fest, da ihnen zum einen kurzfristige Verbindlich- 
keiten in Höhe von 485 Mrd. DM entgegenstünden, die Mittel 
zum anderen aber als Ansammlung zur Finanzierung künftiger 
Investitionen zu betrachten seien. Bedenkt man allerdings, daß 
1991 nur 15 Mrd. DM an Eigenmitteln der westdeutschen Un- 
ternehmen (ohne Bahn und Post) in den neuen Bundesländern 
investiert wurden und daß im Jahre 1992 angesichts des sich 
abzeichnenden Konjunktureinbruchs viele Investitionen ver- 
schoben oder gar aufgegeben wurden, so kann dieses Argument 
nur wenig überzeugen. 

Quer zur ungleichen Verteilung der Vermögen in West- 
deutschland haben sich die Vermögensbestände in Ostdeutsch- 
Iand entwickelt. Bezogen auf das Geldvermögen stellt sich diese 
neue Disparität wie folgt dar. Der Geldvermögensbestand ost- 
deutscher Haushalte betrug 1991 156 Mrd. DM (1990: 
137 Mrd. DM) oder durchschnittlich pro Haushalt 25.000 DM 
(1990: 22.000 DM). Er ist aufgrund der liomogeneren Einkom- 
mensverhältnisse in den neuen Bundesländern auch erheblich 
gleichmäßiger verteilt als im Westen. Auch fehlt es aufgrund der 
insgesamt deutlich geringeren Einkommen der ostdeutschen 
Bevölkerung im Vergleich zur westdeutschen an Anlagen in 
hochverzinslichen Formen. Das Vermögenseinkommen in Ost- 
deutschland beträgt insgesamt lediglich vier Mrd. DM, dies 
entspricht 2 VH der Primäreinkommen, wobei die Spanne je 
Haushalt von 314 DM (Arbeitslose) bis zu 1.724 DM (Selb- 
ständige) reicht. Von einer Gleichverteilung kann also auch hier 
kaum die Rede sein. Dies darf jedoch nicht darüber hinwegtäu- 
schen, daß in Ostdeutschland etwa 25 vpf der deutschen Ge- 
samtbevölkerung nur über etwa fünf Prozent des Geldvermö- 
gens verfügen, so daß zusärzlich zu den Disparitäten zwischen 
den verschiedenen sozialen Gruppen eine ausgeprägte Dispari- 
tät zwischen Ost- und Westdeutschland liinzukommt. Diese 
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wird besonders verstärkt durch die weitgehende Produktivver- 
mögenslosigkeit der Ostdeutschen, da die weitaus meisten Un- 
ternehmensprivatisierungen in den neuen Ländern zugunsten 
westdeutscher Produktivvermögensbesitzer erfolgten. 

Die ungleiche Belastung der Haushalte mit den 
Kosten der Einheit 

Nachdem oben bereits auf zwei Verteilungskonflikte, nämlich 
a) den traditionellen zwischen Kapital und Arbeit und b) den 
zwischen alten und neuen Ländern, eingegangen wurde, ist nun 
noch ein dritter zu behandeln, der als »Gerechtigkeitslücke~~ bei 
der nicht-kreditären Finanzierung der einigungsbedingten Ko- 
sten bezeichnet worden ist, Bei dem so bezeichneten Vertei- 
lungskonflikt geht es weniger um die Höhe des aus den alten in 
die neuen Länder zu transferierenden Einkommens, als viel- 
mehr um die Frage, welche Bevölkerungsgruppe in welchem 
Umfang für diese Mittel aufzukommen habe. 

Zum 1. 4. 1991 wurde für die sozialversicherungspflichtigen 
Arbeitnehmer der Beitrag zur Arbeitslosenversicherung um 
1,25 Prozentpunkte angehobeil; die gleichzeitige Senkung des 
Rentenversicherungsbeitrages um O,5 Prozentpunkte bot hier- 
für kurzfristig nur eine geringe Kompensation, wird jedoch 
mittelfristig dazu führen, dai3 bereits 1994 eine deutliche Bei- 
tragssatzanhebung in der Rentenversicherung zu erwarten sein 
wird. Problematisch an der Finanzierung der Ost-West-Trans- 
fers von Mitteln der Sozialversicherung ist aber auch die unglei- 
che relative Belastung der Bezieher von geringen und mittleren 
Einkommen auf der einen und Beziehern von höheren Einkom- 
men auf der anderen Seite. Da die Einkommen nur bis zur je- . .  
weiligen Beitragsbemessungsgrenze (in der Renten- und Ar- 
beitslosenversicherung sind dies z. zt. 7.200 DM p e s t ]  bzw. - _ _  . . . , 
im Osten 5.300 DM)-sozialversicherungsbeitragspflichtig sind, 
kommt es zu einer relativen Entlastung der Bezieher von Ein- 
kommen oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze. 
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Darüber hinaus wurden zum 1. 7. 1991 die Mineralölsteuer, 
die Kfz-Steuer für Diesel-Pkw und die Versicherungsteuer an- 
gehoben, zum 1. 3. 1992 die Tabaksteuer. Bei diesen Steuern 
handelt es sich jeweils um Belastungen, die vorrangig die ein- 
kommensschwächeren Haushalte überproportional treffen. 
Einzig der Solidaritätszuschlag zur Einkommensteuer belastete 
die Haushalte progressiv. Er wurde jedoch zum 30. 6. 1992 ab- 
geschafft. 

Insgesamt ermittelte das RWI folgende relative Belastungen 
der Haushalte: 

- Beamte 1,7 v H  
- Selbständige (auaerhalb der Landwirtschaft) 1,7 v H  
- Landwirte 1,8 v H  
- Rentner, Arbeitslose U. a. 2,2 vH 
- Angestellte 3,5 v H  
- Arbeiter 4,O VH 

Damit zeigt sich, da13 die Finanzierung der Einheitslrosten 
absolut unsozial erfolgt ist. Von diesem Kurs weicht die Bun- 
desregierung aber auch weiterhin nicht ab, wird vielmehr die 
unsoziale Finanzierung noch weiter ausdehnen, denn die zum 
1. 1. 1993 in Kraft getretene Erhöhung der Mehrwertsteuer um 
einen Prozentpunkt wird die Haushalte um so stärker belasten, 
je niedriger ihr Einkommen ist. Auch die geplante erneute Er- 
höhung der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung und die zu 
erwartende Erhöhung der Rentenversicherungsbeiträge werden 
am wenigsten diejenigen treffen, die am meisten belastbar sind, 
nämlich die Spitzenverdiener. 

1.4 Armut in Ost und West: Angleichung 
auf hohem Niveau 

Armut im Westen - Auf hohem Niveau in die Krise 

3,754 Millionen SozialhilfeempfängerInnen weist das Statisti- 
sche Bundesamt für das Jahr 1990 in den alten Bundesländern 
aus. Diese letztverfügbare Zahl dürfte inzwischen weit überholt 
sein; unterlegt man als jährliche Steigerungsrate den Durch- 
schnitt seit Mitte der 80er Jahre, dann dürfte die Zahl der So- 
zialhilfeempfängerhnen im Jahre 1991 schon 3,9 und 1992 so- 
gar 4,l Millionen erreicht haben. Auf diese Schätzzahlen für den 
Westen der Republik ist man angesichts einer Regierung verwie- 
sen, die sich bislang beharrlich weigert, eine regelmäßige, um- 
fassende, nachvollziehbare und nicht beschönigende Armutsbe- 
richterstattung zu gewährleisten, die auf aktuelleren Daten ba- 
siert. 

Die erhebliche Zunahme der SozialhilfeempfängerInnen ist 
wesentlich durch den starken Anstieg bei den EmpfängerInnen 
der laufenden Hilfe zum Lebensunterhalt (HLU) bedingt. Be- 
zogen 1980 erst 1,322 Millionen Menschen HLU,  so waren es 
1985 schon 2,063 und 1990 bereits 2,89 Millionen Menschen. 
Inzwischen dürfte ihre Zahl die Drei-Millionen-Grenze deut- 
lich überschritten haben, Hinzuzurechnen sind bei allen Lei- 
stungsarten - insbesondere aber bei der HLU - noch jene, die 
zwar bedürftig und sozialhilfeberechtigt sind, diese Leistung 
aber dennoch nicht in Anspruch nehmen (Dunkelziffer der Ar- 
mut). Altere Untersuchungen sprechen davon, daß nur rund die 
Hälfte, neuere, daß rund 70 v H  der Sozialhilfeberechtigten ih- 
ren Anspruch auf HLU auch tatsächlich geltend machen. 

Offiziell, also ohne Einbeziehung der Dunkelziffer, bezogen 
1990 schon 46 von i .OOO Einwohnern Westdeutschlands (oder 
4,6 vH) laufende Hilfe zum Lebensunterhalt; 1980 waren es 
erst 21. Eine Untersuchung auf der Basis des Sozio-ökonomi- 
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schen Panels kommt zu dem Ergebnis, dai3 nach der zugrunde- 
liegenden Berechnungsweise zwischen 1984 und 1992 zwischen 
6 und 8 v H  der Wohnbevölkerung in Westdeutschland als arm 
zu bezeichnen waren. Als Armutsgrenze wird dabei die EG- 
Definition zugrundegelegt; die Armuts berechnung der Euro- 
päischen Gemeinschaft beruht auf der länderspezifischen Ein- 
kommensverteilung im Sinne einer relativen Armutsdefinition. 
Als arm gilt, wer die 50-Prozent-Grenze des landesspezifischen 
Median-Einkommens unterschreitet. Unterlegt man als Ar- 
mutsgrenze ein Einkommen von 60 v H  des länderspezifischen 
Median-Einkommens, so sind von 1964 bis 1991 nach der er- 
wähnten Untersuchung zwischen 12 und 15 vH der Bevölke- 
rung als arm zu bezeichnen bzw. mußten ihr Leben mit einem 
Niedrigeinkommen bestreiten. Diese Zahlen machen deutlich, 
daß die Armut schon lange kein Problem einer verschwindend 
kleinen Randgruppe mehr ist. 

Die aufgegriffene, »aktenkundige« Armut kumuliert in den 
Verdichtungsgebieten der großen Städte und Stadtstaaten; dort 
kann der Kreis der Sozialhilfeempfängerlnnen ohne weiteres 
die 10-Prozent-Grenze überschreiten. Trotz des seit 1983 an- 
dauernden, seit 1992 allerdings zu Ende gehenden wirtschaftli- 
chen Aufschwungs, der Zunahme der Zahl der abhängig Be- 
schäftigten in Westdeutschland und der vorübergehenden Ab- 
nahme der offiziellen Arbeitslosenzal-ilen ist Arbeitslosigkeit 
nach wie vor der wesentliche Grund für den Bezug von Sozial- 
hilfe (HLU). Auch die Strukturalisierung der Sozialliilfebedürf- 
tigkeit hat sich weiter verfestigt. Der Anteil der Ausländerinnen 
ist unverändert hoch: 2,12 Millionen deutschen HLU-Empfän- 
gerInnen standen im Jahre 1990 rund 0,769 Mill' Ionen ausiändi- 
sche HilfeempfängerInnen gegenüber; dies waren deutlich 
mehr, als ihrem Bevölkerungsanteil entsprochen hätte. Bedrük- 
kend hoch ist auch weiterhin der Anteil von HLU-Empfänge- 
rInnen im erwerbsfähigen Alter, Frauen sind in dieser Alters- 
gruppe deutlich überrepräsentiert. Auch Armut im Alter 
schlägt sich in der Statistik nach wie vor deutlich nieder. Ver- 
ursacht vor allem durch unterbrochene Berufskarrieren und Be- 
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rufstätigkeiten, Lohn- und Gehaltsdiskriminierung, ein höheres 
Arbeitsplatzrisiko, eine unzureichende rentenrechtliche Würdi- 
gung von Erziehungs- und Pflegeleistungen geraten ältere 
Frauen längst nicht mehr nur dann in die Sozialhilfeabhängig- 
keit, wenn die Unterbringung in einem Alten- oder Pflegeheim 
finanziert werden muß. 

Hinter den Zahlen der Statistik verbergen sich Einzelschick- 
sale, enttäuschte Erwartungen und unerfüllte Hoffnungen. Wer 
Sozialhilfe beziehen muß, trägt auch heute noch das Stigma des 
Gescheiterten, hat sich einer häufig zu Recht als entwürdigend 
empfundenen bürokratischen Uberprüfung zu unterziehen und 
hat seine Lebensführung wegen der mangelnden Höhe der Re- 
gelsätze auf das Notwendigste einzuschränken. Hilfebedürftige 
»bezahlen« nicht nur materiell, sondern auch psychisch, phy- 
sisch und sozial für eine Leistung, die nach dem klassischen 
Fürsorgeprinzip berechnet und gewährt wird. Für den, der 
HLU bezieht, können unvorhergesehene Kosten schon in ge- 
ringer Höhe zu einer kleinen Katastrophe werden. Die Bean- 
tragung der einmaligen Leistungen - größere Haushaltsgegen- 
stände, bestimmte Kleidung, Heizmaterial für die Winterfeue- 
rung, Wohnungsrenovierungskosten, bestimmte Fahrtkosten 
etwa bei besonderen Familienereignissen, Klassenfahrten der 
Kinder usw. - wird nicht selten zu einem verbissenen Kampf 
und Papierkrieg gegen die Behörden. Die Armen müssen für 
die Sozialhilfe, die nach der allgemein vorherrschenden Lei- 
stungsideologie und an manchen Stammtischen als großzügiges 
Geschenk des Sozialamtes erscheint, in Wahrheit sehr teuer be- 
zahlen. Die Betroffenen wissen dies sehr genau, und aus diesem 
Grund wird die Sozialhilfe auch lieber gemieden als gesucht. 

Es ist die ökonomische Krisenentwicklung, die die Gefahr 
heraufbeschwört, daß die Zahl der Armen von einem hohen 
Niveau aus weiter deutlich steigen wird. Gerade vor diesem 
Hintergrund müßte »Armutspolitik« als Strategie der Aufhe- 
bung und präventiven Verhinderung von materieller und son- 
stiger Randständigkeit in unserer Gesellschaft Gegenstand er- 
höhter Aufmerksamkeit und praktischer Gegensteuerung sein. 
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Das Gegenteil ist der Fall. Nicht die Bekämpfung der Armut, 
sondern die Bekämpfung der Armen über die Senkung des So- 
zialhilfeniveaus hat Hochkonjunktur. Es ist eigenartig still ge- 
worden um Strategien auch nur zureichender materieller Siche- 
rung der Armen. Die Sozialdemokratie scheint ihre Diskussion 
und Parteitagsbeschlüsse zu Pflege- und Grundsicherung, die 
beide zentral für die materielle Absicherung der armen und von 
Armut bedrohten Menschen sind, ad acta gelegt zu haben. Die 
drängenden Fragen, die mit der Ausbreitung von Armut in ei- 
ner der reichsten Gesellschaften der Welt in Zusammenhang 
stehen, werden nicht thematisiert, geschweige denn gelöst. 

Seit Jahresbeginn hat sich die Situation für die Armutsbevöl- 
kerung noch einmal verschlechtert. Unvermittelt sind die So- 
ZialhilfeempfängerInnen Gegenstand bundespolitischer Dis- 
kussion geworden. Nicht nur in Regierungskreisen wird laut 
und absichtsvoll über eine Kürzung der ohnehin schon 
unzulänglichen Sozialhilfe nachgedacht, so als stehe sie, die 
doch ein Leben in Menschenwürde und damit ein Grundrechts- 
Postulat sichern soll, zur beliebigen Disposition. Gerade im 
Umfeld der Sozialhilfe nach »sozialem Wildwuchs« und »Uber- 
Versorgung« zu suchen, gerade hier eine Quelle des »Aus- 
gleichs« der Staatsfinanzen zu vermuten, grenzt an Zynismus. 
Ganz unabhängig davon, wozu die von der Bundesregierung 
losgetretene Debatte führen mag, es ist, als sollte den Armen 
der Bundesrepublik bewuf3t signalisiert werden, daß sie von 
»denen da oben<< nichts mehr zu erwarten haben, als sollte die 
»soziale Schieflage« der Regierungspolitik auf die Spitze getrie- 
ben werden. Über die Folgen einer solchen Politik wie z. B. 
Politik- und Parteienverdruß, Wahlenthaltung, Wahl rechtsra- 
dikaler Parteien, aber auch Gewalt und Gewaltbereitschaft, 
Obdachlosigkeit, Nichtseßhaftigkeit darf sich dann niemand 
mehr wundern. 
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Armut im Osten - »Angleichung« der Lebensver- 
hältnisse bald erreicht 

Solange Löhne und Gehälter in Ostdeutschland deutlich hinter 
denen der Beschäftigten iin Westen zurückbleiben, hat dies im 
Fall von Arbeitslosigkeit gravierende Folgen: Die Arbeitslosen- 
unterstützung sichert nicht das Existenzminimum und muß im- 
mer häufiger durch Sozialhilfe aufgestockt werden. Dies ergab 
eine empirische Untersuchung der Fachhochschule Köln zur 
Sozialhilfe in den neuen Bundesländern, bei der 50 kreisfreie 
Städte und Landkreise befragt wurden. Bei andauernder Mas- 
senarbeitslosigkeit steigt die Zahl der SozialhilfeempfängerIn- 
nen in den neuen Bundesländern schnell an. Bald wird das Ni- 
veau der westlichen Bundesländer erreicht sein. 

In den 18 Monaten bis zur Jahresmitte 1992 hat sich die Zahl 
der SozialhilfeempfängerInnen in den neuen Ländern verdop- 
pelt. Ohne Ostberlin lag ihre Zahl Mitte 1992 bei 246.500 Emp- 
fängerhnen laufender Hilfeleistungen. Seit der Erhebung des 
statistischen Bundesamtes vom 31. 12. 1990 ist die Empfanger- 
quote von 0,s v H  auf 1,7 v H  gestiegen und nähert sich mit Rie- 
senschritten der im Westen. 

Unter den SozialhilfeempfängerInnen sind Jüngere unter 20 
Jahren überproportional vertreten. Sie stellen fast ein Drittel ge- 
genüber nur 8 v H  der Älteren über 60, die durch den Sozial- 
zuschlag zur Rente meist vor dem Gang zum Sozialamt be- 
wahrt bleiben. 

Tabelle 3: Altersstruktur der Empfängerlnnen von Hilfe zum 
Lebensunterhalt (HL U )  
Alter Anteil in vH Frauenanteil in v H  

unter 20 
20 bis 60 
über 60 

34,O 31,1 
58,4 49,O 

7,s 72,4 
44,7 insgesamt 100,o 

79 



Angesichts eines Frauenanteils an der Gesaintbevölkerung 
von 52 v H  sind Frauen mit 44,7 v H  unterdurchschnittlich vom 
Sozialhilfebezug betroffen. Sehr hoch ist allerdings der Anteil 
alleinerziehender Frauen mit 21,2 vH. Er liegt damit höher als 
im Westen (1 8,3 vH). Die überdurchschnittlichen Arbeits- 
marktrisiken, die Frauen zu tragen haben, schlagen sich bislang 
(noch) nicht in einer höheren Sozialhilfebedürftigkeit nieder. 
Die Einlrommenseinbußen bei Arbeitslosigkeit werden über- 
wiegend auf die Familien überwälzt und verringern deren Le- 
bensstandard drastisch. 

Unzureichende Arbeitslosenunterstiitzung ist die herausra- 
gende Ursache für Sozialhilfebedürftigkeit in den neuen Län- 
dern (31,7 vH). Die Sozialhilfe muß immer häufiger einsprin- 
gen, um für Arbeitslose das Existenzminimum zu sichern. Hier 
zeigt sich, daß Lohnersatzleistungen von einem Lohnniveau, 
das im Durchschnitt nur 60 vH von dem im Westen beträgt, 
nicht vor Armut schützen können. Das gilt in besonderem 
Maße für die Lohnabhängigen in Niedriglohnbranchen, wie 
z. B. der Land- und Forstwirtschaft. Die zweithäufigste Ursa- 
che für den Sozialhilfebezug ist das völlige Fehlen eines An- 
spruches auf Arbeitslosenunterstützung; dies betrifft vor allein 
Berufsanfänger. Weiter spielt für den Sozialhilfebezug die weit 
verbreitete Praxis der Arbeitsämter eine Rolle, bei Eintritt von 
Arbeitslosigkeit nicht in Vorleistung zu treten. Insgesamt ste- 

Tabelle 4: Hauptgritnde f k r  die SozldlhzlfeEiedin;ftigke2t 

Ursache EmpfängcrInnen in v H  

Uberbrückungszahlungeil 17,6 
Aufstockende Sozialhilfe 31,4 
Fehlende Arbeitslosenunterstützung 16,4 

79 8 Unzureichende Rente 
Geringes Einkommen 11,8 
Sonstiges 13,6 

Anteil an den HLU- 

Insgesamt 130,o - - 
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hen über 65 v H  der SozialhilfeempfängerInnen nur deshalb mit 
dem Sozialamt in Kontakt, weil sic arbeitslos sind. 

Eine besondere Belastung für die Sozialämter sind die Über- 
brückungszahlungen an Arbeitslose. Für die im Durchschnitt 
achtwöchige Bearbeitungsdauer ihres Antrages muß jeder fünf- 
te Arbeitslose um Sozialhilfe nachsuchen. 58 v H  der Sozialärn- 
ter beklagen, daß die Arbeitsoerwaltung nicht in Vorleistung 
tritt, wie dies nach SGB I, 5 42 möglich ist. Dieses Verfahren 
ist vor allem für die Arbeitslosen belastend. Sie müssen doppelt 
Anträge stellen und werden unnötig beim Sozialaint klienteli- 
siert. Aber auch bei den Sozialämtern werden dringend benö- 
tigte Fachkräfte blockiert, weil Anträge doppelt bearbeitee wer- 
den müssen. 

Der Anstieg der Sozialhilfczahlet~ verlangt sofortiges Han- 
deln. Die häufige Inanspruchnahme von aufstockender Sozial- 
hilfe zeigt, dai3 die soziale Absicherung der Arbeitslosen über 
das gegenwärtige Arbeitslosengeld und die Arbeitslosenhilfe 
unzureichend ist und dringend verbessert werden muß. Arige- 
sichts der anhaltcnden Arbeitsniarktschwäche niui3 neben der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik auch das sozialpolitische Instru- 
mentarium des AFG verbessert werden. Das erfordert eine Ver- 
längerung der Laufzeit des Arbeitslosengeldes auf generell min- 
destens zwei Jahre und die Aufstockung der Arbeitslosenhilfe. 
Erforderlich ist zudem als Sofortmaßnahme eine aus Bundes- 
mitteln finanzierte, bedarfsorientierte Mindestsicheriing, wie 
wir sie im MEMORANDUM '85 (S. 152 ff.) sowie im ME- 
MORANDUM '87 (S. 214 ff.) ausführlich begründet haben. 

Mittlerweile sind über 65 vI-I der SozialhilfeempfängerInnen 
wegen vorausgegangener Arbeitslosigkeit auf Hilfen vom So- 
zialamt angewiesen. Diese Klientelisierung von Arbeitslosen ist 
nicht mit den Zielen und Aufgaben des Bundessozialhilfegeset- 
zes zu vereinbaren, das Hilfen in nicht norinierbaren Notlagen 
bereithalten soll. Diese Belastungsverschiebung von der Bun- 
desanstalt für Arbeit auf die kommunalen Träger überfordert 
die im Aufbau begriffenen Sozialämter und entzieht zudem den 
Kommunen die Mittel für dringend benötigte Investitionen. 
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Die seit Anfang 1993 in Kraft befindlichen Kürzungen im 
AFG werden die Probleme weiter verschärfen. Die Absenkung 
der ABM-Vergütungen um 20 vH wird nach Beendigung der 
Maflnahme zu keiner existenzsichernden Lohnersatzleistung 
führen. Auch die Kürzung der ABM-Stellen wird sich negativ 
auf die Zahl der Arbeitslosen und damit auf die Sozialhilfe aus- 
wirken. Nach vorliegenden Erfahrungen werden damit rund 
65.000 Arbeitslose mehr auf die Sozialämter verwiesen. 

1.5 Exkurs: Reflektionen zur sozialen Lage 
in den neuen Bundesländern 

Knapp die Hälfte der westdeutschen, aber nur 15 v H  der ost- 
deutschen Bevölkerung empfinden die sozialen Unterschiede in 
Deutschland als gerecht, Frauen jeweils weniger als Männer. 
Eine deutliche Meinungsdifferenz, die nur vordergründig mit 
der Kategorie »Jammer-Ossi« abgetan werden kann. Denn an- 
dererseits findet die These »Nur wenn die Unterschiede im Ein- 
kommen und im sozialen Ansehen grofl genug sind, gibt es auch 
einen Anreiz für persönliche Leistungen« fast gleich hohe Zu- 
stimmung (64 v H  West und 58 v H  Ost). Erhebliche Unter- 
schiede hingegen gibt es bei den Auffassungen hinsichtlich der 
Möglichkeiten und Pflichten des Staates; hier sind die Erwar- 
tungen der ostdeutschen Bevölkerung - mithin auch die Unzu- 
friedenheit mit der gegenwärtigen Situation - sehr viel höher als 
die der westdeutschen. 

Die Arbeitsmarktsituation, die Einkommensunterschiede, 
die Gefahr von Verarmung und Obdachlosigkeit bewirken 
Ängste, Zorn, Resignation und auch Aggression. Insbesondere 
den ostdeutschen Frauen, die Ende 1992 65 v H  aller Arbeitslo- 
sen stellten, wird oft erst zeitverzögert bewußt, was Berufstä- 
tigkeit für sie bedeutet(e): nicht nur Zeitnot und Streß, nicht 
nur »Vereinbarkeitsdilemma«, sondern auch Selbstbewußtsein 
und Anerkennung - eben auch »Vereinbarkeitschance«. 

Zwischen Mai 1990 (unmittelbar vor der Währungsunion) 
und Oktober 1990 (unmittelbar nach dem Anschluß) ist das 
Sorgenmaß in jeder Hinsicht und für alle deutlich gestiegen, 
während sich ein Jahr später schon Differenzierungen, teilweise 
neue Hoffnungen zeigen. Aus tiefergehenden Analysen der 
ISDA-Daten (Institut für Sozialdatenanalyse e.V. Berlin) geht 
hervor, daß es schon Ende 1991 eine sich deutlich abzeichnende 
Bevölkerungsgruppe der >>vorwiegend Hoffnungslosen« gab; 
diese »Verlierergruppe« umfaßt knapp 30 v H  der Gesamtheit. 
Ihre Hoffnungslosigkeit wird vor allem durch Sorgen bezüglich 
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der beruflichen Entwicklung und des Einkommens bestimmt. 
Hervorzuheben ist, daß das Sorgenmaß bezüglich Kriminalität 
und Drogensucht zwar mit Abstand am größten ist, daß sich 
aber in dieser Hinsicht die Verlierergruppe kaum von der Übri- 
gen Bevölkerung unterscheidet. 

Die Verlierergruppe zeichnet sich U. a. durch folgende Merk- 
male aus: 

- Sie verfügt überwiegend nur über ein niedriges persönli- 
ches Nettoeinkommen und ein niedriges I-Iaushaltseinkommen; 

- sie nimmt bezüglich der gesamten materiellen Lage (U. a. 
Auto, Grundstück, Konsumgüter) die unteren Plätze ein, die 
objektiven (Armuts-)Erfahrurigen stimmen weitgehend mit den 
subjektiven Erwartungen ü berein; 
- ihre Mitglieder sind vorwiegend nicht berufstätig (Arbeits- 

lose, »Vorruheständler«, Rentner); 
- ihre Mitglieder sind überdurchschnittlicll älter als 50 Jahre 

und allein lebend (geschieden, verwitwet); 
- die Personen sind unzufriedener als die übrigen mit der ge- 

samten politischen Enmkklung und mit dem eigenen Platz in 
diesem Prozei3, sie fühlen sich ausgeliefert, sehen in höherem 
Mai3e als andere die negativen Seiten Jes Mauerfa!ls und fühlen 
sich mehr als die übrigen noch als Ex-DDR-Kur, -er und m7eni- 
ger als Deutsche; 

- die Gruppe hat sich in höherem Mai3e als andere »zurück- 
gezogen<< und ist politisch inaktiver. 

Für die Mehrheit der Befragten sind jedoch »Verlieren<< und 
»Gewinnen« eng verbunden, ist ein Leben in »innerer Zerris- 
senheit<< charakteristisch, ein Leben zwischen Hoffnungen und 
neuen Enttäuschungen, zwischen alter und neuer Machtlosig- 
keit, ein Leben, das sowohl radikale Umbriiche als auch Kon- 
tinuität, sowohl Skepsis und Befürchtungen als auch Akzeptanz 
enthält. 

Gleichzeitig nimmt der Prozeß der Desillusionierung zu 
(vgl. hierzu auch MEMO-Forum Nr. 18). So nahmen 26 vH 
der ostdeutschen Bevölkerung 1991 keinen lingeren Urlaub, 
23 v H  verbrachten ihren Urlaub zu Hause. Die Reisefreilieit, 
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die 1989 wie ein Zauberwort die politischen Handlungen und 
Bewegungen in der DDR prägte, konnte 1991 von etwa der 
Hälfte der ostdeutschen Bevölkerung nicht genutzt werden. 
Auch dic Freude iiber neue Freizeitmöglichkeiten, über Bil- 
dungs- und Kulturangebote relativierte sich rasch, nachdem er- 
fahren werden konnte, wieviel eine Theaterkarte kostet, wie 
teuer Literatur sein kann, wie kulturlos mit kulturellen Erfah- 
ruiigen und Ansprüchen der Ostdeutschen umgegangen wird. 

Andererseits gibt es für die, die noch Arbeit oder ausreichen- 
de soziale Sicherheit haben, ein bisher unvorstellbares Waren- 
angebot, dessen Bedeutung nur erfai3t werden kann, wenn das 
Unzufriedenheitspotential der letzten DDR-Jahre zu diesem 
Thema mit ins Kalkül gezogen wird. Nicht übersehen werden 
sollte auch, daß die Menschen in Ostdeutschland einen neuen 
Typ von geistiger Freiheit kennen und schätzen lernen, - nicht 
nur im Sinne von fehlender offizieller Zensur. Die in der DDR 
erlebte soziale Sicherheit, Planmäßigkeit und Zukunftsgewiß- 
heit wirkte für viele - vor allem jüngere Menschen - auch als 
Fessel, als Hemmnis für aufregende Zukunftspläne. 

Es scheint so, als lägen den empirischen Ergebnissen zwei 
Arten von Widersprüchlichlreit zugrunde: Zum einen ist für die 
ineisten Ostdeutschen gegenwärtig ein Leben in der oben be- 
schriebenen »inneren Zerrissenheit« charakteristisch; zum an- 
deren belegen die Daten, daii, es einen immer tiefer gehenden 
Riß durch die soziale Gruppe »Ostdeutsche« gibt, da13 sich eine 
Gruppe eindeutiger Verlierer immer deutlicher abzeichnet. 
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1.6 Zuwanderung nach Deutschland - die 
Situation von Ausländern in West und Ost 

Die Situation von Ausländern - definiert als Menschen nicht- 
deutscher Staatsangehörigkeit auf deutschem Boden - ist in 
mehrfacher Hinsicht prekär: 

- Diejenigen von ihnen, die seit längerem legal in der Bun- 
desrepu blik leben, zum gröfieren Teil Arbeitsmigranten aus 
Nicht-EG-Staaten und deren Familienangehörige, müssen sich 
weiterhin als nicht zugehörig betrachten. Sie besetzen das se- 
kundäre Segment des Arbeitsmarktes und >>unterschichten« das 
Sozialgefüge der Bundesrepublik Deutschland. Dies gilt mit ei- 
nigen Einschränkungen auch für die zweite und nun heran- 
wachsende dritte Generation. 

- Extrem benachteiligt sind die ehemaligen Vertragsarbeit- 
nehmer der DDR. Sie unterliegen einem nahezu totalen fakti- 
schen und gesetzlichen Verdrängungsprozeß. 

- Weitere Zuwanderung für Arbeitsmigranten aus Nicht- 
EG-Staaten ist nur im Rahmen des $ 10 Ausländergesetz mög- 
lich: als flexibel handhabbare und auf ihre Arbeitsrolle redu- 
zierte Beschäftigte mit Sonderstatus. 

- Der rechtliche Status der Gesamtheit von Nicht-EG-Staatsan- 
gehörigen wurde durch das novellierte AuslG (gültig ab Januar 
1991) nicht verbessert, sondern weiter diversifiziert und segmen- 
tiert. Nur  einem Teil wird eine Aufenthaltsperspektive angeboten. 
Dem anderen Teil wird die kalte Schulter gezeigt. »Deutschland ist 
kein Einwanderungsland«, so die politisch Verantwortlichen ge- 
betsmühlenhaft bei jeder sich ihnen bietenden Gelegenheit. 

- Diejenigen, die als Asylbewerber und Flüchtlinge nicht- 
deutscher Volkszugehörigkeit das Territorium der Bundesrepu- 
blik Deutschland zu erreichen versuchen, müssen mit strikter 
Ablehnung rechnen. Neu unter ihnen ist die Großgruppe von 
Menschen aus Ost- und Südosteuropa, die nach den gesellschaft- 
lichen Umbrüchen dort als Opfer ethnisch-nationaler Restruk- 
turierungen hier in der Bundesrepublik Zuflucht suchen. 
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Wurde zunächst noch differenziert, politisch Verfolgte soll- 
ten weiterhin und ungehindert Zutritt erhalten, fernzuhalten 
seien »Wirtschaftsflüchtlinge«, die das Grundrecht auf politi- 
sches Asyl für sich nutzten bzw. »mißbrauchten«, so gewinnt 
iiun ein umfassendes Abwehr-Regulativ an Kontur. Jede(r), ob 
er/sie nun asylberechtigt ist oder nicht, kann an der Grenze ab- 
gewiesen werden. »Dies ist genau das, was wir immer gefordert 
haben. (E. Stoiber, bayrischer Innenminister). 

Gescheitert ist damit die ausländeipolitische Option einer 
Parteien- und verbändeübergreifenden »Modernisierungskoali- 
tion«, die den schroffen Abwehrmechanismus nach außen mit 
realen Statusverbesserungen für bereits Eingewanderte ver- 
knüpfen wollte. Es waren vor allein die Sozialdemokraten - ge- 
stützt auf ein breites Echo aus der Mitte der Gesellschaft -, die 
in ihren Verhandlungen mit der Koalition jene Verknüpfung 
herstellen wollten. Ein »Paket« sollte geschnürt werden. Ver- 
geblich, wie der schliefilich getroffene sogenannte Asylkompro- 
miß vom Dezember 1992 zeigt. Offentlicher Beachtung kaum 
für Wert befunden wurde eine »alternative Koalition« derjeni- 
gen, die an der Inkompatibilität von Asyl einerseits und Ein- 
wanderung andererseits festhielten und aus deren Reihen ein 
wohldurchdachtes gesetzgeberiscl1es Gesamtkonzept für weite- 
re Zuwanderung vorgelegt wurde. 

Ausländerbeschäftigung im Westen 

1. Am 30. 8. 1992 lebten 6.251.523 Inländer ohne Paß in der 
Bundesrepublik Deutschland. Gegenüber dem Vorjahr bedeute- 
te dies einen Zuwachs von 369.256 Personen. Seit 1985 setzt sich 
ein Einwanderungsprozei3 fort, der vor mehr als 30 Jahren mit 
der Anwerbung von Arbeitsmigranten aus den Mittelmeerlän- 
dern eingesetzt hatte, allerdings in Phasen der Krise (1974 - 77; 
1982 - 85) und im Zeichen des Anwerbestops von 1973 erheb- 
lich gebremst worden war. 

Die Zahl der ausländischen Beschiiftigten lag im März 1992 
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bei knapp 2 Millionen. Das entsprach einem Anteil von S,4 VH 
der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten. Gegenüber dem 
Vorjahr war dies eine Steigerung urn 124.346. 

Etwa ein Viertel dieser Menschen lebt inzwischen länger als 20 
Jahre in der Bundesrepublik. Knapp die Hälfte weist Auferit- 
baltszeiten von mehr als 15 Jahren auf, und mehr als 60 VH sind 
länger als 10 Jahre hier. Sie alle habcn objektiv wie subjektiv in 
der Bundesrepublik ihren Lebens~nittelpunkt gefunden. 

2. Der Zugang zu vielen Bcreichen abhängiger Erwerbstä- 
tigkeiten und daraus resultierenden Lebenschancen bleibt ihnen 
dennoch verwehrt. Domäne der Ausländerbeschäftigung ist- 
nach wie vor der sekundäre Sektor, und hier solche Wirtschafts- 
gruppen und Arbeitsplätze, die durch deutliche Negativ-Merk- 
male gekennzeiclinet sind, wie z. B. niedrige Qualifikatiotmn- 
forderungen, Monotonie der Arbeit, Akkord- und Schichtar- 
beit sowie überdurchschnittliches Unfallrisiko. 

An der Spitze liegt das verarbeitende Gewerbe, wo 1991 je- 
der zweite ausländische Beschäftigte arbeitete, also zuin Bei- 
spiel der Straßenfahrzeugbau (12,7 vW), d' ie Eisen- und Stahler- 
Zeugung (14,O vH), Giei3ereien (24,1 vFI). Auch das Bauhaupt- 
gewerbe und der Bergbau verzeichnen mit 1 i,6 bzw. 14,5 VH 
einen hohen Anteil an auslandischen Arbeitnehmern. 

lm tertiären Sektor blieben Ausländern bestimmte Dienstlei- 
stungen wie ReinigunglE;örperpflege (1 9,9 vEI) und Gaststat- 
tedBeherbergung ( 2 1 ~  vH) vorbehalten. 

Von einer Aufstiegsmobilität auch nur innerhalb der Iiidu- 
striearbeiterschaft kann bisher kaum die Rede sein, dies gilt al- 
lenfalls - und mit Einschränkungen - für den intergenerativen 
Vergleich. Gleichzeitig ist jedoch eine Polarisierung festzustel- 
len: Einein Teil der Söhiie gelang es, qualifizierte manuelle Ar- 
beitsplätze zu besetzen und die Barriere zu den nicht-manuel- 
len Berufen zu überspringeri. Der andere Teil ist, wie die Vater, 
auf un- oder angelernte Arbeitsplätze angewiesen. Die Lage 
stellt sich somit als gespalten dar. 

3 .  Kennzeichnend für die Arbeitsplätze ausländischer Be- 
schäftigter ist des Gveiteren das hohe Arbeitsplatzrisiko. Bereits 

in der Vergangenheit waren Ausländer weit überproportional 
von Konjunktur- und Beschäftigungseinbrüchen betroffen. Die 
zweite Hälfte der 8Oer Jahre zeigte, daß auch in Zeiten des Auf- 
schwungs und erhöhter Ausländerbeschäftigung mit überpro- 
portionaler Arbeitslosigkeit von Ausländern gerechnet werden 
inuß. So stieg die Zahl der Arbeitslosen nicht-deutscher Staats- 
angehörigkeit sprunghaft auf 230.665 (Ende 1991) bzw. auf 
298.786 (Ende 1992) an. Ihre Arbeitslosenquote lag mit 14,3 vH 
uni mehr als das Doppelte über dem Durchschnitt der alten 
Ldnder. 

4. Die Benachteiligung ausländischer Arbeitnehmer auf den 
internen und externen Arbeitsmärkten ist nicht nur eine Folge 
objektiver Ungleichgewichte, die sie sozusagen hinter dem 
Rücken aller beteiligten Akteure zu Rationalisierungsverlierern 
werden liei3, etwa bei der Einführung computergestützter Tech- 
niken. Neben strukturellen Faktoren können Tendenzen geziel- 
ter Diskriminierung eine bedeutende Rolle spielen. So sind die 
Autoren einer Berliner Studie iiberrascht, in welcher Deutlich- 
keit ethnonationale Zugehörigkeit und »rassische« Merkmale 
von Bedeutung bei der Zuweisung von Beschäftigungschancen 
und -risiken sind. Die Personalleiter von 39 (bei insgesamt 74 
befragten) Berliner Unternehmen gaben unumwunden zu, bei 
Einstellungen inländischen Bewerberinnen und Bewerbern teils 
aus sachlichen, teils aus sozialen Gründen Vorrang zu geben. 
Personalleiter von 1 0 weiteren Unternehmen bezeichneten sich 
in dieser Frage als »zwiespältig., 26 als »neutral«. Vier Perso- 
nalleiter berichteten von einem Vorrang für Ausländer, wobei 
gleichzeitig anzumerken ist, daß diese Olfenheit ge, wenüber aus- 

ländischen Arbeitnehmern häufig mit relativ ungünstigen Ar- 
beits- und Entlohnungsbedingungen korreliert. 

5. Sachliche Vorbehalte gegenüber ausländischen Beschäftig- 
ten werden vorrangig an deren (angeblich oder tatsächlich) feh- 
lenden Qualifikationsvoraussetzungen festgemacht. Hier aller- 
dings ist anzumerken, daß ausländische Beschäftigte von inner- 
betrieblicl1en Qualifizierungsprogrammen noch immer weitge- 
hend ausgeschlossen sind. Ausschlaggebend für ihre Beteiligung 
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ist die Einschätzung durch direkte Betriebsvorgesetzte. Die 
aber halten Ausländer offenbar von vornherein für nicht-qua- 
lifizierungsfähig. Ausländische Beschäftigte werden so von iii- 
nerbetrieblichen Anlern- und Aufstiegsketten ausgeschlossen. 
Sie verbleiben auf ihren Einstiegsarbeitsplätzen, während ihre 
deutschen Kollegen - zum Teil jüngeren Alters und mit kürze- 
rer Betriebszugehörigkeit - an ihnen vorbeiziehen. 

Insgesamt ist von einer anhaltenden Indifferenz nicht nur der 
Personalleiter und betrieblichen Vorgesetzten, sondern auch der 
betrieblichen Interessenvertretungen und der Vorstandsverwai- 
tungen zuständiger Industriegewerkschaften gegenüber aiislän- 
derspezifischen Ansätzen betrieblicher Qualifizierung zu be- 
richten. Erste Versuche, Fragen der Weiterbildung ausländi- 
scher Beschäftigter zu thematisieren, etwa anhand einer HdA- 
geförderten Querschnittsanalyse zu erfolgversprechenden Mo- 
dellversuchen in einigen Großunternehmen der Automobil- 
und Elektroindustrie sowie der Ruhrkohle AG, stisßen in dem 
genannten Expertenkreis auf nur geringe Resonanz. 

Die Beteiligung an AFG-finanzierter Fortbildung, Umschu- 
lung und betrieblicher Einarbeitung kann diese Lücke nicht 
schließen. Auch hier wurde im übrigen - zuletzt für 1991 - eine 
starke Unterrepräsentanz ausländischer ArbeitnehmerInnen 
festgestellt (4,9 vH). Die Bundesanstalt für Arbeit stellt keiner- 
lei Mittel für solche (Vorschalt-)Kurse bereit, die es arbeitslosen 
oder von Arbeitslosigkeit bedrohten Ausländern ermöglichen 
würden, an regulären Fortbildungs- und Umschulungsmaßnah- 
men erfolgreich teilzunehmen. 

Ein Modellprojekt für Fortbildung und Umschulung älterer 
türkischer Arbeitnehmer bei der Firma Hoescli in Hagen-Ho- 
henlimburg stellt zur Zeit die einzige Ausnahme dar. Teilnehmer 
sind Arbeitnehmer im Alter von 45 - 55 Jahren, die bisher als 
ungelernte Arbeiter tätig waren. Sie sollen befähigt werden, auf 
der Grundlage ausreichender deutscher Sprachkenntnisse und 
vor allem Fachsprachkenntnisse, Anweisungen von Computer- 
Bildschirmen abzulesen. Entwickelt wurde deshalb ein deutscher 
Computer-Sprachlehrkurs für ausländische Arbeitnehmer. 
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6. Bei der nachwachsenden dritten Generation ist ein Fahr- 
stuhleffekt festzustellen: Galt bis Mitte der 80er Jahre für aus- 
ländische Jugendliche der Slogan »Zukunft ohne Beruf«, ist 
seitdem ein kontinuierlicher Anstieg der Bildungsbeteiligung 
auch in weiterführenden Schulen und ein Anstieg erfolgreich 
absolvierter Schulabschlüsse festzustellen. 1991 erreichten 
42,O vH einen Hauptschulabschlui3, 27,2 v H  den Realschulab- 
schluß, 3,2 VH die Fachhochschul- und 7,5 v H  die Hochschul- 
reife. 

36 v H  der insgesamt 276.000 ausländischen Jugendlichen im 
Alter von 15 - 18 Jahren traten 1990 in ein Ausbildungsverhält- 
nis im dualen System ein. (Vergleichszahl bei deutschen Jugend- 
lichen: 70 vH.) Weitere ausländische Jugendliche besuchten be- 
rufliche Vollzeitschulen und berufsvorbereitende Bildungsmaß- 
nahmen. 1991 erhöhte sich die Gesamtzahl aller in Ausbildung 
befindlichen ausländischen Jugendlichen auf 108.830. 

Innerhalb dieser Gesamtzahl nahm der Anteil derjenigen zu, 
die bei den zur Zeit Ca. 200.000 ausländischen Selbständigen, 
also zumeist in Kleinbetrieben einer ethnischen »Ergänzungs- 
Ökonomie«, eine Ausbildungschance erhalten. 

Die - entgegen verbreiteten Vorurteilen - hohe Bildungsmo- 
tivation ausländischer Jugendlicher, die Bemühungen zahlrei- 
cher Lehrerinnen und Lehrer in Grundschulen und Sekundar- 
stufe I, Fördermaßnahmen nach AFG: Benachteiligtenförde- 
rung, berufsvorbereitende und ausbildungsbegleitende Hilfen, 
sodann: kompensierende Sprachkurse und Lehrgänge zur Vor- 
bereitung ausländischer Jugendlicher auf Schulabschlüsse durch 
verschiedene Weiterbildungsträger sind somit nicht vergeblich 
gewesen. 

Allerdings. das Ganze gestaltet sich wie der Wettlauf zwi- 
I " '  

schen Hase und Igel: Trotz relativer Statusverbesserungen hat 
sich der Abstand zu den formalen Bildungsabschlüssen und Bil- 
dungschancen deutscher Schulabgänger kaum verringert. 
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Ehemalige VertragsarbeitnehmerInnen im Osten 

Auch die Regierung der D D R  hatte bis 1989 zwisclienstaatliche 
Vereinbarungen über Ausbildung und Beschäftigung ausländi- 
scher Werktätiger abgeschlossen, so U. a. mit Vietnam, Mocam- 
bique, Angola, Kuba und Polen. Zur Zeit der Wende arbeiteten 
91 .OOO dieser Menschen in der DDR. Ihre Aufenthaltsdauer 
war in der Regel auf vier bis fünf Jahre befristet, konnte aber 
verlängert werden. 1990 wurden vier dieser Regierungsabkom- 
men (mit Vietnam, Mocambique, Angola und Polen) neu ver- 
handelt. Aufgrund der nunmehr marktwirtscl-iaftlichen Grund- 
ausrichtung der DDR sollten Arbeitsverhältnisse mit Arbeit- 
nehmern der genannten Länder bei >>zwingenden wirtschaftli- 
chen Gründen« gekündigt werden können. Würden sie sich 
dann zur sofortigen Rückkehr in  ihr Herkunftsland entschließ- 
en, müßte ihnen der kündigende Betrieb bis zur Ausreise 
70 v H  ihres Netto-Durchschnittslohns, Unterbringung, Rück- 
reisekosten und eine einmalige Unterstützungszahlung in Höhe 
von 3.000 DM gewährleisten. Sollten sie bis zum Ende der ur- 
sprünglich vereinbarten Vertragsdaucr im Lande bleiben, hätten 
sie Anspruch auf Unterkunft für mindestens drei weitere Mo- 
nate, auf eine Arbeitserlaubilis, die es ihnen ermiiglicht, sich an- 
derweitig zu bewerben, sowie auf Leistungen für Arbeitslose 
nach AFG. 

Die eröffnete Kündigungsrnöglichkeit wurde von den Unter- 
nehmen äußerst rasch und nahezu total umgesetzt. Die Zahl der 
in den nerien Ländern beschäftigten ausländischen Arbeitneh- 
mer ging bis Ende 1990 von 90.600 auf 28.000 und bis Mitte 
1991 auf 6.670 zurück. Knapp ein Jahr später, im März 1992, 
lag ihre Zahl, nach Schätzungen der Ausländerl,eratungsstellen, 
bei gerade noch 1.300. 

20.000 aller VertragsarbeitnehmerInnen hielten sich zu die- 
sem Zeitpunkt noch auf deutschem Territorium auf. Ein Teil 

.~ .. von ihnen, insbesondere Vietnamesen, flüchtete inzwischen ins 
. . - -  

Asylveriahren, allerdings ohne Erfolg. Ihre Anerkennungsquo- 
te lag bei 0,4 vH. 

Seit dem 1. 1. 1991 gelten fiir Deutschland Ost wie West das 
neue Ausländergesetz und die zugehörige Arbeitsaufenthalts- 
Verordnung. Danach wird Vertragsarbeitnehmern aus der ehe- 
maligen D D R  nur eine Aufenthaltsbewilligung eingeräumt, also 
diejenige Form von Aufenthaltsgenehmigung, die grundsätzlich 
für einen vorübergehenden, zweckgebundenen Aufenthalt er- 
teilt und nicht verlängert werden kann. 

Ein von der Fraktion Bündnis 9O/Die Grünen im Berliner 
Abgeordnetenhaus angefordertes Rechtsgutachten kommt zu 
dem Schlug, da13 den ehemaligen ausländischen Vertragsarbei- 
tern der D U R  ein Bleiberecht zusteht. Denn durch die Neuver- 
handlung der zwischenstaatlichen Vereinbarungen und die dann 
erfolgten Kündigungen war die Verknüpfung des Aufenthalts 
mit einem bestimmten Zweck entfallen. Folglich mügte ihnen 
zumindest eine befristete Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. 

Das Bundesland Brandenburg brachte im Bundesrat einen 
entsprechenden Antrag ein, über den im Dezember 1992 ent- 
schieden werden sollte; diese Entscheidung wurde allerdings 
vertagt. Die Lage der ehemaligen VertragsarbeitnehmerInnen 
soll nun auf der Grundlage des sogenannten Asylkompromisses 
weiterverhandelt werden. Dabei soll eine humanitäre Lösung 
unter Berücksichtigung der Aufenthaltsdauer und der erreich- 
ten Integration gefunden werden. 

Saison-, Gast- und Werkvertyagscwbeitnehmerab- 
kommen  

Weitere Zuwanderung von Arbeitsmigranten aus Nicht-EG- 
Staaten ist zur Zeit nur über den Weg der Familienzusammen- 
fiihrung möglich. Eine derart restriktive Regelung entspricht al- 
lerdings nicht den Flexibilitätsbedürfnissen der deutschen Wirt- 
schaft bzw. einzelner Wirtschaftszweige. Paragraph 1 O des Aus- 
ländergesetzes und die dazugehörige Arbeitsaufenthaltsverord- 
nung ermöglichen deshalb die temporäre Zulassung bestimmter 
Kontingente ausldndiscl-ier Beschäftigter. Gleichzeitig wird hier- 

92 93 



mit dem aktuellen Zuwanderungsdrucli vor allem aus den Län- 
dern Ost- und Südosteuropas entsprochen. 

Die Bundesregierung schloß hierüber mit den Ländern Ost- 
und Südeuropas bilaterale Vereinbarungen ab, durch die einem 
jeweils festgelegten Kontingent ausländischer Beschäftigter ein 
befristeter Arbeitsaufenthalt in der Bundesrepublik ermöglicht 
wird. 

Saisonarbeztnehmerabkommen geben die Möglichkeit, für 
bis zu drei Monate im Jahr - und nach Arbeitsmarktprüfung - 
ausländischen Beschäftigten Saisonarbeit anzubieten. 

Gastarbeitnehmerabkornmen lassen zu, dai3 Angeworbene 
im Rahmen einer 12 - 18monatigen Beschäftigung in Deutsch- 
land ihre - wie es euphemistisch heißt - »Berufs- und Sprach- 
kenntnisse verbessern«, Die Arbeitserlaubnis wird hier ohne 
Arbeitsmarktprüfung erteilt. 

Werkveutragsarbeitnehmerabkommen ermälglichen solchen 
ausländischen Arbeitnehmern, deren Arbeitgeber per Werkver- 
trag mit deutschen Unternehmen kooperieren, Arbeitsaufenthal- 
te von maximal 3 Jahren. Derartige Werkverträge müssen durch 
die zuständigen Landesarbeitsärnter genehmigt werden. Zu prü- 
fen ist, ob die Beschäftigungsbedingungen, einschließlich der 
Entlohnung, denen vergleichbarer deutscher Arbeitnehmer ent- 
sprechen. Konstitutiv für derartige Arbeitsverträge ist, daß die 
Beschäftigten an der deutschen Sozialversicherung nicht partizi- 
pieren. Sie sind somit im jeweiligen Herkunftsiand und entspre- 
chend den dort üblichen Standards zu versichern. 

Zusätzlich zu derart legalisierten Formen deprivilegierter Be- 
schäfigung reisen Menschen als Touristen ein, die sich zu Tau- 
senden an lokab'regional bekannten Treffpunkten für Tagelohn 
verdingen (»Arbeiterstrich«). Der Kontingentrahmen für Werk- 
vertragsarbeitnehmer liegt derzeit bei insgesamt 100.000 Be- 
schäftigten. Er wird jährlich zum l. 8. an die deutsche Arbeits- 
marktlage angepaflt. Derartige Werkverträge werden großen- 
teils zwischen in- und ausländischen Bauunternehmen (oder 
dazu gegründeten Scheinfirmen) abgeschlossen. Dem Mii3- 
brauch ist hier Tür und Tor geöffnet. Im Einzelfall ist nur 
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schwer zu überprüfen, wo die Grenze zwischen Werkvertrag 
und (illegaler) Arbeitnehmerüberlassung überschritten wird. 
Hungerlöhne zwischen 5 DM und 8 DM pro Stunde sowie 
skandalöse Unterkünfte sind keine Seltenheit. Die Zahl der il- 
legal Beschäftigten wird auf weitere Ca. 100.000 Personen ge- 
schätzt. 

Der Anteil der Fremdleistung an der gesamten Bauleistung 
stieg 1992 auf im Durchschnitt 44 vH. Auch inländische Ar- 
beitnehmer stimmen deshalb häufig einer untertariflichen Ein- 
gruppierung zu, um ihren Arbeitsplatz nicht zu verlieren. 
Werkverträge haben somit de facto die Wirkung von Tariföff- 
nungsklauseln. Es sind vor allem die leistungsfähigen Bauunter- 
nehmen, die sich der Werkverträge bedienen. Dies führt zu er- 
heblichen Wettbewerbsverzerrungen, durch die kleine und 
mittlere Firpen »an die Wand gedrückt« werden. Derartiges ge- 
schieht nicht zuletzt in Ostdeutschland. Dort treten westdeut- 
sche Unternehmen mit Werkvertragsarbeitnehmern gegen orts- 
ansässige Baufirmen an und praktizieren somit den Werkver- 
tragsarbeitnehmereinsatz in Ostdeutschland gleichzeitig als 
Strategie der Markteroberung. 

Das novellierte Ausliindergesetz 

Mit dein neuen Ausländergesetz, gültig ab Januar 1991, wurde 
grundlegenden Erwartungen der Einwanderer und ihrer inlän- 
dischen Unterstützer eine erneute Absage erteilt. Die Groß- 
gruppe der Nicht-Deutschen wird - entsprechend funktionalen 
Erfordernissen der Bundesrepublik Deutschland - in eine Viel- 
zahl unterschiedlicher Statusgruppen aufgesplittet. Privilegierte 
Gruppen mit einem Aufenthaltsrecht oder jedenfalls einer Auf- 
enthaltsperspektive stehen diejenigen gegenüber, denen ein Auf- 
enthalt nur auf Zeit zugebilligt wird. 

Herausgehoben und mit einem eigenen Gesetz (Aufenthalts- 
gesetdEWG) ausgestattet sind zunächst alle Nicht-Deutschen 
mit EG- Aufenthaltstitel. Ihnen ist Freizügigkeit zugesichert. Es 
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folgen diejenigen Gruppen, deren Status seit Januar 1991 das 
Gesetz zur Neuregelung des Ausländerrechts (AuslG) be- 
stimmt. Hier ist zunächst die Gro‘liuntersclieidung zu treffen 
zwischen denen, die über eine Aufenthaltsgenehmigung verfü- 
gen, und denen, die lediglich nicht abgeschoben, also »gedul- 
det. werden. 

Bei denjenigen, die eine nufeiithaltsgeriehnii,oiing- erhalten, 
sind (1) zunächst diejenigen zu nennen, denen ein relatives Nie- 
derlassungsangebot gemacht wird, die also über eine Aufent- 
hnltsevluubnis oder -berecbtzgung verfügen. Hierbei handelt es 
sich z. B. um die Grofigruppe der aus den Mittelmeerländern 
angeworbenen Erwerbspersonen und deren Familienangehöii- 
ge, aber auch um die Asylberechtigten. Iin Dezember 1990 - 
neuere Zahlen hierzu liegen noch nicht vor - war die Aufent- 
haltserlaubnis von knapp 40 vH, das sind 1.035.028 Personen, 
noch immer befristet. Es folgen - mit einem geringeren Anteil 
- diejenigen 922.797 (das sind 25,6 vW), die über eine ttnbefiz- 
stete Aufenthaltserlaubnis verfügen; ihr Status gilt als bereits 
>>verfestigt«. Lediglich weitere 26 VH (673.150) haben dic an 
weitreichende Bedingungen geknüpfte HOchstsrufe einer Auf- 
enthaltsverfestigung erklimmen können: die Auferitlialtsberech- 
tzgung. Nur  sie verfügen über einen qualifizierten Schutz vor 
aufenthaltsbeendenden Maßnahmen. 

Zur GroiSgruppe derjenigen, deren Aufenthalt in der Bun- 
desrepublik »genehmigt« wurde, gehören Personen mit einer 
Aufenth’zltsbefugnzs. Diese Aufenthaltsgenehmigungs-Katego- 
rie wird z. 3. solchen Asylbewerbern zugesprochen, die nicht 
als Asylberechtigte gemäi3 Art. 16 11 2 GG, wohl aber als Kon- 
ventionsflüchtlinge gemäfi Art. i der Genfer Flüchtlingskun- 
vention anerkannt sind. Die Auf-entlialtsbelugiiis wird fiir läng- 
stens zwei Jahre erteilt und darf nicht verlängert werden, wenn 
das Abschiebungshindernis oder die sonstigen einer Aufent- 
haltsbeendigung entgegenstehenden Gründe entfallen. Erst 
nach acht Jahren knnn eine unbefristete Aufentlialtserlaubriis 
erteilt werden. 

Zu nennen ist drittens schließlich diejmige Kategorie voii 
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Personen mit »genehmigtem« Aufenthalt, die über eine Aufent- 
haltsbewillzgung verfügen. Sie wird dann erteilt, wenn es sich 
um einen »seiner Natur nach nur vorübergehenden Aufent- 
haltszweck« handelt - z. B. für ausländische Studenten und 
Werkvertragsarbeitnehmer. Eine Aufenthaltsbewilligung wird 
für längstens zwei Jahre erteilt und kann.verlängert werden, so- 
fern der Aufenthaltszweck noch nicht erreicht ist. Eine Nieder- 
lassung auf Dauer bleibt allerdings ausgeschlossen. Es besteht 
auch kein Anspruch auf Nachzug der Familie. 

Ohne Aufenthaltsgenehmigung sind, wie bereits erwähnt, 
die bloß »Geduldeten«. Bei ihnen handelt es sich in der Regel 
um Flüchtlinge, die kein politisches Asyl erhalten, aus rechtli- 
chen und humanitären Gründen aber nicht abgeschoben wer- 
den können. Ihre Ausreisepflicht bleibt von der Duldung un- 
berührt. Die Duldung ist befristet. Die Frist soll ein Jahr nicht 
übersteigen. Mit diesen bloi3 Geduldeten ist der Fuß der Sta- 
tuspyramide von Nicht-Deutschen in Deutschland erreicht, un- 
terhalb dessen sich noch einige hunderttausend »Illegale<( als 
z. B. in Häfen, auf Großbaustellen und anderswo ausbeutbarer 
Teil einer »Stillen Reserve« im Lande zu halten versuchen. 

Zusammenfassend lassen sich folgende Segmente von Nicht- 
Deutschen in der Bundesrepublik benennen: 
- die EG-Angehörigen, 
- die Nicht-EG-Staatsangehörigen mit verfestigtem Aufent- 
haltsstatus (unbefristete Aufenthaltserlaubnis bzw. Aufenthalts- 
berechtigung), 
- die Nicht-EG-Staatsangehörigen mit befristeter Aufenthalts- 
erlaubnis, 
- die befristet zum Aufenthalt Befugten, 
- diejenigen, denen ein Aufenthalt lediglich zu einem bestirnm- 
ten Zweck »bewilligt<< wurde, und 
- die bloi3 »Geduldeten«. 

N u r  die beiden erstgenannten Kategorien haben eine einiger- 
maßen gesicherte Aufenthaltsperspektive. Ihre Zahl lag im De- 
zember 1990 bei exakt 2.736.298. Sie umfaßt somit gut die Hälf- 
te der zum damaligen Zeitpunkt in der Bundesrepublik 
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Deutschland anwesenden Nicht-Deutschen (5.342.532). Weite- 
re 2.606.234 gehören den vier anderen Segmenten an. Sie wer- 
den als nicht funktional für die Belange der Bundesrepublik 
Deutschland betrachtet. Nur  einem Teil von ihnen wird - nach 
und nach - die Möglichkeit eröffnet, einen verfestigten Aufent- 
haltsstatus zu erlangen, ein anderer Teil wird über kurz oder 
lang die Bundesrepublik Deutschland verlassen müssen. 

Asy lverfa hren 

Laut Statistik des Bundesinnenministers vom 5. 1. 1993 kamen 
1992 438.191 Nicht-Deutsche als Flüchtlinge in die Bundesre- 
publik Deutschland und beantragten Asyl. Gegenüber 1991 be- 
deutete dies eine Zunahme um 71,l vH, docli stammen allein 
122.666 (28,O vH) aus dem ehemaligen Jugoslawien, weitere 
103.787 (23,7 vH) aus Rumänien, 3 1.540 (7,2 vH) aus Bulgarien 
und 10.838 (2,5 vH) aus den GUS-Staaten. Insgesamt waren 
282.123 oder 64,4 v H  aller Asylbewerber Flüchtlinge aus den 
Ländern Ost- und Südosteuropas. Bei der weitaus größeren 
Zahl dieser Menschen kann keinesfalls unterstellt werden, dai3 
sie ausschließlich eine Verbesserung ihrer wirtschaftlichen Lage 
anstreben. Weitere Fluchtmotive als >>Push-Faktoren« kommen 
hinzu: aufflammende Nationalismen, Kriege und Bürgerkriege, 
Diskriminierung und zum Teil pogromartige Verfolgung ethni- 
scher Minderheiten, nicht zuletzt der Roma in Rumänien, Bul- 
garien und dem Süden Jugoslawiens. 

Weitere relevante Gruppen von Zufluchtsuchenden waren 
Staatsangehörige der Türkei (28.327 = 6,5 vH), verschiedener 
Staaten Afrikas (33.554 = 7,6 vH) und Afghanistans (6.351 = 
1,5 vH). 

1992 wurde über die Asylanträge von 216.356 Personen ent- 
schieden. Als asylberechtigt anerkannt sind 9.1 89. Das ent- 
spricht einer Anerkennungsquote von 4,3 vH, die sich über 
verwaltungsgerichtliche Entscheidungen voraussichtlich ver- 
doppeln wird. Abgelehnt wurden 163.637 Personen (75,6 vH). 

Auf sonstige Erledigungen und Rücknahmen entfielen 43.530 
Personen (20,i VH). 

Sters teilt nicht mit, wieviele der 163.637 Abgelehnten - .  
Die höchst unvollständige Statistik des Bundesinnenmini- 

.. ein . Blei- , 

berecht, Aufenthaltsbefugnis oder Duldung haben, weil sie dem 
Schutz der Genfer Flüchtlingskonvention unterliegen bzw. 
durch die Europäische Menschenrecl-itskonvention oder Art. 1 
des G G  vor Abschiebung geschützt sind. Ihr Anteil dürfte - 
entsprechend Schätzungen in den vorausliegenden Jahren - bei 
50 bis 60 vH liegen. 

Aus den Statistiken geht hervor, daß die gestiegene Zahl der 
Zufluchtsuchenden in einem eindeutigen Zusammenhang mit 
Umbrüchen und Restrukturierungen in Ost- und Südosteuropa 
zu sehen ist, genauer: derjenigen Länder Ost- und Südosteuro- 
pas, in denen sich jene relative Stabilität noch nicht einstellen 
konnte, die für Ungarn, Polen und die ehemalige Tschechoslo- 
wakei inzwischen feststellbar ist. 

Nicht, wie in zahlreichen Szenarien dargestellt und publizi- 
stisch weit verbreitet, die gesamte sogenannte zweite und dritte 
Welt bewegen sich somit auf die Bundesrepublik zu, sondern 
ein weltregional begrenztes Fluchtpotential, über dessen mög- 
licherweise nur temporäre Bedeutung oder auch zukünftige 

"r . ,  
Ausweitung die Fachleute keineswegs einer Auffassung sind. 
Mit großer Wahrscheinlichkeit gilt: Wenn es in den neukonsti- 
tuierten Staaten Ost- und Südosteuropa gelingt, zu politischen 
Konfliktlösungen, relativer wirtschaftlicher Stabilität und sozia- 
ler Kohäsion vorzustoßen, würde die Zahl der Zufluchtsuchen- 
den erheblich abnehmen und ein grofler Teil der bereits Ce- 
flüchteten in die Herkunftsländer zurückkehren. 

n i e  Dolitische Klasse der Bundesrepubiik Deutschland ist of- - ~~ 1 

fenbar nicht bereit, dies anzuerkennen und in neue Konzepte 
der Entwicklungs- und Migrationspoiitik umzusetzen. Ausnah- 
men bestätigen eher die Regel. Sie sah sich auch nicht in der 
Lage, zunächst einmal humanitär-pragmatisch auf der Grund- 
lage existenter Gesetze zu handeln. Statt dessen wurden Akzep- 
tanzprobleme bei Teilen der einheimischen Bevölkerung dem- 
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agogisch verstärkt und parteipolitisch instrumentalisiert, beson- 
ders anläßlich verschiedener Kommunal- und Landtagswahl- 
kämpfe der Jahre 1991 und 1992. 

Rechtsextremen Parteien, Neo-Nazi-Gruppierungen und 
spontanen Zusammenschlüssen einer rechten und gewaltberei- 
ten Jugendszene wurde so die Möglichkeit eröffnet, in ein po- 
litisches Vakuum hineinzustoßen, selber zu handeln und sich 
dabei in pogromartige Gewaltausbrüche zu steigern. Über den 
Kreis der Asylbewerber hinaus sind inzwischen alle Nicht- 
Deutschen, die deutschen Juden, »Linke«, aber auch Obdach- 
lose, Behinderte und Homosexuelle gefährdet. 

Die Jahresbilanz 1992 des Bundesamtes für Verfassungs- 
schutz verzeichnet insgesamt 2.285 Gewalttaten mit erwiesener 
oder zu vermutender rechtsextremistischer Motivation. Gegen- 
über dem Vorjahr entspricht dies einer Steigerung um 54 vH. 
17 Menschen wurden getötet, darunter sieben Nicht-Deutsche. 
Die Zahl der Körperverletzungen lag bei 598, diejenige der 
Brand- und Sprengstoffanschläge bei 701, Es wurden 77 Schän- 
dungen jüdischer Friedhöfe, Mahnmale und sonstiger Baulich- 
keiten registriert. 

Auf der Strecke blieb das individuelle Grundrecht auf politi- 
sches Asyl. Nicht die Täter, nicht die Propagandisten subtiler wie 
unverhüllter Ausländerfeindlichkeit werden für die Eskalation 
der Ereignisse verantwortlich gemacht, sondern die Flüchtlinge 
und deren .Asylmißbrauch«. Sie seien Verursacher eines angeb- 
lich drohenden »Staatsnotstandes«, so Bundeskanzler Kohl am 
26. 10. 1992. Ziel der angestrebten Asylrechtsreform müsse es 
laut Bundesinnenminister Seiters deshalb sein, >> 1993 einen deut- 
lichen Rückgang der Asylbewerberzahlen zu erreichen«. 

Noch zeitgleich zu den Pogromen von Rostock, im August 
1992, vollzog auch die SPD-Führung mit ihrem Petersberger 
»Sofortprogramm« eine asylpolitische Wende. Schon vorher 
war die SPD bereit, mit den Koalitionsparteien für eine Asyl- 
verfahrensnovelle und damit für die drastische Beschleunigung 
und Beschneidung des Asylverfahrens einzutreten. Von der Pe- 
tersberger Wende im August 1992 führte der Weg über einen 
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Sonderparteitag im November desselben Jahres zum am 6. 12. 
1992 vereinbarten sogenannten Asylkompromiß und schließ- 
lich zu einem gemeinsamen Entwurf von CDU/CSU, FDP und 
SPD für einen neuen Asylartikel 16 a im G G  sowie zu weiteren 
Entwürfen für die Begleitgesetze. Auch wenn nur eine knappe 
Mehrheit der SPD-Bundestagsfraktion dem Entwurf des vorge- 
sehenen Asylartikels 16 a zustimmte, eine verfassungsändernde 
Mehrheit im Deutschen Bundestag scheint gesichert. 

Der vorgesehene Artikel 16 a wiederholt zunächst in seinem 
Absatz 1 das Individualgrundrecht: »Politisch Verfolgte genieß- 
en Asylrecht., um es dann in den Absätzen 2 bis 4 entscheidend 
einzuschränken: Asylbewerber, die über solche Drittstaaten an- 
reisen, in denen die Anwendung der Genfer Flüchtlings konven- 
tion und der Europäischen Konvention zum Schutze der Men- 
schenrechte und Grundfreiheiten sichergestellt ist, sollen an den 
Grenzen abgewiesen werden können. Das Gleiche gilt für sol- 
che Asylbewerber, deren Herkunftsland als verfolgungsfrei gilt. 
Der Vollzug aufenthaltsbeendender Maßnahmen soll durch ei- 
nen hiergegen eingelegten Rechtsbehelf nicht mehr aufgehoben 
werden können. 

Alternativen zum As y Zk o mp romiß 

Ausdrückliches Verhandlungsziel der SPD-Delegation war es, 
Zugeständnisse im Bereich des Asylrechts durch Zuwande- 
rungsregelungen und Integrationsangebote an die in der Bun- 
desrepublik Deutschland lebenden Nicht-Deutschen zu kom- 
pensieren. Integrale Bestandteile einer solchen »Paketlösung« 
sollten sein: 
- die Ausweitung des Rechts auf Einbürgerung, 
- die Zulassung von Doppelstaatsbürgerschaften, 
- die Bekämpfung von Fiuchtursachen durch wirtschaftliche 
und humanitäre Hilfen, 
- ein europäisch abgerundetes Einwanderungsrecht mit jährli- 
chen Quoten, 
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- ein gesicherter Aufenthaltsstatus für ehemalige DDR-Ver- 
tragsarbeitnehmerInnen sowie 
- ein gesichertes Bleiberecht für die Kriegs- und Bürgerkriegs- 
flüchtlinge. 

Nur  letzteres wurde - mit der Einschränkung einer mögli- 
chen Kontingentierung - erreicht. Sämtliche anderen Optionen 
scheinen auf den Sankt Nimmerleinstag verschoben. Dies muß 
um so mehr erstaunen, als ein vielstimmiger gesellschaftlicher 
Chor von Einzelpersonen, Verbänden und wirtschaftsnahen In- 
stituten auf folgende gesellschaftliche Tatbestände hingewiesen 
hatte: 

1. Die bereits eingewanderten ausländischen Beschäftigten 
waren und sind für den Wirtschaftsstandort Bundesrepublik 
Deutschland unersetzlich, also keineswegs substituierbar durch 
deutsche Arbeitskräfte. Im Gegenteil, die belebenden Wirkun- 
gen der Zuwanderung (einschließlich der Aus- und Übersied- 
ler) führten - jedenfalls im Zeichen einer insgesamt dynami- 
schen gesamtwirtschaftlichen Entwicklung - in den Jahren 1989 
bis 1991 nicht etwa zu erhöhter, sondern zu verminderter Ar- 
beitslosigkeit. Noch 1991 wäre die Arbeitslosenquote ohne Zu- 
wanderung um 0,2 vH höher ausgefallen. 

Ohne Zuwanderung wären die Sozialversicherungsbeiträge 
höher und die Sozialleistungen niedriger, Nach Angaben des 
RWI haben die 3,5 Millionen Zuwanderer (seit 1988) den staat- 
lichen und den Sozialkassen 1991 einen positiven Saldo Rein- 
gewinn von 41 Mrd. D M  gebracht. Diese Beiträge werden an- 
gesichts der demographischen Entwicklung in Zukunft noch 
wichtiger werden. 

2. Weitere Zuwanderung kann angesichts der demographi- 
schen Entwicklung in Deutschland nur erwünscht sein, um 
Wachstum und soziale Sicherung auch langfristig zu sichern. 
Dies gilt um so mehr, je höher der Anteil jüngerer und qualifi- 
zierter Fachkräfte an den Zuwanderern ist und je besser es ge- 
lingt, auch die Kinder der Zuwanderer gut auszubilden. 

Die angestrebte »Paketlösung<< einer Parteien- und verbän- 
deübergreifenden Modernisierungskoalition wäre bei ihrer Rea- 

lisierung mit einem doppelten Makel behaftet gewesen: Das In- 
dividualgrundrecht auf Asyl wäre faktisch oder juristisch aus- 
gehebelt. Es wäre »verrechnet« worden mit etwas Inkommen- 
surablem: einer Einwanderungsregelung. Diese Einwande- 
rungsregelung trüge den Makel eines Quotierungsverfahrens, 
das sich entscheidend an der Arbeitskräftenachfrage auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt orientiert und einen brain drain hoch- 
qualifizierter 20 - 40jähriger Ausreisewilliger aus Ländern der 
Zweiten und Dritten Welt begünstigt hätte. 

Jener Modernisierungskoalition hat sich deshalb eine andere 
entgegengestellt, die an der strikten Trennung von Asylrecht ei- 
nerseits und gesetzlicher Regulierung von Einwanderung ande- 
rerseits festhält. Diese Koalition wird konstituiert U. a. von Ge- 
werkschaften bzw. DGB, Menschenrechtsgmppen und der Ab- 
geordnetengruppe Bündnis 90/Die Grünen. Grundlegende Do- 
kumente der »Alternativkoalition« sind: 
- die Beschlüsse des 14. ordentlichen Bundeskongresses des 
DGB 1990, anschiiefiend entfaltet und präzisiert in weiteren Be- 
schlußpapieren; 
- das Positionspapier »Asylrecht und Einwanderungspolitik<~ 
des IG Metall-Vorstandes vom November 1991; 
- das Gesetzespaket eines Einwanderungs- und Flüchtlingsge- 
setzes der Abgeordnetengruppe Bündnis 9O/Die Grünen von 
1991. 

Die beiden Gesetzentwürfe von Bündnis 90/Die Grünen stel- 
len das differenzierteste Arbeitsergebnis alternativer Überlegun- 
gen dar. Ihr Ansatz sei deshalb im folgenden kurz skizziert. 

Das Flüchtlingsgesetz stellt auf folgende Zielsetzung ab: 
- Alle wirklich Asylsuchenden und Flüchtlinge müssen Auf- 
nahme finden. 
- Der Rechtsstatus anerkannter Flüchtlinge ist zu vereinheitli- 
chen. 
- Notwendig ist die Aktualisierung bisheriger (zu enger) 
Flüchtlingsdefinitionen. Als Flüchtlinge unter heutigen Bedin- 
gungen haben alle diejenigen zu gelten, die Asyl nach 
Art. 16 I1 2 des GG beantragen; sodann alle, die aus der begrün- 
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deten Furcht vor Verfolgung wegen ihrer Rasse, ihrer Religion, 
Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Grup- 
pe, politischen Uberzeugung, ihres Geschlechts oder ihrer sexu- 
ellen Orientierung geflohen sind; des weiteren Menschen, die 
vor Völkermord, Krieg, Bürgerkrieg, Zwang zum Kriegsdienst, 
drohender Menschenrechtsverletzung, Todesstrafe oder Folter 
fliehen; schließlich alle diejenigen, die im Rahmen humanitärer 
Hilfsaktionen der Bundesrepublik Deutschland in das Bundes- 
gebiet aufgenommen werden. 

Erst nachdem so der Aufenthaltsstatus für die Gesamtheit 
der Flüchtlinge gesichert ist, können für weitere Zuwanderer 
(z. B. Arbeitsmigranten) Einwanderungsregulative festgelegt 
und moralisch legitimiert werden. 

Der Entwurf eines Einwanderungsgesetzes sieht in Art. 3 
Einwanderungsbewilligungen für solche Zuwanderer vor, die 
sich U. a. durch Aufnahme einer Tätigkeit sozial und Wirt- 
schaftlich in die Bundesrepublik Deutschland eingliedern wol- 
len. Die Zahl dieser Menschen soll jährlich durch Gesetz, das 
der Zustimmung des Bundesrats bedarf, festgestellt werden. 
Neu zu schaffende Institutionen hätten den schwierigen Prozefi 
der Quotenfeststellung zu begleiten und humanitären Auswahl- 
kriterien Geltung zu verschaffen, so z. B. 
- ein(e) Beauftragte(r) für Einwanderung, Flucht und multikul- 
turelle Angelegenheiten als Beauftragte(r) des Bundestages; vor 
allem aber 
- eine »Ständige Kommission« als Beratungsinstanz, in der Re- 
präsentanten gesellschaftlicher Gruppen (Kirchen, Gewerk- 
schaften, Arbeitgeberverbände, Wohlfahrtsverbände, bundes- 
weite Einwanderer- und Menschenrechtsorganisationen) sowie 
des UNHCR mitwirken. 

In seinen Art. 1 und 2 macht das Einwanderungsgesetz ein 
Gleichstellungsangebot für die bereits in der Bundesrepublik 
lebenden Nicht-Deutschen. Ihnen soll ein Niederlassungsrecht 
und/oder Einbürgerungsrecht, beides nach fünf Jahren recht- 
mäfligen Aufenthalts bzw. bei Geburt, zugesprochen werden, 
und dies ohne Aufgabe der bisherigen Staatsbürgerschaft. 
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1.7 Gesundheitsstrukturgesetz - Ende des 
Ref orms taus ? 

Als Bundesgesundheitsminister Seehofer Anfang Juni 1992 - 
kaum dreieinhalb Jahre nach Inkrafttreten des Blümschen Re- 
formgesetzes - seine Eckpunkte zu einer weiteren »Strukturre- 
form« des Gesundheitswesens vorlegte, schienen die Weichen so 
gestellt, da13 alles wie gehabt ablaufen konnte: zusätzliche Bela- 
stung der Versicherten über neuerliche Zuzahlungen und wei- 
tere Einschränkungen des Solidarprinzips auf der einen und 
günstigstenfalls Begrenzung von Einkommenszuwlichsen der 
Leistungsanbieter auf der anderen Seite. Erinnerungen an das 
Schicksal des »Solidarbeitrags« der Pharmaindustrie im Zusam- 
menhang mit der Blüm-Reform wurden wach. Am Ende aber 
stand der Kompromii3 einer »großen Sachkoalition<< aus Regie- 
rungsparteien und SPD-Opposition, der ein »Ende des Reform- 
Staus« signalisiert, ohne mit der bisherigen Politik der Kosten- 
dämpfung zu brechen, doch in Teilbereichen deutlich über sie 
hinausgeht und damit als Einstieg in eine grundlegende Reform 
betrachtet werden kann. 

Die bekannte Kostendämpfungspolitik, die glaubt, über eine 
Erweiterung der Zuzahlungen der Patienten die Ausgabenent- 
Wicklung der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) steu- 
ern zu können, spielt auch irn Gesundheitsstruktur-Gesetz 
(GSG '93) eine herausragende Rolle. Zusammen mit der erwei- 
terten Beitragsbemessung für freiwillig Versicherte im Renten- 
alter betragen die Zusatzbelastungen in diesem Bereich rd. 
2,5 Mrd. DM jährlich. Seit Beginn der Kostendämpfungspolitik 
in der zweiten Hälfte der 70er Jahre bis heute summiert sich 
die jährliche »Selbstbeteiligung« damit auf rund 14 Mrd. DM. 

Die zusätzliche Belastung der Versicherten und Patienten 
umfaßt im einzelnen folgende Maßnahmen: 

- Zuzahlungen im Krankenhaus und bei stationären Kuren 
bleiben auf höchstens 14 Kalendertage im Jahr begrenzt; aller- 
dings ändern sich die täglichen Zuzahlungssätze in den alten 
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Ländern von 10 DM auf 1 1 DM (1 993) bzw. 12 D M  (1 994) und 
in den neuen Ländern von 10 DM auf 8 DM (1 993) bzw. 9 DM 
(1994). 

- Beim Zahnersatz wurde die von Seehofer ursprünglich 
vorgesehene Aufteilung in Regel- und Wahlleistungen, die in 
der Tat den Weg in die Zwei-Klassen-Medizin bedeutet hätte, 
fallen gelassen; statt dessen wurden - bei gleich holiem Sparvo- 
lunien - »zahnmedizinisch umstrittene« und »unnötig aufwen- 
dige prothetische Versorgungsformen« völlig aus dem Lei- 
stungskatalog der GKV gestrichen. 

- Gleiches gilt für kieferorthopädische Leistungen für Er- 
wachsene, die nur noch in eng begrenzten Ausnahmefällen von 
der GKV übernommen werden. 

- Arzneimittel, für die in Umsetzung der Blüm-Reform ein 
Festbetrag bestimmt worden ist, waren bislang zuzahlungsfrei. 
Künftig sind alle Arzneimittel zuzahlungspflichtig; die Zuzah- 
lungshöhe beträgt zwischen drei und sieben Mark pro Arznei- 
mittel. 1993 richtet sich die Zuzahlung nach dem Preis der Me- 
dikamente, ab 1994 nach der Packungsgröße. Erstmals stimmte 
auch die SPD ausdrücklich der »Selbstbeteiligung« der Versi- 
cherten zu, weil im Unterschied zu allen bisherigen Zuzah- 
lungsregelungen mit der künftig geltenden Form ein Mengen- 
steuerungseffekt verbunden sei. Warum ein solcher Steuerungs- 
effekt allerdings ausgerechnet über eine weitere Beteiligung der 
Patienten, des schwächsten Gliedes in der ganzen Kette, anset- 
zen muß, bleibt ein gut gehütetes Geheimnis nicht nur der 
SPD-Verhandlungsdelegation. 

- Für freiwillig in der GKV Versicherte, die ab diesem Jahr 
erstmals Rente beziehen, erhöht sich in der Regel die Beitrags- 
belastung deutlich. Anders als bisher werden in die Beitragsbe- 
messung nicht nur die Rente und eventuelle Versorgungsbezüge 
einbezogen, sondern auch alle anderen Einnahmen wie Zinsen 
oder Mieteinnahmen. Mit Ausnahme der Rente, für die weiter 
der halbe Beitragssatz gilt, werden alle anderen Alterseinkom- 
men bis zur Beitragsbemessungsgrenze der GKV mit dem vol- 
len Beitragssatz belastet. Sollte diese Entscheidung vor den Ge- 

richten Bestand haben, so treibt der Gesetzgeber hiermit die 
»guten Risiken«, die bislang freiwillig in der GKV verblieben 
sind, in die Arme der Privatversicherung. 

Während die Belastungen der Versicherten unbefristet gelten, 
ist der die Anbieterseite betreffende Teil des GSG zum Großteil 
befristet angelegt und bezieht sich zudem in weiten Teilen auch 
nur auf eine Zuwachsbegrenzung von Einkommen im Wege ih- 
rer Koppelung an die Entwicklung der beitragspflichtigen 
Grundlöhne. Kurzfristig »ans Eingemachte« geht es hier ledig- 
lich beim Preismoratorium für die Pharmaindustrie sowie bei 
der Absenkung der zahnärztlichen Honorare und zahntechni- 
schen Preise. 

Ordnungspolitisch weitreichender sind die Begrenzung der 
Niederlassungsfreiheit, die Aufhebung des Selbstkostendek- 
kungsprinzips im Krankenhaus oder auch die Einführung einer 
»Positivliste« im Arzneimittelbereich, auch wenn dieser Begriff 
tunlichst vermieden wird. So wird den Krankenhäusern künftig 
nicht mehr die Deckung der vorauskalkulierten Selbstkosten 
garantiert. Anreize zur Wirtschaftlichkeit sollen dadurch ge- 
schaffen werden, daß ab sofort tagesgleiche pauschale Pflege- 
sätze durch Fallpauschalen, Sonderentgelte und abteilungsbe- 
zogene Entgelte im Rahmen des bis 1995 grundlohnbezogenen 
Budgets vereinbart werden können. Ab 1996 werden Sonder- 
entgelte für bestimmte Operationen und Fallpauschalen zur 
Vergütung für bestimmte Behandlungen vorgegeben. Eine we- 
sentliche Neuregelung, die mehr zur Bereinigung des Arznei- 
mittelmarktes beitragen kann als alle bisherigen Versuche in 
diese Richtung, läf3t die Gründung eines Arzneimittelinstituts 
erwarten. Seine Aufgabe besteht vor allem in der Erarbeitung 
von Vorschlagslisten verordnungsfähiger Arzneimittel. Bislang 
sind bekanntlich alle Versuche in diese Richtung am massiven 
Widerstand der Pharmaindustrie gescheitert. 

Mitte vergangenen Jahres belief sich der durchschnittliche 
GKV-Beitragssatz in den alten Bundesländern auf 12,62 VH 
(neue Bundesländer: 12,68 vH). Bezogen auf die Kassenarten 
lag die Beitragssatzspanne zwischen i1,05 v H  (1 3,84 vH) bei 
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den Arbeiter-Ersatzkassen und 13,46 vH (12,8 vH) bei den 
Ortskrankenkassen; über die einzelnen Kassen war die Spanne 
weit größer: am unteren Ende eine Betriebskrankenkasse mit 
einem Beitragssatz von 8 vH und am oberen Ende zwei Orts- 
krankenkassen mit 16,8 vH. Für gleiche Leistungsansprüche 
zahlte der Versicherte in den alten Ländern bei der Kasse mit 
dem geringsten Beitrag im Höchstfalle 204 DM monatlich, der 
bei der Kasse mit dem höchsten Beitragssatz Versicherte dage- 
gen 428 DM monatlich. Aufs Jahr gerechnet macht dies einen 
Beitragsunterschied von fast 2.900 DM aus. 

Die Angleichung der Beitragssätze über alle Kassen und Kas- 
senarten hinweg ist ein eigenständiges, längst überfälliges ver- 
teilungspolitisches Ziel. Nicht die einzelne Kasse oder Kassen- 
art, sondern die GKV insgesamt ist die sozialpolitisch relevante 
Solidargemeinschaft. Verteilungspolitisch verschärft wird die 
Disparität bei den Beitragssätzen noch durch den Umstand, daß 
ein Großteil der Versicherten keinerlei Freiheit bei der Wahl ih- 
rer Krankenversicherung hat. Für viele Versicherte greift nach 
wie vor das überlieferte Zuweisungssystem aus RVO-Zeiten. 
Beide Probleme werden mit dem Gesundheitsstrukturgesetz in 
den kommenden Jahren angegangen, wenn auch nur subopti- 
mal gelöst. Zum einen wird ab 1994/95 ein bundesweiter und 
kassenartenübergreifender Risikostrukturausgleich eingeführt, 
und ab 1997 kann (fast) jeder Versicherte (fast) jede Kassenart 
frei wählen. 

Der Risikostrukturausgleich will jene Faktoren über alle 
Kassen hinweg ausgleichen, die von Seiten der Versicherten- 
Struktur her - infolge unterschiedlicher Finanzkraft (Grund- 
lohn) sowie unterschiedlicher Finanzbedarfe (Alter, Ge- 
schlecht, Mitversichertenquote) - für die Unterschiede in den 
Beitragssätzen verantwortlich sind. Er muß, will er sein Ziel 
nicht allzu weit verfehlen, bundesweit und kassenartenüber- 
greifend ansetzen: a) Das Süd-Nord-Einkommensgefälle kann 
nur durch einen bundesweiten Ausgleich berührt werden. Ein 
lediglich regionaler Ausgleich würde dem Ziel der Beitragssatz- 
angleichung zuwiderlaufen, er würde Einkommensdisparitäten 

und damit Beitragssatzunterschiede zwischen den Regionen 
festschreiben, ein für die »Solidargemeinschaft GKV. nicht ver- 
tretbares Verfahren. b) Das Einkommensgefälle zwischen den 
Kassenarten kann nur in einem kassenartenübergreifenden Ver- 
fahren angeglichen werden. Die Risikostruktumnterschiede 
zwischen den Kassenarten sind größer als die innerhalb einzel- 
ner Kassenarten. 

Das GSG '93 schreibt allerdings vor, daß der Risikostmktur- 
ausgleich jeweils getrennt für das Gebiet der alten und der neu- 
en Länder durchzuführen ist - »wegen der noch bestehenden 
Unterschiede in den wirtschaftlichen Verhältnissen in Deutsch- 
land«, wie es in der Begründung zum Gesetzentwurf heißt. 
Richtig ist bei dieser Überlegung sicherlich, daß die Durchfüh- 
rung eines deutschlandweiten Ausgleichs hier und heute eine 
starke »Herunter-Subventionierung« der Beitragssätze der 
GKV-Ost unter die der GKV-West zur Folge hatte. Einiges 
spricht jedoch dafür, daß sich die Rahmenbedingungen hin- 
sichtlich der Finanzkraft und des Finanzbedarfs für die GKV- 
Ost bereits zum Zeitpunkt der vollständigen Realisierung des 
Risikoausgleichs merklich denen der GKV-West angenähert ha- 
ben werden. Unter den so veränderten Bedingungen kommt der 
mit dem GSG '93 festgeschriebene bundesweite Risikostruktur- 
ausgleich de facto einem regionalen Ausgleich jeweils für die 
und innerhalb der Regionen Ost und West gleich. 

Damit aber stellen sich eine Reihe verteilungspolitischer Fra- 
gen. Bei deutlich geringerer Beitragssatzspanne lag der durch- 
schnittliche Beitragssatz der GKV-Ost Mitte letzten Jahres 
leicht über dem entsprechenden Wert der GKV-West. Sofern 
der Finanzbedarf der GKV-Ost merklich stärker zunehmen 
wird als die beitragspflichtigen Einnahmen je Mitglied, droht 
die Beitragssatz-Differenz bereits bei Inkrafttreten des vollstän- 
digen Risikostrukturausgleichs 1995 zwischen Ost und West 
größer zu sein als die sich zwangsläufig weiter angleichenden 
Beitragssätze innerhalb der GKV-Ost und GKV-West. Wenn 
aber die gesetzliche Krankenversicherung insgesamt als die re- 
levunte Solidargemeinschaft anzusehen ist, dann wären interne- 

109 108 



gionale Beitragssatz-Spannen, die gröiier sind als die intraregio- 
nalen Spannen - und das bei einem gleichzeitig möglicherweise 
höheren Durchschnittsbeitrag der GKV-Ost - unter vertei- 
lungspolitischen Gesichtspunkten nicht zu rechtfertigen. Nie- 
mand aber wird ernsthaft ausschließen wollen urid können, daß 
eine solche Konstellation eintreten kann, lange bevor die »1ioch 
bestehenden Unterschiede in den wirtschaftlichen Verliältnissen 
in Deutschland« auch nur annähernd eingeebnet sind. 

Da die Angleichung der Beitragssätze über alle Kassen, Kas- 
~enarten und Regionen hinweg ein eigenständiges verteilungs- 
politisches Ziel ist, dessen Realisierung durch den Risikostruk- 
turausgleich erreicht werden soll, ist es fatal, daß d '  lese Mög- 
lichkeit aufgrund der Trennung in die Regionen Ost  und West 
gleichzeitig wieder konterkariert wird. Ein deutschlandweiter 
Risikostrukturausgleich ab Mitte der 90er Jahre hingegen wäre 
ein Beitrag zur sozialen Einheit im Bereich der GK\< Unter den 
gegebenen Finanzierungsbedingungeil würden die dafür erfor- 
derlichen West-Ost-Trailsfers in Höhe von schätzurigsweise 
zwischen 5 und 8 Mrd. DM allerdings eindeutig zu Lasten der 
BeitragszahlerInnen (in1 Westen) gehen; die Gerechtigkeitslük- 
ke bei der Finanzierung der Einheit würde also noch gröi3er. 
Nicht einsehbar ist allerdings auf der anderen Seite, den Bereich 
der GKV - im Unterschied zur Renten- und Arbeitsloseiiver- 
Sicherung - aus möglicherm~eise gerade diesem Gruiide auszu- 
sparen. Im Gegenteil, angesichts des notwendigen deutschland- 
weiten Risikostrukturausgleiclls zeigt sich einmal riiehr der 
dringende verteilungspolitische Handlungs bedarf auf dem 
Wege zur Realisierung der sozialen Einheit. 

Soll der Risikostrukturausgleicli die Voraussetzungen für 
»gleiche Wettbewerbschancen« der Rassen untereinander schaf- 
fen, so wird die im Anschlug daran vorgesehene Wahlfreiheit 
der Versicherten zwischen den einzelnen Kasseilarten ab 1997 
vor allem als Beitrag zur >>Optimierung des Wettbewerbs« be- 
trachtet; beide Maßnahmen zusammen - so die Philosophie - 
sollen darnit der Realisierung des Solidarprinzips zu neuer Blü- 
te verhelfen. Hier sind allerdings einige Zweifel angebracht: 
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Zum einen bringt das GSG keine volle Wahlfreiheit für alle 
Versicherten, da Mitgliederkreisbeschränkungen zum Teil auf- 
rechterhalten bleiben. Zwar haben künftig alle Mitglieder von 
Orts-, Betriebs- und Innungskrankenkassen gleichberechtigten 
Zugang zu den Ersatzkassen für Arbeiter und Angestellte; letz- 
tere unterliegen von da an einem Kontrahierungszwang, sie 
können also niemanden mehr unter Verweis auf Mitglieder- 
kreisbeschränkungen abweisen. Mitglieder von Betriebs- und 
Innungskrankenkassen können zudem zur Ortskrankenkasse 
wechseln. Bestehen bleiben aber die Mitgliederkreis- und Wahl- 
rechtsbeschränkungen bei den Sondersystemen, also den land- 
wirtschaftlichen Krankenkassen, der Bundesknappschaft und 
der See-Krankenkasse. Vor allem aber bleiben die Zugangsbe- 
cchränkungen bei den Betriebs- und Innungskrankenkassen be- 
stehen, sie können lediglich durch Satzungsänderung geöffnet 
werden, wovon allerdings kaum eine SKK oder BKK Gebrauch 
machen wird. Sie behalten damit ihren Sonderstatus mit der 
Möglichkeit zur Risikoselektion, auch wenn deren Auswirkun- 
een aufKrund des Risikostrukturausgleichs nicht mehr so stark - " 
beitragssatzrelevant sind wie heute. 

Die unter den gegebenen Bedingungen offensichtliche Not- 
wendigkeit der Schaffung gleichartiger Wettbewerbsbedingun- 
gen für die einzelnen Kassen und Kassenarten ist zudem imrna- 
nenter Ausdruck der Uberlebtheit des gegliederten Systems; 
dies auszusprechen ist allerdings keine gesellschaftlich relevante 
Kraft bereit. Wettbewerb - ob unter ungleichen oder gleichen 
Startchancen - und Solidarprinzip stehen gegeneinander und 
sind nicht harmonisierbar. Wettbewerb unter Aufrechterhal- 
tung des Solidarprinzips und gleicher Leistuilgsstandards aber 
macht ökonomisch keinen Sinn, da er sich nur auf der »Ebene 
der Leistungsdarbietung (z. B. freundliche Mitarbeiter, anspre- 
chend gestaltete Verwaltungsräume) bewegt« - so auch die En- 
quete-Kommission des Deutschen Bundestages 1990. Und wei- 
ter: »Ein Wettbewerb auf der Ebene der Leistungsarten hinge- 
gen ist mit den Prinzipien der sozialen Krankenversicherung 
nicht vereinbar, da er die Inanspruchnahme medizinischer Lei- 
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stungen zumindest teilweise von der individuellen Zahlungsfä- 
higkeit und nicht vom medizinischen Bedarf abhängig macht.« 

Schließlich wird die vorgebliche Stärkung des Solidarprin- 
zips durch die in den vergangenen Monaten von Gesundheits- 
minister Seehofer immer wieder in Aussicht gestellte »dritte 
Reformstufe« wieder in Frage gestellt. Dann nämlich soll es vor 
allem auch darum gehen, »die Baugesetze unseres Sozialstaates, 
Solidarität und Subsidiarität, neu zu definieren. Soziale Sicher- 
heit, soziale Gerechtigkeit und Eigenverantwortung müssen in 
ein Gleichgewicht gebracht werden (. . .). Deshalb muß geklärt 
werden, was die Solidargemeinschaft und was der einzelne lei- 
sten kann und m u h  (Seehofer). 

2. Die Weltwirtschaft zwischen Auf- 
schwung und Abschwung - Rezession 
und Stahlkrise in Deutschland 

2.1 Weltwirtschaftliche Entwicklung: 
Unterschiedliche Tendenzen 

Entgegen den weitverbreiteten Hoffnungen des Frühjahrs 1992 
ist es im Laufe des vergangenen Jahres nicht zu einer allgemei- 
nen Belebung der Weltwirtschaft gekommen. Vielmehr bietet 
die Lage der Weltwirtschaft im Frühjahr 1993 ein differenziertes 
Bild. Während sich in einigen Ländern eine Stabilisierung ab- 
zeichnet bzw. anhaltend hohe Wachstumsraten realisiert wer- 
den, haben sich in anderen Teilen der Welt zyklische und struk- 
turelle Krisensymptome verstärkt. 

Internationalisierung und Handelsintegration des Weltmark- 
tes auf der einen und wachsende Unterschiede und Gegensätze 
zwischen den Weltregionen auf der anderen Seite erschweren 
die notwendige gleichgerichtete internationale Wirtschafts- und 
Entwicklungspolitik und beinhalten eine wachsende politische 
und ökonomische Sprengkraft für die »eine Welt«. Die Proble- 
me der Dritten Welt, so scheint es gegenwärtig, werden von den 
Industrieländern nicht zur Kenntnis genommen, die osteuro- 
päischen Länder werden von der Europäischen Gemeinschaft 
weitgehend sich selbst überlassen, und in der ökonomischen 
und politischen Entwicklung zeichnet sich ein Prozeß der Re- 
gionalisierung gemeinsam mit einem ausgeprägten Protektio- 
nismus ab. Damit droht die Weltwirtschaft als ein politischer 
und ökonomischer Kreislaufzusammenhang auseinanderzubre- 
chen. 
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Entwickelte In dustrielän der 

Seit dem 2. Halbjahr 1990 hält die konjunkturelle Schwäche in 
den entwickelten Industrieländern an. Es handelt sich dabei um 
eine im Vergleich mit den bisherigen Abschwüngen besonders 
lange zyklische Krisenperiode. Während sich seit Ende des Jah- 
res 1992 in den USA die Anzeichen mehren, daf3 die seit 1989 
währende Rezessions- und Stagnationsperiode 1993 überwun- 
den sein wird (was einen erneuten Rückschlag aber nicht aus- 
schließt), stagniert die Produktion in Westeuropa und Japan 
bzw. ist teilweise sogar rückläufig. 

Die Auslastung der Produktionskapazitäten ist weiter zu- 
rückgegangen, die Arbeitslosigkeit hat beträchtlich zugenom- 
men. 

Tabelle 5: Produktion und Arbeitslosigkeit in den Industi-ielän- 
dem 

Veränderungen des BIP') in vH Arbcitslosenquote in vH 
1991 1992 1993 1991 1992 1993 

6 7  7,6 873 Deutschland 0,6 1,5 -0,5 
Frankreich 1,2 2,o 1,5 9,6 10,3 10,8 
Italien 1,4 1,0 0,5 11,o 11,o 11,3 
Großbritannien -2,2 - i ,O 1 ,o 8,3 10,l 10,8 
EG insges. 0,7 1,l 06 9,2 10,l 10,8 

3 ,o 6,7 734 7,3 
Japan 4,4 1,5 2,o 271 2 2  2.3 
USA -1,2 2,o 

1 )  Bruttoinlandsprodukt, Raten 1992/93 VOM DIW geschätzt bzw. prognosti- 
ziert 
Quelle: DIW-Wochenbericht 1-2/1993; OECD, Economic Outiook, Dec. 1992 

In Westeuropa werden Angebot und Nachfrage durch das 
von der Deutschen Bundesbank verursachte anhaltend hohe 
Zinsniveau zusätzlich gedämpft. Auf den internationalen Fi- 
nanzmärkten kam es im 2. Halbjahr 1992 zu erheblichen Tur- 
bulenzen. Die unterschiedlichen wirtschaftlichen Gegebenhei- 
ten bedrängten das westeuropäische Wahrungssystem: Iiifolge- 

dessen schieden die britische und die italienische Wahrung aus 
dem europäischen Wechselkursverbund aus, geriet der franzö- 
sische Franc gegen Ende des Jahres unter großen Spekulations- 
druck. In den USA und in Japan unternahm die Geldpolitik nur 
begrenzt erfolgreiche Versuche, durch Senkung der Leitzinsen 
die Konjunktur anzuregen; die privaten Haushalte und Unter- 
nehmen erhöhten zunächst nicht die Nachfrage nach Gütern, 
sondern nutzten die Gelegenheit, Schulden abzubauen. 

In dieser angespannten konjunkturellen Lage haben die öf- 
fentlichen Haushalte aufgrund ihrer hohen Verschuldung und 
ihres eigenen Konsolidierungs bedarfs meist nur einen geringen 
Spielraum für eine expansionsorientierte Ausgabenpolitik. In 
den USA wird die Lage dadurch erschwert, daß der Staat zu- 
nehmende Aufwendungen für die Sicherung der Einlagen bei 
Banken und Sparkassen aufbringen muß; dennoch ist unter der 
neuen Präsidentschaft, gefördert durch staatliche Wirtschafts- 
politik, zunächst wieder mit wirtschaftlichem Wachstum zu 
rechnen, allerdings verbunden mit weiterem Anwachsen des 
Haushaltsdefizits, höherer Inflation und wieder steigenden Zin- 
sen. Ob das in Japan in Gang gesetzte staatliche Konjunktur- 
förderungsprogramm die angestrebten Wirkungen zeigt, kann 
derzeit noch nicht abgesehen werden. 

Insgesamt ist die wirtschaftliche Lage der entwickelten Indu- 
strieländer zu Beginn des Jahres 1993 als sehr labil einzuschät- 
zen. Folgt der Konjunkturverlauf dem »normalen« Schema, 
dann könnte im Laufe des Jahres der untere Wendepunkt 
durchschritten werden. Einer deutlichen Belebung stehen aber 
in Verbindung mit der in vorhergehenden Zyklen schon zu be- 
obachtenden Tendenz zur Verringerung der durchschnittlichen 
Wachstumsraten strukturelle Faktoren entgegen: 
- die sich verstärkende Regionalisierung der Weltwirtschaft 
und die wachsende Konkurrenz zwischen den Handelsblöcken, 
verbunden mit zunehmendem Protektionismus; 
- der Umbau des militärindustriellen Komplexes nach Beendi- 
gung des West-Ost-Wettrüstens; 
- die Korrektur der monetären Überhitzungserscheinungen an 
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den internationalen Finanz- und Immobilienmärkten, beson- 
ders in Großbritannien, Japan und den USA; 
- die Strategie zur Begrenzung der öffentlichen Schulden mit 
ihrer wachstumshemmenden Wirkung, die in Westeuropa durch 
die Maastricht-Vereinbarungen noch stimuliert wird, sowie 
- die unausweichliche Notwendigkeit, sich in den hochindu- 
strialisierten Staaten stärker auf Wachstumsprozesse einzustel- 
len, die den aktuellen ökologischen Prozessen (insbesondere der 
Klimaproblematik) besser gerecht werden. 

Die tendenzielle Verlangsamung des Wachstums verschärft 
den Verdrängungswettbewerb auf den internationalen Märkten 
und verhindert den Abbau der Massenarbeitslosigkeit. Dies 
steht der Uberwindung der Stagnationserscheinungen auch 
nach einem Ende der zyklischen Krisenphase entgegen und be- 
hindert die Integration der Länder des Südens und des Ostens 
in den Welthandel. 

Eine deutliche Verlangsamung des Wirtschaftswachstums 
vor allem in den Industrieländern wäre vor allem aus ökologi- 
schen Gründen eigentlich positiv zu bewerten. Ohne einen 
wirklichen Umbau der wirtschaftlichen Strukturen ist aber zu 
befürchten, daß im Rahmen der verschärften internationalen 
Konkurrenz ökologische Aspekte weiter in den Hintergrund 
gedrängt werden. 

Die ehemuligen R G W-Länder 

Die Länder des ehemaligen RGW sind zur Zeit in einem tief- 
greifenden Umstellungsprozeß von der Plan- zur Marktwirt- 
schaft eingebunden. Die dafür notwendigen institutionellen Re- 
formen offenbaren für die Phasen des Transformationsprozesses 
eine Reihe von Sequenzproblemen, die derzeit noch nicht gelöst 
sind. Dazu gehören insbesondere Fragen der Steuerverwaltung, 
der Installierung einer funktionierenden Geldverfassung, des 
zentralstaatlichen wie dezentralen Budgetwesens sowie der 
wirtschaftspolitischen Regulatorien. 

Die Umstellungskrise in den ehemaligen RGW-Ländern 
Mittel- und Osteuropas setzte sich 1992 fort. Nur in einzelnen 
Staaten (Polen, Ungarn und Tschechische Republik) konnte der 
Rückgang der Wirtschaftsleistung gestoppt werden. Entspre- 
chend dem unterschiedlichen Tempo der Wirtschaftsreformen 
und des Ubergangs zu Marktwirtschaften westlicher Prägung 
einerseits und den Spielräumen auf westlichen Märkten ande- 
rerseits entwickelt sich die Beschäftigungslage. Wahrend die 
Arbeitslosigkeit in den ehemaligen GUS-Staaten noch verdeckt 
bzw. unvollständig erfaßt ist, steigt sie in den anderen ehemali- 
gen RGW-Ländern Mittel- und Osteuropas nunmehr rapide an. 
Damit werden die Wanderungsbewegungen von Ost- nach 
Westeuropa weiter zunehmen. 

. 

Tabelle 6: Produktion und Arbeitslosigkeit in Osteuropa 
Arbeitslosenquote in vH Veränderungen des BIP in v H  

1993 1991 1992 1993 1991 1992 

20,o 1,5 11,O Bulearien -12 -23 -10 
CSFR 0 -14 -8 170 635 

Ungarn -4 -10 -5 L5 890 

Polen -12 -7 -2 4,5 12,o 
Rumänien -7 -13 -10 3,o 

GUS, dar.: -4 - 1 2  -19 
Rußland -4 -11 -20 
Ukraine -3 -11 -18 
Relorußland -3 -3 -17 - - -  - - ~ 

Quelle: Gemeinschaftsgutachten der Wirtschaftsforschungsinstitute, DIW- 
Wochenbericht 44/92 

Die Lage in diesen Ländern wird weiter dadurch erschwert, dai3 
die binnenwirtschaftliche Umstellung von der staatlichen Zentral- 
verwaltungswirtschaft auf die Marktwirtschaft vom völligen Zu- 
sammenbruch der Handels- und Zahlungsbeziehungen der ehema- 
ligen RGW-Länder untereinander begleitet wird und ihre Fertig- 
Produkte auf dem Weltmarkt - zumal unter den gegenwärtigen re- 
striktiven Bedingungen - keine Absatzchancen haben. 
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Die wirtschaftliche Konsolidierung in diesen Ländern wird 
vor allem von ihrer politischen Stabilisierung abhängen und da- 
von, wie es ihnen gelingt, innerhalb ihrer Region auf neuer Ba- 
sis den gegenseitigen Außenhandel zu entwickeln. 

Die Länder des Südens 

Die als Entwicklungsländer bezeichneten Staaten scheinen die 
aktuelle Rezessionsphase besser bewältigt zu haben als die In- 
dustrieländer, was selbst dann noch gilt, wenn die höheren Be- 
völkerungszuwachsraten in Rechnung gestellt werden. Die Zu- 
sammenfassung dieser großen Ländergruppe nach Maßgabe der 
UN-Definition als »Entwicklungsländer<< verbirgt aber gewal- 
tige Differenzen in Niveau und Entwicklungsrichtung. 

Tabelle 7: Wirtschaftswachstum der Entwicklungsländer') 

Anteil am 
Weltprodukt 

1989 1990 1991 1992 in VH 
Insgesamt 3,3 3,2 3,4 4,5 16,6 
Lateinamerika 1,1 -0,l 2,6 3,O 473 
Afrika 2,7 3, l  3,1 3,5 176 
Westasien 2,3 1,6 0 4,O 2,1 
Süd- und Ostasien 6,1 6,3 5,4 5,5 575 
China 3,6 5,2 7,O 7,O 294 
Mittelmeerraum 1,0 1,l -7,O 2,5 0,6 
1) Veränderungen des BIP in VH gegenüber dem Vorjahr 
Quelle: UN, World Economic Outlook 1992 

Eine Wachstumsregion in Süd- und Ostasien fällt derzeit 
völlig aus dem Rahmen der weitwirtschaftlichen Tendenzen. 
Dazu gehören nach wie vor die »vier Tiger. (Südkorea, Taiwan, 
Hongkong und Singapur); Anschluß finden aber auch die mei- 
sten ASEAN-Staaten (namentlich Malaysia und Indonesien). 
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Eine rasante, allerdings sehr unausgeglichene Entwicklung 
macht China durch, wo wieder mit zweistelligen Wachstums- 
raten gerechnet wird. 

Dagegen verzeichnen die übrigen Regionen Stagnation oder 
Rückgang der Pro-Kopf-Produktion. Mit Ausnahme weniger 
Länder, die - wie Mexiko - an westliche Wirtschaftsblöcke An- 
schluß finden können, vollzieht sich hier ein ungleichgewichti- 
ger Abkoppelungsprozeß vom Weltmarkt: Während die Länder 
des Südens immer abhängiger von den Märkten des entwickel- 
ten Nordens werden, können sie im Welthandel immer weniger 
mithalten. Es droht die Peripherisierung im kapitalistisch do- 
minierten Weltmarkt. 
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2.2 Deutschland in der Rezession 

In Deutschland hat das ökonomische Zusammenwachsen der 
unterschiedlichen Okonomien Ost- und Westdeutschlands zu- 
nächst zu einem deutlichen konjunkturellen Impuls für West- 
deutschland geführt, während die ostdeutsche Entwicklung 
durch einen Prozeß der Deindustrialisierung geprägt ist. Die 
nach dem Auslaufen des Einigungsbooms einsetzende Rezes- 
sion im Westen gefährdet den Umstellungsprozei3 im Osten; die 
Strukturkrise im Osten belastet ihrerseits die Entwicklung im 
Westen. 

2.2.1 Verlängerung der Abschwungphase im Westen 

Seit dem 11. Quartal 1992 ist das reale Bruttosozialprodukt 
Westdeutschlands gegenüber dem Vorquartal rückläufig. In der 
Bundesrepublik herrscht die 4. Rezession seit den 60er Jahren. 
Hatte die alte Bundesrepublik zunächst vom Anschluß der ehe- 
maligen DDK profitieren können, so schlagen die schweren 
Fehler bei der wirtschaftlichen Vereinigung inzwischen auf 
Westdeutschland zurück und wirken einem erneuten Auf- 
schwung entgegen. 

Der im Sommer 1991 nach dem Auslaufen des Vereinigungs- 
bedingten Sonderbooms einsetzende Abschwung der Konjunk- 
tur hat sich entgegen den meisten Prognosen beschleunigt. Seit 
dem Frühjahr 1992 sind die kontraktiven Faktoren deutlich 
stärker geworden. Das reale Bruttoinlandsprodukt geht seitdem 
vierteljährlich um Ca. 0,5 v H  gegenüber dem jeweiligen Vor- 
quartal zurück. Die Auftragseingänge aus dem In- und Ausland 
nehmen ab, die Produktion im produzierenden Gewerbe ist seit 
Februar '92 rückläufig. Die Arbeitslosigkeit nimmt zu und wird 
für längere Zeit über der 2-Millionen-Grenze liegen. 

Gegenüber dem Herbstgutachten der fünf wirtschaftswis- 
senschaftlichen Institute vom Oktober 1992 wurden die Pro- 

Tabelle 8: Ausgewählte Wirtschaftsdaten Westdeutschlands') 

1. Hj. 2. Hj. 1. Hj. 2. Hj. 
1991 1992 1992 1993 1993 

Bruttoinlandsprodukt 3,7 
Privater Verbrauch 396 
Staatsverbrauch 0s 
Anlageinvestitionen 6,5 

Ausrüstungen 971 
Bauten 4,1 

Einfuhr, dar.: 12,2 

Verbraucherpreise 3 3  
Erwerbstätige 236 

Ausfuhr, dar.: 12,7 
Ostdeutschland 132,3 

Ostdeutschland 115,3 

Arbeitslose2) 1689 

179 1,0 -1,5 -0,5 
0,4 1,3 0,5 -0,5 
3,3 270 1,5 230 
370 0,l -4,O -2,o 

-0,3 -3,l -3,5 -5,O 
6 2  3,2 -1,5 190 
4,1 1,9 0,o -1,5 

21,l 10,9 990 570 
4,s 3,5 035 270 

60,7 18,9 235 7,o 
4,7 375 470 470 
1,3 0,4 -0,5 -0,5 

1797 2140 
~ ~~ ~~ ~ 

1) Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in vH, preisbereinigt 
2) Jahresdurclischnittswerte 
Quelle: DIW-Wochenbericht 1-2/1993, Prognose des DIW 

gnosewerte ständig weiter nach unten korrigiert. Die Verlänge- 
rung und Vertiefung der ursprünglich nur als kurze »Wachs- 
tumsphase« erwarteten zyklischen Abschwächung in West- 
deutschland hat verschiedene Ursachen. Vor allem ist der vor- 
ausgesetzte Anstieg der Warenausfuhr wegen der anhaltenden 
Konjunkturschwäche in den hauptsächlichen Exportzielländern 
ausgeblieben. Die nominale und reale Aufwertung der DM hat 
die preisliche Konkurrenzfähigkeit der deutschen Ausfuhren 
beeinträchtigt. Die privaten Haushalte sind verunsichert und 
halten sich in ihrer Güternachfrage zurück, Die Investitionstä- 
tigkeit hat angesichts zunehmender Unterauslastung der Pro- 
duktionskapazitäten spürbar nachgelassen. 

Zwar hat der von einer Milliarde DM (1989) auf rund 
160 Mrd. DM (1 992) emporgeschnellte Außenhandelsüber- 
schui3 mit der ehemaligen DDR die Exportschwäche zunächst 
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mehr als ausgeglichen. Da die Zunahme im innerdeutschen 
Handel sich aber nun stark verlangsamt, verlieren die expansi- 
ven Impulse an Kraft. 

Die Geldpolitik der Bundesbank wirkt über die hochgehal- 
tenen Leitzinsen ebenfalls konjunkturhemmend, wenn auch in- 
zwischen infolge der Zinsinversion auf dem Kapitalmarkt län- 
gerfristige Kredite zu günstigeren Konditionen zu erhalten sind 
als vor Jahresfrist. Die bis Februar 1993 vorgenommenen zins- 
politischen Korrekturen ändern nichts an der Tatsache, daß die 
Bundesrepublik sich mitten in einer Rezession historische Zins- 
höchststände »leistet«, die zudem völlig aus dem Rahmen der 
internationalen Tendenzen herausfallen. Die Planungen der öf- 
fentlichen Haushalte für 1993 mußten überprüft werden: Der 
infolge der nach unten korrigierten Wachstumszahlen gegen- 
über der mittelfristigen Finanzplanung zu erwartende Steuer- 
ausfall ließ sich nur durch eine höhere Neuverschuldung kom- 
pensieren, da eine generelle Senkung der Staatsausgaben oder 
allgemeine zusätzliche Steuererhöhungen die kontraktiven Fak- 
toren verstärken würden. 

Ob es im Verlauf des zweiten Halbjahres 1993 zu der allge- 
mein erwarteten Belebung kommen wird, ist derzeit kaum ab- 
zuschätzen. Entscheidend für den weiteren Verlauf wird vor al- 
lem die Entwicklung in folgenden Bereichen sein: 

- Größere Exportchancen hängen kurzfristig insbesondere 
von der wirtschaftlichen Erholung in Westeuropa und der Aus- 
gestaltung des europäischen Marktes ab; der engeren wirt- 
schaftlichen Integration entsprechen auf dem Gebiet der Wirt- 
schaftspolitik derzeit eher wachsende Gegensätze. Der zu er- 
wartende, zumindest zeitweilige Aufschwung der US-Wirt- 
schaft ist wegen des relativ geringen Imports aus Deutschland 
unmittelbar kaum von durchschlagender Wirkung, wäre aber 
für den deutschen Maschinenbau wichtig. Angesichts der ver- 
schlechterten preislichen Konkurrenzfähigkeit Deutschlands ist 
zudem unklar, ob der deutsche Außenhandel an einer etwaigen 
Belebung des Welthandels im bisherigen Umfang partizipieren 
kann. 

- Die Konsumnachfrage der privaten Haushalte wird zu- 
mindest bei Industriegütern des täglichen Bedarfs zunächst 
durch die Erhöhung der Mehrwertsteuer ab 1. 1. 1993 ge- 
bremst. Im weiteren Verlauf des Jahres wird die Nachfrage vor 
allem infolge der Stagnation der verfügbaren Realeinkommen 
schwach bleiben. 

- Die Nachfrage nach Investitionsgütern läßt ebenfalls keine 
Auftriebstendenzen erkennen. Die im Unterschied zur Situa- 
tion bei Beginn der 80er Jahre beträchtliche Ausweitung des 
Produktionspotentials lag erheblich über dem in den kommen- 
den Jahren zu erwartenden Nachfragewachstum, so daß die 
Unternehmen (außer im Wohnungsbau) keine Impulse für Er- 
weiterungsinvestitionen haben dürften. 

- Der Staatsverbrauch der westdeutschen Gebietskörper- 
schaften wird real kaum wachsen können, da die Transferlei- 
stungen nach Ostdeutschland sich auf absehbare Zeit nicht ver- 
ringern lassen. Das bedeutet besonders Einschränkungen bei 
öffentlichen Bauinvestitionen. 

Die negativen Faktoren werden verschärft, weil im Innern 
des Landes nach wie vor ein schlüssiges Konzept für die Ent- 
wirrung des mit der kopflosen wirtschaftlichen Vereinigung 
entstandenen Problemknäuels fehlt. Dies beinhaltet anhaltende 
Unsicherheiten für Verbraucher und Investoren im Westen wie 
im Osten 

2.2.2 Zur Lage in Ostdeutschland 

Im dritten Jahr nach der staatlichen Vereinigung Deutschlands 
verläuft die wirtschaftliche Entwicklung immer noch gespalten. 
Die Anpassungs- und Strukturkrise im Osten dauert fort. Zwar 
ist nach der Zerstörung der industriellen und landwirtschaftli- 
chen Produktionsstrukturen der Rückgang der Produktion bei 
etwa einem Drittel des früheren Niveaus zum Stehen gekom- 
men. Ein eigenständiger Aufschwung aber ist nicht in Sicht. 
Darüber können Wachstumstendenzen des Dienstleistungs- 
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und Baugewerbes nicht hinwegtäuschen, da diese nach wie vor 
vom Westtransfer abhängen. 

Der weitere Zusammenbruch des Osthandels - ursprünglich 
1990 vor allem durch das Ausscheren des für den RGW in we- 
sentlichen Positionen tragenden Pfeilers DDR ausgelöst - hat 
die traditionellen Exportmöglichkeiten und damit die Produk- 
tion des verarbeitenden Gewerbes Ostdeutschlands seit 1991 
entscheidend beschnitten. 

Die Zahl der Beschäftigten ist um etwa ein Drittel verringert 
worden: Von ehemals über 9 Millionen waren 1992 nur noch 
etwa 6 Millionen erwerbstätig. Der Abbau von Arbeitsplätzen 
wird sich 1993 noch bis auf etwa 5,5 Mio. fortsetzen. Zusam- 
men mit den von arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen begün- 
stigten Personen in Arbeitsbeschaffung, Vorruhestand und Um- 
schulung sind über 3 Millionen Menschen ohne Erwerbsarbeit; 
das entspricht einer Erwerbslosenquote von rund 40 vH. Ins- 
gesamt ergäbe sich damit für die Bundesrepublik eine Zahl von 
5 Millionen Erwerbslosen; eine solche Größenordnung gab es 

Ta belle 9: AusRewählte Wirtschd ftsda ten Ost de u tschlands ' 1 

in Deutschland zuletzt in der Welnvirtschaftskrise 1929/32. 
Auch für Ostdeutschland wurden die Vorausschätzungen in 
den letzten Monaten ständig nach unten korrigiert. 

Erst mit einer spürbaren Belebung der ostdeutschen Wirt- 
schaftsaktivitäten könnte sukzessive der Ausweg aus der jetzt 
von Transferzahlungen von West nach Ost abhängigen Ö kono- 
mie gefunden werden; dann erst stünden die in Westdeutsch- 
land für den Transfer aufgebrachten Gelder dort selbst wieder 
für den wirtschaftlichen Kreislauf zur Verfügung. 

1 .  Hj. 2. Hj. 1. Hj. 2. Hj. 
1991 1992 1992 1993 1993 

4,o 
3,8 7,4 424 2 ,o 035 

Staatsverbrauch -4,3 36,9 -O,6 -4,5 -3,O 
Anlageinvestitionen 27,8 25,6 19,3 11,5 1 7 3  

5 ,o Ausrüstungen 100,l 14,3 12,4 10,O 
Bauten -4,8 5,8 26,O 12,5 28,5 

Ausfuhr -4,9 22,2 6,6 6,O 14,Q 
Einfuhr 89,7 16,9 
Verbraucherpreise 12,s 13,O 

Arbeitslose (in i000) 913 1170 1140 
1) Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in vH, preisbereinigt 
Quelle: DIW-Prognose, a.a.0.  

Bruttoinlandsprodukt -31,4 5,5 3,8 2,5 
Privater Verbrauch 

894 990 6,Q 
7,2 770 8,5 

Erwerbs tätige -19,O -17,6 -11,8 -6,5 -4,5 

124 125 



2.3 Konjunktur- oderhnd Strukturkrise? 

Wirtschaftliche Krisenerscheinungen sind immer wieder geprägt 
durch ein Nebeneinander von Niveau- und Strukturänderungen. 
Die Rezessionserscheinungen, die arn Jahresanfang 1993 immer 
noch deutlich die Lage der Weltwirtschaft prägen, sind zunächst 
vorwiegend konjunktureller Natur. Eine relativ lange, 1983 einset- 
zende Aufschwungsphase ist 1990, in einigen Ländern (vor allem 
in Japan und Westdeutschland) erst 1991, zu Ende gegangen. 

2.3.1 Der Konjunkturzyklus als Grundmuster 

Dies gilt auch für die lange Belebungsphase in Westdeutschland, 
die 1983 - zunächst zögernd - einsetzte und ab 1987 an Fahrt 
gewann. Ab 1989/90 kamen die expansiven Einflüsse des An- 
schlusses der ehemaligen DDR dazu. 

Die Institute gingen in ihrer jüngsten Prognose davon aus, 
daß die aktuelle Rezession im Frühjahr 1993 beendet sein und 
ab der Jahresmitte einem neuen Konjunkturaufschwung Platz 
machen könnte. Im Frühjahr 1993 aber überwiegt die Ansicht, 
dai3 es erst 1994 zu einer Belebung kommen werde. Für 1993 
wird mit einem Rückgang des Bruttoinlandsproduktes (BIP) 
um ein Prozent gerechnet. Damit wäre 1993 das vierte Jahr in 
der Geschichte der (alten) Bundesrepublik, in dem die gesamt- 
wirtschaftliche Wertschöpfung real zurückgeht. Die prognosti- 
schen Aspekte sollen weiter unten behandelt werden. Zunächst 
geht es um jene Momente, die die Zyklizität der Wirtschafts- 
entwicklung ausmachen, und um deren Ursachen. 

Die Entwicklung seit 1980 läßt sich in 4 Abschnitte einteilen: 
1980 - 1982: Dies sind die Jahre der letzten Wirtschaftskrise, 

in denen Inlandsprodukt und privater Verbrauch als Ausdruck 
der Endnachfrage deutlich hinter der Entwicklung des Produk- 
tionspotentials der Unternehmen zurückbleiben. (Das Produk- 
tionspotential beschreibt den Umfang der bei Vollauslastung 

möglichen Produktion und wird definiert auf der Grundlage 
des Anlagevermögens.) Die Auslastung des Produktionspoten- 
tials geht also zurück. In der Folge werden die Investitionsaus- 
gaben reduziert. 

1983 - 1987: Der Rückgang der Investitionstätigkeit führt 
dazu, daß das Produktionspotential zeitverzögert langsamer 
wächst; da das Inlandsprodukt und insbesondere die private 
Nachfrage rascher expandieren als das Produktionspotential, 
verbessert sich der Auslastungsgrad der Produktionskapazitä- 
ten allmählich. Die Unternehmen weiten ihre Investitionsbud- 
gets wieder aus; allerdings vollzieht sich der Konjunkturauf- 
Schwung zunächst nur verhalten. 

1988 - 1990/91: Es kommt zu einer verstärkten Expansion 
der Nachfrage (U. a. als Folge einer Exportbelebung), während 
das Produktionspotential der Unternehmen zunächst weiter 
nur verhalten zunimmt. Die Kapazitätsauslastung steigt weiter 
an, verschiedentlich kommt es zu Engpässen. Ende 1989 führen 
die Offnung der ehemaligen DDR und der Zusammenbruch 
der DDR-Industrie zu einem regelrechten Nachfrageschub. Die 
Unternehmen weiten ihre Investitionspläne stark aus, Kapazi- 
tätserweiterungsinvestitionen sind das Gebot der Stunde. 

1991 - 1993: Das Nachfragewachsturn schwächt sich ab, der 
einigungsbedingte Sondereffekt verliert an Expansionskraft. 
Dagegen wächst das Produktionspotential als Folge des Inve- 
stitionsbooms der Jahre 1988 bis 1990/91 verstärkt. Infolge des- 
sen geht die Auslastung der Produktionskapazitäten wieder 
kräftig zurück; inzwischen gibt es kaum noch eine Branche, in 
der nicht über eine zu geringe Kapazitätsauslastung geklagt 
wird. Die Investitionspläne werden gekürzt, vor allem werden 
Erweiterungsinvestitionen gestoppt. Die neue zyklische Kon- 
junkturkrise hat begonnen. 

Dieses Grundmuster liegt allen Konjunkturzyklen der Ver- 
gangenheit zugrunde: Die Investitionen reagieren auf nachhalti- 
ge Veränderungen im Verhältnis zwischen der Entwicklung der 
Gesamtnachfrage einerseits und des Produktionspotentials ande- 
rerseits. Da die Entwicklung des Produktionspotentials aber das 
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zeitverschobene Ergebnis der Investitionstätigkeit ist, muß es 
mit Notwendigkeit immer wieder zu zyklischen Auf- und Ab- 
schwüngen der Investitionsnachfrage und damit der Konjunktur 
kommen. So kann zwar heute kaum vorhergesagt werden, wann 
ein neuer Aufschwung kommt, wie kräftig er sein wird und wie 
er sich auf Arbeitsplätze, Einkommen und die soziale Situation 
auswirken wird. Sicher ist aber, daß das Wachstumstempo des 
Produktionspotentials deutlich zurückgehen und die Wachs- 
tumsrate der Gesamtnachfrage deutlich über die Wachstumsrate 
des Produktionspotentials ansteigen muß. Oder, anders ausge- 
drückt: Die Auslastung der Produktionskapazitäten muß sich 
nachhaltig verbessern, bevor die Unternehmen wieder verstärkt 
investieren und die zunehmenden Investitionsausgaben einen er- 
neuten Konjunkturaufschwung einleiten. 

2.3.2 Strukturelle Krisenmomente 

Ein langer Abschwung bei ezngeschriinkter wirtschaftspoliti- 
scher Handlungsfähigkeit 

Daß es sich bei der gegenwärtigen Rezession vielleicht nicht nur 
um die Bereinigung konjunkturell, d. h. zyklisch bedingter Dis- 
proportionen handelt, legt zunächst die lange Dauer des Ab- 
schwungs nahe. Im ersten Vierteljahr 1993 halten die rezessiven 
Tendenzen seit dem Höhepunkt des abgelaufenen Zyklus in vie- 
len OECD-Ländern schon mehr als 12 Quartale an. Dabei sind 
die Differenzen zu unterstreichen: In Nordamerika begann die 
Abschwächungsphase sehr friih und dauerte fast vier Jahre. 
Ähnlich verhält es sich in Großbritannien und in einigen skan- 
dinavischen Ländern, hier ist aber ein Ende - wie in den USA 
- noch nicht in Sicht. In Japan und Deutschland hat die Rezes- 
sion deutlich später eingesetzt, scheint aber ihren Tiefpunkt 
noch vor sich zu haben. Insgesamt handelt es sich also um eine 
im historischen Vergleich außerordentlich lange konjunkturelle 
Abschwungsperiode. 

Das wichtigste unmittelbar strukturelle (d. h. überzyklische) 
Krisenmerkmal ist die Arbeitslosigkeit. Selbst in den besten 
Jahren des Aufschwungs sank die registrierte Arbeitslosigkeit 
in den OECD-Ländern von ihrem Höhepunkt im Jahre 1983 
mit einer Quote von 8,6 vH nicht unter 6,2 v H  (1990). Inzwi- 
schen liegt die Quote schon wieder in der Nähe von 8,5 vH. 
Allein im OECD-Raum werden derzeit rund 34 Millionen Er- 
werbslose gezählt. Die Entlassungen in der aktuellen Krisenpe- 
riode erfassen neben den Industriebereichen auch große Teile 
der bis dato expandierenden Dienstleisrungssektoren. Es gibt 
einen großen Bestand von Langzeitarbeitslosen. 

In vielen Ländern erwiesen sich die Systeme der sozialen Si- 
cherung als den Herausforderungen der hohen Arbeitslosigkeit 
und der im Aufschwung vergrößerten sozialen Ungleichheit 
nicht gewachsen. Reformen werden als unumgänglich angese- 
hen; allerdings fehlen vielfach die erforderlichen Mittel in den 
öffentlichen Haushalten, die unter sprunghaft steigenden Defi- 
ziten leiden. 

Die in den 80er Jahren unternommenen Anstrengungen, die 
öffentlichen Ausgaben zu konsolidieren und so die strukturel- 
len Haushaltsdefizite zu reduzieren, haben sich überwiegend als 
Mißerfolg erwiesen. Daß es in einigen Ländern - auch in der 
alten BRD - zeitweilig zu einem deutlichen Rückgang der Neu- 
Verschuldung gekommen ist, war das gleichzeitige Ergebnis 
konjunkturell günstiger Einnahmekonstellationen, erfolgrei- 
chen Verkaufes des »Familiensilbers<< (in Großbritannien) und 
der Vernachlässigung öffentlicher Aufgaben. Beschnitten wur- 
den vor allem die öffentlichen Investitionen und die Sozialaus- 
gaben; beides hat letzten Endes die Basis einer ausgeglichenen 
sozialökonomischen Entwicklung untergraben, ohne daß das 
Defizitproblem dauerhaft gelöst werden konnte. Hinzu 
kommt, daß die Ausdehnung des internationalen Handels und 
die neuen Produktionskonzepte die Anforderungen an die öf- 
fentlichen Infrastruktureinrichtungen erhöht haben. Die Ent- 
staatlichungsstrategien in ihrer bisherigen Form stehen vielfach 
im Widerspruch zum wachsenden Bedarf an gesellschaftlichen 
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Lösungen (Bildung, soziale Sicherheit, Konimunikationsinfra- 
Strukturen, Umweltschutz). 

Heute sieht sich die staatliche Finanzpolitik erneut in einem 
Dilemma: Drängende Rückstände bei den öffentlichen Investi- 
tionen, im Infrastrukturbereich und auf sozialem Gebiet erfor- 
dern ebenso wie die schwache Konjunktur eine gezielte Steige- 
rung öffentlicher Ausgaben; gleichzeitig legen explodierende 
Budgetdefizite und steigende Zinslasten eine Strategie der 
Haushaltssanierung durch Ausgabenreduktion nahe. Die Wirt- 
schaftspolitik hat sich in eine Situation manövriert, in der sie 
weitgehend handlungsunfähig geworden ist. Diese wirtschafts- 
politische Handlungsunfähigkeit erscheint heute als Kern des 
Strukturpro blems. 

Die Verschuldungsfrage 

Die 80er Jahre waren geprägt durch eine zunehmende Verschul- 
dung der öffentlichen und privaten Haushalte. Die Verschul- 
dungssituation der Unternehmen dagegen bietet ein differen- 
ziertes Bild. Auf der einen Seite hat, enva iii der Bundesrepu- 
blik, die unternehmerische Ersparnisbildung deutlich zugenom- 
men, auf der anderen Seite haben insbesondere iii den USA der 
Zusammenbruch des Savings-and-Loan-Bankensystem und der 
Börsencrash im Herbst 1987 die fatalen Konsequenzen einer 
Unternehmenspolitik der kurzfristigen Geldkapitalakkiimula- 
tion sichtbar gemacht. Mit geliehenem Geld kurzfristig Gewin- 
ne an der Börse zu realisieren, wurde durch eine internationale 
Offnung der Finanzmärkte, den Abbau von Kapitalkontrollen 
und die Entwicklung von neuen Finanzierungsinstrumenten er- 
leichtert. Dies schien so lange zu funktionieren, wie der wach- 
senden Verschuldung steigende Vermögenswerte und Eirikom- 
menserwartungen gegenüberstanden. Das war in den meisten 
Ländern der Fall, weil die Kurse der Wertpapiere und die Ini- 
mobilienpreise sich innerhalb des letzten Jahrzehnts vervielfacht 
haben. Gefördert wurde die Verschuldungsbereitschaft und die 

monetäre Expansion vielfach durch eine Senkung der Steuern 
auf hohe Einkommen und Vermögen. Auch verbesserten sich 
die Kapitalrenditen und Vermögenseinkommen im Zuge sin- 
kender Arbeitskosten und der steuerpolitisch verstärkten Um- 
Verteilung und Einkoinmerisdifferenzierung. 

Heute gilt dieses mit den Namen Reagan und Thatcher ver- 
bundene Aufschwungsmuster der 80er Jahre in vielen Ländern 
als strukturelles Kernproblem. Die zyklische Abschwächung 
hat die Uberbewertung der Vermögenspositionen offengelegt. 
Bei stagnierenden Einkommen und Gewinnen erweist sich die 
laufende Zinsbelastung als zu hoch. Unternehmen und Haus- 
halte sind daher bestrebt, ihre Schuldenpositionen zu reduzie- 
ren; sie schränken konsumtive und investive Ausgaben ein. Die 
Kreditinstitute sehen sich einer steigenden Zahl labiler Kredite 
gegenüber und reagieren darauf mit der Durchsetzung höherer 
Sicherheitsmargen: Sie reduzieren die Vergabe neuer Kredite 
und streben nach höheren Ziiisspannen. 

Somit ist inzwischen sichtbar geworden, da8 eine an kurz- 
fristigen Zielen der Geldkapitalakkumulation ausgerichtete 
Wachstumspolitik die langfristige, reale Basis einer prosperie- 
renden Wirtschaft, zukunftsträchtige Investitionen in Sachkapi- 
tal, vernachlässigt hat. Das Ergebnis ist, daß die USA inzwi- 
schen deutlich an Weltmarktanteilen auf dem Gebiet der Gü- 
terproduktion verloren haben. Eine infrastrukturpolitische Of- 
fensive der Förderung von zukunftsgerichteten Sachkapitalin- 
vestitionen gehört somit folgerichtig zu den ersten wirtschafts- 
politischen Absichtserklärungen des neuen Präsidenten der 
USA, Bill Clinton. Dennoch bleibt die Gefahr, da6 die USA 
auch bei einem bevorstehenden Wirtschaftsaufschwung in einer 
»Schuldenfalle« gefangengehalten werden, die in mancher Hin- 
sicht der Situation der verschuldeten Länder des Südens gleicht. 
Bevor an einen neuen dauerhaften Aufschwung gedacht werden 
kann, mui3 es zu einer Anpassung der Schuldenlast an die Zah- 
lungsfähigkeit gekommen sein. Dies kann leicht zu langanhal- 
tenden deflationären Prozessen führen, die jeden konjunkturel- 
len Belebungsansatz hemmen oder ersticken. 
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Die strukturellen Krisenmomente, mit denen sich die Welt- 
wirtschaft derzeit auseinanderzusetzen hat, sind also wesentlich 
wirtschaftspolitisch verursacht. Die Vorstellung, daß die Befrei- 
ung der Wirtschaft von staatlichen Auflagen - und nirgends ist 
dies so konsequent realisiert worden wie auf den Finanzmärk- 
ten - aus sich heraus gleichgewichtiges Wachstum produzieren 
würde, hat sich schon nach wenigen Jahren als unrealistisch er- 
wiesen. Heute wird dagegen auf zahlreichen Gebieten ein ge- 
steigerter wirtschaftspolitischer Handlungsbedarf gesehen. Die 
Voraussetzungen dafür sind aber vor allem in den USA und in 
Großbritannien schlechter denn je, weil die Jahre der Reagono- 
mics einen Staat hinterlassen haben, dessen Handlungsfähigkeit 
noch beschränkter ist als Ende der 70er Jahre. Wegen des nach 
wie vor großen wirtschaftlichen Gewichts der USA hat dies er- 
hebliche Rückwirkungen auf die gesamte Weltwirtschaft. 

Der Sonderfall Deutschland: Die Krise der Exportindurtrien 

In Westdeutschland ist der konjunkturelle Abschwung relativ 
spät eingetreten und zudem bis Mitte 1992 vergleichsweise mil- 
de verlaufen. Inzwischen haben sich die Perspektiven aber 
merklich eingetrübt. Dabei sieht sich Westdeutschland einer be- 
sonderen Problemkonstellation überzyklischer Natur gegen- 
über: 

- Der Beitritt der ehemaligen DDR und die Vernichtung 
wesentlicher Grundpfeiler der ostdeutschen Industrie haben 
den westdeutschen Unternehmen in den letzten drei Jahren ei- 
nerseits bemerkenswerte Extraprofite beschert und die gute 
Konjunktur verlängert. Es konnten ansehnliche Finanzpolster 
angesammelt werden. Andererseits ist die Verschuldung der Öf- 
fentlichen Haushalte rasant angesticgen und hat die staatliche 
Wirtschaftspolitik im Westen rasch in eine ähnliche Klemme ge- 
bracht wie die anderer Industrieländer. 

- Vor diesem Hintergrund des hohen Kapitalbedarfs der 
neuen Bundesländer einerseits und ihres Tmportsogs anderer- 

seits hat sich die außenwirtschaftliche Position Deutschlands 
nachhaltig verändert: Die Exportüberschüsse sind deutlich ge- 
schrumpft; die Leistungsbilanz ist defizitär geworden; der bis 
1989 steigende Kapitalexport ist gesunken, seit 1991 ist 
Deutschland ein Netto-Kapitalimportland geworden. Die öko- 
nomischen Grundlagen der außenwirtschaftlich orientierten 
Strategie der alten Bundesrepublik scheinen zumindest mittel- 

- Der mit der Integration der ehemaligen DDR gestiegene 
inländische Kapitalbedarf und die Politik der Bundesbank ha- 
ben Deutschland zu einem Hochzinsland gemacht, während 
das Zinsniveau international (soweit nicht von der Bundesbank 
dominiert) gesunken ist; dies und die Entladung der langjähri- 
gen inneren Spannungen im starren Wechselkurssystem des 
EWS haben zu einer realen Aufwertung der DM geführt; der 
Mechanismus »stabile nominale Wechselkurse bei international 
niedriger Inflationsrate«, der bislang über eine tendenzielle rea- 
le Abwertung die preisliche Konkurrenzfahigkeit Westdeutsch- 
lands gesichert und steigende Weltmarktanteile nach sich gezo- 
gen hatte, ist nachhaltig gestört. 

Die Veränderung der außenwirtschaftlichen Position Deutsch- 
lands könnte die Grundlage für eine ernste strukturelle Krise der 
deutschen Wirtschaft sein. In 18 von 29 Zweigen der verarbeitenden 
Industrie ist der Export das größte Nachfrageaggregat. Die grogen 
Branchen der chemischen Industrie, des Maschinenbaus, des Fahr- 
zeugbaus und der Elektrotechnik hatten in den 80er Jahren Export- 
quoten zwischen 45 und 58 vH. Eine nachhaltige Verschlechterung 
der Exportposition des Landes würde vor allem diese exportorien- 
tierten Zweige treffen und strukturelle Anpassungsprozesse not- 
wendig machen. In der Tat machen die großen Unternehmen dieser 
Branchen in den letzten Monaten vor allem durch großdimensio- 
nierte Personalabbaupläne von sich reden, die weit über die kon- 
junkturell bedingten Absatzeinbufien hinausgehen. Allein die drei 
jeweiligen Spitzenreiter der Chemie- und Automobilindustrie wol- 
len ihr Personal (ganz überwiegend im Inland) bis 1994 um minde- 
stens 45.000 Beschäftigte verringern. 

i 

I \ 1 fristig stark geschwächt. 
1 
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In den »traditionellen« Krisenbranchen der Stahlindustrie 
und des Bergbaus setzt sich der Schrumpfungsprozei3 fort, der 
zeitweilig konjunkturell überdeckt war. Die EDV-Industrie er- 
lebt eine spezielle Anpassungskrise in Reaktion auf Uberliapa- 
zitäten einerseits und strukturelle Nachfrageverschiebungen im 
Zuge des Miniaturisierungsprozesses und der Verlagerung auf 
den Software-Bereich andererseits. Im bislang eher mittelbe- 
trieblich strukturierten Maschinenbau vollzieht sich ein Kon- 
zentrationsprozeß, weil viele selbständige Anbieter unter den 
Druck einer verschärften internationalen Konkurrenz geraten 
sind, dem sie allein nicht standhalten können. 

Die spektakulären Personalabbaumafinahmen in den großen 
Industriebranchen Westdeutschlands sind aber in erster Linie 
nicht die Folge von exportbedingten Nachfrageeinbrüchen. Zu- 
sammengenommen ist der industrielle Kern Deutschlands zwar 
in der Tat überdimensioniert. Der Inlandsbedarf Gesamt- 
deutschlands an Investitionsgütern und hochwertigen Konsum- 
waren kann (einschließlich eines gewissen Exportüberschusses) 
mit den Kapazitäten der westdeutschen Standorte befriedigt 
werden. Das Wegbrechen der Exportmärkte Osteuropas und 
der Sowjetunion einerseits und die Verschlechterung der preis- 
lichen Wettbewerbsfähigkeit auf den OECD-Märkten anderer- 
seits haben eine Strukturkrise der exportabhängigen Branchen 
Gesamtdeutschlands ausgelöst. Diese Strukturkrise wurde und 
wird aber überwiegend (wenn auch nicht ausschliefilich) auf 
Kosten der Anbieter Ostdeutschlands gelöst, die in vieler Hin- 
sicht nicht konkurrenzfähig waren und sind. Die westdeutschen 
Anbieter haben sich rasch die Märkte der neuen Bundesländer 
erschließen und hier Ausgleich für die Absatzeinbußen im 
westlichen Außenhandel finden können. Teilweise dürften die 
mühelosen Gewinne, die im Handel mit Ostdeutschland zu 
realisieren waren, die Unternehmen auch veranlaßt haben, ihre 
Exportanstrengungen zu reduzieren, so daß ausländische Kon- 
kurrenten die internationalen Märkte besetzen konnten. 

Die mit der veränderten außenwirtschaftlichen Position 
Deutschlands verbundenen strukturellen Verschiebungen konn- 
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ten von den westdeutschen Anbietern also ganz überwiegend auf 
Kosten der ostdeutschen Industrie bewältigt werden. Ein be- 
stimmter Teil der ostdeutschen Strukturkrise reflektiert daher 
gesamtdeutsche Stru kturveränderungen. 

Dies heif3t allerdings nicht, daß die Entwicklung in West- 
deutschland davon völlig unberührt bleiben wird. Beim Stand- 
ortwettbewerb zwischen West- und ostdeutschen Konzernbe- 
trieben fällt die Entscheidung nicht immer notwendig aus- 
schließlich zu Lasten des ostdeutschen Zweigwerks. Auch in 
Westdeutschland mehren sich Fälle, in denen Standorte redu- 
ziert oder geschlossen werden, während ostdeutsche Werke 
modernisiert oder völlig neu eröffnet werden. Der bei den Be- 
troffenen dann oft entstehende Eindruck, hier würden Arbeits- 
platzopfer gebracht für die Integration Ostdeutschlands, ist al- 
lerdings meistens falsch. In  Wirklichkeit würde die westdeut- 
sche Wirtschaft ohne die ostdeutschen Absatzmärkte heute in 
einer tiefen strukturellen Krise stecken. 

Neue P~oduktionskonzepte 

Bei der Standortkonkurrenz zwischen West- und ostdeutschen 
Betrieben spielt zugunsten ostdeutscher Standorte neben Sub- 
ventionen, Lohnkosten, Grundstückspreisen usw. auch ein Mo- 
ment eine Rolle, welches ebenfalls struktureller Natur ist. Wie- 
derum ausgelöst durch japanische Produktionskonzepte läßt sich 
eine strategische Uniorientierung bei der Implementierung der 
neuen Technologien feststellen. Stand im Mittelpunkt der Debat- 
ten in den 80er Jahren das Bild der menschenleeren Fabrik, d. h. 
das »Ideal« eines computergesteuerten und robotergestützten 
flexiblen Fertigungssystems, das menschliche Arbeit in den Fa- 
brikhallen weitgehend überflüssig macht, so wird heute zuneh- 
mend erkannt, daß der »menschliche Faktor« für die Anwen- 
dung der neuen Technologien auch in der Produktion weiterhin 
einen zentralen Stellenwert hat. Unter dem Schlagwort »lean 
production. wird insbesondere in der Automobilindustrie ver- 
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sucht, die Fertigungstiefe zu senken und neue Arbeitseinsatzfor- 
men zu erproben. Bei den spektakulären Personalabbaumaßnah- 
men führender Konzerne geht es neben der Anpassung an kon- 
junkturelle Absatzeinbußen vor allem um die Auslagerung und 
Verselbständigung von betrieblichen Funktionen, also um ein 
bestimmtes Rationalisierungskonzept, das im Sinne einer Seg- 
mentierung des Arbeitsmarktes Stamm- und Randbelegschaften 
in primären und sekundären Arbeitsmärkten schafft. Die zy- 
klisch bedingte Absatzschwäche wirkt dabei als Motor bei der 
Durchsetzung dieser Rationalisierungskonzepte, so daß sich 
konjunkturelle und strukturelle Veränderungen verflechten. 
Völlig neue Betriebe und neue Belegschaften eignen sich aber ei- 
ner im Unternehmerlager verbreiteten Ansicht zufolge am be- 
sten für die Erprobung und Durchsetzung neuer innerbetriebli- 
cher Organisationsformen. Dies spricht in Einzelfällen ebenfalls 
für ostdeutsche Standorte »auf der grünen Wiese«. Darüber liin- 
aus werden verschiedentlich Standortverlagerungen nach Osteu- 
ropa und in die westeuropäische Peripherie vorgenommen. 

Zusammenfassung 

Die aktuell zu beobachtenden Krisenerscheinungen haben also 
auch in Westdeutschland strukturelle, d. h. überzyklische Kom- 
ponenten. Zusammenfassend sind dies: 
- eine wirtschaftspolitisch beschränkte Handlungsfähigkeit des 
Staates; dazu gehört aktuell vor allem der hohe Schuldenstand, 
anzumerken sind aber auch strukturell eingeschränkte Regulie- 
rungsmöglichkeiten wie z. B. bei der Geldpolitik; 
- die Anpassung an verschlechterte außenwirtschaftliche Ver- 
hältnisse, die allerdings überwiegend zu Lasten der ostdeut- 
schen Standorte ausfällt; 
- spezielle Branchenkrisen bei Stahl, Bergbau, Maschinenbau 
und in der EDV-Industrie; 
- die Anpassung der Unternehmensstrukturen im Maschinen- 
bau; 
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- neue Rationalisierungs- und Produktionskonzepte in den 
Unternehmen. 

Trotz dieser Faktoren ist derzeit aber wohl nicht mit einer 
scharfen Strukturkrise in Westdeutschland zu rechnen, die über 
strukturelle Bereinigungsprozesse in zentralen Branchen die 
zyklische Krise zu verschärfen und zu verlängern droht. Die 
geschilderten Verschiebungen vollziehen sich zumeist im Rah- 
men von Unternehmen, die - teilweise im Gegensatz zu denen 
anderer OECD-Länder - über erhebliche finanzielle Reserven 
verfügen. So haben sich sowohl die gesamtwirtschaftlichen Ge- 
winnquoten als auch die Kapitalrenditen in den 8Oer Jahren 
deutlich verbessert. Die Selbstfinanzierungsquote des privaten 
Unternehmenssektors ist hoch, dank dem Einigungsboom 
konnten erhebliche Reserven gebildet werden. Die Finanzie- 
rungs- und Gewinnsituation der deutschen Unternehmen ist 
heute trotz des Konjunktureinbruchs vergleichsweise günstig, 
was nichts daran ändert, daß über Betriebsstillegungen und Per- 
sonalabbau betriebliche Rentabilitätsstrategien intensiv verfolgt 
werden. 

Dies spricht dafür, daß die anstehenden strukturellen Anpas- 
sungsprozesse in Westdeutschland ohne schwere Einschnitte im 
Investitionsprozefl verkraftet werden können; auch wenn ent- 
sprechend dem Zyklusmuster die absatzorientierten Erweite- 
rungsinvestitionen stocken bzw. zurückgestrichen werden, 
bleibt die Implementierung der neuen Technologien bzw. Or-  
ganisationskonzepte ein starkes und in der Mehrheit der Fälle 
auch finanzierbares Investitionsmotiv. Ein scharfer Investi- 
tionseinbruch wird daher bislang nicht erwartet. 

Andererseits spricht die zunehmende Kapazitätswirksamkeit 
der Investitionen (steigende Sachkapitalproduktivität) und die 
mit der Verlängerung der Maschinenlaufzeiten verbundene hö- 
here Effektivität der Anlagen dafür, daß ein investitionsgetrage- 
ner Aufschwung in den nächsten Jahren eher schwach bleiben 
wird. Der Bedarf an Erweiterungsinvestitionen, die die Dyna- 
mik des Aufschwungs bestimmen, dürfte in den 90er Jahren in 
Westdeutschland gering bleiben. 
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2.4 In Gefährdungsbereichen der koiijunk- 
turellen Entwicklung gegensteuern 

Die aktuellen Krisenerscheinungen lassen auch mittelfristig auf 
Risikofelder der weiteren konjunkturellen Entwicklung schließ- 
en. Bezugnehmend auf die vorgenannten strukturellen Kompo- 
nenten der aktuellen Rezession sind folgende Gefährdungsbe- 
reiche von Bedeutung: 

- Die wachsende Staatsschuld in Verbindung mit den weiter 
zunehmenden Aufwendungen für soziale Transfers läßt zuneh- 
mend weniger Spielraum für ein antizyklisches Eingreifen des 
Staates in den Konjunkturverlauf durch kreditfinanzierte staat- 
liche Investitionstätigkeit. Den wachsenden Anforderungen an 
den Ausbau der öffentlichen Infrastrukturen (Kommunikation, 
Umweltschutz, Städtebau, soziale Einrichtungen) kann immer 
weniger Rechnung getragen werden. 

Staatliche Schuldenlasten sind solange kein Problem, wie irn 
Gegenzug für die Kreditaufnahme auf den internationalen Fi- 
nanzmärkten diese Mittel zur Schaffung von Produktionskapa- 
zitäten (im weitesten Sinne) genutzt werden, die sich dann über 
neugeschaffene Einkommen und entsprechende Steuereffekte 
refinanzieren. Dieser Prozef3 wird durch die wachsende Kredit- 
aufnahme zur Finanzierung von (notwendigen) sozialen Trans- 
ferleistungen zunehmend unmöglich gemacht. Daher ist weiter- 
hin die Forderung nach vorwiegend investiver, beschäftigungs- 
schaffender Verwendung staatlicher Mittel zu stellen. Eine 
staatliche Industrie-, Sanierungs- und Beschäftigungspolitik ist 
nicht nur in Ostdeutschland notwendiger denn je. Erforderlich 
sind neue Finanzierungsformen, die verteilungspolitisch kom- 
patibel sein müssen. 

Darüber hinaus ist zu befürchten, dai3 die zunehmende Aus- 
zehrung des Staatshaushaltes durch soziale Transfers mittelfri- 
stig einen negativen Doppeleffekt zur Folge hat: Zum einen 
wird der Spielraum für Beschäftigungsverhältnisse bei staatli- 
chen Institutionen kleiner, was über sinkende Lohn- und Ge- 

haltsleistungen an die beim Staat Beschäftigten die Konsumgü- 
ternachfrage weiter schwächt. Zum anderen sind die zuneh- 
mend prekärere Finanzlage der öffentlichen Haushalte und die 
notwendig weiter steigenden sozialen Transferleistungen Vor- 
wand für Einschnitte im sozialen Bereich, die die Dimension 
des Sozialabbaus der 80er Jahre bei weitem zu übertreffen dro- 
hen. 

- Die einseitige Prioritätensetzung der deutschen Bundes- 
bank zugunsten der Geldwertstabilität hat die bekannten nega- 
tiven Effekte auf das weitere Anwachsen der Staatsschuld und 
auf das Investitionsklima für die Unternehmen. Oben wurde 
ausgeführt, daß die wirtschaftliche Entwicklung in anderen 
OECD-Ländern nahelegt, daß niedrige Leitzinsen keine hinrei- 
chende Bedingung für den Wiederaufschwung sind. In Verbin- 
dung mit anderen Maßnahmen sind sie jedoch als notwendige 
Bedingung zur Überwindung der aktuellen rezessiven Tenden- 
zen der bundesdeutschen Wirtschaft zu betrachten. Die Zins- 
und Geldpolitik der Bundesbank bestimmt wesentlich mit über 
die Rahrnenbedingungen der übrigen wirtschaftspolitischen 
Handlungsträger. Die Bundesbank ist derzeit kein wie auch im- 
mer demokratisch legitimiertes Organ. Das ist in anderen 
OECD-Ländern anders: Oft stehen die dortigen Zentralbanken 
unter parlamentarischer Kontrolle. Auch in der Bundesrepublik 
gab es in den 70er Jahren eine Diskussion um eine Modifizie- 
rung des Bundesbankgesetzes mit eben dieser Zielrichtung. 
Diese Diskussion gilt es gerade heute wieder zu führen: Es kann 
nicht angehen, daß ein demokratisch nicht legitimiertes Organ 
wie die Bundesbank in ihrer derzeitigen Verfassung ein kon- 
struktives antizyklisches Engagement des Staates und die Be- 
wältigung des Strukturumbruchs in den neuen Bundesländern 
derart erschwert, wie dies heute der Fall ist. 

- Bei der Betrachtung der Faktoren, die dazu geführt haben, 
daß der Investitionsprozeß nunmehr auch in den alten Bundes- 
ländern ins Stocken geraten ist, fällt auf, daß die unternehme- 
rischen Ersparnisse deutlich zugenommen haben. Das spiegelt 
sich sowohl in den außerordentlich hohen liquiden Mitteln der 
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Unternehmen als auch im Aufbau von erheblichen stillen Re- 
serven in Unternehmen, die stark von der Wiedervereinigungs- 
bedingten Sonderkonjunktur profitiert haben, vor allem aber in 
dem zunehmenden Trend zu Finanzanlageinvestitionen und zur 
Wertpapierspekulation wider. Hier wurden in den letzten Jah- 
ren Milliardensummen zu spekulativen Zwecken statt zur In- 
vestition in Realkapital (und damit mittelbar zur Schaffung von 
Beschäftigung) bewegt. Grund dafür war das Renditegefälle, 
das wegen des hohen Realzinsniveaus für risikoarme Finanzan- 
lagen sprach. Dieser Trend könnte sich schnell zu einem Teu- 
felskreis entwickeln: Spekulation statt Investition schafft keine 
Beschäftigung. Darauf folgen bei weiter voranschreitender Ra- 
tionalisierung (gerade auch unter Berücksichtigung des Trends 
zur »schlanken Produktion«) Einkommensrückgänge der Be- 
völkerung, die eine ausbleibende Konsumgüternachfrage nach 
sich ziehen. Damit sind noch weniger Investitionsanreize gege- 
ben. 

Dieser gefährlichen Tendenz gilt es jetzt entgegenzutreten: 
Wenn die Unternehmen trotz voller Kassen nicht investieren, 
dann gilt es durch gesetzliche Maßnahmen ein positiveres Inve- 
stitionsklima zu schaffen. Dazu sind Mittel, die nicht investiert 
werden, scharf zu besteuern. Diese zusätzlichen Steuern gehen 
in einen Investitionsfonds, der staatlicherseits zur Gestaltung 
des Strukturwandels in den neuen Bundesländern sowie in den 
Krisenbranchen und -regionen in Westdeutschland verwendet 
wird. Bei weiter hohem Realzinsniveau im Ausland sind als Be- 
dingung für den Erfolg dieser Gesetzgebung geeignete Maß- 
nahmen zur Eindämmung von Tendenzen der Kapitalflucht zu 
treffen. Eine derartige Gesetzgebung liegt im Grunde auch im 
Interesse der Unternehmen, weil dadurch statt einer spekulati- 
ven Überhitzung der internationalen Finanz- und Wertpapier- 
märkte langfristig wirksame Nachfrage und damit auch ent- 
sprechende Verdienstmöglichkeiten geschaffen werden. 

- Die mittel- und langfristigen Folgen der z. T. euphorisch 
übertriebenen Diskussion um »schlanke« Produktionskonzepte 
sind noch undeutlich. Vieles spricht dafür, daß es im Zusam- 

menhang mit derartigen Konzepten zu grundlegenden Umge- 
staltungen vor allem der Beschäftigungslandschaft in der Bun- 
desrepublik kommen wird. Diese Veränderungen können unter 
Umständen zu weiteren konjunkturellen Gefährdungen führen. 
Ein Blick nach Japan zeigt, daß dort die Belegschaften auf re- 
lativ kleine Kerne zusammengeschmolzen sind, denen von ei- 
nem Heer von Beschäftigten in prekären Arbeitsverhältnissen 
und von Scheinselbständigen zugearbeitet wird. Für diese 
Gruppen gewerkschaftliche Interessenvertretung zu organisie- 
ren, scheint außerordentlich schwierig. Konsequenterweise sind 
die Abstufungen in Entlohnung, Arbeitszeit und sozialer Siche- 
rung zwischen Kern- und Randbelegschaften in der japanischen 
Wirtschaft enorm. Eine derartige Entwicklung auf die Bundes- 
republik projiziert, bedeutet mit Sicherheit eine abnehmende 
Gestaltungskraft der Gewerkschaften. Für die konjunkturelle 
Stabilität der Bundesrepublik Deutschland ist dies mit ernsten 
Gefährdungen verbunden, haben doch die Gewerkschaften ge- 
rade mit ihrer Lohn- und Arbeitszeitpolitik zur Sicherung einer 
der Produktion entsprechenden gesamtwirtschaftlichen Nach- 
frage und zur Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit entschei- 
dend beigetragen. In erster Linie die Gewerkschaften selbst sind 
gefordert, mit ihrer Gestaltungskraft zum einen die weitere Seg- 
mentierung und Aufsplitterung der Belegschaften zu bremsen. 
Zum anderen müssen für die bereits heute große Zahl von Be- 
schäftigten in atypischen Beschäftigungsverhältnissen wirksame 
Organisations- und Politikkonzepte entwickelt werden. 

- Am 1. 1. 1993 ist der gemeinsame europäische Binnen- 
markt in Kraft getreten. Obwohl noch lange nicht alle Blüten- 
träume einer integrierten westeuropäischen Okonomie gereift 
sind, ist die Verflechtung der ökonomischen Grundprozesse 
doch erheblich enger geworden. Dies hat entgegen den Behaup- 
tungen der Promotoren des Binnenmarktes bislang nicht zu ei- 
ner besseren Abstimmung auf der wirtschaftspolitischen Ebene 
geführt. Man hat derzeit vielmehr den Eindruck, daß die offe- 
neren Grenzen die jeweiligen Wirtschaftspolitiken stärker auf 
die Verfolgung nationaler Interessen verpflichten: Je weniger 
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Instrumente außenwirtschaftlicher Natur zur Verfügung ste- 
hen, desto direkter ist das nationale Kapital der europäischen 
und internationalen Konkurrenz ausgesetzt, desto größer sind 
die Anforderungen an die national handhabbaren Instrumenta- 
rien zur Verteidigung nationaler Wirtschaftsinteressen. Der an- 
genommene Automatismus .wirtschaftliche Integration = 
Gleichrichtung der Wirtschaftspolitik« verkehrt sich in sein 
Gegenteil. 

Angesichts der engen ökonomischen Integration in Westeu- 
ropa verlieren die nationalen Wirtschaftspolitiken weiter an 
Wirkungskraft und müßten durch europäische Formen der 
Konjunktur- und Strukturpolitik ersetzt werden. Notwendig 
wäre in diesem Zusammenhang U. a. die bessere Ausstattung 
der europäischen Fonds. 

2.5 Die aktuelle Stahlkrise - von der kon- 
juiikturellen Flaute zu strukturellen Uber- 
kapazitäten ? 

Seit Mitte 1992 hat sich die Produktions- und Beschäftigungssitua- 
tion in der Eisen- und Stahlindustrie von Monat zu Monat drama- 
tisch verschlechtert. Die westdeutschen Stahlwerke meldeten im Ja- 
nuar 1993 mit 2,54 Mill. t Rohstahl die niedrigste Januarproduktion 
der vergangenen zehn Jahre. Viele Stahlbetriebe befanden sich in 
Kurzarbeit. Die Rohstahlerzeugung sank 1992 in der EG um knapp 
4 v H  auf 132,2 Millionen Tonnen. In der Bundesrepublik Deutsch- 

rück. Bevor die Stahlkrise manifest in die öffentliche Diskussion 
trat, war die Beschäftigung bereits deutlich gesunken. In Westeuro- 
pa beschäftigten die Stahlunternehmen im Juni 1992 nur noch 
370.000 Arbeitskräfte, 27.000 weniger als ein Jahr zuvor. In der Bun- 
desrepublik Deutschland arbeiteten 1992 noch 143.876 Menschen 
in der Stahlindustrie, 22.000 weniger als ein Jahr zuvor. Dies war 
freilich nur der Auftakt eines viel weitergehenden Personalabbaus, 
der nunmehr mit Forderungen nach einem irreversiblen Abbau von 
Produktionskapazitäten, ja nach der Schließung kompletter Stand- 
orte einhergeht. 

- Im Oktober wurden die massiven Schwierigkeiten der 
Klöckner Werke AG bekannt, die im Dezember 1992 in den 
Antrag auf ein Vergleichsverfahren mündeten. 

- Thyssen Stahl plant den Abbau von 8.000 Arbeitsplätzen. 
- Krupp-Hoesch legte im März 1993 einen Hochofen in der 

Dortmunder Westfalenhütte vorläufig still. Bei andauernder 
Stahlkrise droht die endgültige Schließung eines Roheisen- und 
Rohstahlstandorts, entweder in Dortmund oder in Duisburg- 
Rheinhausen. Falls die Flüssigphase in Dortmund stillgelegt 
wird, ist es wahrscheinlich, daß auch die Warmbreitbandstraße 
folgen wird. Zugleich gab Krupp im Februar 1993 Pläne be- 
kannt, die Profilstahl-Standorte in Siegen und Hagen mit mehr 
als 4.000 Beschäftigten zu schließen. 

land ging sie sogar überproportional um 5,7 v H  auf 39,s M’ 10. t zu- 
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- In Ostdeutschland waren bis Ende 1992 von früher 17 
Standorten sieben privatisiert und drei stillgelegt worden. Acht 
weitere standen unter Treiihandverwaltung, darunter das Eko- 
stahlwerk in Eisenhüttenstadt. Von den 77.800 Arbeitsplätzen 
der Stahlindustrie im Jahr 1989 waren bis Ende 1992 bereits 
50.000 verschwunden. 

Nach Ansicht des Präsidenten der Wirtschaftsvereinigung 
Stahl Vondran müssen insgesamt noch 25.000 bis 30.000 West- 
deutsche und 10.000 ostdeutsche Stahl-Arbeitsplätze abgebaut 
werden, um der Stahlindustrie die notwendige Kapazitlitsauda- 
stung von 85 v H  zu sichern. 

2.5.1 Ursachen der Stahlkrise im Uberblick 

Eine genauere Betrachtung der derzeitigen Entwicklungspro- 
bleme des Stahlverbrauchs zeigt allerdings, daß es zu einer tief- 
greifenden, länger anhaltenden Strukturkrise nicht notwendig 
kommen muß. Den Rückgang der Stahlnachfrage hat maßgeb- 
lich die konjunkturelle Wachstumsschwäche der westlichen In- 
dustriestaaten bewirkt. Die bis Anfang 1993 zu verzeichnenden 
Produktionsverluste bewegen sich noch im Rahmen eines zy- 
klischen Abschwungs, der traditionell in der Stahlindustrie stär- 
ker ausgeprägt ist als in anderen Branchen. Im Unterschied zu 
den zyklischen Tiefpunkten 1982 und 1986 ist der Rückgang der 
Stahlnachfrage in Westdeutschland bislang sogar noch geringer 
ausgefallen. Als Sonderfaktor kommt allerdings der verstärkte 
Importdruck der Stahlunternehmen aus Osteuropa hinzu, die 
den binnenländischen Nachfrageausfall infolge des Zusammen- 
bruchs der industriellen Produktion zu kompensieren versu- 
chen. 

Die Stahlindustrie ist schon in den 70er und 80er Jahren in 
Westdeutschland langsamer gewachsen als der Durchschnitt des 
verarbeitenden Gewerbes. Bedingt durch technologische Fort- 
schritte und Substitutionsprozesse sank der spezifische Stahl- 
verbrauch in der Vergangenheit ziemlich stetig um 1 bis 1,5 vH 

pro Jahr (vgl. RWI-Konjunkturbrief 1/1993). Die Frage, ob län- 
gerfristig der Stahlverbrauch gegenüber dem wirtschaftlichen 
Wachstum noch stärker abnimmt und daher Produktionskapa- 
zitäten abgebaut werden müssen, ist in der aktuellen Lage 
schwer zu beantworten; denn neben den anhaltenden techno- 
logischen Fortschritten, die auch in Zukunft zu einer relativen 
Verringerung des Stahleinsatzes führen werden, gibt es gewisse 
Anzeichen dafür, daß die seit Jahren spürbare Verdrängung von 
Stahlprodukten durch Beton, Kunststoffe und Aluminium sich 
nicht notwendigerweise fortsetzen muß. Denn Stahl ist ein 
Werkstoff, der - etwa verglichen mit Kunststoff - voll recycle- 
bar ist. 

Zur Beschreibung der zyklischen Entwicklung gehört auch 
die Tatsache, daß dem vorrangig konjunkturell- und importbe- 
dingten Erlösverfall der westdeutschen Stahlindustrie eine auß- 
ergewöhnlich günstige Entwicklung der Gewinne in der Stahl- 
hochkonjunktur 1988 bis 1990 vorangegangen war. Der Verfall 
der Erlöse setzte mit dem konjunkturellen Rückgang der Pro- 
duktion sowie dem wachsenden Importdruck für nahezu alle 
Stahlprodukte ein. Mittlerweile schreiben fast alle Stahlwerke 
in Westdeutschland rote Zahlen, und das Instrument der Kurz- 
arbeit wird massiv eingesetzt. Nachdem durch enger werdende 
Märkte zuerst die Preise im unteren Qualitätsbereich (Walz- 
draht, Stab-, Beton-, Formstahl sowie beim Grobblech und 
Warmband) sanken, sind mittlerweile alle Produktgruppen der 
westdeutschen Stahlwirtschaft vom Preisrückgang betroffen. 

Gegenüber der Entwicklung der Rohstahlerzeugung im 
Durchschnitt der EG-Mitgliedsländer sowie noch stärker Welt- 
weit zeigt sich, dai3 der dem Preisverfall folgende Produktions- 
rückgang in Westdeutschland erst später einsetzte. Weltweit 
vollzog sich der Abschwung der Rohstahlproduktion nach ei- 
ner nach oben gerichteten Entwicklung in den Jahren 1987 bis 
1989 bereits 1990 und 1991 mit einem Rückgang von 2,l bzw. 
4,4 vH. In den anderen Mitgliedsländern der EG sank ebenfalls 
die Rohstahlerzeugung bereits 1990 um 2,4 v H  und 1991 noch- 
mals um 2,4 vH. Die westdeutsche Stahlindustrie profitierte 
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hingegen zunächst von der durch die deutsche Vereinigung aus- 
gelösten Sonderentwicklung. Nachdem es 1990 zu einem stär- 
keren Rückgang der Erzeugung um 6,5 vH gekommen war, 
stieg 1991 entgegen dem weltweiten Trend die Stahlerzeugung 
um 1 vH. Mit dem Auslaufen des Einigungsbooms schlug die 
allgemeine Verschlechterung der Ronjunkturlage wieder voll 
auf die Stahlerzeugung durch, der Produlitionsrückgang betrug 
5,2 vH. 

EinflulJ der einzelnen Faktoren auf die Stahlkrise 

Zur Rangfolge der einleitend genannten Faktoren, die den 
Rückgang der Stahlnachfrage in der Welt, in der EG und nach 
dem Auslaufen der Einigungskonjunktur schließlich auch in 
Westdeutschland erklären, ist - gemessen an der Rohstahlerzeu- 
gung (auf Basis der Erz- und Schrottmetallurgie) - im einzelnen 
festzuhalten: 

Konjunkturbedingter Rückgang der Stahlnachfrage dominiert 

Die Stahlindustrie ist ein ausgeprägt zyklischer Industriezweig. 
Obwohl der Anteil der Stahlproduktion an der gesamtwirt- 
schaftlichen Wertschöpfung im längerfristigen Trend abgenom- 
men hat, dominiert die konjunkturelle Abhängigkeit dieser 
Branche weiterhin. Empirische Untersuchungen zeigen, daß der 
Stahlverbrauch bei gesamtwirtschaftlichen Wachstumsraten von 
2,5 vH stagniert, bei Wachstumsraten von 3,5 VH aber schon 
genauso stark wie das Bruttoinlandsprodukt wächst. Bei ge- 
samtwirtschaftlichen Wachstumsraten von 1,5 vH fällt er aber 
bereits um 3,7 v H  zurück (vgl. RWI 1992). 

Die Konjunktur der Anlageinvestitionen, aber auch des pri- 
vaten Verbrauchs, vor allem im Bereich langlebiger Konsumgü- 
ter, schlägt auf die Stahlnachfrage durch. Die konjunkturelle 
Flaute der westlichen Industrieländer hat einen massiven Rück- 

gang der Stahlnachfrage bewirkt. Für Westdeutschland sind es 
die Exportverluste vor allem im Bereich des Maschinenanlagen- 
baus und der Automobilproduktion sowie die daraufhin fol- 
gende Abschwächung der inländischen Investitionskonjunktur. 
Die weltweite konjunkturelle Flaute wurde allerdings für die 
westdeutsche Stahlindustrie erst nach dem Auslaufen des Eini- 
gungsbooms, der die rückläufigen Exporte überdeckte, gesamt- 
wirtschaftlich spürbar. 

Der Einbruch der westdeutschen Stahlbranche bewegt sich 
zwar durchaus innerhalb des zyklischen Abschwungmusters. 
Gegenüber früheren Abschwungphasen fiel er bisher jedoch 
noch geringer aus. So verweilte die westdeutsche Ausnutzungs- 
rate der Produktionskapazität gegenüber dem letzten Spitzen- 
wert von 87,7 VH in 1988 mit noch 82,l vH im Sommer 1992 auf 
einem vergleichsweise hohen Niveau. Wenn auch zwischenzeit- 
lich der Auslastungsgrad weiter zurückgegangen ist, so ist doch 
darauf hinzuweisen, daß in der letzten Stahlkrise die Produk- 
tionskapazitäten viel größer waren und daher der Auslastungs- 
grad durch den Rückgang der Nachfrage deutlich niedriger aus- 
fallen niußte. Auch der Stahlverbrauch der westlichen Industrie- 
Iänder liegt gegenwärtig mit rund 340 Mio. t noch über dem 
Tiefststand von 1986 (320 Mio. t) und 1982 (300 Mio. t). 

Die derzeit noch konjunkturell bedingte und gegenüber frü- 
heren Phasen schwächere Flaute der Stahlnachfrage rechtfertigt 
keinen irreversiblen Abbau von Produktionskapazitäten. Denn 
mit einer Stärkung der wirtschaftlichen Wachstumsentwicklung 
wird sich wieder eine Ausweitung der Stahlnachfrage einstellen. 
Sollte die Wachstumsinitiative in Japan mit einem Volumen von 
100 Mrd. DM greifen, ist auch in Westdeutschland mit einer 
Entspannung zu rechnen, denn der japanischen Stahlindustrie 
würden zusätzliche Produktionsfelder eröffnet, ihr Export- 
druck in Richtung Westeuropa würde abgeschwächt. Nicht nur 
zur Stärkung der Stahlnachfrage ist es wichtig, daß die führen- 
den westlichen Industrieländer sowie die EG eine koordinierte 
Politik der Stärkung eines ökologisch verträglichen Wirt- 
schaftswachstums verwirklichen. 
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Daher fordern wir die Bundesregierung und den EG-Mini- 
sterrat auf, zur Überwindung des konjunkturellen Abschwungs 
und zur Verhinderung einer tieferen Krise ein umfangreiches 
öffentliches, ökologisch ausgerichtetes Investitions- und Be- 
schäftigungsprogramm EG-weit koordiniert durchzuführen. 
Sobald dieses Programm greift, werden auch Nachfrage nach 
und Produktion von Stahl wieder zunehmen und wird der Aus- 
lastungsgrad der Kapazitäten steigen. 

Krisenverstärkender Irnportdruck aus Osteuropa 

Die sinkenden Absatzchancen der westdeutschen Stahlindustrie 
infolge dieses konjunkturellen Kernprozesses werden derzeit 
durch den Sonderfaktor der ökonomisch katastrophalen Ent- 
wicklung im Gebiet der ehemaligen Sowjetunion sowie in den 
anderen Staaten Osteuropas verstärkt. Davon gehen sowohl 
nachfrageseitige als auch angebotsseitige Wirkungen auf die 
westdeutsche Stahlproduktion aus: Zum einen haben infolge des 
dramatischen Zusammenbruchs der Produktion in diesen Län- 
dern die bisherigen westdeutschen Anbieter enorme Absatzein- 
bußen - gerade auch im Rahmen der früheren Kompensations- 
geschäfte - hinnehmen müssen. Zum anderen versuchen die 
Stahlunternehmen dieser Länder ihre binnenwirtschaftlichen 
Verluste infolge des Zusammenbruchs der Industrie durch Ex- 
porte zu kompensieren. Damit werden zusätzliche Angebotska- 
pazitäten, vor allem in Westdeutschland und Italien, spürbar. In 
den ersten neun Monaten des Jahres 1992 übertrafen die osteu- 
ropäischen Lieferungen nach Westdeutschland das Vorjahresni- 
veau um mehr als 50 vH. Nach Schätzungen der Wirtschafts- 
Vereinigung Stahl beträgt der Marktanteil der Produkte aus der 
GUS und Osteuropa in Deutschland derzeit fünf bis sieben Pro- 
zent. Der Zuwachs der osteuropäischen Einfuhren entspricht 
einer Jahresmenge von Ca.  0,5 Millionen Tonnen Rohstahl. Dies 
entspricht ungefähr 1,5 vH der westdeutschen Rohstahlerzeu- 
gung. 

Im Kampf um Marktanteile konnten die osteuropäischen Ex- 
porteure das Instrument der Preisunterbietung einsetzen, da 
ihre Kosten weit unter denen Westdeutschlands oder anderer 
westeuropäischer Länder liegen. Insbesondere die Hauptexpor- 
teure in die Bundesrepublik, Polen, die Tschechische Republik 
und die Slowakei, profitieren von immensen Lohnkostenvortei- 
len, die Löhne betragen derzeit nur 10 bis 20 v H  des westdeut- 
schen Niveaus, und von permanenten Wahrungsabwertungen 
sowie von noch günstigen Zuliefererbeziehungen in die frühere 
Sowj etunion. 

Die rückläufigen Erzeugerpreise für Einfuhrprodukte im Be- 
reich Eisen und Stahl, die gegenüber dem Preisindex von 91,9 in 
1990 (1985 = 100) auf 82,4 im Juni 1992 gefallen waren, haben 
einen zeitlich verzögerten Rückgang der Erzeugerpreise beim in- 
ländischen Absatz in Westdeutschland bewirkt. Die Ausfuhr- 
preise der westdeutschen Stahlindustrie sind Anfang 1992 um 
16 vH unter den - allerdings im Laufe des Aufschwungs extrem 
gestiegenen - Höchststand von 1989 gesunken. Im Vergleich zur 
Rekordhöhe der Stahlpreise in der EG im Jahre 1989 ist bis zum 
Herbst 1992 ein Rückgang um 20 vH (im Durchschnitt) zu ver- 
zeichnen. Bei einigen Profilstahlen sind zwischen 1989 und Ende 
1991 die Preise sogar um 30 vH gefallen. Der Preisverfall ist al- 
lerdings nicht nur durch den Importdruck aus Osteuropa verur- 
sacht worden, sondern auch konjunkturell bedingt. Auch in frü- 
heren Jahren des Abschwungs war der Rückgang der Preise üb- 
lich. Die Ausweitung der Importe aus Osteuropa, die zum Ab- 
satzverlust der westdeutschen Stahlindustrie auf dem Binnen- 
markt führt, ging mit einer Verschlechterung der Absatzchancen 
in westlichen Industrieländern, insbesondere in den USA, einher. 
Die Importquote Westdeutschlands ist bei Rohstahl von 37,4 vH 
(1991) auf 39,1 v H  (1992) gestiegen. Zum ersten Mal überhaupt 
lag damit die Einfuhrquote Westdeutschlands höher als die Aus- 
fuhrquote. 

Die nach Westdeutschland und auch in andere EG-Länder 
fliegenden Exporte aus Osteuropa rechtfertigen jedoch eben- 
falls keinen Abbau von Standorten. Industriepolitisch ist vor al- 
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Tabelle 10: Rohstahlbilanz 198J bis 1993 
Westdeutschland 1985 
Stand: Januar 1993 

Stahlverbrauch 33,6 
Lagerveränderungen bei 
Stalilverarbeitern (+) 0,1 
Marktversorgung (=) 33,7 
Lagerveränderungen 
beim Stahlhandel (+) 0,1 
Einfuhren (-) 10,5 
Innerdeutsche Bezuge (-) 0,7 

Innerdeutsche 

Lagerveränderuiigen bei 

Rohblockbedarf (=) 38,9 
Aufschlag für Kokillen- 

Rohblockerzeugung (=) 40,l 
Flüssigstahl für 

Rohstahlerzeugung $) 40,5 
Einfuhrquote in v H  31,O 
Ausfuhrquote in vH2) 39,8 
Srranggiei3anteil in vH3) 80.3 

Ausfuhren (+) 15,4 

Lieferungen (+) 0,7 

Stahlwerken (+) 092 

guß (+) 172 

Stahlguß (+) 0,4 

1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992s 1993s 
in Mi11 t Straiiggießgewicht 

33,9 33,O 34,3 35,7 37,O 37,4 36,O 33,7 

-0,3 -1,2 1,5 0,4 -0,8 -0,5 0,1 -0,4 
33,6 31,8 35,8 36,1 36,2 36,9 36,2 33,3 

-0,1 -0,l 0,2 0 0 0,l 0 -0,1 
11,O 10,6 11,7 12,5 13,4 13,8 14,2 13,1 
0,8 0,9 1,0 1,1 1,2 0,7 1,0 0,9 

13,7 14,6 15,4 16,l 14,8 l4,3 14,O 13,l 

0,8 0,8 0,s 0,9 1,0 1,6 1,5 1,6 

-0,3 -0,3 0,5 0,6 0,3 0,3 -0,4 0,2 
35,9 35,3 40,O 40,1 37,6 38,l 36,2 34,l 

0,8 0,6 0,6 0,6 0,4 0,4 0,3 0,3 
36,7 35,V 40,6 40,7 38,O 38,5 36,5 34,4 

0,4 0,3 0,4 0,4 0,4 0,3 0,3 0,3 
37,l 36,2 41,O 41,1 38,4 38,8 36,8 34,7 
32,9 33,5 32,6 34,8 37,3 37,4 39,l 39,4 
38,O 40,9 38,9 40.7 39,5 37,4 38,3 38,7 
85.5 88.9 89.3 90.6 92.2 93.0 93.8 94.5 

Ostdeutschland 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992s 1993s 
Stand: Januar 1993 

Markrversorgung 8,1 8,1 8,0 8,0 8,2 4,1 3,3 3,l 3,5 
Einfuhren (-) 4,9 4,8 5,1 4,9 4,6 2,5 0,9 1,2 1,3 
Innerdeutsche Bezüge (-) 0,7 0,8 0,8 0,8 0,9 1.0 1,6 1,5 1,6 
Ausfuhren (+) 3,7 3,8 4,4 4,0 2,5 2,4 1,6 1,4 1,3 
Iiinerdeutsche 
Lieferungen (+) 0,7 0,8 0,9 1,0 1,l 1,2 0,7 1,0 0,9 
Rohblockbedarf (=) 6,9 7,l 7,4 7,3 6,3 4,2 3,l 2,8 2,8 
Aufschlag für 
Kokillenguß (+) 0,4 0,4 0,4 0,4 0,8 0,9 0,2 0,l 0,l 
Rohblockerzeugung (=) 7,3 7,5 7,8 7,7 7,l 5,l 3,3 2,9 2,9 
Flüssigstahl für 
Stahlguß (+) 0,5 0,5 0,4 0,4 0,7 0,5 0,1 0,l 0,1 
Rohstahlerzeugung 7,8 8,O 8,2 8,l 7,8 5,6 3,4 3,O 3,O 
Einfuhrquote in vH'7) 60,5 59,3 63,8 61,3 56,l 61,O 27,3 38,7 37,l 
Ausfuhrquote in vH2) 53,3 5 3 3  59,7 55,1 39,7 57,l 51,6 50,O 46,4 
Stranggießanted in vH3) 33,7 36,7 37,6 39,6 41,O 41,i 61,s 72,7 77,O 

Eigene Berechnungen, Abweichungen iii den Sumnien durch Auf- und Abrunden bedingt. 
1) Aiiteil der Einfuhren an der Marktversorgung 
2) Anteil der Ausfuhren am Gesamtumsatz 
3) Anteil der im Strang vergossenen Rohblöcke an der Rohblockerzeugung 
s = Geschätzt 
Quelle: RWI-Konjunkturbrief Januar 1993 

in Mill. t Stranggießgewicht 

lem die EG verpflichtet, zum Aufbau der Wirtschaften Osteu- 
ropas und damit zur Schaffung von Absatzfeldern in den ehe- 
maligen Staaten des RGW beizutragen. Damit ließe sich der 
Importdruck auf die EG-Länder reduzieren. Allerdings, bis die 
Besserung der wirtschaftlichen Entwicklung in Osteuropa 
greift, sollten auch nicht übergangsweise die Anfang 1992 auf- 
gehobenen Handelsrestriktionen der EG gegenüber osteuropäi- 
schen Stahlunternehmen wieder eingeführt werden. 

Die Ldge in Ostdeutschland 

Mit dem weitgehenden industriellen Zusammenbruch haben 
sich auch die Export- und Importbeziehungen in Ostdeutsch- 
land grundlegend verändert: Die Stahleinfuhren gingen von na- 
hezu 5 Mio. t (vor allem aus Osteuropa) auf 2,5 Mio. t 1990 und 
0,9 Mio. t 1991 zurück; 1992 kam es zu einem geringen Anstieg 
auf 1,2 Mio. t. Die Ausfuhr sank auf 1,5 Mio. t (1992). Der Ein- 
bruch bei den Importen war also deutlich stärker als bei den 
Exporten. Während Westdeutschland 1992 erstmals einen Im- 
portüberschuß erzielte, war es in Ostdeutschland umgekehrt. 
1991 und 1992 wurde erstmals mehr Stahl exportiert als impor- 
tiert, allerdings auf einem dramatisch geschrumpften Niveau. 

Als Folge der Politik der Treuhandanstalt sind sieben Stahl- 
standorte privatisiert und drei stillgelegt worden. Uber insge- 
samt acht kleinere und größere Unternehmen wird noch ver- 
handelt. Die bereits vertraglich fixierte Übernahme der EKO 
AG in Eisenhüttenstadt durch die Krupp AG, die zwischen 
dem modernen Oxygenstahlwerk und dem Kaltwalzwerk die 
bisher fehlende Warmbreitbandanlage bauen wollte, ist ge- 
platzt. Die Beantwortung der Frage, in welchem Ausmaß durch 
die Restrukturierung wenigstens einiger Stahlstandorte länger- 
fristig neue Produktionskapazitäten in Ostdeutschland gesi- 
chert werden können, ist nur unter großen Vorbehalten mög- 
lich. Auf Anfrage der EG aus Anlaß der Übernahme des Grob- 
blechwalzwerks Ilsenburg durch die Preussag Stahl teilte die 
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Bundesregierung mit - auf der Basis ungeprüfter Angaben der 
Unternehmen, die mit Vorsicht zu interpretieren sind -, bis 
1994 stünden folgende Kapazitäten bereit: Rohstahl 5,3 Mio. t; 
Warmwalzprodukte 3,s Mio. t; Kaltwalzprodukte 1,7 Mio. t 
(vgl. Angaben der Treuhandanstalt; Stand 28. 7. 1992). Die in- 
dustriepolitische Entscheidung, in Ostdeutschland langfristig 
die Stahlindustrie als Kernsektor zu sichern, ist richtig. Das darf 
jedoch nicht dazu führen, daf3 Stahlstandorte in Westdeutsch- 
land geschlossen werden. Dies ist volkswirtschaftlich auch nicht 
nötig, denn infolge einer weltweiten Stärkung der Konjunktur 
könnten sich die Marktchancen insgesamt verbessern. Wenn es 
gelingt, die industriellen Kerne Ostdeutschlands zu erhalten 
und die Industrie zu modernisieren, kann dies den ostdeutschen 
Stahlwerken bessere Absatzperspektiven eröffnen. Auch haben 
die ostdeutschen Stahlwerke die Chance, mit dem Aufbau der 
Industrie in Osteuropa frühere Marktsegmente zurückzuge- 
winnen. 

Wachsender Protektionismus 

Weitere Angebotskapazitäten sind in den letzten Jahren vor al- 
lem in der VR China, in Südkorea und Indien sowie in anderen 
Schwellenländern zum Weltmarkt hinzugekommen. Schließlich 
nimmt unter dem Druck wachsender Angebotskapazitäten an- 
gesichts der Verlangsamung der Nachfrage nach Stahlprodukten 
auch der Protektionismus in der Welt zu. Beispielsweise haben 
die US-Stahlerzeuger Ende Juni 1992 ein Bündel von Antidum- 
ping- und Subventionsklagen gegen führende Stahlerzeugerlän- 
der, auch gegenüber der Bundesrepublik, eingereicht. Nach ei- 
ner Entscheidung der US-Regierung im November 1992 sind 
Strafzölle von bis zu 58,8 v H  (etwa 17 v H  bei Lieferungen der 
DHS-Dillinger Hütte Saarstahl AG) auf Exporte in die USA in 
wichtigen Produktgruppen (Warmbreitband, Kaltfeinblech, 
Grobblech, oberflächenveredeltes Material) beschlossen wor- 
den. Von diesen Klagen werden 7 Mio. t, davon 2,5 Mio. t aus 

der EG, tangiert. Allerdings sind die Gesamtwirkungen auf 
Westdeutschland vergleichsweise geringfügig. 1990 hat die EG 
knapp 6 Mio. t Walzstahl (22 v H  der gesamten Drittlandsim- 
Porte) in die USA geliefert. Ein Handelskrieg um Stahlprodukte 
mui3 durch internationale Abkommen vermieden werden. 

2.5.2 Rationalisierungstrend, Subventionsspirale 
und längerfristige Tendenzen 

Zur Abschätzung der derzeitigen Stahlkrise ist die Beantwor- 
tung der Frage wichtig, wie sich in der EG die Produktionska- 
pazitäten in den letzten Jahren entwickelt haben. Schließlich ist 
daran zu erinnern, dai3 von 1980 bis 1985 ein massiver Abbau 
von Kapazitäten und Arbeitsplätzen in der EG vollzogen wor- 
den ist. Dazu wurde durch den Verband der EG-Stahlunterneh- 
men Eurofer ein Strukturkrisenkartell in Kraft gesetzt. Nach 
Art. 58 des Montanunionvertrags setzte die EGKS flankierend 
Produktionsquoten fest und kontrollierte deren Einhaltung. Die 
Folge war ein Abbau der Arbeitsplätze um ein Viertel von 
290.000 auf 220.000 seit Ende der 70er Jahre bis 1984. Im selben 
Zeitraum erfolgte ein Kapazitätsabbau um 25 Mio. t. Da jedoch 
irn Rahmen dieses Kapazitätsabbaus selbst und in den Folgejah- 
ren nachhaltige Maßnahmen zur Produktivitätssteigerung 
durchgesetzt wurden, erhöhte sich die Effektivität des Produk- 
tionspotentials der Stahlindustrie. Dieser Rationalisierungstrend 
wird durch die Entwicklung der Zahl der Beschäftigten belegt. 
Von 1987 bis 1991 vollzog sich in der westdeutschen Stahlindu- 
strie ein in der Öffentlichkeit kaum bemerkter, kontinuierlicher 
Abbau des Personals um 20.204 (10,8 vH), der sich 1992 erheb- 
lich verstärkte. Die Beschäftigung sank gegenüber dem Vorjahr 
um 22.000. Die Marktbedingungen werden allerdings - trotz der 
Appelle zum gleichgerichteten, abgestimmten Verhalten - durch 
eine zum Teil schwer kontrollierbare und völlig unterschiedli- 
che Subventionspraxis beeinfluk. Einem inoffiziellen Bericht 
der EG-Kommission zufolge erhielten die italienischen Stahlun- 
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ternehmen zwischen 1980 und 1990 über 30 Mrd. DM Subven- 
tionen, die französischen Stahlunternehmen mehr als 18 Mrd. 
D M  und die britischen Unternehmen nahezu 11 Mrd. DM. 
Hingegen erhielten die deutschen Stahlkonzerne zwischen 1980 
und 1990 lediglich 7,6 Mrd. D M  Subventionen. Unter dem Re- 
gime des vor allem konjunkturell ausgelösten Nachfragerück- 
gangs droht die Gefahr einer sich erneut schnell bewegenden 
Subventionsspirale zwischen den stahlproduzierenden Ländern. 
Innerhalb der EG ist daher eine Harmonisierung der Subven- 
tionsregeln dringend geboten, deren Einhaltung streng und ef- 
fektiv zu kontrollieren ist. 

Die Frage, ob sich nach der letzten Strukturanpassung in der 
EG von 1980 - 1985 gegenüber der längerfristig-überzyklischen 
Nachfrageentwicklung Überkapazitäten gebildet haben, ist an- 
gesichts der hier genannten Einflußfaktoren nur schwer zu be- 
antworten. Kurzfristig dominiert die konjunkturelle Flaute, die 
durch eine zielgerichtete Konjunktur- und Strukturpolitik sehr 
schnell überwunden werden könnte, die aber bei wirtschaftspo- 
litischer Tatenlosigkeit auch in eine strukturelle Krise münden 
kann. Die Beschlüsse der Industrieminister der E G  vom Febru- 
ar 1993 tragen kaum zu einer geordneten Krisenüberwindung 
bei. Der Kapazitätsabbau, der von der EG-Kommission auf 30 
Millionen Tonnen Rohstahl und 19 Millionen Tonnen Walz- 
stahl geschätzt wird, soll über freiwillige Absprachen der Stahl- 
konzerne erfolgen, wobei zugleich Absprachen über Zusam- 
menlegungen, Spezialisierungen und Fusionen bei der wettbe- 
werbsrechtlichen Prüfung »wohlwollend« beurteilt werden sol- 
len. Mit dieser Strategie überläßt die EG-Kommission die Ent- 
scheidung über den Kapazitätsabbau und die damit wahr- 
scheinlich verbundene Schließung ganzer Standorte ausschließ- 
lich den Stahlkonzernen und verzichtet zugleich auf die Festle- 
gung von Produktionsquoten und Mindestpreisen. Dieser Wirt- 
schafts- und strukturpolitische Attentismus kann leicht den 
Verlust von weit mehr als 50.000 Arbeitsplätzen zur Folge ha- 
ben, von denen ein großer Teil bei einer geordneten Anpas- 
sungsstrategie zu erhalten sein dürfte. 

Ob längerfristig die derzeitigen Produktionskapazitäten ge- 
halten werden können, ist strittig. Klarheit ist nur zu gewinnen, 
wenn die überzyklische Stahlnachfrage gegenüber den Produk- 
tionsstandorten abgeschätzt wird: Wahrend seit Jahren der Ein- 
satz von Beton, Kunststoff und Aluminium die Nutzung von 
Stahlerzeugnissen verdrängte, zeichnet sich allmählich eine Ge- 
gentendenz ab. Stahl ist insoweit auch ökologisch ein Werkstoff 
der Zukunft, als er voll recyclebar ist. Dies erklärt den zuneh- 
menden Bau von Stahlwerken auf der Basis der Schrottmetal- 
lurgie, d. h. der Wiederverwendung von Stahl. Allerdings ist auf 
absehbare Zeit der Energiebedarf bei den dazu eingesetzten 
Elektro-Lichtbogen-Ofen noch vergleichsweise hoch. Der Pro- 
zeß des Rückgangs des Stahlanteils im Automobil von 75 vH 
auf 65 VH in den letzten zehn Jahren durch den Einsatz von 
Kunststoff und erheblich leichteren Aluminiumteilen scheint 
sich allmählich umzukehren, zumindest was den nicht oder nur 
schwer recyclebaren Kunststoff betrifft. Die Stahlbranche stellt 
ihre Produktion auf maßgeschneiderte, hochwertige und leichte 
Werkstoffe um. 70 vH der seit 1975 entwickelten 2.500 Stahl- 
Sorten konzentrieren sich auf höher- und hochwertige Flach- 
Produkte (Bleche). Schließlich verdrängen Stahlprodukte auch 
den Einsatz von Beton: Beim Brückenbau ist die Nutzung von 
korrosionsgehärteten Stahlträgern auch ökologisch überlegen. 
Im Rahmen des Zukunftsprogramms Stahl am Bau lassen sich 
beispielsweise Außenverkleidungen in Form haltbarer, hoch- 
wertig beschichteter Stahlprodukte einsetzen. Die Nutzung von 
Stahl- statt Betonschwellen (Y-Schwelle) ist - wie der derzeit 
praktizierte Einsatz bereits zeigt - beim Bau von Bahnstrecken 
auch wegen der geringeren Höhe (im Tunnel) überlegen. Die 
Weiterentwicklung des Werkstoffs Stahl in Richtung hochwer- 
tiger, langlebiger und voll recyclebarer Produkte gewährleistet 
der Stahlindustrie auch in der dienstleistungs- und high-tech- 
orientierten Wirtschaft eine Zukunft. Unter Berücksichtigung 
derartiger Produktinnovationen muß nicht notwendigerweise 
mit einer verstärkten Entkoppelung zwischen Stahlnachfrage 
und wirtschaftlichem Wachstum gerechnet werden. 

154 155 



Entscheidend freilich bleiben die künftige gesamtwirtschaft- 
liche Entwicklung in Deutschland und Europa und die wirt- 
Schafts- und strukturpolitischen Anstrengungen, die zur öko- 
nomischen und ökologischen Revitalisierung unternommen 
werden. Kommt es nicht zu einer zielgerichteten Belebung der 
ökonomischen Entwicklung, könnten die gegenwärtig primär 
konjunkturellen Probleme der Stahlindustrie schnell zu einer 
neuen strukturellen Krise mit gravierenden Problemen für gan- 
ze Stahlstandorte und Regionen führen. Deswegen ist eine ak- 
tive Politik zur Überwindung der Stahlkrise gefordert, zu der 
die folgenden Kernelemente gehören sollten. 

2. j. 3 Alt ernativ en zur Ka hlschlugsun ie rung 

1. Der beste Beitrag zur Verringerung der aktuellen Probleme 
der Stahlindustrie liegt in der Realisierung eines EG-weiten 
ökologisch ausgerichteten Investitions- und Beschäftigungspro- 
gramms. Die Beschlüsse des Ministerrats der EG vom Februar 
1993 weisen in die falsche Richtung. Eine Lösung der Stahlkrise 
ist letztlich nur auf der Ebene der EG möglich und darf nicht 
allein im Konkurrenzkampf der Stahlkonzerne entschieden 
werden. Daher ist die Hohe Behörde der Montanunion aufge- 
fordert, angesichts des aktuellen und in den nächsten Jahren 
wahrscheinlich anhaltenden Importdrucks aus Osteuropa auf 
die Stahlmärkte der EG den Art. 58 des EGKS-Vertrags anzu- 
wenden, das Vorliegen einer offensichtlichen Krise der Gemein- 
schaft festzustellen und unverzüglich ein System der Erzeu- 
gungsquoten einzuführen. Gleichzeitig sollte die Hohe Behörde 
Art. 61 des EGKS-Vertrags anwenden und Mindestpreise für 
Stahl innerhalb des Gemeinsamen Marktes einführen. Dies ist 
möglich, falls die Kommission »feststellt, daß eine offensichtli- 
che Krise eingetreten ist oder unmittelbar bevorsteht«. Während 
die Feststellung der offensichtlichen Krise der Anhörung der 
Beratenden Versammlung und der Zustimmung des Ministerrats 
bedarf, können Mindestpreise nach Anhörung der Beratenden 

Versammlung und des Ministerrats auch ohne Zustimmung des 
letzteren festgesetzt werden. 

2. Um zu verhindern, dag die Stahlkrise erneut zur Krise 
ganzer Regionen wird, sind diese Magnahmen in aktive indu- 
strie-, regional-, sozial- und beschäftigungspolitische Begleit- 
Programme einzubetten. Hier ist an eine Neuauflage des Resi- 
der-Programms zu denken. Mittel der EG sollten nicht in erster 
Linie für Kapazitätsstillegungen, sondern verstärkt für die För- 
derung von Beschäftigung bereitgestellt werden. Das EGKS- 
Vermögen sollte in eine »europäische MontanStiftung« einge- 
bracht werden, mit der z. B. Pilotprojekte zur Flankierung von 
Kapazitätsanpassungsmafhahmen in betroffenen Stahlregionen 
initiiert werden können. Zugleich hat die EG Anstrengungen 
zu verstärken, um dem drohenden Protektionismus im Welt- 
handel zu begegnen. 

3. Die Bundesregierung sollte unverzüglich eine nationale 
Stahlkonferenz einberufen, in der die grundlegenden Probleme 
der Branche beraten und Lösungswege abgestimmt werden. 
Auf dieser Grundlage kann eine längerfristige Rahmenkonzep- 
tion für die deutsche Stahlindustrie entwickelt werden, die für 
die Ost- und westdeutschen Standorte Perspektiven eröffnet. 
Zugleich sind die Anstrengungen für die Schaffung von Ersatz- 
arbeitsplätzen in den von der Stahlkrise betroffenen Regionen 
zu intensivieren. Hierfür sind auch die nicht genutzten Indu- 
strieflächen und Anlagen der Stahlkonzerne einzubeziehen. 
4. Der unvermeidbare Personalabbau in den Stahlunterneh- 

men ist sozialverträglich zu gestalten. Besondere Bedeutung 
kommt dem Erhalt der Ausbildungsplätze zu. Zugleich sind 
wie in der Vergangenheit betriebsbedingte Kündigungen und 
Massenentlassungen zu vermeiden. Allen Arbeitnehmern ist die 
Möglichkeit zu eröffnen, mit 55 Jahren in den Ruhestand ZU 

gehen. 
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3. Die wirtschaftliche Lage Ostdeutsch- 
lands - Okonomischer Niedergang 
erfordert konsequente Industriepolitik 

Um die Jahreswende 1989/90 warnten die Bundesbank, fast alle 
großen Wirtschaftsforschungsinstitute und der Sachverständigenrat 
vor einer überstürzten Währungsunion und damit der Herstellung 
eines einheitlichen gesamtdeutschen Marktes. Statt dessen plädier- 
ten sie für eine schrittweise Anpassung der ökonomisch rückstän- 
digen, nicht wettbewerbsfähigen ostdeutschen Wirtschaft an einen 
offenen Markt; die Einführung der D-Mark wurde von ihnen da- 
mals als Abschluß, als »Krönung« eines solchen Weges zu einem ge- 
samtdeutschen Wirtschaftsraum betrachtet. 

Als sich in den ersten Monaten des Jahres 1990 die Bundes- 
regierung aus politischen Gründen für eine Hau-Ruck-Einheit 
entschied und die Diskussionen um deren Risiken, Folgen und 
vor allem Kosten für West- und Ostdeutschland vom Tisch feg- 
te, an deren Stelle demagogisch illusionäre Erwartungen (z. B. 
keine Steuererhöhungen im Westen, kurze Anpassungsphase 
und rascher Wirtschaftsaufschwung im Osten) in die Welt setz- 
te, schrieben wir in unserem Sondermemorandum vorn Mai 
1990: »Alles deutet darauf hin, daß der ökonomisch schlechtere, 
teurere und sozial gefährlichere Weg der wirtschaftlichen Ver- 
einigung beschritten worden ist.« 

Leider bestätigt sich unsere Vermutung drei Jahre danach in 
vollem Umfang. Der Niedergang der ostdeutschen Wirtschaft 
läßt keinen Raum mehr für Illusionen. Die Folgen des Crash- 
Kurses haben der deutschen Wirtschaft insgesamt, aber vor allem 
den ostdeutschen Bürgern enorme Lasten für einen langen Zeit- 
raum aufgebürdet. Daran gibt es inzwischen keinen Zweifel 
mehr. 

Die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik zieht im 
folgenden eine nüchterne Bilanz der bisherigen Bonner Politik 
für den »Aufschwung Ost«. Sie zeigt, daf3 eine Wende in der 
deutschen Wirtschaftspolitik dringend erforderlich ist. Je länger 
damit gewartet und je inkonsequenter sie angegangen wird, de- 
sto höher werden sich die Gesamtkosten dieses sozial nicht zu 
verantwortenden Experiments für den deutschen Bürger stel- 
len, desto härter sind insbesondere die sozialen Folgen in Ost- 
deutschland. 
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3.1 Wirtschaftliche Haupttendenzen 

Die vorliegenden offiziellen Wirtschaftsdaten über Ostdeutsch- 
land signalisieren trotz aller noch bestehenden statistischen Un- 
zulänglichkeiten, dafi sich die im Sommer 1990 einsetzende De- 
industrialisierung auch 1992 fortgesetzt hat und noch kein all- 
gemeiner Wirtschaftsaufschwung zu verzeichnen ist, wenn auch 
die Investitionen und der private Verbrauch das niedrige Aus- 
gangsniveau des zweiten Halbjahres 1990 übersteigen. 

Tabelle 11: Eckdaten zur wirtschaftlichen Entwicklung Ost- 
deutsch Lands 

2.Hj. 1. Hj. 2. Hj. 1. Hj. 2. Hj. 
1990 1991 1991 1992 1992 

Bruttoinlandsprodukt 
Mrd. DM (Preise 91) 111,5 87,4 9S,8 92,s 104,7 
Investitionen 
Mrd. DM (Preise 91) 36,3 37,5 45,4 43,s 57,6 
Privater Verbrauch 
Mrd. DM (Preise 91) 93,2 88,O 98,6 94,5 101,7 
Nettoproduktionsindex 

Bergb., Verarb. Gew. 100 66,5 66,9 61,O 363 
Bau haup tgew. 100 92,4 107,O 102,3 :>I20 

Erwerbstätige 
(Inländer 1000 Pers.) 
insgesamt 8525 7920 7 146 6200 ::'6000 
dar. Beschäftigte 

Bergb.,Verarb.Gew. '$2 600 2 013 1 505 1 043 q 8 0  
:>300 Bauhauptgew. ::'400 340 321 301 

Ausfuhr (Mio DM) 19 261 8 172 9 278 6 900 "6 500 
Einfuhr (Mio DM) 6036 5 586 5274 4400 ':'6000 
". geschätzt 
Quellen: DIW-Wochenbericht 47/92, Statistisches Bundesamt »Zur wirtschaft- 
lichen und sozialen Lage in den neuen Bundesländern<<, eigene Berechnungen. 

3.1.1 Industrie 

Anders als 1991 differenzierte sich innerhalb der Industrie 1992 
stärker die Entwicklung der einzelnen Branchen. 

Der Beschäftigtenabbau setzte sich ausnahmslos in allen 
Zweigen weiter fort. Im April 1992 wurden erstmals weniger 
als eine Million Beschäftigte im Bergbau und verarbeitenden 
Gewerbe gezählt, und im November waren in diesem Wirt- 
schaftsbereich nur noch 828.000 Personen beschäftigt, rd. 
40 VH weniger als im gleichen Vorjahresmonat. Diese Rück- 
gänge bewegen sich zwischen - 19 vH im StahlbadSchienen- 
fahrzeugbau und - 75 vH in der Büromaschinenbranche. 

Insgesamt wurden von der ostdeutschen Industrie 1992 nur 
62 vH der arbeitstäglichen Produktion des 2. Halbjahres 1990 
erzielt. Ihr Leistungsniveau beträgt damit etwa 30 vH des Jah- 
res 1989. 

Im Unterschied zur allgemeinen Stagnation im verarbeiten- 
den Gewerbe überboten folgende Branchen in den ersten neun 
Monaten 1992 das arbeitstägliche Leistungsniveau des 2. Halb- 
jahres 1990: 

Tabelle 12: Produktionsentwicklung expandierender Branchen 
in Ostdeutschland 

Arbeitstäglicher Nettoproduktionsindex 
2. Halbjahr 1990 = 100 

Druckereien 141 
Stahlbau/Schienenfahrzeugbau 137 
Mineralölverarbeitung 130 
Eisen-, Blech-, Metallwaren 123 
Verarbeitung v. Kunststoffen 104 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 4, Reihe 2.1, Oktober 1992 

Bemerkenswert ist die Entwicklung des Nahrungs- und Ge- 
nufimittelgewerbes. Hier wurden in den ersten neun Monaten 
1992 wieder 92 vH der arbeitstäglichen Leistungen des 2. Halb- 
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jahres 1990 erzielt. Typisch für diese nun wieder wachsenden 
Branchen ist, den Stahlbau/Schienenfahrzeugbau ausgenommen, 
daß sie vorwiegend regionale Märkte bedienen. Die Deindustria- 
lisierung kennzeichnet folglich noch immer vor allem jene Bran- 
chen, die für internationale und überregionale Märkte produzie- 
ren und von deren Entwicklung die gegenwärtig hohen Einkom- 
mens-Leistungstransfers von West- nach Ostdeutschland we- 
sentlich beeinfluf3t werden. Allerdings arbeiteten nur 14 v H  der 
Beschäftigten der Industrie in diesen Branchen. 

Die bereits wieder expandierenden Branchen sind überdies 
auch Beispiele dafür, daß ohne überdurchschnittliche Investi- 
tionen und damit verbundene hohe finanzielle Aufwendungen 
Industriekapazitäten in Ostdeutschland erhalten und wettbe- 
werbsfähig gemacht werden können. Sie nutzen den Standort- 
vorteil und stehen gleichwohl unter starkem Wettbewerbsdruck 
westdeutscher Produzenten. Diese Möglichkeiten, Wettbe- 
werbsfahigkeit mit relativ niedrigem Investitionsaufwand her- 
zustellen, müssen jedoch rasch realisiert werden; langjährige In- 
dustriebrachen erbringen solche Effekte nicht mehr. 

Die folgende Darstellung der Entwicklung der Industrie- 
Struktur läßt noch keine Anzeichen dafür erkennen, daß sich in 

Tabelle 13: Struktur des Verarbeitenden Gewerbes 

Anteile am Umsatz Bergbau U. Verarbeitendes Gewerbe 
in Prozent 

2. Hj. 90 1. Hj. 92 1. Hj. 92 
Bereich Neue Bundesländer Alte Bundesländer 
Bergbau 878 8,1 1,4 

Investgüter 43,2 36,7 47,7 
Grundstoffgüter 21,7 23,6 2S,8 

Verbrauchsgüter 10,8 11,1 13,7 
Nahrung/Genuß 15,4 2 0 3  11,4 
Quelle: Berechnet auf der Grundlage »Zur wirtschaftlichen und sozialen Lage 
in den neuen Bundesländern«, Statistisches Bundesamt, Ausgaben 1991, 1992 

den neuen Bundesländern eine moderne, für hochentwickelte 
Länder typische Industriestruktur herausbildet. 

Der hohe Anteil des Bergbaus in den neuen Bundesländern 
ist ein Spiegelbild der in den letzten Jahren ohne Rücksicht auf 
ökologische Erfordernisse betriebenen, vielmehr auf devisen- 
sparende Eigenversorgung ausgerichteten Energiepolitik der 
DDR. 

Das Nahrungs- und Genußmittelgewerbe erzielte in Ost- 
deutschland nur deshalb einen Strukturgewinn, weil in anderen 
Branchen die Umsätze noch schneller zurückgehen. Viele Be- 
reiche der Grundversorgung mit Nahrungsmitteln konnten 
zwar standortgebunden weiter produzieren, obwohl sich im 
Jahre 1991 der Überschuf3 von Beziigen aus dem Westen über 
die Lieferungen in den Westen bei Erzeugnissen des Ernäh- 
rungsgewerbes von 3,2 Mrd. DM im Jahre 1990 auf 
6,O Mrd. DM fast verdoppelte. Im ersten Halbjahr 1992 erhöh- 
te sich gegenüber dem gleichen Zeitraum des Vorjahres dieser 
Saldo noch einmal um mehr als SO v H  auf 4 Mrd. DM. 

Alarmierend für die gegenwärtigen Wirtschaftsbeziehungen 
zwischen West- und Ostdeutschland ist, daf3 im dritten Jahr 
nach dem Ende der D D R  nur in einer von 45 abgerechneten 
Hauptpositionen des »innerdeutschen WarenVerkehrs« die neu- 
en Bundesländer einen Lieferüberschuß gegenüber den alten er- 
zielten: bei der Position Lebendvieh und tierische Rohstoffe. 

Die größten Strukturverluste im Umsatz mußte die Investi- 
tionsgüter produzierende Industrie hinnehmen. Sie erreichte 
1992 ebenso wie im gesamten Jahr 1991 nicht das Umsatzvolu- 
men des 2. Halbjahres 1990, mit verursacht durch den schlep- 
penden Investitionsverlauf in Ostdeutschland selbst und den 
Verlust der osteuropäischen Märkte. 

Dieser Industriebereich prägt in den alten Bundesländern be- 
stimmend das Produktivitäts- und Effektivitätsniveau der ge- 
samten Wirtschaft und besitzt das größte Gewicht unter den 
angeführten Industriezweigen. Entgegen geläufigen Vorstellun- 
gen über die schrumpfende Zahl von Industriearbeitsplätzen ist 
in diesem Industriebereich langfristig die Beschäftigtenzahl in 
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der alten Bundesrepublik gestiegen. Demgegenüber besteht die 
Gefahr, daß die Industrie in den neuen Ländern auf den Berg- 
bau, die Lebensmittelherstellung sowie weitere Branchen, die 
ausschließlich lokale Märkte bedienen, zusammenschrumpft. 

3.1.2 Außenhandel 

Die Deindustrialisierung widerspiegelt sich in der Entwicklung 
des »Außenhandels« der neuen Bundesländer. Nach Veröffent- 
lichungen des Statistischen Bundesamtes betrugen die Exporte 
Ostdeutschlands im 2. Halbjahr 1990 rd. 19,3 Mrd. DM und 
waren damit sowohl dem Volumen als auch dem Wert nach ge- 
genüber den Ausfuhren der DDR vor der Wende gesunken. 
Allerdings beziffert das Amt die Exporte nach den »Europäi- 
schen Staatshandelsländern. für das gesamte Jahr 1990 mit 
29,8 Mrd. DM, was einer Steigerung gegenüber 1989 um 
0,8 Mrd. DM entspricht. Dagegen stürzten bereits 1990, vor al- 
lem gleich nach der Umstellung auf die DM, die ostdeutschen 
Importe aus diesen Ländern von 26,9 Mrd. DM (1989) auf 
14,9 Mrd. DM. 

Im Jahre 1991 brach der Außenhandel der ostdeutschen Un- 
ternehmen mit ihren mittel- und osteuropäischen Partnern 
dann zusammen. Die Ausfuhr ging zurück auf 11,4 Mrd. DM 
( - 62 vH gegenüber dem Vorjahr). 

Volkswirtschaftliche Relevanz behielten lediglich die Expor- 
te in die UdSSR/GUS7 deren Rückgang durch die Sonderbedin- 
gungen der Hermes-Kreditversicherung gebremst, aber nicht 
aufgehalten werden konnte, sowie die Exporte nach Polen. 

Nach Erhebungen des DIW erwarten die ostdeutschen Un- 
ternehmen auch für 1993 nur einen Umsatzzuwachs von zwei 
Prozent für ihre Exporte nach Osteuropa, während die nach 
Westdeutschland immerhin um 24 vH und die ins übrige Aus- 
land um 41 vH steigen sollen. 

Am auffälligsten zeigt sich der Niedergang der früheren 
Handelsbeziehungen beim Import. 

Tabelle 14: Deutsche Einfuhr aus Osteuropa 
Import Deutschland in Mrd. DM 

1989 darunter 1991 darunter 1992 
DDR neue 1. Hj. 

Bundesld. 

Bulgarien 1,6 173 0,5 0,04 0,3 
CSFR 5,6 372 5,1 077 3 74 
Polen 6,5 3,o 773 078 378 
Rumänien 2,9 1,3 172 0,09 0,6 
Ungarn 5,o 274 473 093 2,2 
UdSSR/GUS 23.6 15,4 14,2 4,3 470 

~~ 

Quellen: Statistisches Jahrbuch für die BRD 1992, S. 31 7/323, Statistisches Bun- 
desamt, Fachserie 7, Außenhandel Reihe 1, Juni 1992 

Die um 16 Millionen Einwohner vergrögerte Bundesrepu- 
blik hat ihre Einfuhren aus diesen Ländern drastisch reduziert. 
Sie importierte bereits 1991 weniger Waren aus der ehemaligen 
Sowjetunion, als allein die damalige DDR im Jahre 1989. Auch 
die Importe aus Polen und der Tschechoslowakei betragen ge- 
genwärtig nur etwa soviel wie aus der Türkei, Portugal oder 
Finnland. 

Zweifellos hat der starke Rückgang der Industrieproduktion 
in Ostdeutschland den Importbedarf erheblich vermindert. Da- 
bei sollte aber nicht übersehen werden, daß die schnelle Her- 
auslösung der DDR aus ihrem Wirtschaftsverbund mit den 
RGW-Ländern infolge ihrer Eingliederung in die Bundesrepu- 
blik und die damit verbundene abrupte Drosselung der bishe- 
rigen Einfuhren aus diesen Ländern den Verfall ihrer Wirtschaf- 
ten noch beschleunigt haben. 

Für ostdeutsche Unternehmen vieler Branchen hängt ihre 
wirtschaftliche Zukunft in starkem Maße von Ostexporten ab. 
Es wäre töricht, um vermeintlicher kurzfristiger Vorteile Willen 
diesen Markt aufzugeben. In den zurückliegenden Jahrzehnten 
hat die Investitionsgüterindustrie der DDR für Milliarden Mark 
Ausrüstungen in diesen Markt exportiert, die vorteilhaft auch 
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für die Partner in diesen Ländern von den damaligen Lieferan- 
ten jetzt modernisiert oder ersetzt werden könnten. 

Andererseits können sich die osteuropäischen Partner nicht 
uferlos verschulden. Es müssen Möglichkeiten gefunden wer- 
den, in der Perspektive auch im deutschen Eigeninteresse, mit 
diesen Nachbarstaaten zu annähernd ausgeglichenen Handels- 
und Zahlungsbilanzen zurückzukehren. 

So wertvoll gegenwärtig Kreditbürgschaften für ostdeutsche 
Ausfuhren in die osteuropäischen Länder auch sind, sie reichen 
nicht aus, um den Osthandel wieder aufzubauen. Unterstüt- 
zung verdienen jetzt Barter- und Kompensationsgeschäfte, bei 
denen Importe nicht mit Devisen, sondern mit Warenlieferun- 
gen bezahlt werden. Langfristig angelegte Joint Ventures sollten 
gleichfalls gefördert werden, da sie Produktivitätssteigerungen 
und Deviseneinnahmen in diesen Ländern ermöglichen. 

Mit dem schnellen wirtschaftlichen Anschlufi hat die ganze 
Bundesrepublik auch die östlichen Märkte mit ihren Problemen 
und Unwägbarkeiten »geerbt«, sie kann sich, ohne selbst Scha- 
den zu erleiden, dieser Verantwortung nicht mehr entziehen. 
Jetzt sind Lösungen allein von den Überresten der ostdeutschen 
Wirtschaft nicht zu erwarten. 

Die Erneuerung des verschlissenen Kapitalstocks kann, auch 
technisch bedingt, mit geringerem Aufwand als in anderen Pro- 
duktionszweigen erfolgen. 

Mit etwa 2.000 existierenden Bauunternehmen in den neuen 
Bundesländern, die im Durchschnitt nur noch über 46 Beschäf- 
tigte verfügten, waren bereits im Verlauf des Jahres 1991 Struk- 
turen entstanden, die denen in Westdeutschland nahekamen. 
Die großen Kombinatsstrukturen waren zerschlagen. Als zu- 
sätzlich vorteilhaft für diesen Wirtschaftszweig erwies sich, so- 
fort mit dem einsetzenden Transformationsprozeß und im Un- 
terschied zu anderen produzierenden Zweigen, ein hohes Tem- 
po der Investitionstätiglseit. 

Das wirtschaftliche Ergebnis dieses Bereichs der ostdeut- 
schen Volkswirtschaft ist nach zweieinhalb Jahren von den ur- 
sprünglich euphorischen Erwartungen weit entfernt. Die Lei- 
stungen des ostdeutschen Baugewerbes verharrten 1991 auf 
dem niedrigen Ausgangsniveau des 2. Halbjahres 1990 und be- 
lebten sich erst im zweiten Halbjahr 1992 spürbar (+20 v H  ge- 
genüber dem 2. Halbjahr 1990). Die Zahl der Beschäftigten 
schrumpfte dagegen um 12 vH. Auf 30.000 Personen hat sich 
die Zahl der Arbeitslosen aus den Bauberufen im Jahre 1992 

3.1.3 Bauwesen 

Die verfehlte Strategie der überstürzten Privatisierung wird an 
dem Zustand der ostdeutschen Bauwirtschaft im Jahre 1992 
deutlich. Zunächst schien es, daf3 dieser Sektor eine Lokomotiv- 
funktion zur Ankurbelung der ostdeutschen Wirtschaft über- 
nehmen könnte. Die Rahmenbedingungen dazu waren relativ 
günstig. Absatzsorgen waren, bedingt durch den jahrelang nicht 
befriedigten Bedarf an Bauleistungen, in Ostdeutschland nicht 
zu erwarten. Die Bauunternehmen sind anders als viele Zweige 
des verarbeitenden Gewerbes nicht auf ausländische Märkte an- 
gewiesen, sie bedienen fast ausschliefilich regionale Märkte. Die 
Privatisierung vollzog sich schneller als in anderen Bereichen. 

eingepegelt. 
Vorsicht ist auch angeraten bei den häufig verwendeten An- 

gaben über die hohen Auftragseingänge als Indikator für den 
weiteren Aufschwung der ostdeutschen Bauwirtschaft. Sie ver- 
decken sowohl die außerordentlich niedrige Ausgangsbasis des 
2. Halbjahres 1990 als auch den inzwischen erfolgten Preisauf- 
trieb von ca. 25 vH. Realistischer wird das Bild, wenn die Auf- 
tragsbestände der Bau betriebe bezogen auf die Bevölkerung - 
ein wichtiger Indikator für die künftigen Entwicklungschancen 
dieses Gewerbes - für die beiden Teile Deutschlands miteinan- 
der verglichen werden. 

Besonders deutlich wird das Zurückbleiben des Wohnungs- 
baus in den neuen Bundesländern. Im Verlauf des Jahres 1992 
hat sich ihr absoluter Rückstand bei diesem Indikator gegen- 
über den alten Bundesländern noch vergrößert. 
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Tabelle 15: Auftragsbestand in der Bauwirtschaft 
~ 

Auftragsbestand je Einwohner in DM 
Insgesamt Wohnungs- Öffentlicher 

bau Bau 
Alte Bundesländer 

1991 31. 12. 779 168 310 
1992 30. 6. 893 197 355 

Neue Bundesländer 
1991 31. 12. 439 66 206 
1992 30. 6. 583 92 21 1 
alte Bundesländer = 100 
1991 31. 12. 56 39 66 
1992 30. 6. 65 47 59 

Neue Bundesländer 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Ausgewählte Zahlen für die Bauwirtschaft, 
August 1992, eigene Berechnungen 

In Ostdeutschland hat sich der Wohnungsbau von 93.000 
Fertigstellungen im Jahre 1988 auf etwa 30.000 bis 35.000 im 
Jahre 1991 verringert. Das entspricht etwa dem Niveau des 
Wohnungsbaus der DDR in den 50er Jahren. Nach dem darge- 
stellten Auftragsbestand ist auch für 1992 und 1993 damit zu 
rechnen, dai3 in den neuen Bundesländern der Wohnungsneu- 
bau weiter stagnieren wird. 

Die bekannten und von der Bundesregierung mitverursach- 
ten Hemmnisse bei der Klärung von Eigentumsrechten an 
Grund und Boden, bei den sogenannten Altschulden sowie die 
rigiden Privatisierungsabsichten von Wohnungen haben hier 
verheerend gewirkt. An Stelle eines vom Bauwesen ausgehen- 
den Aufschwungs wurde ein zusätzlicher volkswirtschaftlicher 
Bremsfaktor installiert. 

3.1.4 Investitionen 

1991 wurden in Ostdeutschland insgesamt nicht mehr als 
82,9 Mrd. DM investiert (Anlageinvestitionen), in Westdeutsch- 

land dagegen 565,l Mrd. DM. Als vorläufige Angaben werden 
für 1992 für Deutschland folgende Daten vom Statistischen 
Bundesamt in Wiesbaden zu Jahresbeginn publiziert: 

Tabelle 16: Bruttoanlaeein'uestitionen 1992 

in Preisen in jew. Preisen 
von 1991 

Mrd. DM 
Deutschland 676,3 705,3 
neue Länder und Berlin-Ost 101,4 108,l 
früheres Bundesgebiet 
(Differenz): 574,9 597,2 

Quelle: Statistisches Bundesamt 

Mit dem Vorjahr verglichen sind die Investitionen im Jahre 
1992 in Ostdeutschland kräftig angestiegen. Sie waren im vergan- 
genen Jahr real um 22 vH höher als 1991. In Westdeutschland 
stagnierte die Investitionstätigkeit in der zweiten Jahreshälfte 
1992, das erste Mal wieder seit 1986. Gleichwohl erreichten die 
Anlageninvestitionen je Einwohner in Ostdeutschland - trotz 
der hohen Steigerung - in diesem Jahr knapp 74 v H  des west- 
deutschen Wertes. Dabei beträgt der Anteil der Bauinvestitionen 
an den Gesamtinvestitionen, entgegen bisherigen Vorstellungen, 
in beiden deutschen Teilgebieten für 1992 einheitlich etwa 56 vH. 

Die hohen Zuwachsraten der Investitionen werden zum An- 
laß für die Wertung genommen, der Aufschwung habe nun be- 
gonnen, zumal auch die vorliegenden Voraussagen für 1993 eine 
weitere Beschleunigung des Investitionstempos signalisieren. Es 
gibt jedoch eine Reihe von Gründen dafür, vorsichtig mit der- 
artigen Schlußfolgerungen zu sein. 

Die Zuwachsraten relativieren sich sofort, wenn sie mit dem 
niedrigen Ausgangsniveau und dem enormen Aufholbedarf ver- 
glichen werden. Wäre z. B. im Jahre 1992 je Einwohner im 
Osten Deutschlands ebensoviel investiert worden wie im We- 
sten, hätten die tatsächlichen Brutto-Anlageinvestitionen um 
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35 v H  höher liegen müssen. Damit wäre jedoch noch immer 
nichts über das Ausmaß des Nachholbedarfs gesagt, weil dazu 
die Qualität des gegenwärtigen Anlagekapitals in den einzelnen 
Bereichen der ostdeutschen Wirtschaft und den einzelnen In- 
dustriezweigen eingeschätzt werden müßte. Hierzu aber liegen 
z. 2. keine verläßlichen Daten vor. 

Zweifelhaft erscheint auch die von den Forschungsinstituten 
prognostizierte kräftige Zunahme der Investitionen 1993. Die 
Rezession wird nicht auf den Westen beschränkt bleiben, schon 
haben viele Investoren ihre Pläne nach unten revidiert, auch bei 
ostdeutschen Projekten. Uber das wahre Ausmag der Investi- 

Jionen wird folglich der weitere Konjunkturverlauf entschei- 
den, der sich gegenwärtig noch nicht abschätzen Iäßt. Sicherlich 
wird in Ostdeutschland der Rückschlag milder ausfallen als im 
Westen und sich nur in einem verlangsamten Anstieg nieder- 
schlagen, weil der hier vorhandene Nachholbedarf in den näch- 
sten Jahren konjunkturellen Schwankungen entgegenwirkt. 

Trotz des unzulänglichen Datenmaterials 1ä13t sich jedoch für 
die ostdeutsche Investitionsentwicklung im Jahre 1992 mit 
Sicherheit feststellen: 

- Die absolute Summe der Brtttto-Anlageinvestitionen blieb 
weit unter dem Niveau, das erforderlich gewesen wäre, um eine 
weitere Vergrößerung des Abstands zum westdeutschen Anlage- 
kapital zu verhindern. Dazu hätte mindestens die westdeutsche 
Investitionssumme je Einwohner erreicht werden müssen. 

- Das gegenwärtige Hauptmerkmal der ostdeutschen Investi- 
tionsentwicklung ist ihre starke Differenzierung, gemessen an 
den Erfordernissen eines auch nur moderaten AUPOL- und An-  
gleichungsprozesses gegenüber dem westdeutschen Produktivi- 
tätsniveau. 

Öffentliche und private Investitionen 

Eine erste auffallende Differenz, offenbart das Verhältnis zwi- 
schen Investitionen in die öffentliche Infrastruktur und solchen 

in den Unternehmensbereich. Rund 38 v H  der gesamten Ost- 
deutschen nominalen Brutto-Anlageinvestitionen des Jahres 
1992 flossen in die Infrastruktur und den öffentlichen Bereich. 
Das ist angesichts der enormen ostdeutschen infrastrukturellen 
Defizite, was den absoluten Umfang dieser Investitionen an- 
langt, richtig und notwendig. Allerdings bleiben die privaten 
Unternehmensinvestitionen noch immer zu gering, um den 
„Aufschwung Ost« auszulösen, die Deindustrialisierung unizu- 
kehren und vor allem Arbeitsplätze zu schaffen. Eine gut aus- 
gebaute Infrastruktur ist zwar eine Voraussetzung für produk- 
tive, wettbewerbsfähige private Investitionen, aber sie allein 
schafft keinen Wirtschaftsaufschwung. 

Private und THA-Investitionen 

Eine enorme Differenz klafft zwischen den Investitionen der 
bereits privatisierten bzw. privaten Unternehmen und denen 
derjenigen, die noch von der THA verwaltet werden. Letztere 
investierten 1992 je Beschäftigten nur etwa ein Viertel bis ein 
Drittel der Summe, die private Unternehmen aufwendeten. 

Dieser Unterschied ist deshalb von sehr negativer Wirkung 
für die ostdeutsche Wirtschaftsentwicklung, weil noch immer 
bedeutende Kapazitäten, darunter Großbetriebe, von deren 
Existenz die ökonomische und soziale Situation ganzer Regio- 
nen abhängt, in THA-Besitz sind. Von den etwa 600.000 in 
THA-Unternehmen Beschäftigten (Herbst 1992) entfallen zwei 
Drittel auf das Verarbeitende Gewerbe. In der Chemie waren 
ein Drittel, in der Elektrotechnik drei Viertel und im Maschi- 
nenbau die Hälfte aller in der jeweiligen Branche Beschäftigten 
in THA-Unternehmen tätig. Zu Beginn des Jahres 1993 war 
ihre Zahl auf unter 450.000 gefallen. 

Die bedeutenden THA-Kapazitäten im Verarbeitenden Ge- 
werbe hatten 1992, nach Berechnungen des DIW, nur einen An- 
teil von 25 v H  an den gesamten Investitionen dieses für den an- 
gestrebten Aufschwung Ost  entscheidenden Wirtschaftsbe- 
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reichs; 43 VH entfielen auf Unternehmen, die sich im Eigentum 
westdeutscher Investoren befanden. Die sowohl sektoral als 
auch regional nach wie vor sehr bedeutenden THA-Kapazitä- 
ten bleiben folglich in ihrer technischen und ökonomischen 
Leistungsfähigkeit weiterhin zurück und treiben der Liquida- 
tion mit verheerenden sozialen Folgen zu, wenn die nun von 
der Bundesregierung verkündete Erhaltung und innovative 
Umgestaltung von industriellen Kernbereichen nicht schnell 
und konsequent in Angriff genommen wird. 

Bereichs- und Zweiginvestitionen 

Auch die Gliederung der Brutto-Anlageinvestitionen (BAI) 
nach Bereichen und Industriezweigen offenbart starke Dispro- 
portionen. In das Verarbeitende Gewerbe flossen 1992 20 vH 
der gesamten Investitionen. Fast der gleiche Anteil ergab sich 
auch für Westdeutschland. Es wäre jedoch irrig, daraus schließ- 
en zu wollen, nun habe ein Aufholprozeß eingesetzt. Der relativ 
hohe Anteil ergibt sich, weil andere Bereiche der ostdeutschen 
Wirtschaft ihre Investitionen sehr niedrig hielten, so der Woh- 
nungsbau, der Bergbau und die Landwirtschaft. 

Die Verteilung der BAI auf die einzelnen Zweige der Indu- 
strie macht deutlich, daß der Deindustrialisierungsprozeß noch 
keineswegs zum Stillstand gekommen ist, geschweige denn sich 
umgekehrt hat. Sowohl nach der absoluten Höhe der Investi- 
tionssummen als auch nach der Investitionsintensität je Be- 
schäftigten liegen Branchen mit lokaler und infrastruktureller 
Absatzorientierung an der Spitze, weit niedrigere Werte zeigen 
dagegen die wertschöpfungsintensiven und zukunftsorientier- 
ten Branchen. Während bei der Steine und Erden-Industrie 
1992, nach Berechnungen des DIW, rd. 54.000 DM/Beschäftig- 
ter investiert wurden, in der Nahrungs- und Genußmittelindu- 
strie 47.000 DM, waren es im Maschinenbau 12.000 DM und 
in der Elektrotechnik 11.000 DM. Hier widerspiegelt sich die 
schon genannte Tatsache, daß in den beiden ehemals Struktur- 

bestimmenden Zweigen der DDR-Industrie, dem Maschinen- 
bau und der Elektrotechnik, gegenwärtig noch THA-Unter- 
nehmen große Anteile besitzen. 

Eine Ausnahme bildet der Straßenfahrzeugbau. Infolge des 
Aufbaus neuer moderner Fertigungskapazitäten in Zwickau 
und Eisenach durch VW und Opel erreicht hier die Investi- 
tionsintensität einen Spitzenwert von 118.000 DM je Beschäf- 
tigten. Dem absoluten Umfang nach aber investierte der Straß- 
enfahrzeugbau 1992 - dem Institut für Wirtschaftsforschung 
Halle zufolge - mit 400 Mio. DM nur ein Viertel derjenigen 
Summe, die in den Zweig Steine und Erden floß. 

Ein dauerhafter, sich selbst tragender Aufschwung Ost ist 
nur zu erreichen, wenn sich das Investitionsvolumen und die 
Investitionsintensität in Richtung der Investitionsgüter und 
hoch technologieorientierten Zweige mit internationalem Ab- 
satz verschieben. Eine auf innovative Umgestaltung von indu- 
striellen Kernbereichen zielende Wirtschaftsförderung müßte 
dies anstreben. 

Passive Anpassungsinvestitionen iibevwiegen 

Unter dem Druck der mit Offnung des ostdeutschen Marktes 
hereinbrechenden Konkurrenz waren die Unternehmen ge- 
zwungen, eine marktwirtschaftliche Grundsanierung vorzuneh- 
men. Sie verminderten die Fertigungstiefe, senkten radikal die 
Kosten auch durch Abbau von FuE-Potentialen, betrieben In- 
selrationalisierung und partielle Produktverbesserungen bei Be- 
schränkung und Modifizierung der überkommenen Produktpa- 
lette. Ziel all dieser Maßnahmen ist es, überhaupt auf dem Markt 
zu bleiben, die dringendsten Voraussetzungen zu schaffen, um 
wettbewerbsfähig zu werden, die finanziellen, betriebswirt- 
schaftlichen und vor allem die Marketing-Probleme zu lösen. 

Nach übereinstimmenden Ergebnissen verschiedener For- 
schungsinstitute befindet sich die große Mehrheit der ostdeut- 
schen Unternehmen noch immer in einer solchen Anpassungs- 
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Phase. Das widerspiegeln auch die Investitionen. Sie dienen 
überwiegend - nach Befragungen des lnstituts für Wirtschafts- 
forschung Halle etwa zur Hälfte - dem Erhalt von Marktchan- 
cen durch Verbesserung der betrieblichen Infrastruktur, Besei- 
tigung von ökologischen Altlasten, Qualitätsverbescerung der 
Erzeugnisse. Diese Investitionen zielen nicht auf eine Expan- 
sion von Kapazitäten und Beschäftigung. Bei der Beschäfti- 
gungsentwicklung ist im Gegenteil mit weiteren Freisetzungen 
in den nächsten Jahren zu rechnen. 

Diese Struktur der Investitionen kann folglich keinen sich 
selbst tragenden, dynamischen Aufschwung bewirken. Sie re- 
flektiert eine passive Reaktion der Unternehmen auf die über- 
legene Konkurrenz, die bestenfalls zum Erhalt von Marktantei- 
len führt, mit Erzeugnissen, die sich überwiegend bereits im 
fortgeschrittenen Marktalter befinden, also in der Stagnations- 
bzw. gar Schrumpfungsphase ihres Absatzes, wie die ifo-Inno- 
vationstests belegen. 

Unabdingbar für die angestrebte Reindustrialisierung Ost- 
deutschlands ist jedoch eine offensive Innovationsstrategie der 
Unternehmen. Dazu müßten sich die Investitionen deutlich in 
ihrer Struktur verändern und auch absolut kraftig anwachsen. 

3.1.5 Zur Entwicklung des privuten Verbruucbs 

Abflauende KonsumweLLe 

Gegenüber 1991 stieg der ostdeutsche private Verbrauch 1992 
real um 5,1 vH, der westdeutsche dagegen uni 0,9 vH. Damit 
setzte sich zwar die gleich nach der Währungsurnstellung ausge- 
löste Ronsumtionswelle in Ostdeutschland fort, aber mit deutli- 
cher Abflachungstendenz seit dem zweiten Halbjahr 1992. Ge- 
genüber dem gleichen Vorjahreszeitraum wuchs der ostdeutsche 
private Verbrauch im ersten Halbjahr 1992 noch um 7,4 vH, ini 
zweiten Halbjahr nur noch um 4,4 vH; für 1993 wird eine weitere 
Verlangsamung auf 1,3 v H  gegenüber 1992 erwartet. 

Der inzwischen erreichte Sättigungsgrad in wichtigen Berei- 
chen, vor allem bei technischen Verbrauchsgütern, ist jedoch 
nur eine der Ursachen dafür. Eine weitere, sehr wichtige ist die 
Einkommensentwicklung, die stark unter den Druck von Preis- 
Steigerungen, verlangsamter weiterer Anpassung an das west- 
deutsche Niveau und nicht zuletzt von wachsender Arbeitslo- 
sigkeit und allgemeiner sozialer Verunsicherung geraten ist. 

Der Produktionsniedergang in der Industrie und Landwirt- 
schaft mit seinen Folgen für die Einkommensentwicklung setzt 
nun auch der Verbrauchsentwicklung engere Grenzen. 

Verbesserte Ausstattung, differenzierte Angleichung 

Die inzwischen vorliegende erste Analyse der Einnahmen und Aus- 
gaben ausgewählter privater Haushalte im Vergleich zwischen Ost- 
und Westdeutschland für 1991 bietet einen interessanten Einblick in 
die bisherigen Auswirkungen des Transformations- und Anpas- 
sungsprozesses auf den Lebensstandard unterschiedlicher sozialer 
Gruppen. Das Statistische Bundesamt hat diese Untersuchungser- 
gebnisse für die drei Standard-Haushaltstypen mit jeweils unterem, 
mittlerem und höherem Haushaltseinkommen vorgelegt. Sie ver- 
deutlichen für das Jahr 1991 das in Ostdeutschland erreichte Niveau 
von Einkommen und Verbrauch dieser Haushaltstypen im Ver- 
gleich zu westdeutschen Haushalten. 

Im Jahre 1991 verfügten ostdeutsche Zwei-Personen-Rent- 
ner-Haushalte, nach diesen amtlichen Erhebungen, über rund 
80 v H  der Nettoeinnahmen gleichartiger westdeutscher; für ei- 
nen Vier-Personen-Haushalt mit mittlerem Einkommen erga- 
ben sich 66 v H  und schließlich für einen Vier-Personen-Haus- 
halt mit höherem Einkommen 55 vH. Zu berücksichtigen 
bleibt hierbei, daß die Arbeitnehmer-Haushalte der mittleren 
und höheren Einkommensgruppen, entsprechend der Erhe- 
bungsmethode, nur die Verhältnisse von Haushalten widerspie- 
geln, die Arbeitseinkommen erzielen, die also nicht von Ar- 
beitslosigkeit betroffen sind. 
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Auffällig ist der enorme Unterschied bei den »Einkommen 
aus Vermögen« (Mieten, Pacht, Zinsen, Dividenden). Er er- 
reicht in den ostdeutschen Haushalten der mittleren Einkorn- 
mensgruppe ganze 21 DM monatlich gegenüber 447 DM in 
den westdeutschen Haushalten dieser Kategorie. Allem An- 
schein nach haben die nach der W'ahrungsumstellung erfüllten 
Konsumwünsche an den Ersparnissen gezehrt. Nicht nur die 
Differenz in den laufenden Einkommen wird noch längere Zeit 
fortbestehen, viel länger noch werden sehr große Differenzen 
in der Ersparnis und in den daraus resultierenden Erträgen die 
ostdeutschen Familien von den westdeutschen unterscheiden. 

Die Konsumwelle, z. T. aus Ersparnissen finanziert, führte 
zu einer schnellen Angleichung des Ausstattungsgrades Ost- 
deutscher an den westdeutscher Haushalte vor allem beim Pkw 
und auch bei Farbfernsehern. Dagegen gibt es noch große Un- 
terschiede bei anderen technischen Gütern wie Videokameras, 
PC, CD-Player und bei Dienstleistungen. 

Die rasche Befriedigung des rückgestauten Motorisierungsbe- 
darfs führte zu einer, an den westdeutschen Verhältnissen gemessen, 
wesentlich höheren relativen Belastung der laufenden Einkommen. 
Die Haushaltsgruppe mit mittlerem Einkommen ließ sich das Auto 
rund 17 vH der monatlichen Einkünfte kosten, die mit höherem 
Einkommen sogar rund 18 vH; die entsprechenden westdeutschen 
Anteile betrugen 8 und 7 vH. Dies dürfte besonders durch ein hö- 
heres Gewicht der Ausgaben für Pkw-Käufe in den ostdeutschen 
Haushaltsbudgets gegenüber den westdeutschen bedingt sein. 
Deutlich höhere relative, nicht absolute, Aufwendungen hatten ost- 
deutsche Haushalte auch für Möbel, Haushaltsgeräte U. ä. Möglich 
wurden diese Ausgabenstrukturen, weil die Mieten und die Ener- 
giepreise 1991 noch beträchtlich unter dem westdeutschen Niveau 
blieben. Die schnelle Angleichung dieser Haushaltsausgaben wird, 
bei verlangsamtem Einkommensanstieg, zu Einsparungen bei ande- 
ren Ausgaben zwingen, selbst bei jenen Haushalten, die steigende 
Arbeitseinkommen beziehen. Massive Einschränkungen müssen 
für alle Haushalte unterstellt werden, deren Mitglieder Arbeit und 
Einkommen verlieren. 

Diese Vermutung wird gestützt durch den raschen Anstieg 
der Lebenshaltungskosten in Ostdeutschland. Im November 
1992 waren sie, die ersten 12 Monate nach der DM-Einführung 
gleich 100 gesetzt, auf rund 121 gestiegen. Die Mieten hatten 
sich in diesem Zeitraum vervierfacht, die Energietarife mehr als 
verdoppelt. Diese erheblichen Preissteigerungen setzen sich in 
diesem Jahr fort bei verlangsamtem Einkommensanstieg und 
wachsender Arbeitslosigkeit. 

Die Verbrauchsausgaben werden mithin deutlich langsamer 
als 1991 zunehmen, vor allem aber ihre Struktur verändern. 
Mieten und Energie werden ihre Anteile am Haushaltsbudget 
deutlich erhöhen, in vielen Fällen auf Kosten weiterer Konsum- 
wünsche. Dafür spricht auch, daß die Sparrate nun wieder 
steigt, nicht als Ergebnis überschiefiender Einkommen, viel- 
mehr als Vorsorge für die ungewisse Zukunft angesichts des 
noch immer ausbleibenden Aufschwungs Ost. 
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3.2 Ohne Industriepolitik kein Auf- 
1 

Schwung Ost 

3.2.1 Durch hohe Investitionen zu einem sich 
selbst trdgenden Aufschwung? 

Die herrschende Meinung in Politik und Wissenschaft erwartet 
durch Steigerung der Investitionen den »Aufschwung Ost« in 
relativ kurzer Zeit. Nach der »Durststrecke« würden demnach 
die Investitionen enorm ansteigen, in der Folge auch wieder das 
Bruttoinlandsprodukt und mit Verzögerung die Beschäftigung, 
die Produktivität und die Einkommen, so daf3 sich auch entspre- 
chende Nachfragezuwächse einstellten. Nach der Anschubfi- 
nanzierung komme der privatwirtschaftliche Investitionsmotor 
in Schwung. Für jede Einheit Sozialprodukt, die zusätzlich pro- 
duziert wird, werde ein Mehrfaches an Sachkapital benötigt, 
wodurch eine hohe Investitionsnachfrage entsteht, die ihrerseits 
Einkommen bei Lohn- und Gewinnbeziehern induziert, die 
wieder konsumiert oder investiert werden. 

Bei dieser Vorstellung eines sich selbst tragenden Auf- 
schwungs Ost wird unterstellt, da& das ostdeutsche Wirt- 
schaftsgebiet im Grunde eine eigenständige Volkswirtschaft sei. 
Nach zwei Jahren deutscher Einheit ist jedoch das Gegenteil 
der Fall: Ostdetttschland ist ein .ietirtschaftLiches Anhängsel West- 
deutschlands und damit weitgehend von der westdeutschen 
EntwickLung abhdngig. Es gibt nur noch in eingeschränktem 
Maße eigenständige ostdeutsche regionale Kreisläufe. 

Die ostdeutsche Deindustrialisierung bedeutet nicht iiur das 
Sinken der Industrieproduktion auf etwa ein Drittel des frühe- 
ren Niveaus, sondern auch die Zerstörung alter Industriekom- 
plexe und Produktionsverflechtungen. Die extrem hohe Ost- 
deutsche Fertigungstiefe schlug um in eine extrem niedrige. 

Insofern hat die wirtschaftliche Vereinigung Deutschlands 
tatsächlich stattgefunden, allerdings auf perverse Art: Die Gü- 

terversorguilg der ostdeutschen Haushalte, Unternehmen und 
Gebietskörperschaften ist extrem abhängig von Westdeutsch- 
land, ebenso ihre Finanzausstattung. 

1992 wurde in Ostdeutschland ein Bruttoinlandsprodukt 
von rund 224 Mrd. DM produziert. Demgegenüber wurden je- 
doch Konsum- und Investitionsgüter im Umfang von etwa 
422 Mrd. DM in Ostdeutschland nachgefragt und verwendet. 
Die ostdeutsche Nachfrage nach Gütern und Dienstleistungen 
ist somit nahezu doppelt so hoch wie die osrdeutsche Produk- 
tion. 1992 wurden Güter im Wert von rund 252 Mrd. DM aus 
Westdeutschland oder dem Ausland »importiert«, also rund 
60 vH der Inlandsverwendung. Nur 72 Mrd. DM wurden nach 
Westdeutschland oder ins Ausland »exportiert«. Aus Befragun- 
gen des Instituts für Wirtschaftsforschung Halle geht hervor, 
dai3 gut die Halfte der in Ostdeutschland benötigten Investi- 
tionsgüter in Ostdeutschland selbst hergestellt wird. Das be- 
deutet, dai3 etwa die Hälfte der in Ostdeutschland nachgefrag- 
ten Investitionsgüter und etwa 63 vH der in Ostdeutschland 
nachgefragten Konsumgüter auflerhalb Ostdeutschlands herge- 
stellt werden. Die »Importe« Ostdeutschlands im Jahre 1992 in 
Höhe von 252 Mrd. DM setzen sich mithin aus rund 
50 Mrd. DM Investitionsgütern und rund 200 Mrd. DM Kon- 
sumgütern (für den privaten und staatlichen Konsum) zusam- 
men. 

Unter diesen Bedingungen würde eine Steigerung der Inve- 
stitionen in Ostdeutschland etwa zur Hälfte die westdeutsche 
Investitionsgüterproduktion ankurbeln. Und die steigende O s t -  

deutsche Konsumgüternachfrage kommt sogar überwiegend 
westdeutschen Produzenten zugute. Die Akzelerator- und 
Multiplikatoreffekte verteilen sich folglich auf Ost und West. 

Es gibt demnach keinen separaten Aufschwung Ost, was na- 
türlich nicht ausschliei$t, daß die ostdeutschen Wachstumsraten 
höher sein können als die westdeutschen. Mehr Investitionen 
und mehr Produktion im Osten bedeuten somit automatisch 
Konjunkturimpulse für den Westen Deutschlands. Und urnge- 
kehrt, die weitere Deindustrialisierung und weitere Produ k- 
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tionseinbrüche in Ostdeutschland beeinträchtigen die konjunk- 
turelle Entwicklung im Westen erheblich. 

Eine Ankurbelung der Konjunktur im Westen führt aber 
nicht automatisch zu Produktionssteigerungen im Osten. Dies 
gilt nur, wenn Produktion und anstehende Erweiterungsinve- 
stitionen teilweise von Westen nach Osten verlagert werden. 
Die Rezession in Westdeutschland hemmt nicht nur die Direkt- 
investitionen westdeutscher Firmen in Ostdeutschland, sondern 
verschlechtert auch die Absatzchancen der meisten ostdeut- 
schen Unternehmen, sowohl der eigenständigen als auch der 
Tochterunternehmen westlicher Gesellschaften. Eine Rezession 
West wird sich folglich rasch ostwärts ausdehnen, es sei denn, 
sie würde durch staatliche investitionsfördernde Maßnahmen 
daran gehindert. 

Aufschwung Ost bei Rezession West ist mithin unmöglich; 
Aufschwung Ost hegt immer auch Konjunkturstabilisierung im 
Westen. 

Alle Rechnungen über den »Einigungsalgorithmus«, also 
über das erforderliche Wirtschaftswachstum in Ostdeutschland, 
um West-Standards in x Jahren zu erreichen, sind deshalb auf 
Sand gebaut, weil sie die Produktionsverflechtungen zwischen 
Ost- und Westdeutschland außer acht lassen und Ostdeutsch- 
land noch als eigenständige Volkswirtschaft betrachten. 

Natürlich existieren in begrenztem Mape auch eigenständige 
ostdeutsche Produktionskreisläufe, wie in jeder Region. 

Die sogenannten lokalen Güter (überwiegend Dienstleistun- 
gen) werden nicht überregional gehandelt, weil lokale Produk- 
tion einen eindeutigen Standortvorteil hat. Im Bereich der 10- 
kalen Produktion führt jede Steigerung der Nachfrage unmit- 
telbar zur Steigerung der Produktion im ostdeutschen Wirt- 
schaftsgebiet. Dabei hat auch die Steigerung der Lohn- und Ge- 
haltssumme Kaufkrafteffekte, die direkt der regionalen Produk- 
tion zugute kommen. 

Allerdings ist die lokale Produktion von der der überregional 
handelbaren Güter im einzelnen schwer abgrenzbar. Ein Teil 
der Produktion der Landwirtschaft und des verarbeitenden Ge- 

werbes dürfte lokale Produktion sein (z. B. Teile der Nahrungs- 
und Genußmittelproduktion, Handwerk, Teile der Druckindu- 
strie, Bauwirtschaft, Herstellung von Baumitteln etc.). Ferner 
ist auch der größte Teil des Dienstleistungssektors als lokale 
Produktion einzustufen. In der Tat sind dies die Bereiche, in 
denen sich die ostdeutsche Produktion stabilisiert hat oder gar 
expandiert und in die auch westliche Investoren eingestiegen 
sind. Mit der Steigerung des ostdeutschen Einkommensniveaus 
wird es hier in Zukunft deutliche Produktionszuwächse geben. 

Produktionssteigerung ist jedoch nur möglich, wenn Nach- 
fragezuwächse erwartet werden können. Lieferungen aus den 
östlichen Bundesländern nach Westdeutschland oder ins Aus- 
land stoßen aber häufig auf stagnierende, rezessionsbedingt 
schrumpfende oder auf nur langsam expandierende Märkte, de- 
ren Marktanteile sich in festen Händen befinden, und im Osten 
auf kollabierende Märkte. Die Exportmärkte sind weitgehend 
besetzt und von Außenseitern, etwa eigenständigen ostdeut- 
schen Unternehmen, nur durch äußerst aggressiven Preis- und 
Qualitätswettbewerb aufzubrechen. Hier werden eigenständige 
ostdeutsche Unternehmen vermutlich viel Zeit benötigen. Da- 
gegen haben es West-Unternehmen, die einen Teil ihrer Pro- 
duktion mittels Erweiterungsinvestitionen nach Osten verla- 
gern, leichter, wenn sie auf dem Weltmarkt bereits einen rele- 
vanten Marktanteil behaupten. Aber es dürfte die Ausnahme 
sein, daß sie bestehende Marktanteile aus dem Westen mitbrin- 
gen, weil sie damit ihren westdeutschen Stammhäusern Kon- 
kurrenz machten. 

Sofern sie im Osten produzieren, werden sie eher für den 
ostdeutschen Binnenmarkt oder für insgesamt wachsende über- 
regionale Märkte produzieren. Aus einer DIW-Befragung vom 
Sommer 1992 geht hervor, daß die ostdeutschen Unternehmen 
des verarbeitenden Gewerbes 1992 anstreben, 51 v H  ihrer Pro- 
duktion in Ostdeutschland, 27 v H  in Westdeutschland, nur 
14 v H  in Osteuropa und nur 8 vH im sonstigen Ausland abzu- 
setzen. Inwieweit der als Absatzgebiet dominierende ostdeut- 
sche Binnenmarkt in Zukunft weiter expandiert, hängt aber, 
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außer vom Zuwachs staatlicher Transfers und Infrastrukturaus- 
gaben, maßgeblich von den überregionalen Absatzchancen ab. 

Von 1990 bis 1992 ist die ostdeutsche Binnennachfrage 
(Nachfrage ostdeutscher privater Haushalte, Unternehmen und 
Gebietskörperschaften nach Gütern und Dienstleistungen) real 
um knapp 16 v H  gestiegen, für 1993 wird ein realer Zuwachs 
von 5 - 6 v H  erwartet, immerhin deutlich mehr als in den alten 
Bundesländern. Ob diese Zuwächse anhalten, ist ungewiß; ob 
diese Nachfragezuwächse von ostdeutschen Anbietern bedient 
werden können, hängt maßgeblich von ihrer technischen und 
preislichen Wettbewerbsfähigkeit und ihren tatsachlichen 
Marktpositionen ab. Technische und preisliche Wettbewerbsfz- 
higkeit bedeutet noch nicht, daß tatsächlich auch ein relevanter 
Marktanteil erreicht wird. 

Wie wichtig der ostdeutsche Binnenmarkt für Anbieter aus 
Westdeutschland oder dem Ausland bereits ist, läßt sich schnell 
erkennen: Rund 23 vH der westdeutschen Lieferungen von 
Gütci-n und IXenstleistungen in andere Regionen bzw. ins Aus- 
land gehen mittlerweile nach Ostdeutschland. Der ostdeutsche 
Markt ist inzwischen ein bedeutender Absatzmarkt für Produk- 
tion und Beschäftigung in Westdeutschland geworden. 

Eine industriepolitische Strategie für Ostdeutschland mui3 
darauf abzielen, diese westdeutsche Exportquote zu senken, 
entweder durch Verlagerung von erwarteten Produktionssteige- 
rungen nach Ostdeutschland oder durch Aufbau eigenständi- 
ger, wettbewerbsfähiger ostdeutscher Produktionsbetriebe. 
Darüber hinaus könnte überlegt werden, fällige Ersatzinvesti- 
tionen für im Westen bestehende ältere Betriebe nach Osten zu 
verlagern. 

3.2.2 ~nvestitl.onsscb~äcbe, angebots- und 
nach fragebedingt 

Die angebotsseitigen Investitionshemmnisse für privatwirt- 
schaftliche Investitionen in Ostdeutschland, narnentlich in der 

Industrie, wurden häufig benannt. Ohne Anspruch auf Voll- 
ständigkeit seien die folgenden erwähnt: 
- offene Eigentumsfragen, 
- kompliziertes und schwer anwendbares Recht, 
- unzulängliche Verwaltungskapazitäten bei Ländern, Gemein- 
den und Bundesbehörden, 
- mangelnde Infrastruktur, 
- Engpässe in der Verfügbarkeit von geeignetem Management, 
- niedrige Produktqualität und Produktivität in der Ausgangs- 
Situation, 
- Reallohnsteigerungen, die über den Produktivitätszuwächsen 
liegen, 
- Behinderung durch finanzielle Altlasten, 
- Umweltaltlasten, 
- Behinderungen durch die Treuhandanstalt, 
- Qualifikationsdefizite der Beschäftigten, 
- Kapitalmangel bei geringem Eigenkapital und schwierigem 
Zugang zu Bankkrediten. 

Daß all diese Hemmnisse in irgendeiner Form relevant sind, 
wird wohl kaum jemand bestreiten, wenngleich die Relevanz 
von Sektor zu Sektor und Betrieb zu Betrieb sehr unterschied- 
lich ist. Der Identifizierung dieser Hemmnisse als angebotssei- 
tige Probleme liegt die folgende implizite Prämisse zugrunde: 
Wären diese Probleme gelöst, dann gäbe es im Prinzip keine 
Absatz- und Nachfrageprobleme, solange Löhne und Produk- 
tivität sich parallel entwickelten und eine »hinreichende« nor- 
male Kapitalrentabilität gestatteten. 

Nachfrageproblerne für privatwirtschaftliche Produktion lie- 
gen indessen - in keynesianischer Denktradition - dann vor, 
wenn es an gesamtwirtschaftlicher Nachfrage mangelt und die 
bestehenden Produktionskapazitäten nicht ausgelastet werden 
können. Versteht man unter »gesamtwirtschaftlicher Nachfra- 
ge« die ostdeutsche Binnennachfrdge nach Konsum- und Inve- 
stitionsgütern, dann mangelt es in der Tat nicht an Nachfrage, 
denn die ostdeutsche Nachfrage ist ja mehr als doppelt so groß 
wie die ostdeutsche Produktion. 
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Wenn dennoch die meisten ostdeutschen Betriebe schlecht 
ausgelastete Kapazitäten haben, dann hat dies meist die folgen- 
den Ursachen: 

- Selbst bei voller Kapazitätsauslastung wären die Produkt- 
preise im Vergleich zu den Wettbewerbspreisen zu hoch. 

- Die Produktqualität kann in vielen Fällen nicht mit der 
westlichen Konkurrenz mithalten. 

- Erst nach einer längeren verlustreichen Restrukturierung 
könnte eine rentable Kapazitätsauslastung erreicht werden 
(Zeitmangel als Investitionshemmnis); dieser Mangel kann nicht 
durch niedrigere Produktpreise geheilt werden, wie die tradi- 
tionelle Neoklassik annimmt (jedes Produkt ist in jeder Menge 
verkäuflich, wenn nur der Preis hinreichend niedrig ist). 

- Die riesigen, auf den RGW-Bedarf hin ausgerichteten Pro- 
duktionskapazitäten der früheren DDR-Branchenmonopole 
>>passen« nicht in die vorherrschenden Wettbewerbsstrukturen. 

- Die Vermarktung von qualitativ hochwertigen Produkten 
erfordert ein Vertrauensverhältnis zwischen Anbietern und 
Kunden, den Aufbau von Stammkundenbeziehungen, die Eta- 
blierung von Markennamen etc., was in der Regel nur durch 
langjährige Produktions- und Absatzerfahrungen gelingen 
kann; wegen dieses .Zeitdefizits« sind die Markteintrittsbarrie- 
ren für eigenständige ostdeutsche Aufienseiter extrem hoch. 

- Trotz preislicher und qualitativer Wettbewerbsfähigkeit 
gelingt es nicht, in oligopolistische, vermachtete Märkte ein- 
zudringen (Wettbewerbshemmnis als Investitionshemmnis); 
durch subtile Formen der Diskriminierung wie auch durch 
Nachfragemacht werden eigenständige ostdeutsche Anbieter 
benachteiligt. 

Diese Wettbewerbsprobleme gelten insbesondere für die ei- 
genständigen ostdeutschen Anbieter, die auf überregionalen 
Märkten aktiv werden wollen. 

In Westdeutschland dominieren im konjunkturellen Ab- 
schwung bzw. in der Rezession keynesianische Nachfragepro- 
bleme (unterausgelastete Kapazitäten), im Osten die komplexen 
Angebotsprobleme. 

Die von der West-Konjunktur verursachten Nacbfragepro- 
bleme überlagern sich mit den ostdeutschen Angebotsproble- 
men. 

Da die ostdeutschen Unternehmen des verarbeitenden Ge- 
werbes rund die Hälfte ihrer Produktion außerhalb Ost- 
deutschlands absetzen, sind auch sie von den Nachfrageproble- 
men betroffen. Und die spezifischen ostdeutschen Angebots- 
und Wettbewerbsprobleme lassen sich wohl nur auf expandie- 
renden überregionalen Märkten lösen. Insofern ist die Uber- 
Windung der Rezession in Westdeutschland bzw. der weltwei- 
ten Konjunkturschwäche eine zentrale Voraussetzung für die 
Ankurbelung der Investitionen. 

Längerfristig dürfte es »eigentlich. kaum gesamtwirtschaft- 
liche Nachfrageprobleme in Ostdeutschland geben. Wenn sei- 
tens ostdeutscher und westlicher Firmen im Osten massiv in- 
vestiert würde, käme es zu einer enormen investiven Nachfra- 
ge von 2 - 3 Billionen DM in Ostdeutschland, die im Rahmen 
vernünftiger interregionaler Arbeitsteilung teils von West-, 
teils von Ost-Standorten aus bedient würde. Durch den Auf- 
bau einer hocheffizienten, wettbewerbsfähigen Produktion auf 
breiter Front würden auch hohe Einkommenssteigerungen 
möglich werden, die die Nachfrage nach lokalen Gütern und 
Dienstleistungen erhöhen. Akzelerator- und Multiplikatorpro- 
zesse würden in Gang gesetzt, die Ost und West zugute kämen. 
Dieser Prozei3 wäre, dynamisch betrachtet, kein Null-Sum- 
inenspiel der blof3en Verlagerung von Westproduktion nach 
Osten, denn das Niveau der Produktion im Osten steigt mit 
den entsprechenden Absatzchancen für West-Standorte. Am 
Ende dieses Anpassungsprozesses gäbe es in Ostdeutschland 
ein Bruttoinlandsprodukt und eine daraus resultierende Nach- 
frage, die, bezogen auf die Bevölkerungsanteile, der westdeut- 
schen entspricht. Damit diese enorme Nachfrage mobilisiert 
werden kann, mui3 aber nicht nur ein entsprechend gleich 
großes Angebot zu wettbewerbsfähigen Bedingungen produ- 
ziert werden, sondern es muß auch, ebenso wie in den alten 
Bundesländern, mindestens zu einem Drittel auf dem Welt- 
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markt abgesetzt werden. Erst dann entsteht eine ostdeutsche 
Nachfraged ynami k. 

Da die überregionalen Märkte (Westdeutschland und Welt- 
markt) aber bereits besetzt sind, langsam expandieren, stagnie- 
ren oder gar rezessionsbedingt rückläufig sind, wird die Entfal- 
tung einer potentiellen Angebots- und Nachfragedynamik 
blockiert. 

Die potentielle längerfristige Nachfrage und damit die 
Marktchancen durch den wirtschaftlichen Aufbau Ostdeutsch- 
lands sind jedoch aus einzelwirtschaftlicher Sicht nicht wahr- 
nehmbar. Die Marktsignale zeigen lediglich die aktuellen An- 
gebots- und Nachfrageverhältnisse. So wissen beispielsweise die 
ostdeutschen Stahlfirmen nicht, wieviel in welchem Zeitraum 
im Osten gebaut und wieviel Stahl dabei benötigt wird; die 
Baufirmen wissen nicht, wie sich der Baumarkt entwickeln 
wird. Wer in Erwartung eines kräftigen Aufschwungs isoliert 
große Kapazitäten aufbaut, ohne daß dies auf breiter Front ge- 
schieht, wird vom Markt wegen seines Wagemutes bestraft. 

Würde die Standortqualität jedoch in einer längerfristigen 
koordinierten Strategie Schritt für Schritt verbessert, dann 
könnte es zu einer Art nachholender Industrialisierung kom- 
men, die freilich zugleich ökologisch vorausschauend sein müß- 
te. Aber der Markt setzt die Signale für eine derartige Entwick- 
lungsperspektive nicht, im Gegenteil. 

3.2.3 Industriepolitik kontra weitere Deindustriali- 
sierung - die Chance für  Ostdeutschland 

Die Deindustrialisierung Ostdeutschlands ist immer noch nicht 
gestoppt. Der einwohnerbezogene Industrialisierungsgrad in 
Ostdeutschland ist nach Untersuchungen des Instituts für Wirt- 
schaftsforschung Halle auf die Hälfte des Westniveaus gesun- 
ken. Es besteht die Gefahr, daf3 der Niedergangsprozeß der Ost- 
deutschen Produktion in ein chronisches Notstandsgebiet mit 
wenigen >>Kathedralen iri der Wüste« mündet, eine Erscheinung, 

die auch in anderen Industriestaaten, insbesondere in den USA, 
beobachtet werden konnte. 

Bis Ende 1993 wird es - vorliegenden Schätzungen zufolge 
- im ostdeutschen Verarbeitenden Gewerbe nur noch 700.000 
Arbeitsplätze geben. Bei einer mit Westdeutschland vergleich- 
baren Wirtschaftsstruktur müßten es etwa 1,5 Mio. sein, so daß 
das Defizit bei rund 800.000 Industriearbeitsplätzen liegt. 

Allein 1993 könnten aus dem THA-Bestand vom Dezember 
1992 Ca. 250.000 weitere industrielle Arbeitsplätze verloren ge- 
hen, falls kein grundlegender Wandel in der Politik stattfindet, 
nämlich in der Frage der eigenständigen, aktiven Sanierungspo- 
litik auf akzeptablem Niveau. 

Die volkswirtschaftlichen Kosten einer weiteren Deindustriali- 
sierung in Ostdeutschland 

Wir gehen davon aus, dai3 die volkswirtschaftlichen Kosten ei- 
ner weitgehenden Deindustrialisierung Ostdeutschlands ver- 
mutlich höher sind als die einer aktiven Industriepolitik in Ost- 
deutschland. Eine exakte Schätzung der zukünftigen volkswirt- 
schaftlichen Kosten der Deindustrialisierung ist kaum möglich, 
weil niemand genau weif3, was in diesem Fall längerfristig pas- 
sieren würde und ob es nicht irgendwann doch zum Aufbau von 
neuen Strukturen ohne staatliche Unterstützung kommt. Allein 
die Hoffnung auf den Markt und seine unsichtbaren Hände sind 
keine Basis für eine solide Kostenrechnung. Daraus den Schluß 
zu ziehen, wie es die herrschende Wirtschaftswissenschaft tut, 
auf die Berechnung volkswirtschaftlicher Kosten überhaupt zu 
verzichten, hieße auf Erfahrungen, Plausibilität, logische Über- 
legungen zu verzichten und auf das Unwahrscheinliche zu Set- 
zen. Plausibel, erfahrungsbegründet und wahrscheinlich ist, daß 
die folgenden volkswirtschaftlichen Kosten entstehen, wenn die 
industrielle Basis Ostdeutschlands weiter abschmilzt: 
- Verlust von Arbeitsplätzen bei ostdeutschen Zulieferern und 
Folgesektoren (insbesondere iin Dienstleistungsbereich), nega- 
tive Multiplikator- und Akzeleratoreffekte; 
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- Kosten der Abwicklung und Stillegung; 
- längerfristig anhaltende Ausgaben für Arbeitslosigkeit und 
für Leistungen an die direkt und indirekt Betroffenen bei der 
Bundesanstalt für Arbeit bzw. Anstieg der Sozialhilfe; 
- verminderte Steuereinnahmen und Sozialbeiträge; 
- geringere Wertschöpfung infolge Produktionseinstellung; 
- im Fall von Abwanderung nach Westen: evtl. Uberkapazitä- 
ten bei ostdeutschen Infrastruktureinrichtungen, Engpässe im 
Westen; 
- Kosten der Wirtschaftsförderung zur Neuansiedelung von 
Unternehmen. 

Die Unternehmensberatungsfirma McKinsey beziffert die 
volkswirtschaftlichen Kosten des Verlustes eines industriellen 
Arbeitsplatzes in Ostdeutschland auf bis zu 300.000 DM. Dies 
sei auch die Obergrenze volkswirtschaftlich sinnvoller staatli- 
cher Subventionen für  einen industriellen Arbeitsplatz. Dabei 
wird unterstellt, daß der wegfallende Arbeitsplatz Dauerar- 
beitslosigkeit verursacht. Deren fiskalische Kosten summieren 
sich nach McKinsey auf 130.000 - 150.000 DM. Da in der Folge 
des Arbeitsplatzverlustes ein weiterer Arbeitsplatz verloren 
geht, belaufen sich die Gesamtkosten eines vernichteten Ar- 
beitsplatzes auf 260.000 - 300.000 DM. 

Zu den Kosten, die der Gesellschaft durch Ausgaben für die 
Arbeitslosenunterstützung, Sozialhilfe und durch Minderein- 
nahmen aufgrund des Ausfalls von Steuern und Sozialversiche- 
rungsbeiträgen entstehen, und zu den gesellschaftlichen Kosten, 
die infolge der Schließung eines Unternehmens auch für andere 
Betriebe (Entlassungen in den Vorleistungsunternehmen, Nach- 
frageausfall im Handel U. a,) anfallen, kommen die Aufwendun- 
gen für Altschulden, Sozialpläne und ökologische Altlasten 
noch hinzu. Allein für letztere wurden in einer Fallstudie zu 
den Fritz-Heckert-Werken je Arbeitsplatz 130.000 DM errech- 
net, was wahrscheinlich kein Extremwert ist. 

Würde man die enorm hohen Aufwendungen, die für die Fi- 
nanzierung des Verlustes von industrieller Arbeit entstehen, auf 
die Sanierung und die Schaffung von wettbewerbsfähigen Ar- 

beitsplätzen konzentrieren, wären längerfristig größere Effekte 
zu erzielen. Eine erfolgreiche aktive Sanierungspolitik, durch 
die Arbeitsplätze geschaffen werden, die ihrerseits wieder Ar- 
beitsplätze und weitere Akzelerator- und Multiplikatoreffekte 
induzieren, ist volkswirtschaftlich nicht nur billiger (ein Teil der 
gesellschaftlichen Kosten, wie die der Stillegung und Abwick- 
lung, der Arbeitslosigkeit und Sozialhilfe, fällt nicht an), son- 
dern ist ökonomisch und ökologisch notwendig und auch so- 
zial gerechter. Je länger mit der aktiven Sanierungspolitik ge- 
wartet wird, um so mehr wird die Volkswirtschaft für die De- 
industrialisierung und deren Folgen bezahlen müssen. 

Erforderlich ist eine längerfristige Reindustrialisierung Ost- 
deutschlands 

Die Verhinderung der vollständigen Deindustrialisierung und die 
langfristige Reindustrialisierung der neuen Bundesländer sind der 
Dreh- und Angelpunkt der wirtschaftlichen Entwicklung in Ost- 
deutschland. Das Verarbeitende Gewerbe und die darauf bezogenen 
produktionsorientierten Dienstleistungen sind der strategische 
Ansatzpunkt zur Schaffung einer tragfähigen wirtschaftlichen 
Basis. Da die Reindustrialisiemng durch Ansiedelung von Betrie- 
ben viel schwieriger, langfristiger und teurer ist als die Erhaltung 
und Restmkturiemng existierender Unternehmen des Verarbeiten- 
den Gewerbes, sollte dies Vorrang haben. 

Ein beträchtlicher Teil dieser Industrieproduktion wird auf 
den überregionalen Absatz ausgerichtet sein, nach West- 
deutschland, ins westliche Ausland oder nach Osteuropa. Die 
ostdeutsche »Exportquote« (Exporte in andere Regionen bezo- 
gen auf das Bruttoinlandsprodukt) betrug 1992 nur 32 vH. Um 
hier Marktanteile zu erringen, mui3 technologische und preisli- 
che Wettbewerbsfähigkeit möglichst rasch hergestellt werden, 
zugleich muß das Produktprogramm nachfrageorientiert umge- 
stellt werden. Wahrend dieses Restrukturierungsprozesses, der 
in vielen Fällen mehrere Jahre beanspruchen wird, werden An- 
laufverluste anfallen, die staatlicherseits direkt oder indirekt 
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finanziert werden müssen, soweit die realistische Erwartung be- 
steht, dai3 die Unternehmen sanierungsfähig sind. 

Die Reindustrialisierung Ostdeutschlands ist mit den Mitteln 
der traditionellen Regionalpolitik schlechterdings nicht mög- 
lich. Die westdeutsche Regionalpolitik, die auf die neuen Bun- 
desländer ausgeweitet wurde, ist nicht für die ostdeutschen Pro- 
bleme konzipiert worden. Zudem ist sie fast ausschließlich in- 
vestitionsovientiert, berücksichtigt also nicht hinreichend die 
Gesdmtsztudtion von Unternehmen im Transformationsprozefi, 
vor allem nicht die Existenzsicherung, teilweise fehlende Pri- 
vateigentümer, die Unvermeidbarkeit von Verlusten während 
der Umstellungsphase, die Sicherung von Absatzmärkten, die 
Innovationsförderung, die spezifisch ostdeutschen Lohnko- 
stenprobleme etc. Eine maf3geschneiderte lndustriepolitik für 
Ostdeutschland ist daher notwendig. 

Die Kritiker derartiger industriepolitischer Interventionen 
befürchten die Konservierung bestehender obsoleter Strukturen 
und ausufernde Dauersubventionen. Mithin wird unterstellt, 
dafl Industriepolitik stets Erhaltungspolitik und unternehmens- 
interner Strukturwandel gar nicht möglich sei. Zweifellos be- 
steht diese Gefahr, doch gibt es viele Beispiele dafür, da13 mo- 
derne wettbewerbsfähige Unternehmensstrulituren nur mit 
Hilfe staatlicher Strukturpolitik erreicht worden sind (2. B. 
Forschungs- und Technologiepolitik in Westeuropa, Luftfahr- 
zeugbau, Energiewirtschaft, Küstungsindustrie, japanische und 
andere südostasiatische Unternehmen und Branchen). 

Unausgesprochen wird von den Kritikern der Industriepoli- 
tik ferner unterstellt, dai3 die Hinnahme von Deindustrialisie- 
rung, Massenarbeitslosigkeit und passiver Sanierung von Regio- 
nen durch Abwanderung kostengünstiger sei. Diese Annahme 
wird allein durch die Hoffnung genährt, dai3 dezentrale Markt- 
kräfte beizeiten eine Reindustrialisierung in Gang setzen. Dies 
ist weder theoretisch noch empirisch gesichert. Im Gegenteil, 
die regionalpolitischen Erfahrungen in Westeuropa und in den 
USA zeigen, daf!, eine Reindustrialisierung und Revitalisierung 
alter, ehemaliger Industrieregionen kaum möglich ist, wenn der 

Strukturwandel zu spät eingeleitet wurde. Im übrigen sollte 
eine massenhafte weitere Abwanderung aus Ostdeutschland in 
westdeutsche Ballungszentren aus politischen, psychologi- 
schen, sozialen und auch aus ökologischen Gründen nicht hin- 
genommen werden. 

3.2.4 Erhult und innovative Umgestultung von in- 
dustriellen Kernbereichen 

Eine Schlüsselfunktion innerhalb der Reindustrialisierung der 
neuen Bundesländer kommt der Sanierung und innovativen 
Umgestaltung industrieller Kernbereiche zu. Diese Aufgabe, die 
inzwischen einen breiten gesellschaftlichen Konsens gefunden 
hat, entstand spontan aus der verhängnisvollen Deindustrialisie- 
rung. 

Die Bundesregierung verfügt zur Zeit noch über kein Hand- 
lungskonzept zum Erhalt solcher Industriestandorte, und in 
den Ländern wird an die Problematik der »industriellen Kerne« 
sehr unterschiedlich herangegangen. Noch ist dabei auch eine 
Reihe grundlegender Fragen unklar: 

- Was sind unter den gegenwärtigen ostdeutschen Verhält- 
nissen »industrielle Kernbereiche«, und wer wählt sie aus? 

- Wie, mit welchen Zielen und ordnungspolitischen Verant- 
wortungsbereichen wird die angestrebte innovative Sanierungs- 
Strategie entwickelt und verwirklicht? 

- Mit welchen Sanierungskosten mu(3 gerechnet werden, 
und wer trägt sie? 

Zu den Problemen der Definition dessen, was industrielle 
Kerne sind, gehört nicht nur die Tatsache, daß ein großer Teil 
derselben wohl schon nicht mehr existiert. Ferner stellt sich 
auch die Frage, was mit denjenigen Betrieben geschieht, die 
nicht zu »Kernen« deklariert werden. 

Wenn industrielle Kernbereiche als eine Überlebenschance 
und Perspektive für ganze Regionen im Osten aufgefaßt wer- 
den, kann es nicht nur um die Auswahl einzelner »förderungs- 
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würdiger« Betriebe für eine »Positivliste« gehen. Vielmehr 
müßten als industrielle Kernbereiche solche industriellen Pro- 
duktionskomplexe bestimmt werden, die die sozio-ökonomi- 
sche und auch sozio-kulturelle Struktur einer bestimmten Re- 
gion entscheidend prägen. Ihre Liquidation hätte vielfältige, 
sehr einschneidende soziale und politische Auswirkungen auf 
die weitere Entwicklung in dieser Region. 

Eine Strategie zur Reindustrialisierung der ostdeutschen 
Wirtschaft schliei3t zwingend den Erhalt des FuE-Potentials im 
Prozeß der Sanierung und Umprofilierung von industriellen 
Kernbereichen mit ein. Ohne eine industrienahe Forschung und 
einen effektiven Technologietransfer kann keine Revitalisierung 
und innovative Umstrukturierung von Industriestandorten er- 
folgen. Der Erhalt und die Reintegration eines wirtschaftsnahen 
FuE-Potentials ist eine Voraussetzung für die Wettbewerbsfii- 
higkeit der Unternehmen und damit der industriellen Kernbe- 
reiche. 

Ein industrieller Kernbereich muß also ein bedeutendes inno- 
vatives Potential besitzen, das möglichst über die Grenzen der 
jeweiligen Region hinaus wirkt. Er mül3te sich zu einem Kri- 
stallisationszentrum dynamischer, innovativer Produktionsket- 
ten und -verbünde entwickeln. 

Die innovative Umgestaltung von industriellen Kernberei- 
chen ist somit nur im Rahmen komplexer regionalpolitischer 
Zielstellungen möglich, die im Ergebnis die Herausbildung mo- 
derner 4ndustrial districtw anstreben, also einen Verbund von 
Groß- und Kleinunternehmen, von kooperierenden KMU, und 
nicht zuletzt leistungsfähige wirtschaftsnahe FuE-Kapazitäten 
fördern. 

Erhalt und innovative Umstrukturierung von industriellen 
Kernen sind auch eine Aufgabe längerfristiger Wirtschaftsför- 
derung ausgewählter ostdeutscher Standorte, erfordern also 
eine enge Koordinierung von unternehmensbezogener, sektora- 
ler und regionaler Wirtschaftspolitik, die gemeinsam von Bund, 
Ländern und THA mit Unterstützung durch die EG-Förder- 
Programme zu bewältigen ist. 

Dies ist ein Fall für Industriepolitik und staatliche Rahmen- 
Planung. Nur so gelang es Japan und anderen südostasiaticchen 
Ländern, eine nachholende Modernisierung zu realisieren. Von 
diesen Beispielen lernen sollte aber nicht heißen, sie zu kopie- 
ren. Denn es geht um eine doppelte Anpassung: Beseitigung der 
Rückständigkeit der überkommenen Wirtschaftsstrukturen und 
gleichzeitig Beginn einer ökologischen Strukturpolitik, die in 
Westdeutschland seit langem gefordert, jedoch nicht realisiert 
worden ist. 
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3.3 Vorschläge für eine vorainsschaumde In- 
dus triepoli tik 

Eine Reindustrialisierungsstrategie für Ostdeutschland muß 
sich auf drei Aufgaben konzentrieren: 
- die Restrukturierung der noch nicht privatisierten, aber sanie- 
rungsfähigen THA-Unternehmen; 
- die Unterstützung von privatisierten Unternehmen, soweit 
sie existenzgefährdet sind oder ohne staatliche Hilfe nicht ex- 
pandieren können, sowie die Förderung von Existenzgründun- 
gen; 
- die Neuansiedlung von Industriebetrieben, irn wesentlichen 
Töchtern westlicher Stammfirmen. 

Eine Industriepolitik dieser Art geht weit über die bisherigen 
wirtschaftspolitischen Mailnahmen und Programme des Bun- 
des, der T H A  und der Länder hinaus. Angesichts der Rezession 
und der Strukturkrisen in Vl~estdeutschland muß sie auch irn 
Kahmen einer gesamtdeutschen, auf den gemeinsamen westeu- 
ropäischen Binnenmarkt gerichteten Konzeption betrieben 
werden. Nicht zuletzt gehört dazu eine engere Verflechtung 
von Fördermaßnahmen, die auf Unternehmen, mit solchen, die 
auf eine ökologische Sanierung und Umgestaltung von Kegio- 
nen zielen. 

Eine derartige Industriepolitik zu konzipieren und erfolg- 
reich durchzusetzen, ist ein komplizierter und sicher auch lang- 
wieriger Prozefi. Leider ist bereits viel Zeit vertan worden, ohne 
diese Aufgabe ernsthaft anzugehen; um so größer ist der gegen- 
wärtige Handlungsbedarf. 

Aus unserer Sicht, die wir alternativ zur bisher exekutierten 
Wirtschaftspolitik seit unserem Sonderrnemorandum vom Mai 
1990 immer wieder dargelegt haben, müiite sich eine voraus- 
schauende, ökologisch orienrierte Industrieyolitik auf die nach- 
folgend skizzierten Hauptaufgaben konzentrieren. 

3.3.1 Uberführung der sanievungsfähigen THA- 
Unternehmen in neue, stabile Eigentumsformen 

Angesichts der gegenwärtigen, infolge der bisher puristischen 
Privatisierungspoliti k der THA verfahrenen Situation unter- 
breiten wir die folgenden Vorschläge: 

- Die Masse der sanierungsfähigen Kleinbetriebe sollte bis 
Ende 1993 privatisiert werden, insbesondere auch in Form von 
»Management-Buy-Out<<, »Manageinent-Buy-In. oder als Be- 
legschaftsinitiativen. Mittlere Betriebe, die sanierungsfahig er- 
scheinen, sollten in zahlreichen kleineren branchenorientierten 
Management-KGen zusammengefaßt werden, deren Eigentum 
mehrheitlich bei der THA verbleibt. 

- Spätestens ab 1 .  1. 1994 beendet die Treuhand ihr operati- 
ves Geschäft und beschränkt sich auf das von ihr bereits ange- 
kündigte Vertrags-Controlling, das von Fall zu Fall auch Nach- 
Verhandlungen einschließt, sofern die Verträge nicht eingehal- 
ten werden. Gegebenenfalls müssen die Verträge seitens der 
T H A  auch finanziell nachgebessert werden, um die privatisier- 
ten Unternehmen bei der Restrukturierung weiter zu unterstüt- 
zen. Soweit die THA in Problemfällen weitere finanzielle Un- 
terstützungen gewährt, muß sie diese durch Einforderung der 
vertraglich vereinbarten Pönalen in anderen Fällen finanzieren. 
Die THA nimmt auch weiterhin ihre Aufgaben als Mehrheits- 
eigentümerin der Management-KGen wahr. 

- Die bei der THA bis Ende 1993 verbliebenen Unterneh- 
men werden ausnahmslos auf mehrere Holdings eigentums- 
mäßig übertragen. Die Industrieholdings sind Aktiengesell- 
schaften, die der Mitbestimmung nach dem Mitbestimmungs- 
gesetz von 1976 unterliegen. An den Holdings ist der Bund mit 
jeweils 75 v H  beteiligt, ferner die jeweiligen Bundesländer (ein- 
schliefllich Berlin) mit 25 vH. Banken und private Unterneh- 
men können sich, falls gewünscht, an den Holdings mit einem 
Minderheitsanteil beteiligen; sie können auch eine Minderheits- 
beteiligung an einzelnen Unternehmen erwerben. Größere län- 
derübergreifende THA-Unternehmen werden in Branchenhol- 
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dings eingebracht, an denen der Bund mit 50 v H  und die jewei- 
ligen Länder mit dem Rest beteiligt sind. Die Branchenliol¿tings 
oder Institutionen wie z. B. Atlas in Sachsen entscheiden, wel- 
che Unternehmen saniert und welche stillgelegt werden sollen. 
Die aktive Privatisierung wird bis auf weiteres ausgesetzt. 

- Die landesbezogenen sowie die Iänderü bergreifenden In- 
dustrieholdings finanzieren die Sanierung und Abwicklung aus 
einem quotzerten Etat, der ihnen von der Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau zugewiesen wird. Im Rahmen dieser Budgetmittel, 
die für einen Zeitraum von drei Jahren finanziert werden, kön- 
nen die Holdings frei über die Verwendung entscheiden. Die 
Länder können Mittel aus dem Landeshaushalt oder aus der 
Gerneinschaftsaufgabe »Verbesserung der regionalen Wirt- 
schdftsstruktur << in den Holdings einsetzen; die Gemeinschafts- 
aufgabe wird entsprechend modifiziert, um den hlitteleinsatz in 
den Holdings zu ermöglichen. L3ie Holdings können auch auf 
den1 Kapitalmarkt Mittel aufnehmen, sofern die Länder für den 
Schuldendienst biirgen. 

- Bei der Kreditanstalt für Wiederaufbau wird ein Fznnnzze- 
I-ungsfonds .Indurtriesanierung Oste eingerichtet, der sich aus 
den Einnahmen der Investitionshilfeabgabe, aus Mitteln des 
Bundeshawhaltes sowie aus Kreditaufnahmen bzw. Anleihen 
finanziert (vgl. Abschnitt 4.2). Die THA bringt einen Teil ihres 
fiir I994 geplanten Budgets - letztmalig darf sie 1994 bis zu 
30 Mrd. DM Kredite aufnehmen -, den sie zur Finanzierung 
ihrer Restaufgaben nicht benötigt, in den Fonds ein. Der Fonds 
sollte ein Volumen von 25 - 30 Mrd. DM p. a. für die Jahre 
1994 bis 1996 haben, das nach einem Quotensystem auf die 
neuen Bundesländer und das Land Berlin aufgeteilt wird. 

- Nach drei Jahren, also Ende 1996, wird von den Holdings 
entschieden, welche Unternehmen wann und wie privatisiert 
werden. Die Privatisierungserlöse flieiien anteilig an den Finan- 
zierungsfonds >>Industriesanierung Ost\< und an die Länder zu- 
riicli, insoweit die Lander eigene Mittel in die Sanierung einge- 
bracht haben. 

Dieses Modell schafft einen Sanierungsvorrang. Es ist regio- 

nal orientiert, die Länder sind in der Verantwortung für die von 
ihnen betriebene Industriepolitils. Sie selbst müssen angesiclits 
knapper Budgets über Stillegung und Sanierung entscheiden. 
Olme die dargestellte Finanzierungslionstruktion ist eine Län- 
derbeteiligung jedoch weder möglich noch verantwortbar. 
Durch die vorgeschlagene THA-Nachfolge-Organisation ent- 
fällt die schwierige Koordination mit der THA, die angesiclits 
direr bürokratischen Struktur und ihrer offenbar kaum verän- 
derbaren Zielorientierung sanierungsunwillig und -unfähig ist. 

Die Aufgabe der Industrieholdings ist die innovative Umge- 
staltung der sanierungsfähigen Großbetriebe, die nach volks- 
wirtschaftlichen Kriterien in einigen Jahren wettbewerbsfähig 
gemacht werden könnten und deren Stillegung hohe Folgeko- 
sten und unüberschaubare dauerhafte soziale Probleme nach 
sich zöge. Vielfach kommt die Sanierung dieser Betriebe einem 
unifassenden Neuaufbau gleich. Eine derartige Sanierung ist 
äußerst schwierig, riskant, teuer und bedarf zusätzlich verschic- 
dener flankierender, absatzsichernder Maßnahmen, aber es gibt 
dazu keine sinnvolle Alternative. Die Sanierung beinhaltet kei- 
ne Bestandsgarantie für die Betriebe oder für die verbliebenen 
Arbeitsplätze. Die Kosten der Sanierung umfassen das erforder- 
liclie Anlage- und Uinlaufveriiiögeil, den Aufbau von F&E-Ka- 
pazitäten, notwendige Rücklagen und Rückstellungen, die Frei- 
Stellung von finanziellen und ökologischen Altlasten und die 
Finanzierung von Anlaufverlusten. Unzulänglich wäre die 
blof3e Ausstattung der Unternehmen mit in Westdeutschland 
branchenü blichein Eigenkapital. Die Wertung der Sanierungs- 
kosten muß beachten, daß auch im Falle von Stillegungen Ko- 
sten in beträchtlicher Höhe anfielen, wie oben dargelegt. Im 
übrigen ist zu berücksichtigen, da13 auch bei Privatisierungen 
unprofitabler Unternehmen den Investoren finanzielle Zugaben 
zur Finanzierung von Altschulden, Anlaufverlusten und Anla- 
gevermögen gemacht wurden, die erlieblich waren (im Scliiff- 
bau wurden den privaten Investoren Subventionen je Arbeits- 
platz in der Größenordnung von 700.000 - 800.000 DA4 ge- 
währt). Sollen beispielsweise je erhaltenen Arbeitsplatz maxi- 
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mal 300.000 Dh/l an öffentlichen Hilfen gewährt werden, mit 
denen diejenige Zahl an Arbeitsplätzen erhalten und moderni- 
siert wird, die die THA-Unternehmen bis Ende dieses Tahres 

I .  abzubauen planen (250.000), so wären dafür maximal rund 
75 Mrd. DM erforderlich (jährlich 25 Mrd. DM). Dem stehen 
spätere Privatisierungserlöse gegenüber. Natürlich sollte ein 
Teil der erforderlichen Investitionen zur Modernisierung des 
Anlagevermögens fremdfinanziert werden. 

3.3.2 Gewährung wirkungsvoller Absatzhiven 

Während der Kestrukturierungsphase wird es ostdeutschen Un- 
ternehmen - vor allem THA-Unternehmen und eigenständigen 
Privatfirmen - schwer fallen, sich gegen die Wettbewerbsüber- 
legenheit westlicher Anbieter auf dem regionalen, nationalen 
und vor allem auf dem internationalen Markt zu behaupten. Das 
hat folgende Gründe: 
- zu hohe Stückkosten und zu hohe Produktpreise im Verhält- 
nis zur Qualität, obwohl in relativ kurzer Zeit Wettbewerbsfä- 
higkeit erreicht werden kann; 
- Außenseiter auf den Märkten, geringer Bekanntheitsgrad, 
Migtrauen, Beeinträchtigung des Absatzes durch Unsicherheit 
potentieller Kunden, Stigmatisierung durch Vorurteile; 
- Diskriminierung durch Machtmißbrauch von marktführen- 
den Oligopolisten; 
- fehlende Anpassungszeit für Markteinführung, Produktver- 
besserung, Aufbau des Vertriebssystems, des Marketing-Sy- 
stems, der Werbung etc. (Dies gilt selbst dann, wenn das Pro- 
dukt im Preis-/LeistungsverhäItnis vollkommen wettbewerbs- 
fähig oder sogar überlegen ist.) 

Aus all diesen Gründen kann von Chancengleichheit in der 
Regel nicht die Rede sein. Daher sind gezielte Vermarktungs- 
hilfen durch vorübergehende Präferenzregeln für ostdeutsche 
Hersteller notwendig. 

Marktsicherung dtlrch local content-Klauseln 

Ein wirksames Förderinstrument sind konsequent zu handlia- 
bende local content-Klauseln, durch die sichergestellt wird, daß 
ein bestimmter Wertschöpfungsanteil von Unternehmen aus 
den neuen Bundesländern bezogen wird: 

- locd content-Klauseln bei äffentlichen Beschaffungen 
(Bund, Länder, Gemeinden, öffentliche Unternehmen): Ein be- 
stimmter Anteil der beschafften Güter und Dienstleistungen 
muß während einer Übergangsperiode von drei bis fünf Jahren 
aus ostdeutscher Produktion stammen. 

- local content-Klauseln f ü r  private Investoren, die Förder- 
mittel der Gemeinschaftsaufgabe »Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur<< in Anspruch nehmen: Diese Investoren 
werden verpflichtet, bei ihren geförderten Investitionen 30 bis 
50 vH der benötigten Investitionsgüter aus ostdeutscher Pro- 
duktion zu kaufen. 

- local content-Klauseln bei der Privatisierung der THA-Fir- 
men; Die Treuhand sollte von den Investoren einklagbare Zu- 
sagen verlangen, daß 30 bis 50 vIH der geplanten Investitionen 
mit Investitionsgütern aus ostdeutscher Produktion getätigt 
werden müssen. Bei Nachverhandlungen mit Investoren, die 
ihre Arbeitsplatzzusagen niclit cinhalten, kann auf die Zahlung 
von Pönalen verzichtet werden, wenn die Unternehmen einen 
Teil ihrer Investitionsgüter von Ost-Firmen beziehen. 

Bei einer Nicht-Einhaltung der Klauseln sind Abgaben an 
die ostdeutschen Länder zu zahlen. 

Derartige Regeln dürften gegen geltendes EG-Recht verstoikn, 
da sie zu einer besonderen Protektion ostdeutscher TJnternehmeii 
führen, die Unternehinen anderer strukturschwacher Regionen in 
Europa nicht gewährt wird. Hier müßte angesichts des besonderen 
Problems der Überwindung der deutschen Teilung und der Rein- 
dustrialisierung Ostdeutschlands auf eine zeitweilige Sonderrege- 
lung gedrungen werden. Diese Regelung ist gerechtfertigt, da die 
Einbeziehung Ostdeutschlands in die EG und den Gemeinsamen 
Binnenmarkt ohne U bergangszeit erfolgt ist. 
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Für ostdeutsche KMU existiert im öffentlichen Auftragswe- 
Sen bereits derzeit eine Präferenzregel, die jedoch weitgehend 
wirkungslos ist. Danach kann, abweichend von den Vorschrif- 
ten der ansonsten geltenden Verdingungsordnung, bei der Ver- 
gabe öffentlicher Aufträge in den neuen Bundesländern der Zu- 
schlag auch an Kleinbetriebe gehen, die bis zu 6 VH teurer an- 
bieten. Freilich machen die öffentlichen Auftraggeber aiige- 
sichts harter Budgetrestriktiorien davon nur selten Gebrauch, 
zumal keine Verpflichtung besteht, bestimmte Aiibieter zu be- 
vorzugen. 

Mehrwertsteuerpräferenz fUr ostdeutsche Produkte 

Ostdeutsche Industrieprodukte - also nur diejenigen Erzeug- 
nisse, die interregionalem Wettbewerb unterliegen - sollten 
durch eine 11/4ehrwertsteuerpräferenz analog zur früheren Ber- 
lin-Förderung oder zur steuerlichen Bevorzugung der Land- 
wirtschaft begünstigt werden. Sie darf sich jedoch nur auf die 
ostdeutsche Wertschöpfung beziehen, andernfalls besteht die 
Gefahr, dag West-Firmen nahezu fertiggestellte Produkte nach 
Osten bringen und dort minimalen YVert hinzufügen, um den 
Mehrwertsteuervorteil einzustreichen. 

Das Institut der deutschen Wirtschaft schlägt eiii Modell vor, 
das der steuerlichen Behandlung der Landwirtschaft ($ 24 
UStG) sehr nahe kommt. Danach stellen ostdeutsche Industrie- 
firmen ihren Kunden zwar die Mehrwertsteuer in Rechnung, 
jedoch müssen sie sie nicht ans Finanzamt abführen; zugleich 
verzichten sie auf den Vorsteuerabzug. Bei einem LVertschöp- 
fungsanteil von 30 v H  und einem Melirwertsteuersatz von 
15 vH errechnet sich ein Preisvorteil von 4,5 vH, bei 7Oprozen- 
tiger ostdeutscher WertSchöpfung ein Preisvorreil von 1 0 3  vH. 
Das Modeil ist, anders als die Berlin-Förderung, relativ leicht 
und unbürokratisch handhabbar. Bezogen auf das Verarbeiten- 
de Gewerbe in Ostdeutschland wurde das Instrument zu einem 
direkten Steuerausfall von 2 bis 3 Mrd. DM führen. Wenn das 

Instrument jedoch wirksam ist und die ostdeutsche Wertschöp- 
fung sich dadurch vergrögerte, blieben die Steuerausfälle we- 
sentlich geringer. 

Mißbrauchsmögliclikeiten existieren in größeren Unterneh- 
men mit ostdeutschen Zweigstellen, wenn im Westen entstan- 
dene Wertschöpfung durch interne Verrechnungspreise nach 
Osten verlagert wird. Dem könnten Stichproben-Kontrollen 
entgegenwirken. 

Der Sachverständigenrat merkt an, daß dieses Modell für - 
sehr stark exportorientierte sowie hoch investierende Unter- 
nehmen sogar zu Nachteilen führen könne, und schlägt daher 
vor, ein Optionsrecht zu schaffen: Wer die Mehmertsteuerprä- 
ferenz nutzen will, kann dies tun, wer nicht, bleibt bei dem Ver- 
fahren mit Vorsteuerabzug. 

Gleichwohl hat das Modell drei Nachteile, die freilich die 
Vorteile nicht aufwiegen: Exporte werden nicht gefördert; 
sämtliche Industriefirmen würden begünstigt, auch hochprofi- 
table, die keiner Förderung bedürfen; Fördermittel werden also 
nicht auf Engpässe und Problemfälle konzentriert. Die Präfe- 
renz garantiert nicht, da13 die Preisvorteile an die Kunden wei- 
tergegeben werden. Im ungünstigsten Fall streichen westlicl-ie 
Mutterfirmen Mitnahmegewinne ein. 

Trotzdem sollte dieses absatzfördernde Instrument während 
einer Übergangszeit von einigen Jahren eingesetzt werden. Es 
erleichtert im übrigen auch die Finanzierung einer raschen 
Lohnanpassung. 

Forderung von Forschung und Entwicklung (FuE)  

Im Rahmen der Erhaltung und innovativen Umgestaltung von 
industriellen Kernbereichen sollten die noch vorhandenen Reste 
FuE-intensiver Produktionen in der ostdeutschen Chemie, der 
elektronischen und elektrotechnischen Industrie sowie vor al- 
lem auch im Maschinenbau mit derartigen Fördermöglichkeiten 
wettbewerbsfähig gemacht werden. Daneben sollte die Ansied- 
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lung von Forschungseinrichtungen und forschungsintensiven 
Unternehmen sowie der Transfer zwischen den Hochschulen 
und den Unternehmen in der Region gefördert werden. Dazu 
sind entsprechende Technologieprogramme der einzelnen neu- 
en Bundesländer, wie z. ß. die »Technologieinitiative Branden- 
burg«, aufzulegen und mit den speziellen Bundesprogrammen 
für die Innovations- und Technologieförderung zu koordinie- 
ren. 

Eine solche Förderung muß die einzelnen Produzenten in 
der Region und ihre zwischenbetriebliche Vernetzung unterein- 
ander und mit nachgelagerten Abnehmern einschließen, tnit 
dem Ziel, leistungsfähige Produktionsketten aufzubauen. Das 
gilt vor allem für den Maschinenbau, der sich auf dem Welt- 
markt einer zunehmenden Konkurrenz stellen muß. 

3.3,3 FLa n k ie ren de MaJna h m en 

Die Erhaltung und Umgestaltung industrieller Kernbereiche in 
Ostdeutschland kann nur gelingen, wenn sie von flankierenden 
sozial- und wirtschaftspolitischen Maßnahmen begleitet wird. 

- Die Stabilisierung industrieller Kerne wird durch die ge- 
genwärtig herrschende Rezession belastet. Nachfrage- und 
Steuerausfälle behindern eine zügige Sanierung der Betriebe. 
Aus konjunkturpolitischen Gründen ist daher eine durchgrei- 
fende Zinssenkung als Voraussetmng für eine Uberwindung 
der derzeitigen Rezession erforderlich. 

- Angesichts der oben beschriebenen Probleme ostdeut- 
scher Unternehmen dürfte es einer Reihe von ihnen schwerfal- 
len, die vereinbarten Löhne und Gehälter aus eigener Kraft zu 
bezahlen. Die industriellen Kerne sind jedoch nur zu erhalten, 
wenn grundsätzlich die jeweils dazu gehörigen Unternehmen 
erhalten bleiben, was in einzelnen Fällen eine Entlastung bei 
den Lohnkosten erfordern kann. Andererseits ist bei dem ge- 
genwärtigen Lohnniveau in Ostdeutschland ein Lohnverzicht 
sozial nicht vertretbar. Einen Ausweg können hier Lohnkosten- 

Subventionen darstellen, die die Kluft zwischen dem wirtschaft- 
lich Verkraftbaren und dem sozial Zumutbaren überbrücken. 

- U m  einer Abwanderung qualifizierter Arbeitskräfte in den 
Westen vorzubeugen, ist eine Verbesserung der Versorgung mit 
Wohnungen dringend geboten. Eine wichtige Voraussetzung für 
die Sanierung und den Neubau von Wohnungen ist, die ostdeut- 
schen Gemeinden und Länder als Eigentümer des Wohnungsbe- 
stands von den Altschulden zu befreien, um ihnen damit die An- 
sammlung von Mitteln zu ermöglichen, mit denen der Woh- 
nungsbestand saniert werden kann. Darüber hinaus ist eine mas- 
sive Förderung des sozialen Wohnungsbaus erforderlich. 

- Die einzelnen industriellen Kernbereiche werden nur dann 
wettbewerbsfähig, wenn sie in eine leistungsfähige regionale In- 
frastruktur eingebettet sind. Durch die Auftragsvergabe wird - 
auf der Grundlage von local content-Klauseln - die regionale 
Beschäftigung verbessert und die Standortattraktivität Ost- 
deutschlands erhöht. Der Ausbau der Infrastruktur sollte auf 
der Grundlage von regionalen Entwicklungskonzepten erfol- 
gen. 

- Zur Abrundung und Stabilisierung der industriellen Kerne 
sollten die Ansiedlung von Unternehmen aus dem Westen 
Deutschlands sowie Existenzgründungen durch gezielte Inve- 
stitionszuschüsse und -zulagen gefördert werden. Außer den 
industriellen Investitionen sollen auch FuE-Einrichtungen be- 
zuschußt werden können, ohne die sich die industriellen Kerne 
auf Dauer nicht werden halten können. Eine Stabilisierung der 
wirtschaftlichen Entwicklung in Ostdeutschland ist ohne die 
gleichzeitige Förderung endogener und exogener Potentiale 
nicht möglich. 

- Eigentumsfrage. Das Prinzip Rückgabe vor Entschädigung 
muß so weit wie möglich revidiert werden, da es immer noch, 
insbesondere im Wohnungsbau, ein gravierendes Investitions- 
hemmnis darstellt. Sollte dies aus rechtlichen Gründen nur 
schwer möglich sein, so sind die durch die Rückgabe von Ei- 
gentum Begünstigten mit einer Vermögensabgabe in solchem 
Maße zu belasten, daß die Rückgabe wenig attraktiv erscheint. 
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Aus der Vermögensabgabe könnten Entschädigungen finanziert 
werden. Wichtig ist, dafi die Bundesregierung endlich eine Ent- 
schädigungsregelung vorlegt. 

- Regionalisierung. Wie oben schon hervorgehoben, erfordert 
die Reindustrialisierung Ostdeutschlands auch eine Weiterentwick- 
lung der Regionalpolitik über den in der früheren Bundesrepublik 
erreichten Stand und Wirkungsgrad hinaus. Gegenwärtig formieren 
sich hierfür unterschiedliche Ansätze in den einzelnen neuen Bun- 
desländern. Sie bedürfen dringend einer Koordinierung auf födera- 
listischer Basis, aber auch zentraler Regelungen auf Bundesebene. 
Letzteres gilt vordringlich für die Gestaltung des Länder-Finanz- 
ausgleichs sowie im Rahmen des von uns vorgeschla, Oenen Finan- 
zierungsmodells für die Sanierung und die innovative Umgestaltung 
von industriellen Kernbereichen, wenn denn dieses Ziel ernsthaft 
angestrebt werden soll. 

Rückschritte im Umweltrecht 

Die Instrumentalisierung der Transformationskrise in Ost- 
deutschland zum Abbau bestehenden Rechts zeigt sich auch irn 
Planungs- und Umweltrecht. In dem Glauben, da13 sich der 
Aufschwung in den neuen Bundesländern schon einstellen wer- 
de, wenn man nur günstige Voraussetzungen für Investitionen 
schafft, sollen Planungsverfahren zu Lastcn der Offentlichkeits- 
beteiligung verkürzt und Zulassungs- und Genehmigungsver- 
fahren f ü r  umweltbelastende Investitionen entscharft werden. 
Die derzeit verhandelten Gesetzesinitiativen zielen darauf ab, 
die Vorschriften des Bau-, Umwelt- und Verkel-irsrechtes in 
Teilbereichen auszusetzen. Die völlig unzureichende Investi- 
tionstätigkeit in Ostdeutschland wird zum Anlaß genommen, 
die in Westdeutschland gegeii wirtschaftliche Interessen durch- 
gesetzten Umweltschutzstandards zurückzuschrauben. Im fol- 
genden werden die in den Bereichen Umwelt und Kaumord- 
nung schon realisierten und noch geplanten Einschnitte über- 
blickartig skizziert. 

- Die Bundesregierung strebt mit dem Investitionserleichterungs- und 
Wohnbaulrtndgesetz eine Einschränkung naturschutzrechtlicher Regelun- 
gen an, um den Wohnungsbau zu fördern und Investitionen zu erleichtern. 
Damit werden jedoch nicht die vorhandenen lnvestitionsblockaden auf- 
gelöst, da nämlich in den Flächennutzungsplänen ausreichend Wohnbau- 
flächen ausgewiesen sind und Investitionen nur  selten von den in den Ver- 
fahren beteiligten Natur- und Umweltschutzverbänden abgelehnt werden. 
Nach Aussage der Verbände wurden irn letzten Jahr nur 12 vH aller Ge- 
nehinigungsverfahrell negativ bewertet. 
- In1 Verlrehrswegeplanungsbeschleunigungsgeset~ wird die Durchfüh- 

rung des Rauniordnungsvcrfahrens (KOV) darin auf vier Monate (bzw. 
sechs Monate nach Verlängerung) verkürzt, indem das R O V  zeitlich par- 
allel zum stral<enrechtlichen I,inieiibestimmungsverfallren durchgeführt 
wird. Dabei gilt das Benehmen der zuständigen I~andesplanungsbchördc 
als hergestellt, wenn die Landesplanungsstelle nicht innerhalb von vier 
(sechs) Monaten Scellung zum Liniencntwurf nimmt. Die Durchführung 
eines Raumorcinungsverf~hrens im Sinne des 5 6 a Abs. 1 des Raumord- 
nungsgesetzes (ROG) ist nicht mehr zwingend vorgeschrieben, sondern 
den Länderil freigestellt. Ziele der Raumordnung und Landesplanung sind 
bei der Planung von Rundesmaßnahmen nur noch nach Mai3gabe der Län- 
der zu beachten. Bei der planerischeri Vorbereitung der Bauzulassung 
durch ein Investitionsmaf3ndhmengesetz finden förmliche Verfahren 
(ROV, 1,inienbestimmuiigsverfahl-en) grundsätzlich nicht statt. 

Bereits bei der Ül~ernahmc des Umweltrahmengesetzes der ehemaligen 
DDR in1 Einigungsvertrag wurde der Schutz von Natur- und Landschafts- 
schutzgchieten, Natur- und Nationalparks im Zusammenhang mit der 
Bundesverliehrswegeplanung eingeschi-änkt. Die Verordnungen über den 
Schutzstatus dieser Gebiete gelten demnach nur mit der Maßgabe, »daß 
sie auf den Neubau, den Ausbau und die Unterhaltung von Bundesver- 
kehrswegen keine Anwendung finden«. Bei der Durchführung soll »trotz 
allem. der Schutzzweck der Verordnungen gewährleistet bleiben. Proble- 
matisch ist diese Regelung auch hirisichtlicli der unterschiedlichen Durch- 
setzuiigsniöglichlreitell von Bundesplanungen und Landesplanungen 
(Laiidesstraflen). 

- Die Technische Anleitung (‘TA) Siedlungsabfall sieht als einziges Vor- 
behandlungcverfahreil für eine gefahrlose Deponierung eine Verbrennung 
(thern~ische Vemertuilg) vor. Die wnmreltpolitisch wünschenswerte Ab- 
fallvermeidung, die Verringerung der Nutzung von Rohstoffen und das 
stoffliche Recycling, wodurch gebrauchte Rohstoffe wieder dem Wert- 
stoffkreislauf zugeführt werden, verlieren an Bedeutung. 

- Die »Pingriffsregelung. des Naturschutzrechts wird für die neuen 
Bundesländer komplett ausgesetzt und in den alten Bundesländern für be- 
baute Ortslagen eingeschränkt. Der noch unbeplante Innenbereich von 
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Ortslagen entspricht ca. 10 vF-I der Fläche der Bundesrepublik. Auch im 
Außenbereich kommt die Eingriffsregelung nicht mehr voll zur Anwen- 
dung, da die Einvernehmensregelung in eine Benehmensregelung umge- 
wandelt wurde. Bauvorhaben können damit zukünftig gegen das Votum 
der zuständigen Naturschutzbehörde realisiert werden. Dies ist deswegen 
problematisch, weil in der freien Landschaft die Entscheiduilgsvorgabe bei 
naturschutzfremderi Behörden wie Bauamt und Amt für Landwirtschaft 
liegt, die über keine oder nur geringe Naturschutzkenntnisse verfügen. 

Zusätzlich sind durch noch fehlende Naturschutz-Ländergesetze in den 
neuen Bundesländern Regelungslücken entstanden, die nur langsam mit 
Inkrafttreten der Ländergesetze geschlossen werden. 

In der Naturschutzgesetzgebung Westdeutschlands besitzt der Bund 
bislang nur eine Kahinenkompetenz. Die Eingriffsregelung ist einer der 
wenigen Bereiche des Bundesnaturschutzgesetzes, in dem die Länder die 
Möglichkeit zur Setzung landesrechtlicher Vorschriften haben. Nun soll 
j 8 a - c unmittelbar gelten, d. h. schärfere Regelungen - wie zum Beispiel 
n Hessen - sind nicht mehr möglich. Der Bund greift damit in die Län- 
lerkompetenz ein. Er schadet damit dem föderalen Prinzip und verstößt 
;egen die Gesetzgebungskompetenz des Art. 75 des Grundgesetzes. 
- Die Umweltverträglichkeitsprüfung (W P) soll auf die Genehmi- 

;ungsphase des Raumordnungsverfahrens verlagert werden. Damit wird 
lie UVP für die eigentliche lnvestitionsentscheidung nahezu unbedeu- 
end. Zusätzlich wird das Raumordnungsverfahren bei bedeutsamen Inve- 
titionen in den neuen Bundesländern ausgesetzt. 
- Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz: Bei privaten Abfallverbren- 

iungsverfahren soll das Plaiifeststellungsverfahreii durch ein iinmissions- 
echtliches Verfahren ersetzt werden. Das heilit, dai3 eine Prüfung von Ab- 
allwirtschaftskonzepten und Alternativentsorgungsmöglicl~keiten sowie 
ie Beteiligung der Umweltverbände entfallen. Die Genehmigungen wer- 
en hinter verschlossenen Türen erteilt. 
- Das Normenkontrollverfahren soll für fünf Jahre in den neuen Bun- 

esländern ausgesetzt werden. Das hat zur Folge, daß eine rechtliche Klä- 
ung der genehmigten Baumaßnahmen stark eingeschränkt wird. 
- Schon im Frühjahr 1991 wurde im sogenannten Hemmnisbeseiti- 

uiigsgesetz (Gesetz zur Beseitigung von Hemmnissen bei der Privatisie- 
m g  von Unternehmen und zur Förderung von Investitionen) die soge- 
annte Freistellungsklausel für Altlasten des Umweltrahmengesetzes ge- 
ndert. 

Das im Einigungsvertrag übernommene Umweltrahmengesecz der 
)DR ging dabei von einer Freistellung nur für Erwerber von Altanlagen 
JS, wonach Erwerber von Altanlagen für die durch den Betrieb der An- 
ge vor dem 1. Juli 1990 verursachten Schäden nicht verantwortlich sind, 
)weit die zuständige Behörde im Einvernehmen mit dem Ministerium für 

Umwelt, Naturschutz, Energie und Reaktorsicherheit sie von der Verant- 
wortung freistellt. Eine Freistellung kann erfolgen, wenn dies unter Ab- 
Wägung der Interessen des Erwerbers, der Allgemeinheit und des Umwelt- 
schutzes geboten ist. 

lm Hemmnisbeseitigungsgesetz dagegen wurde diese Klausel bedenk- 
lich auf Eigentümer und Besitzer von Altanlagen ausgeweitet: »Eigentü- 
mer, Besitzer oder Erwerber von Anlagen, die gewerbliclieri Zwecken die- 
nen oder im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen Verwendung fin- 
den, sind für die durch den Betrieb der Anlage oder die Benutzung des 
Grundstückes vor dem 1.  Juli 1990 verursachten Schäden nicht verant- 
wortlich, soweit die zuständige Behörde im Einvernehmen mit der ober- 
sten Landesbehörde sie von der Verantwortung freistellt. Eine Freistelluiig 
kann erfolgen, wenn dies unter Abwägung der Interessen des Eigentümers, 
des Besitzers oder des Erwerbers, der durch den Betrieb der Anlage oder 
die Benutzung des Grundstückes möglicherweise Geschädigten, der All- 
gemeinheit und des Umweltschutzes geboten ist. Die Freistellung kann 
mit Auflagen versehen werden.. 

- Der Katalog der nach Bundesimmissionsschutzgesetz (BlmSchG) mit 
Öffentlichkeitsbeteiligung vorgesehenen Anlagegenehrnigungen wird ge- 
kürzt. Hausmüll- und Klärschlammverbrennungsanlagen oder Abfailzwi- 
schenlager werden zum Beispiel in ein nicht-öffentliches Verfahren ge- 
bracht und können somit hinter verschlossenen Türen genehmigt werden. 
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4. Finanzpolitik: Grundlegende 
Neuordnung statt Flickschusterei 

4.1 Finanzpolitische Herausforderungen 
durch die deutsche Einigung und den kon- 
junkturellen Abschwung in . 
land 

Offentliche Bztdgets unter massivem Druck 

Die bundesdeutsche Finanzpolitik bewegt sich in einem selbst 
verschuldeten Chaos. In immer kUrzeren Abständen werden 
sich zum Teil widersprechende Vorschläge zur Einsparung von 
Ausgaben in den öffentlichen Haushalten unterbreitet. Beglei- 
tend dazu vorgestellte Instrumente zur Steigerung der Staatsein- 
nahmen erweisen sich verschiedentlich als abenteuerlich und 
stehen im Widerspruch etwa zu gesamtwirtschaftlichen und 
ökologischen Zielen. Diese vbllig orientierungslose Finanzpoli- 
tik führt zur Verunsicherung der wirtschaftlichen Akteure und 
verhindert zukunftsorientierte Dispositionen. Wenn weiterer, 
sich schnell selbst verstärkender Schaden verhindert werden 
soll, dann muß politische Kraft aufgebracht werden zur Neu- 
ordnung der Finanzpolitik, die die Einlösung ihrer Aufgaben an 
gesamtwirtschaftlichen und verteilungsspezifischen Kriterien 
ausrichtet. Einer neuzuordnenden Finanzpolitik stellen sich die 
folgenden Aufgaben. 

Erstens: Endlich muß, wie es die Arbeitsgruppe Alternative 
Wirtschaftspolitik seit dem Frühjahr 1990 fordert, ein Zu- 
kunftsprogramm Deutschland mit dem Schwerpunkt der Sanie- 
rung und des Aufbaus der ostdeutschen Wirtschaft über einen 

Zeitraum von zehn Jahren verwirklicht werden. Denn erst 
durch die Stabilisierung der ostdeutschen Wirtschaft wird auch 
wieder finanzpolitischer Spielraum für Ostdeutschland gewon- 
nen. Nachfolgend werden die Grundzüge dieses Finanzierungs- 
Programms, das wir über Jahre entwickelt haben, vorgestellt. 

Zweitens: Einen Schwerpunkt dieses Zukunftsprogramms 
bildet die Einrichtung eines Fonds »Industrieaufbau Ost. bei 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW). Damit sind die von 
uns vorgeschlagenen Maßnahmen zur Sanierung und Moderni- 
sierung industrieller Kerne in Ostdeutschland zu finanzieren. 
Um die Wettbewerbschancen der Betriebe unter dem Dach der 
Treuhandanstalt vor allem auch auf der Marktseite zu verbes- 
sern, sind aus dem Fonds jährlich 40 Mrd. DM für die Zeit von 
1994 bis 1996 verfügbar zu machen. Die durch die Bundesre- 
gierung im »Föderalen Konsolidierungsprogrammtt (FKP) ge- 
planten 3 Mrd. DM ab 1995 für die noch unter dem Dach der 
Treuhandanstalt befindlichen Betriebe sind dagegen viel zu 
niedrig ausgewiesen. Die Finanzmittel für diesen Fonds »Indu- 
strieaufbau Ost« werden je zur Hälfte über die von uns mehr- 
fach geforderten und nachfolgend nochmals beschriebenen In- 
strumente einer lnvestitionshilfeabgabe der westdeutschen an 
die ostdeutsche Wirtschaft sowie aus dem Aufkommen einer 
Anleihe mit Zeichnungspflicht aufgebracht. 

Drittens: Die Aufnahme der neuen Länder in die Systeme des 
Finanzausgleichs, die der Einigungsvertrag ab 1995 vorsieht, 
steht einerseits im Zentrum der finanzpolitischen Neuordnung. 
Da der politische Druck, den im Einigungsvertrag vorgesehe- 
nen Termin 1995 bei der Schaffung eines gemeinsamen Finanz- 
ausgleichs einzuhalten, groß ist, müssen jedoch andererseits 
Ubergatigs- bzw. Anpassungsregeln definiert werden. Denn die 
Unterschiede in der Wirtschafts- und damit Finanzkraft zwi- 
schen West- und Ostdeutschland werden weit über 1995 noch 
so groß sein, daß der beim Länderfinanzausgleich vorgesehene 
Spitzenausgleich in einer Übergangsphase korrigiert werden 
muß. In dieser Phase des Übergangs ist der Bund zu verpflich- 
ten, über den Einsatz seines Instruments der Bundesergän- 
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zungszuweisungen dafür Sorge zu tragen, da13 die finanzschwa- 
chen Bundesländer Westdeutsclilands bei der Anwendung eines 
gemeinsamen Finaiizausgleichs nicht in die fiskalische Krise ge- 
trieben werden. Die Grundzüge einer Neuordnung des Finanz- 
ausgleichs aus unserer Sicht. werden im Teil 3 dieses Kapitels 
dargelegt. 

Viertens: Finanziert werden niuf3 der Kapitaldienst (Zinsen 
und Tilgung) init jährlich ca. 40 Mrd. DM, der sich aus den 
1995 beim Bund wirksam werdenden Schulden infolge der In- 
tegration der Ex-DDR in das bundesdeutsche Währungs- und 
Wirtschaftssystem ergeben hat. Geschätzt wild eine Schulden- 
summe von ca. 400 Mrd. Dh4. Diese setzt sich zusammen aus 
den nach Beendigung der Arbeit der Treuhaiidanstalt verblei- 
benden Schulden von über 250 Mrd. D M  sowie aus deii im 
Kreditabwiclilurigsfonds zusanimengefafiten Verbindlichkeiten 
von schätzungsweise 150 Mrd. DM (wichtigste Posten ini Kre- 
ditabwickliingsfoiids sind die Auslandsverschulduilg der DDR 
von 27 Mrd. DM sowie Ausgleichsforder\rrigcn von ca. 
100 Mrd. DM durch die unterschiedlicl-le Uinstellung der Spar- 
einlagen und Kredite auf DM). Vorgeschlagen wird die Bildung 
eines Soiiderfonds, dessen Kapitaldienst vorrangig üher den 
Einsatz der Bundesbankgewinne sowie eine spezielle Vermö- 
geiisabgabe zu finanzieren ist. 

Fzinftens: Uni zur Uberwindung der westdeutschen Iion- 
iunkturschwäche beizutragen, mu13 der Smat seiner Aufgabe, 
gegenzusteuern, gerecht werden und ein tikologisch ausgericli- 
tetes Waclistuins- und Beschaftigur7gsprograiilrn durchsetzen. 
Dabei ist eine Koordination mit entsprechenden Maßnahmen 
auf EG-Ebene anzustreben. In der gesamtwirtschaftlichen Si- 
tuation brachliegender Produktionsressourcen ist ein? Kreditfi- 
na nzi er un g d i es er s taa t li c Iien K o n j u 11 k t u r- und Wac 11s tu nis - 
inaßnahmen unverzichtbar. Allerdings sollte unter Anwendung 
des .Stabilitäts- und WaclisttinisgesetLes~~ dei Abbau dieses 
Teils der öfieritlichen Kreditfiiiallzierutig nach Uberwinclung 
der koiijunkturellen Krise verbindlich iiir die Ruiidespolitik ga- 
rantiert werden. 

Die Beschliisse der Bundesregierung und Ministerpräsidenten 
zum »Föderalen Konsolidierungsprogramm (FKP)(( vom 13. 3. 
1993 

Die ErRebilisse im Uberblick (Zahlenangaben gelten für das 
Eckjah; 199J): 
- Das bisher geltende System des Länderfinanzausgleichs 
(LFA) wird ab 1995 bis auf wenige Änderungen (Abschaffung 
der toten Zone sowie der Vollabschöpfurig für Zahlerländer) für 
alle Bundesländer angewendet. Um die sich aufgrurid der ekla- 
tanten Finanzkraftunterschiede ergebenden hohen Zahlungen 
von den west- an die ostdeutschen Länder (Ca. 28 Mrd. DM) ZU 

senken, wird der Länderanteil an der Umsatzsteuer von derzeit 
37 auf 44 v H  erhöht. Die dadurch gewonnenen Finanzmittel 
(nach Angaben des Bundes 18,l Mrd. DM) werden voll in die 
neuen Länder geschleust. Der Topf des Länderfinanzausgleichs 
reduziert sich somit von ca. 28 Mrd. DM auf knapp 
17 Mrd. DM. 

- Neben den Mitteln aus der Senkung des Bundesanteils an 
der Umsatzsteuer auf 56 v H  und den Zahlungen aus dein LFA 
erhalten die ostdeutschen Länder Bundesergänzungszuweisun- 
gen im Rahmen der Fehlbeträge, die nach dem LFA verbleiben, 
sowie für Sonderbedarfe und Finanzldfen nach Art. - .  104 a GG. 
Entgegen der ursprünglichen Forderung der neuen Länder nach 
78 Mrd. DM ab 1995 fließen diesen insgesamt knapp 
56 Mrd. DM zu. 

- Die finanzschwachen alten Länder erhalten ebenfalls Bun- 
desergänzungszuweisungen irn Rahmen der Fehlbeträge nach 
dem LFA sowie für eine Übergangsphase. Dem Saarland und 
dem Land Bremen werden zur Teilentschuldung ihrer Öffentli- 
chen Haushalte über fünf Jahre ab 1994 pro Jahr 3,4 Mrd. DM 
durch den Bund zur Verfügung gestellt. 

- Den Kapitaldienst mit jährlich ca. 37,5 Mrd. DM ab 1995 
für die Schulden der Treuhandanstalt sowie den Kreditabwick- 
lungsfonds übernimmt der Bund. 

- Den neuen Ländern werden zusätzlich 1993 2 Mrd. DM 

210 211 



für Arbeitsbeschaffungsmaflnahmen (ca. 250.000 Stellen) zur 
Verfügung gestellt. 

- Auf die Kürzung von Sozialleistungen (Erziehungs- und 
Wohngeld, nach dem Buiidesausbildungsförderungsgesetz) so- 
wie von Lohnersatzleistungen (Arbeitslosengeld und -hilfe, 
Schlechtwetter-, Kurzarbeiter- und Altersübergangsgeld) wird 
verzichtet. Dafür wird die Verpflichtung, den Miflbrauch im 
Bereich sozialer und wirtschaftlicher Leistungen nachdrücklich 
zu bekämpfen, eingegangen. Der Bundesarbeitsminister geht 
davon aus, in 1993 550 Mio. DM und in den beiden Folgejah- 
ren je 2 Mrd. DM durch Vermeidung von Mifibrauch einsparen 
zu können. 

- Ab 1995 ist die Einführung eines Solidaritatszuschlags auf 
die Einkommen-, Lohn- und Körperschaftsteuerschuld Oe p lant. 
Dabei soll eine soziale Komponente, deren Ausgestaltung noch 
entschieden werden muß, berücksichti, ot werden. 

- Geplant sind bei den Staatsausgaben und den Steuersub- 
ventionen Kürzungen im Umfang von insgesamt 9,2 Mrd. DM. 
Dabei sind einschlief3lich der Mißbrauchbekämpfung in der Ar- 
beitsvermittlung per 1995 lediglich 3,9 hilrd. DM spezifiziert 
worden (etwa im Verteidigungsbereich mit 487 Mio. DM, bei 
der Kokskohle 280 Mio. DM, Abbau von Sonderzuschlägen im 
öffentlichen Dienst um 200 Mio. DM). Die darüber hinaus not- 
wendigen Einsparungen werden durch eine Arbeitsgruppe mit 
vier Länderfinanzministern, Vertretern des Bundesfinanzmini- 
Sters sowie der Bundestagsfraktionerl geprüft und entschieden. 
Falls die Einsparsumme nicht erreicht werden sollte, behält sich 
der Bund eine Korrektur der Neuverteilurig der Umsatzsteuer 
zu seinen Gunsten vor. 

- Die durch den Bund geplante Verlagerung des Kegional- 
Verkehrs auf die Länder sowie die Beteiligung der Länder An 
der EG-Finanzierung sind gestrichen. 

- Der Kreditrahnien der Treuhandanstalt wird um jährlich 
3 Mrd. Dhf zur Beseitigung ökologischer Aldasteri und zur Si- 
cherung und Erneuerung industrieller Kerne ausgeweitet. 

- Die Absatzförderung ostdeutscher Produkte wird ohne 

Hinweise auf konkrete Maflnahmen und deren Finanzierung 
zugesagt. 

- Die Altschulden der ostdeutschen Wohnungswirtschaft 
werden ab 150 D M  je q m  gekappt und somit die Gesamtschul- 
den von 51 auf 20 Mrd. Dh4 reduziert. Übergangsbürgschaften 
erhalten Unternehmen in der Wohnungswirtschaft, und die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau stellt zur Modernisierung und 
Instandsetzung ostdeutscher Wohnungen zinsverbilligte Kredi- 
te zur Verfügung. 

Eine erste Wertung: Statt Solidarpakt der Flickenteppich Kon- 
solidierung 

Mit den Vereinbarungen zum föderalen Konsolidierungspro- 
gramm wurden dringend zu lösende Probleme der Finanz- und 
Industriepolitik ausgeklammert. Schliefilich hat vor allem der 
Bund finanzielle Deckungslücken in Kauf genommen, die zu 
neuen Abgaben und/oder einer Erhöliung der Staatsverschul- 
dung führen können. 

Erstens: Es ist zwar gelungen, ein in den Grundlagen nach 
denselben Regeln funktionierendes System des Finanzaus- 
gleichs für alle Bundesländer zu etablieren. Der Komprornifl ist 
jedoch nur durch die Bereitschaft des Bundes, auf 7 Prozent- 
punkte bei der Verteilung der Umsatzsteuer zu verzichten, zu- 
standegekommen. O b  es dabei bleibt, ist schon wenige Tage 
nach der Einigung ungewifi geworden. Sollten die geplanten 
Einsparungen bis zu 9,2 Mrd. D M  nicht erreicht werden, sind 
ohnehin Korrekturen bei der Aufteilung der Umsatzsteuer zu- 
gunsten des Bundes im Konsolidierungspakt eingebaut worden, 

Zweitens: Die ursprünglich durch die Bundesregierung ge- 
planten Einschnitte bei Sozialleistungen sind auch wegen der 
Proteste noch einmal verhindert worden. Dennoch drohen bei 
der Ausführung der Beschlüsse subtil verpackte Kürzungen 
beim Wohngeld, dein Erziehungsgeld und bei den Sozialhilfe- 
empfängern. Der Preis für den Verzicht auf Streichungen bei 
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Lohnersatzleistungen besteht ohnehin in einer scharfen Miß- 
brauchs kontrolle. 

Drittens ist zwar der Solidaritätszuschlag mit einer »sozialen 
Komponente« vorgesehen. Es ist jedoch zu erwarten, daß es 
keine Ergänzungsabgabe mit Freigrenzen (etwa bis zu einem 
Jahreseinkommen von 50.000 DM für Alleinstehende und 
100.000 DM für Verheiratete) geben wird. Ob die soziale Kom- 
ponente wenigstens im Rahmen der Anhebung des Grundfrei- 
betrags und darüber hinaus im Steuertarif berücksichtigt wird, 
ist auch strittig. Es steht zu vermuten, daß es zu einer Neuauf- 
lage des Solidaritätszuschlags von 1991 /92 kommen wird. 
Schließlich wäre es wichtig gewesen, eine Ekgänzungsabgabe 
schon ab Mitte €993 einzuführen. 

Viertens: Die unterbreiteten Finanzierungsvorschläge rei- 
chen nicht einmal aus, die im Konsolidierungspaliet fixierten 
Verpflichtungen zu finanzieren. Daher ist der Anstieg der 
Staatsverschuldung eingeplant. Werden die ausgeblendeten Pro- 
bleme, wie die Finanzierung der Bahnreform, hinzugenommen 
sowie die unzureichenden Finanztransfers nach Ostdeutschland 
berücksichtigt, dann ergibt sich ein erheblich größerer Finan- 
zierungsbedarf. Auch unter dem Kriterium sozialer Ausgewo- 
genheit ist es dringend erforderlich, eine Arbeitsmarktabgabe 
sowie eine Investitionshilfe der West- an die ostdeutschen Un- 
ternehmen zu verwirklichen. Die Konsolidierer von Bonn ha-  
ben derartige Instrumente nicht einmal in Erwägung gezogen. 

Diese Ergebnisse unter dein Stichwort Solidarpakt zusam- 
menzufassen, trifft nicht zu, denn die soziale Ausgewogenheit 
ist nicht gegeben. Vielmehr handelt es sich um ein föderales 
Programm der Konsolidierung, das zudem einem Flickentep- 
pich gleicht. Ein wirtschaftsstrukturelles Konzept einerseits 
zum ökononiischen Aufbau Ostdeutschlands und andererseits 
zur konjunkturellen Stabilisierung Westdeutsclilnnds ist nicht 
einmal ansatzweise auszumachen. Mit dieser Finanzpolitik wird 
eine einigermaßen mittelfristig stabile Perspelrtive nicht gewie- 
sen. Daher droht die Fortsetzung der konfusen Debatte über 
neue Abgaben bzw. -erhöhungen. Schließlich wird ein nicht un- 

beträchtlicher Teil der ungelösten Finanzierungsprobleme über 
den »Lückenbüßer« Staatsverschuldung abgewickelt werden. 
Dies könnte die Deutsche Bundesbank zum Anlai3 nehmen, 
ihre binnen- und auflenwirtschaftlich schädliche restriktive 
Geldpolitik fortzusetzen. 

Abgabenpolitische Instrumente zur Finanzierung des wirt- 
schaftlichen Aufbaus in Ostdmtschland 

Die Notwendigkeit, die Eckwerte der künftigen Finanzpolitik 
in einen Solidarpakt einzubringen, besteht unbestreitbar. 
Schließlich handelt es sich Gei der Finanzierung des Auf- und 
Umbaus Ostdeutschlands sowie bei der Stärkung der konjunk- 
turellen Entwicklung und der Reform Westdeutschlands um ge- 
nuine »Gemeinschaftsaufgaben«. Damit werden auch die Ver- 
suche verhindert, diese Gemeinschaftsaufgabei-i durch die Pro- 
pagierung von Lohnopfern den Tarifparteien zuzuweisen. Nur 
mit den Instrumenten der öffentlichen Haushaltspolitik 1äGt 
sich die unterschiedliche Leistungsfähigkeit aller gesellschaftli- 
chen Gruppen bzw. Individuen bei der Finanzierung dieses So- 
lidarpakts berücksichtigen. 

Seit die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik im 
Frühjahr 1990 ihre Vorschläge zur Finanzierung eines Zu-- 
kunftsprogramms Deutschland mit dem Schwerpunkt des Auf- 
und Umbaus in den neuen Bundesländern unterbreitet hat, 
blieb sie lange Zeit auf einsamer Position, ja gelegentlich wurde 
sie massiv angefeindet. Der fiskalische Problemdruck hat initt- 
lerweile jedoch dazu geführt, daf3 unterschiedliche politische 
und gesellschaftliche Gruppierungen ähnliche Vorschläge un- 
terbreiten. Wenn wir an dieser Stelle unsere Finanzierungsin- 
strumente iür den Solidarpakt wiederholen, dann scheint ihnen 
(endlich) keine allzu groi3e Originalität mehr zuzukommen. 
Wir hoffen, dai3 sich damit die Ilurchsetzungschancen - neben 
sozialorientierten Einsparungen in den öffentlichen Haushalten 
und der Kürzung im Vcrteidigungshaushalt .- für die folgenden 
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Finanzierungsinstrumente, die über einen Zeitraum v o n  rninde- 
stens fünf Jahren einzusetzen sind, verbessern. 

Erstens: Wir fordern zum 1. 6. 1993 die Einführung einer 
Arbeitsmarktabgabe für Beamte und Selbständige sowie für die 
Besserverdienenden mit Einkommen, die über die Bemessungs- 
grundlage in1 Rahmen der Sozialversicherungspflicht hinausge- 
hen. Der vorgeschlagene Abgabensatz beträgt 2,15 vH. Damit 
lief3e sich die bisher einseitige Belastung der Sozialversiche- 
rungspflichtigen im Zuge der Finanzierung der Deutschen Ein- 
heit korrigieren. 

Zweitens: Wir fordern die Erhebung eines Solidaritätszu- 
Schlags in Form einer Ergänzungsabgabe auf die Einkommen- 
und Körperschaftsteuerschuld ab dem 1. 6. 1993. Bei der Er- 
gänzungsabgabe auf die Einkommensteuerschuld bestehen wir 
auf einer Freistellung bis zu einem Jahreseinkommen von 
50.000/100.000 D M  (alleinstehend/verheiratet), um durchaus 
auch die Ergiebigkeit dieser Einnahmenquelle zu erhöhen. 

Drittem: Darüber hinaus fordern wir eine Investitionshilfe- 
abgabe, die durch die westdeutsche Wirtschaft zum Aufbau ei- 
nes unternehrnerischen Kapitalstocks in Ostdeutschland aufzu- 
bringen ist. Die Jahresüberschüsse nach Abzug der Gewinn- 
steuern sowie 2 vH des Umsatzes bilden die Bemessungsgrund- 
lage. Der Aufbringungssatz liegt für die ersten beiden Jahre bei 
10 v H  und nimmt sukzessive bis zum fünften Jahr auf 6 v H  ab. 
Hervorzuheben ist der Lenkungscharakter dieser Abgabe. So- 
weit westdeutsche Unternehmen Sachinvestitionen in Ost- 
deutschland vornehmen, ist eine Verrechnungsmöglichkeit ge- 
geben. Auch die Beteiligung an Finanzierungsfonds für die ost- 
deutsche Wirtschaft kann verrechnet werden, um Betrieben, de- 
ren Tätigkeit in Westdeutschland regional begrenzt ist, ein in- 
vestives Engagement in Ostdeutschland zu ermöglichen. Soweit 
die Investitionsgüter in Ostdeutschland hergestellt werden, er- 
gibt sich ein günstigerer Ansatz bei der Verrechnung. Werden 
die Investitionsgüter zumindest zur Hälfte iii Ostdeutschland 
produziert, so entfällt die Beitragspflicht, wenn mindestens das 
Zwaiizigfache der Investitionshilfe für Sachinvestitionen eiiige- 
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setzt wird; ansonsten mui3 zumindest das Hundertfache der 
Abgabe investiert werden. 

Viertens: Soweit diese drei abgabenpolitischen Magnahmen 
sowie die Kürzungen öffentlicher Ausgaben- und Subventions- 
haushalte nicht ausreichen, wiederholen wir unseren Vorschlag, 
eine Anleihe mit Zeichnungspflicht aufzulegen. 

Hierbei handelt es sich im Unterschied zu den im Sommer 1992 
von der Bundesregierung diskutierten Vorschlägen um eine echte 
Zwangsanleihe. Die Zeicl-inungspflichtigen erhalten eine Anleihe, 
die über fünf Jahre im Ausmai3 der Geldentwertungsrate verzinst 
wird, also nicht an Wert verliert. Das Opfer reduziert sich auf den 
Unterschied zwischen Inflationsrate und Kapitalmarktzins. Mit der 
Auflage dieser Anleihe wird ein verbindlicher Plan präsentiert, der 
den Zeitablauf der Tilgung nach fünf Jahren angibt. Die Zeicli- 
nungspflicht setzt bei Berücksichtigung von Freigrenzen am Geld- 
vermögen der privaten Haushalte, der produzierenden Wirtschaft, 
des Handels, der Banken, der Versicherungen und der Dienstlei- 
stungsunternehmen an. Grundlage bilden die Geldvermögensbe- 
stände am Stichtag 31. 12. 1991, uni Umschichtungen mit dein Ziel 
der Vermeidung der Zeichnungspflicht zu unterbinden. Diese 
Zwangsanleihe zielt auf die Abschöpfung der enorm gestiegenen 
Geldvermögen in Westdeutschland. Allein bei den privaten Haus- 
halten ist die Geldvermögensbildung 1991 um 238 Mrd. DM auf 3,4 
Billionen DM gestiegen, hauptsächlich bei den Haushalten der Selb- 
ständigen und Besserverdienenden. Eine einprozentige Anleihe 
auf dieses Geldvermögen würde bereits 34 Mrd. DM erbringen. 
Der Zuwachs der Geldvermögen bei westdeutschen Produk- 
tionsunternehmen belief sich 1990 auf 187 und 1991 auf 140 Mrd. 
DM. Dahinter verbergen sich nicht zuletzt die Groß- 
unternehmen, die anstatt real zu investieren, enorme kurzfristige 
Liquidität und langfristige Geldvermögensanlagen aufbauen. 
Angesichts der gigantischen Herausforderungen beim Aufbau 
der deutschen Wirtschaft ist es ökonomisch geboten und vertei- 
lungspoiitisch gerechtfertigt, einen Teil dieser Mittel - bei Ein- 
schränkung des Opfers auf Zinsverluste - zur Finanzierung der 
deutschen Einheit heranzuziehen. 
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Die hier unterbreiteten Vorschläge konzentrieren sich auf die 
Finanzierung öffentlicher Aufgaben in Ost- und Westdeutsch- 
land. Dabei ist nachhaltig ZLI betonen, dafl die Neuordnung der 
öffentlichen Haushalte dem übergeordneten Ziel des ökologi- 
schen Umbaus der Wirtschaft zu dienen hat. Bei der LJnischich- 
tung und Streichung öffentlicher Ausgaben ist ebenso wie beim 
Einsatz abgabenpolitischer Maßnahme11 diesem Ziel Vorrang 
einzuräumen. Deshalb wiederholen wir unsere Forderung, die 
Steuer auf Mineralöl nachhaltig zu erhöhen und die daraus ge- 
wonnenen Einnahmen zum umweltfördernden Umbau des 
Verkehrssystems, dessen Grundzüge wir im MEMORAN- 
LIUM '92 vorgestellt haben, zu nutzen. 

Geldpolitik: Stabilitätspolirik stntt Restriktioizskurs 

Die Deutsche Bundesbank hatte seit der Ausdehnung des Gel- 
tungsbereichs der D-Mark auf Ostdeutschland Mitte 1990 in 
mehreren Schritten eine rigorose Politik der Verteuerung der 
Geldversorgung durchgesetzt. Diese Hochzinspolitik war ei- 
nerseits falsch begründet: Die über den durch sie gesetzten Ziel- 
korridor hinausgehende Ausweitung der Geldmenge im Publi- 
kum (M 3) - sie lag im Schlußquartal 1992 mit 9,4 vH über dem 
Vorjahresstand - war letztlich die liontrain~entioriale Folge der 
durch die Bundesbank betriebenen Hochzinspolitik. Die da- 
durch bewirkte Attraktivität vor allem der kurzfristigen Ter- 
mineinlagen hat zu einer Uinschichtung der Geldanlagen in den 
kurzfristigen Bereich und damit zur Erhöhung der Geldinenge 
geführt. Die starke Kreditausweitung wiederum war die Folge 
einer sich abschwächenden Konjunktur, die VOI allem kleine 
und mittelständische Unternehmen in die Frerndfinanzieriing 
zwang. Andererseits muß sich die Bundesbank den Vorwurf ge- 
fallen lassen, mit ihrer Hochzinspolitik den konjunkturellen 
Einbruch in Westdeutschland beschleunigt, in Ostdeutschland 
die öffentlichen Investitionshilfen konterkariert und das Euro- 
päische Wahrungssystem (E WS) destabilisiert zu haben. 
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Mittlerweile haben sich die Wahrungsturbulenzen beruhigt. 
Der Zufluß von D-Mark infolge der Interventionen zur Vertei- 
digung insbesondere des Aufienwerts des englischen Pfunds so- 
wie der italienischen Lira ist gestoppt, ja durch die Rückzahlung 
der DM-Kredite an die betroffenen Nationalbanken hat er sich 
umgekehrt. 

Anfang dieses Jahres zeichnete sich eine Schrumpfung beim 
Zuwachs der Geldmenge ab. Die Senkung der für die Geschäftsban- 
ken relevanten Refinanzieiungszinsen in den Mini-Schritten vom 
15. September 1992 und 5. Februar 1993 -Diskontsatz von 8,75 vH 
auf 8 VH und Lombardsatz von 9,75 v H  auf 9 VH - reicht nicht aus. 
Ein deutlicher Rückgang des Diskont- und Lombardsatzes ist drin- 
gend geboten. Darüber hinaus müssen die Sätze für Wertpapierpen- 
sionsgeschäfte, die bei der Feinsteuerung der Liquidität und damit 
bei der Kreditvergabe der Geschäftsbanken die dominierende Rolle 
spielen, deutlich weiter abgeschmolzen werden. Die Bundesbank 
irrt, wenn sie mit Blick auf die gesunkenen Zinssätze auf den Rapi- 
talmärkten - seit September 1992 um 1,5 Prozentpunkte auf knapp 
7 vH - keinen weiteren Bedarf für eine nachhaltige Senkung der 
Zinssätze im Kontext der Refinanzierung der Geschäftsbanken bei 
der Deutschen Bundesbank mehr sieht. Der entlastende Prozeß des 
Rückgangs der Kapitalzinsen drückt letztlich die Erwartung aus, 
dafi die Bundesbankzinsen und damit die Geldmarktzinsen im wei- 
teren Verlauf nachgeben. Wird diese Erwartung nicht erfüllt, dann 
muß wieder mit einem schnellen Anstieg der Kapitalmarktzinsen 
gerechnet werden. Zugleich zeigt diese Entwicklung auf den Kapi- 
talmärkten, dai3 ein sich selbst verstärkender Inflationsprozeß nicht 
kalkuliert wird. Ein deutlicher Rückgang der Bundesbankzinsen, 
mit dem sich die Refinanzierungskosten der Geschäftsbanken 
verbilligen und die Umschichtung in Richtung kurzfristiger 
Geldanlagen nicht mehr lohnt, ist dringend geboten, um zusam- 
men mit der Finanzpolitik den westdeutschen Abschwung ZU 

überwinden, die Frerndfinanzierungskosten in Ostdeutschland 
zu reduzieren und die Wechselkurse innerhalb des EWS durch 
die Reduzierung von Zinssatzdifferenzen zwischen den Mit- 
gliedsländern zu stabilisieren. 
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4.2 Entwurf zu einem Gesetz über die 
Inves titionshilf e von der westdeutschen 
gewerblichen Wirtschaft zur Sanierung 
der ostdeutschen Wirtschaft 

Problem 

Der Aufbau eines unternehinerischeil wettbewerbsfähigen Ka- 
pitalstocks in Ostdeutschland, der technologisch, arbeitsorgani- 
satorisch und vor allem auch ökologisch an modernen Standards 
auszurichten ist, stellt die wichtigste L4ufgabe der Wirtschafts- 
und Finanzpolitik in Deutschland dar. Gemessen an diesei Auf- 
gabe ist die Bereitschaft westdeutscher Unternehmen, in Ost- 
deutschland Sachinvestitionen vorzunehmen, immer noch viel 
zu gering. Statt dessen werden trotz erheblicher staatliclier In- 
vestitionsförderung alternative Anlagemöglichkeiten in West- 
deutschland und/oder iin Ausland vorgezogen. Immer noch 
strittioe Eigentumsfragen in Ostdeutschland erklären nur zum 
Teil diese Entwicklung. Vor allem sind es die dem Zusnmmen- 
brixch der inneren und osteuropäischen Märkte folgenden man- 
gelnden Markt- bzw. Absatzchancen der Unternelimen in den 
fünf neuen Bundesländern, die den Investitionsattentismus 
westdeutscher Unternehmen erklären. Erforderlich ist daher 
eine Iiidustriestrukturpolitik, die mit unterschiedlichen Iiistru- 
menten die Marktbedingungen zugunsten der Schaffung eines 
unternehmerischen Kapitalstocks fördert. U m  den Sanicrungs- 
prozeß der noch oder nicht mehr unter dem Dach der Treu- 
handanstalt befindlichen Unternehmen über einen Zeitraum bis 
zu fünf Jahren sicherzustellei~, sind gerade auch öffentliche Fi- 
nanzmittel aufzubringen. Damit stellt sich der Finanzpolitik die 
Aufgabe, vorrangig den noch im Eigentum der Treuhandanstalt 
befindlichen Unternehmen Finanzhilfen zu gewährleisten, um 
auf der Basis von Entwicklun, 0s p -  10 g rammen - mit naclivoll- 
ziehbaren Erfolgsaussichten - die Zeit zu kaufen, die für deren 

b 

mehrjährige Sanierung erforderlich ist. Die Sanierung muß ge- 
rade auch die Verbesserung der Produktqualität sowie die Her- 
stellung von Produktinnovationen umfassen. Jedoch, heute 
schon zeigen sich bei einem wachsenden Teil bereits privatisier- 
ter Unternehmen erhebliche Probleme, aus eigener Kraft ein Sa- 
nierungskonzept erfolgreich durchzusetzen. Auch diesen Un- 
ternehmen müssen auf der Grundlage von mit Erfolgsaussichten 
verbundenen Sanierungsprogrammen übergangsweise und 
streng kontrollierte Finnnzhilfen gegeben werden. Die Finanz- 
hilfen haben vor allem der Umsetzung der unternehmensbezo- 
genen Investitionsprogramme zu dienen. 

Eine gezielte öffentliche Finanzierung der Sanierung ost- 
deutscher unternehmen im Besitz der Treuhandanstalt bzw. be- 
reits privatisierter Betriebe ist derzeit nicht gesichert. Es besteht 
also dringender finanzpolitischer Handlungsbedarf, wenn ein 
weiterer Zusainmenbruch von Unternehmen - die durch die Si- 
cherung eines finanziellen und zeitlichen Sanierungsspielraums 
überleben könnten - und damit das Verschwinden industrieller 
Kernsektoren verhindert werden sollen. 

Löstlng und Begründung 

Die finanzielle Absicherung einer erfolgreichen Sanierung von 
Unternehmen, die sich noch in1 Eigentum der Treuhandanstalt 
befinden bzw. bereits privatisiert sind, jedoch aus eigener Kraft 
den Umbau nicht schaffen können, macht den Einsatz eines ge- 
zielten Finanzierungsinstruments erforderlich. In diesem Zu- 
sammenhang ist jedoch dafür Sorge zu tragen, da13 die gesamt- 
wirtschaftliche Entwicklung dadurch nicht geschwächt und eine 
weitere Vertiefung der sozialen Schieflage, die sich durch die Art 
der bisherigen Finanzierung der deutschen Einheit ergeben hat, 
vermieden wird. Diesen Anforderungen wird die für den Zeit- 
raum von fiinf Jahren mit diesem Gesetzentwurf vorgeschlagene 
Investitionshilfe fiir Ostdeutschland gerecht. Sie orientiert sich 
an dem „Gesetz über die Investitionshilfe der gewerblichen 
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Wirtschaft« vom 7. Januar i 952, mit dem die gewerbliche Wirt- 
schaft 195 1 /52 Finanzmittel zur Deckung des vordringlichen 
Investitionsbedarfs des Kolilebergbaus, der eisenschaffenden 
Industrie und der Energiewirtschaft aufzu bringen hatte. 

Fünf Eckwerte kennzeichnen diese Investitionshilfe für Ost- 
deutschland. 

1. Die Investitionshilfe wird grundsätziich durch die ge- 
werbliche Wirtschaft Westdeutschlands aufgebracht ($, 2). Die 
Bemessungsgrundlage setzt sich aus der Summe der Jahresüber- 
schüsse nach Abzug der Gewinnsteuern (Steuern vom Einkom- 
men und Ertrag, insbesondere nach dem Einkommen- und 
Körperschaftsteuerrecht) sowie einem Anteil am Umsatz der 
Aufbringungspflichtigen zusammen (5 6 ) .  Der Aufbririgungs- 
satz liegt für die ersten beiden Jahre - bezogen auf die Bemes- 
sungsgrundlage - bei 10 vH, nimmt jedoch in den weiteren Jah- 
ren auf 6 v H  irn letzten Jahr sukzessive ab. Damit wird von 
einem sinkenden Finanzierungsbedarf zur Sanierung ehemali- 
ger DDR-Unternehmen in diesem Zeitraum ausgegangen. 

Modellrechiwng: Aufiornmen der Iwzmti t iorddfe  durch Be- 
triebe des Produzierenden Gewerbes, Handels und Verkehrs- 
bereichs von 1989-1991 in Westdeutschland (in Mrd. DM) 

1. Jahresüberschufi 
1989 1990 1991l) 

95 nach Gewinnsteuern 82,6 94,6 
2. Umsatz (2 vH) 80,l 86,9 93,s 
3. Bemessungsgrundlage (1 +2) 162,7 1&1,5 188,5 
4. Investitionshilfe (10 vH) 16,3 18,2 18,9 
1) Ilochrechnung des Rilanzinaterials von 16 000 Jahrecabcchliissen für 199 1; 
Quelle: Mmatsberichte der Deutschen Bundesbank 1 1/1992, Tabelle S. 17 

2. Westdeutschen Unternehmen, die dein Gewerbesteuer- 
recht unterliegen und diese Investitionshilfe grundsätzlich auf- 
zubringen haben, wird die Möglichkeit einer Verrechnung mit 

den Anschaffungs- und Herstellungskosten von Investitionen, 
die diese in Ostdeutschland tätigen, eingeräumt. Wer also in Ost- 
deutschland investiert, braucht nach bestimmten Regeln die In- 
vestitionshilfe nicht mehr zu bezahlen, weil dem Zweck, das Pro- 
cluktionsgebiet Ostdeutschland zu stärken, bereits Rechnung ge- 
tragen wird. Mit dem Finarizierungsinstrurnent Investitionshilfe 
ist damit die Funktion, verstärkt Investitionen nach Ostdeutsch- 
land zu lenken, verbunden. Die Investitionshilfe erfüllt letztlich 
dann ihren Lenkungszweck, wenn ihr Aufkommen gegen Null 
tendiert. Denn dann würde sie durch (verrechenbare) Investi- 
tioiisaktivitäteii westdeutscher Unternehmen vermieden wer- 
den. Dabei wird die Anrechriungsmöglichkeit differenziert. Wer- 
den die Investitionsgüter in Westdeutschland hergestellt, so fällt 
die Aufbringungspflicht weg, wenn mindestens das Hundertfa- 
che der Investitionshjlfe für Sachinvestitionen (1 vH) in Ost- 
deutschland genutzt wird. W7e11n die angeschafften und herge- 
stellten Investitionsgüter eines westdeutschen Investors zumin- 
dest zur Hälfte in Ostdeutschland produziert worden sind, kann 
die Investitionshilfe mit 5 v H  der Sachinvestitionen verrechnet 
werden. In diesem Fall entfällt die Beitragspflicht, wenn zumin- 
dest das Zwanzigfache der Investitionshilfe für Sachinvestitionen 
in (Istdeutschland eingesetzt wird. Diese Differenzierung bei der 
Verrechnungsmöglichkeit der Investitionshilfe räumt der Pro- 
duktion von Investitionsgütern in Ostdeutscldand eine Präfe- 
renz ein. Alternativ zur Verrechnung mit den Sachinvestitionen 
ist die aufzubringende Investitionshilfe auch mit Beteiligungen 
an Unternehmen sowie dem Erwerb von Anteilen (Geidvermö- 
gensbildung) an lnvestitionsfonds, die der Finanzierung des Auf- 
baus des unternehmerischen Kapitalstocks in Ostdeutschland 
dienen, möglich (Beispiel Saclisenfonds). Diese Verrechnungs- 
möglichkeit zielt vor allem auf Gewerbebetriebe, die aufgrund 
ihres regional bezogenen Geschäftsradius keine Sachinvestitio- 
nen in Ostdeutschland vornehmen können. 

3. Zweck der Investitionshilfe ist es, durch öffentliche Finan- 
zierung die Investitionsbedarfe zur Sanierung der noch nicht pri- 
vatisierten und privatisierten, jedoch notleidenden Betriebe der 
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Treuhandanstalt mobilisieren zu können ($ 1). Sie zielt auf die 
noch im Eigentum der Treuhandanstalt befindlichen Unterneh- 
men. U m  deren Sanierung erfolgreich durchführen zu können, 
müssen einerseits Uberbrückungshilfen (Liquiditätskredite) ge- 
währleistet und andererseits Mittel zur Finanzierung des jewei- 
ligen Investitionsprogramms aufgebracht werden. Damit sind 
über eine konsistente Umstrukturierung der Produktions- und 
Arbeitsabläufe hinaus auch die Verbesserung der Produktquali- 
tät sowie die Schaffung von Produktinnovationen anzustreben. 
Schließlich ist zu berücksichtigen, da6 die volkswirtschaftlichen 
Kosten einer mittelfristig erfolgreichen Sanierung weitaus nied- 
riger ausfallen als die Ausgaben, die sich durch eine Schlieflung 
eines Unternehmens ergeben. Durch die Investitionshilfe wird 
darüber hinaus die Treuhandanstalt finanziell entlastet. Da sich 
jedoch zeigt, dai3 ein wachsender Teil bereits privatisierter ü n -  
ternehrnen in Ostdeutschland aus eigener Kraft unter dem sofor- 
tigen Druck des Wettbewerbs die erforderliche Sanierungsphase 
nicht überleben kann, sind auch für diese Investitionshilfen vor- 
zusehen. Zentrale Voraussetzung für die Inanspruchnahme der 
Investitionshilfe ist die Vorlage eines Sanierungs- bzw. Investi- 
tionsprogramms. Aus den durch Gutachterinstitutionei? vonein- 
ander unabhängig erstellten Expertisen sollten Chancen bzw. Ri- 
siken des Erfolgs der Sanierung hervorgehen. Für die Festlegung 
der Vergaberichtlinien zuständig ist das im Rahmen des Sonder- 
Vermögens Investitionshilfe für Ostdeutschland einzurichtende 
Kuratorium ($ 17). Es kann zur ßewertung der Programme un- 
ternehmens- und regionalpolitische Beratungseinrichtungen 
hinzuziehen. U m  bisherigen Fehlentwicklungen bei der Vorlage 
von Expertisen durch Gutachtereinrichtungen (vor allem Wirt- 
schaftsprüfgesellschaften) gegenzusteuern, müssen mindestens 
zwei voneinander unabhängige und ausgewiesene Beraterein- 
richtungen eingesetzt werden. In den Gutachten sind regional- 
ökonomische Anforderungen zu berücksichtigen. 

4. Zur Abwicklung der Invescitionshilfe wird ein Sonderver- 
mögen, das über eine eigene Rechtspersönlichkeit verfügt, bei 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau in Frankfurt/M. eingerich- 

tet. Die Vorstandsfunktionen werden vom Vorstand der Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau wahrgenommen. GegeIiüber dem 
Vorstand wird das Sondervermögen durch ein Kuratorium ver- 
treten. Diesem gehören zusammen mit dem Präsidenten, der 
mit einfacher Mehrheit durch das Kuratorium gewählt wird, 
neunzehn Mitglieder an. U m  die ostdeutschen Belange ange- 
messen zu vertreten, müssen mindestens zehn Mitglieder ihren 
Wohnsitz und Arbeitsplatz im Gebiet der neuen Bundesländer 
haben. Da das Kuratorium des Sonderverrnögens über die Ver- 
gabe der lnvestitionshilfen auf der Basis von unternehmeri- 
schen Sanierungs- und Investitionsprogrammen entscheidet, 
entsteht hier eine wichtige Instanz zur Steuerung des Aufbaus 
der ostdeutschen Wirtschaft, 

5. Mit dem Instrument Investitionshilfe wird vermögenspo- 
litiscli das Ziel verfolgt, Anreize bei den westdeutschen Zahlern 
in Richtung der Stärkung des Produktionsstandorts Ost- 
deutschland zu schaffen. Ostdeutsche Unternehmen müssen im 
Umfang der erhaltenen Investitionshilfe Aktien (bzw. Wandel- 
schuldverschreibungen) dem Sondervermögen zur Verfügung 
stellen. Soweit vor allem in der Rechtsforrn begründete Hinder- 
nisse der Ausgabe von Aktien entgegenstehen, können die ost- 
deutschen Nutznieger auch Inhaberschuldverschreibungen 
(Pfandbriefe) auf bis zu sieben Zehntel des Verkehrswerts ihrer 
(unbelasteten) Grundstücke begeben. Sollte auch dieses Instru- 
ment in der Anfangsphase nicht eingesetzt werden können, ge- 
währt die Kreditanstalt für Wiederaufbau dem ostdeutschen 
Unternehmen entsprechende Darlehen. Die durch die ostdeut- 
schen Unternehmen dem Sondervermögen zugeflossenen Ei- 
gentumstitel werden im Ausmaß der geleisteten Investitionshil- 
fe den aufbringenden westdeutschen Unternehmen überlassen. 
U m  eine Risikokonzentration zu vermeiden, ist auf eine breite 
Streuung der Eigentumstitel zu achten. Soweit die Gesarntsum- 
me der Investitionshilfe durch die Ausgabe von Wertpapieren 
nicht gedeckt ist, kann die Kreditanstalt für Wiederaufbau 
Schuldverschreibungen auf den Inhaber ausgeben. Durch diese 
grundlegende Sicherung der Beteiligungsrechte der auflsringen- 
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den Unternehmen a n  geiörderten Betrieben wird ökonorniscli 
das Interesse an einer erfolgreichen Sanierung der ostdeutschen 
Unternehmen gestärkt. 

Die Investitionshilfe verfugt gesamtwirtscliaftlich sowie ver- 
teiluiigs- und vermögenspolitisch über eindeutige Vorteile. Ge- 
samtwirtschaftlich trägt sie vor allem auch über die Möglichkeit 
der Verrechnung mit in Ostdeutschland getätigten Investitionen 
zu einer Stärkung dieses Produlitionsgehiets bei. Daraus er- 
waclisen längerfristig auch der westdeutschen Wirtschaft Vor- 
teile. Der Start zur Erhebung diescr Investitionsliilfe sollre je- 
doch erst erfolgen, w e m  sich die westdeutsche IConjunktur er- 
holt hat. 'Jerteilungspolitiscli begrüiidet sich der Vorrang fiir die 
Irivestitionsliilt'e aus der Tatsache, dai3 die westdeurschen Un- 
ternehmeii gezielt in eine an iliren Verhältnissen ausgerichtete 
Finanzierung der deutschen Einigung einbezogen werden. Ver- 
mögeiispolitiscli löst die Beteiligung der westdeutsclien Unter- 
nehmen im Ausmaß der geleisteten Investitionshilfe, die über 
das Sondervermögen geregelt wird, Anreize in Richtung eines 
Geliiigens der Sanierung der bevorteilten Unternehmen in Ost- 
deutscliland aus. 

$ i Zweck des Gesetzes 
( i )  U m  den Investitionsbedarf zum Aufbau und zur Stärkung der ge- 
werbliclieii Wirtscliaft in den jungen Bundesländern zu sichern, hat die 
gewerbliche Wirtscliaft in den alten Bundesländern nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes vorcrst über fünf Jahre eine Investitionshilfe zu erbringen. 
(2) Die Investitionshilfe dient in erster Linie der Sanierung der derzeit 
noch im Eigentum der Treuhandanstalt befindlichen Betriebe, insbeson- 
dere im industriellen Sektor. Darüber hinaus können Investitioiisbedarfe 
der bereits privatisierten Unternehmen, die aus eigener Kraft eine erfolg- 
reiche Sanierung nicht durchführen können, finanziert werden. Grundlage 
der Vergabe von Finanzmitteln aus dem Aufkommen der Investitionshilfe 
stellen Sanierungspläne dar, die durch das Kuratorium des Sondervermö- 
gens Investitionshilfe Ost  nach g 17 überprüft und als tragfähig bewertet 
werden müssen. 

$ 2 Aufbringungspflicht 
Der  Aufbringungspflicht unterliegt jeder Gewerbebetrieb, soweit er im 
Gebiet der alten Bundesländer seinen Sitz hat. Gewerbebetrieb ist ein ge- 
werbliches Unternehmen nach dem Gewerbesteuergesetz (5 2 I 2 
GewStG) sowie nach der Legaldefinitioii vom 22. 12. 1983 (s 15 I 1 Nr. 1 
und I1 EStG). Damit sind beispielsweise Betriebe der Land- und Forst- 
wirtschaft sowie freie Berufe nicht aufbririgungspfliclitig. 

5 3 Befreiungen 
Der Aufbringungspfliclit unterliegen nicht: 
( I )  die Deutsche Bundespost und die Deutsche Bundesbahn; 
(2) kommunale Verkehrsbetriebe; 
( 3 )  die Kreditanstalten des öffentlichen Rechts, die Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau sowie die Deutsche Bundesbank; 
(4) Hochsee., Küsten- und Binnenschiffahrt sowie der Kolilebergbau; 
(5) Unternehmen, die nach der Satzung, Stiftung oder sonstigen Verfas- 
sung und nach ihrer tatsächlichen Gescliäftsführung ausschließlich und 
unmittelbar geineiiinützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken die- 
nen. 

5 4 Aufbringungsschuldner 
Aufbringungsscliuldner ist der Unterrieliiner. Als Unternehmer gilt der, 
füi- dessen Rechnung das Gewerbe betrieben wird (geni. $ 2). 

$ 5 Inhalt der Aufbringungspflicht 
(1) »er Aufbringungsschiildner hat die Öffentlicli-rechtliche Verpflich- 
tung, die Aufbringungsbeträge nach Mafigabe der $$ 11 bis 14 an die Kre- 
ditanstalt für Wiederaufbau fiir Rechnung des Sonderverniögens Investi- 
tioiishilfe für Ostdeutschland ZLI bezahlen. Die Kreditanstalt fiir Wiedcr- 

226 227 



aufbaii kann sich der Mitwirkling von Hilfsstellcri, insbcsonclere anderer 
Banken bedienen. 
(2) Ein hufbringungsschuldner, der die Aufbringuiigsbeträge entrichtet 
hat, wird nach Maßgabe der geleisteten Zahluiigcri Erwerbsberechtigter irn 
Sinne der Vorschriften der $$ 19 folgende. Die Erwcrbsberechtigung ist 
vor Ablauf von drei Monaten nach voller Zahlung der Investitionshilfe 
nicht übertragbar. 

$, 6 Bemessungsgrundlage 
( I )  Bemessungsgrundlage für die Höhe der Investitionshilfe ist zum einen 
der Jahresüberschuß nach Abzug der Gewinilsteiiern (Steuern vom F5n- 
kommen und Ertrag) eines Gewerbebetriebs im Rahmen der Veranlagung 
in jedem der Kalenderjahre von 1993 bis 1997, innerhalb dessen der Betrag 
aufzubringen ist. Bei der Ermittlung von Steuern auf Einltoiiiineii und Er- 
trag sind die entsprechenden steuerrechtlichen Vorschriften zugrundezu- 
legen. Bei der Festlegung der Beiiiessurigsgrundlage werden andererseits 
2 v H  der nach Absatz 2 anzusetzenden Umsätze für das jeweilige J ~ h r  
über den Zeitraum von fünf Jahren hinzugezogen. 
( 2 )  Als Umsätze in1 Sinne von Absatz 1 sind anzusetzen die Umsätze ge- 
mäß $ 1 1 Nr. 1 - 4  UStC. 
(3) Die Umsätze der Kreditinstitute sind nur insoweit .mzusetzeii, als dic 
Entgelte in Zinsen, I’rovisiorteri oder ähiiliclirii Vergütungen bestehen. 

$ 7 Aufbringungssatz 
Der Aufbringungssatz beträgt ini ersten Jahr I O vt--l der Keinessu~igs- 
griindlage nach $ 6. Der  Aufbringungssaw wird in den nachfolgenden Jah- 
ren reduziert: im dritten Jahr auf 8 vl-I; im vierten Jah r  auf 6 v1-I; i r i i  fünf- 
ten, letzten Jahr auf 4 vFI. 

C; 8 Abweichende Berechnung der Bemessungsgrundiage 
Durch Rechtsverordnurig wird für jedes Kalenderjahr 1993 bis 1997 be- 
stimmt werden, inwieweit für Gewerbebetriebe, bei denen die allgemeinc 
Reniessuiigsgrundlage gerii. g 6 und der allgemeine Aufbringungssatz gern. 
$ 7 infolge der besonderen Verliältnisse dieser Gewerbezweige nicht an- 
wendbar sind oder bei denen ihre Anwendung offensichtlich zu einer 
übermäßigen und uiiangemessenen Belastung führen würde, eine abwei- 
chende Bemessungsgrundlage oder ein abweichender Auhringungssatz 
anzuwenden ist. 

- 
vestitioiishilfe gestundet werden, wenn 
a) der Schuldner weder über die zur  Entrichtung des Aufbringungsbetrags - 
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($ 9 Anrechriungsmöglichkeit 
Generell konnen Abgabepfliclitige in Y$’cstdeutscliland im Sinne des $ 2 ,  
Abs. 1 die Investitionshilfe mit i v H  det Anschaffungs- oder Ilerstel- 
lungskosten der Invesritioneii, die iin Gebiet dej neuen Bundeslander vor- 
genommen werden, verrechnen. Soweit die begunstigtcii Inrestirioiicn 

westdeutscher Unternehmen mindestens zur Hälfte in einein ostdeutschen 
Betrieb angeschafft oder hergestellt werden, ist die Abgabe mit 5 vH der 
Anschaffungs- oder IHerstellungskosten der Investitionen zu verrechnen. 
Damit wird der Herstellung von Investitionsgütern in Ostdeutschland ab- 
gabenpolitisch eine Präferenz eingeräumt. Beteiligungen an einem ostdeut- 
schen Unternehmen können ebenso wie Anteile, die an einem Investi- 
tionsfonds zum Aufbau der ostdeutschen Wirtschaft erworben werden, 
mit der Investitionshilfe verrechnet werden. 

fj 10 Mitwirkung der Finanzbehörden der Länder bei der 
Durc hführung des Aufbr ing  n gsverfa hrens 
( I )  Die Finanzbehörden der Länder wirken bei der Durchführung des 
Aufbringungsverfahrens mit, Die Bundesregierung erläßt mit Zustimmung 
des Bundesrats die hierzu erforderlichen allgerneinei~ Verwaltungsvor- 
Schriften. 
( 2 )  Die Länder erhalten für ihre Mitwirkung bei der Durchführung des 
Aufbringungsverfahrens aus dein Sondervermögen gem. $ 15 keine Ent- 
schädigung. 

$ i i Erklärungspflicht 
Der Unternehmer eines der Aufbriiigungspflicht unterliegenden Betriebes 
ha t  gegenüber dem zuständigen Finanzamt schrifcliche Erklärungen über 
die Bcrechnungsunterlagen und über die Höhe des vorläufigen und end- 
gültigen Aufbringungsbeitrags abzugeben. Die Erkläning über die vorläu- 
fige Aufbririgung ist jeweils bis zum 1. März f ü r  die Jahre 1993 bis 1997, 
die endgültige Erklärung zugleich mit der ieweils jährlichen Einkoniilien- 
und Körperschaftsteuererklärung einzureichen. 

$, 12 Behandlung der Erklärungen 
Das Finanzamt überwacht den Eingang der Erklärungen und übersendet 
einen Abschnitt an die Kreditanstalt für Wiederaufbau, durch die der Son- 
derfoiids Investitionshilfe fiir Ostdeutschland verwaltet wird. ES über- 
nimmt auch die Kontrolle der einzuhaltenden Fristen. 

\3 13 Verzugszuschlag 
Gerat der Au~ringuiigsschuldrier in Verzug, so hat er einen Verzugszu- 
schlag für den nicht rechtzeitig entrichteten Betrag in Höhe von 3 vH für 
den ersten und von 4 vH fur jeden weiteren angefangenen Monat des Ver- 
zugs zugunsten des Sonderfonds zu entrichten. 

fj 14 Stundung 
( 1 )  Auf Antrag des Aufbringurigsschuldners kann der Betrag für die In- 

228 



erforderlichen flüssigen Mittel verfügt noch sie sich auf zuniu tbare Weise. 
z. B. durch VeräuOerung von Vermögensteilen, beschaffen kann oder 
b) die Entrichtung eine besondere Härte bedeuten würde, d. h. die Fort- 
führung des Betriebes dadurch ernpfiiidlich gefährdet wiirde. 
(2) Vor der Entscheidung iiber einen Stundungsantrag hat das Finanzamt 
einen von den zuständigen Arbeitgeber- und hrbeitnehmei7ierbändell zu 
bildenden und mit mindestens fünf Personen ZU besetzenden Ausschuß 
zu hören. Der Ausschul3 wird durch die zustäridige Oberfinanzdirektion 
in Absprache niit dem landesspezifischen Finanziiiinisteririni eingerichtet. 
Die Stundung ist in der Regel nur zu gewähen,  wenn der Ausschuß sie 
befürwortet. 

$ 15 Sondervermögen .Investitionshilfe für Ostdeutsch- 
land << 
(1 j Das Aufkommen aus der  Investitionshilfe bildet ein ausschließlich den 
iin $ 1 gesetzten Zwecken gewidmetes Sonderverrnögen. Das Sonderver- 
mögen hat eine eigene Rechtspersönlichkeit und führt die Bezeichnung 
.Investitionshilfe für Ostdeutschland«. 
(2) Das Sondervermögen ist ein Zweckvermögen und unterliegt weder der 
Besteuerung auf Einkommen und Ertrag noch auf das Verrnögen. 

16 Organisation des Sondervermögens 
( I  j Das Sondervermögen h a t  seinen Sitz bei der Kreditanstalt f ü r  Wieder- 
aufbau in Frankfiirt a. M. 
(2) Der  Vorstand der Kreditanstalt für WGederaufbau bildet zugleich den 
Vorstand dieses Sonderverrilögens. 
(3) Gegenüber dem Vorstand wird das Sondervermögen durcki ein I h r a -  
torium vertreten. 
(4) Das Sondervermögen unterliegt der Aufsicht der Bundesregierui~g; 
diese kann die Ausübung der Aufsicht dem Bundesrnitlister für Wirtschaft 
und Finanzen gemeinsam übertragen. 
!5) Die Kreditanstalt für  Wiederaufbau erhält fü r  die Fülirung der Ge- 
schäfte einen angemessenen Vei-waltungskostenl>eitrag, desseri Höhe  
lurch das Kuratorium festgesetzt wird. 

$ 17 Das Kuratorium 
1) Für das Sondervermögen wird ein Kuratorium gebildet, das aus einem 

> rasidenten '' . 

2) Das Kuratorium gibt sich eine Satzung iind ist verpflichtet, jährlich 
Lilien Bericht der Öffentlichlieit vorzulegen. 
3) Der  Präsident wird aus der Mitte des Kuratoriums mit einfacher 
ilehrheit gewählt und durch den Bundespräsidenten ernannt. Die Mitglie- 
!er werden von den folgenden Institutionen voigesclilagen, durch die 
Iundesregierung bestellt und den Bundespräsidenteii ernannt. 

und achtzehn stimmberechtigten Mitgliedern besteht. 

a) Der  Bundesverband der Deutschen Industrie, die Arbeitgeberverbände 
sowie der Verband der deutschen Banken benennen jeweils ein Mitglied, 
die Gewerkschaften drei Vertreter/innen. 
b) »er Bundestag benennt 5, der Bundesrat 7 Vertrcterhnen.  
c) Die Deutsche Bundesbank ist mit einem Mitglied vertreten. 
(4) Bei der Auswahl der Mitglieder des Kuratoriums ist sicherzustellen, 
daß mindestens zehn Personen ihren Wohnsitz und Arbeitsplatz in Ost- 
deutschland haben. 

$ 18 Verwendung der Investitionsmittel 
(1) Das Kuratorium beschlielit über die Bewilligung von Investitionsmit- 
teln sowie über die Redingungcn, unter denen sie den Begünstigten zu 
gewähren sind. 
(2) Die Vergabe erfolgt vorrangig an Unterilehmen iin Eigenturn der 
Treuhandanstalt sowie Unternehriien, die zwar privatisiert wurden, jedoch 
aus eigener Kraft die Sanierung nicht durchführen können. Grundlage der 
Vergabe der Investitionsliilfen bilden Sanierungskonzepte, die durch das 
Kuratorium als erfolgversprechend bewertet werden müssen. Zur Urteils-. 
bildung kann das Kuratorium Beratereinrichtungen einsetzen. Das Sanie- 
rungs- bzw. Investitioriskonzept muß jeweils mindestens von zwei, von- 
einander unabhängigen Sachverständigen bewertet werden. Dabei sind die 
regioiia!öliunoinischen Anforderungen zu berücksichtigeil. 
(3) Das Kuratori~iin hat durch Auflagen sicherzustellen, daß die bewillig- 
ten Investitionsrriittel ausschließlich für die im $ 1 definierten Zwecke ver- 
wendet werden. 

19 Sicherung von Beteiligungsrechten als Voreussetzung 
für die Bewilligung von Investitionen 
(1 j Investitionsmittel sollen nur bewilligt werden, wenn die Begünstigten zur 
Abgeltung der beantragteil Investitionsmittel Aktien bzw. Wandelschuldver- 
schreibungen anbieten oder durch Hypotheken oder Grundschulden gesi- 
cherte Schuldverschreibungen auf den Inhaber (bis zu sieben Zehntel der un- 
belasteten Grundstücke) dem Sondervermögen zur Zeichnung nach hfaflga- 
be der Darlehensv-erträge anbieten und sich - soweit möglich - uingeliend 
um eine Börsenzulassung bemühen. In Ausnahmefällen kann das Kuratori- 
um auf die Sicherung von Schuidverschreibungen durch Hypotheken oder 
Grundschulden verzichten. Mit Einwilligung des Kuratorium können Vor- 
schüsse in Form von durch die Bank für Wiederaufbau zu sichernden Dar- 
lehen gewährt werden, sobald ein Rewilligungsbeschluß bestätigt ist. 
(2) Liegen insbesondere durch die Rechtsform begründete Hindernisse 
vor, Wertpapiere (vor allem Aktien) Z,LI begeben, dann kiinnen nach Be- 
schluß des Kuratoriums Investitionsmittel in Form von durch die Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau zu sichernden Darlehen gewährt werden. 
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- 5 20 Ausgabe von eigenen Schu ldve r sc l~ re ibu t~~e~~  durch 
die Bank des Sondervermögens 
Soweit das Aufltoininei~ bis 1998 nicht geniäß S 19, Abs. i in Wertpapie- 
ren angelegt ist, hat die Hausbank des Sondenwinogens, die Kreditanstalt 
für Wiederaufbau, Schuldverschreibungen auf den Inhaber auszugeben, 
deren AussrattungJbediilgungen vom Kuratorium im Benehmen init dem 
Kreditinstitut festgelegt werden. 

5 21 Zuteilung der Wertpapiere 
(1) Sobald das Sondervermögen Wertpapiere in1 Gegenwert der aufge- 
brachten Investitionshilfe gezeichnet hat, sind die zuteilungsbcrechrigte~~ 
Aufbringer dieser in Westdeutschland durch öffentliche Rckai~ntmacliung 
im Bundesanzeiger zur  Übernahi~ie der Wertpapiere zum Zeichnungskurs 
aufzufordern. 
(2) Reichen die vorhandenen Wertpapiere nicht aus, um alle Ubernali~nc- 
angebote zu berücksichtigen, so siiid die Wertpapiere in? Verliältriis der 
vorhaiidenen zu den beanspruchten Stücken zuzuteilen. 
( 3 )  Dem Zuteiliingsberechtigten ist beim Angebot der Wertpapiere als 
Gegenleistung Z U  der aufgebrachten lnvestitioilshilfe eine Kisiltostreuung 
zu gewälirleisten. 

C; 22 Sperrzeit 
Die dem Erwerbsberechtigten zugeteilten Wertpapiere kön~ien vor Ablauf 
von fünf Jahren nach Zuteilung nicht zum Biirsenhandel zugelasser~ wer- 
den, falls nicht die Bundesregierung durch Reclitsverordnung einheitlich 
oder für  eirizelrie Arten von Wertpapieren einen früherer1 Zeitpunkt be- 
stimmt. 

5 23 Erlöschen des Sondenrerinögelis 
Mit der Verwendung des Rests des Sonderverrnögens, der nicht in  Brert- 
papiereii angelegt ist, erlischt dieses. Der Rest des Soiidervermögei1s ist 
vorrangig zur Deckung von Fehlbeträgen dirrcli dessen Ubertragung auf 
die Kreditanstalt für  Wiederaiifbau zu nutzeii. 
I 
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4.3 A n m e r k U n p  zur Reform des Länder- 
finanzausgleichs 

DUS derzeit geltende System des Länderfinunzausgleichs 

Die derzeitigen Finanzausgleichsregelurigen zwischen Bund 
und Ländern gelten nur noch bis zum 31. 12. 1994. Im Länder- 
finaiizausgleich ist geregelt, daß die Finanzkraft eines Landes - 
gemessen arn Pi-o-Kopf-Finarlzeinkonlnlen - der durchschnitt- 
lichen Steuerkraft aller Bundesländer angeglichen wird. Gesi- 
chert wird dadurch, daß ein Land mindestens 95 v H  dieser 
durchschnittlichen Steuerkraft erhält. Uber den Länderfinanz- 
ausgleich fliei3en derzeit rund 4,5 Mrd. D M  von den finanzstar- 
ken an die finanzschwachen Länder. Würde man die neuen Bun- 
desländer ab Januar 1995 ohne Einschränkung in die geltende 
Finanzverfassung einbeziehen, so stiege das Volumen des Län- 
derfinanzausgleichs sprunghaft auf rund 28 Mrd. DM an. Einige 
Berechnungen gehen sogar bis zu 40 Mrd. DM. 

Das hängt damit zusammen, daß der Länderfinanzausgleich 
als sooenannter P »Spitzenausgleich<< einer im ganzen doch relativ 
einheitlichen finanziellen Ausstattung der alten Bundesländer 
konzipiert ist, deren originäre Steuerkraft in etwa zwischen 
77 VH und 112 vH des Buridesdurclischnittes schwankt. Wegen 
der vergleichsweise großen Steuerkraftschwäche der fünf neueii 
Bundesländer würden durch die Ubernahme des Länderfinanz- 
ausgleichssystems alle alten Bundesländer aui3er Bremen uIld, je 
nach Modell, auch noch dem Saarland zu Geberländern im Fi- 
nanzausgleich. Gleichzeitig würde sich auch die Reihenfolge in 
der Finanzliraft verändern. Während derzeit Nordrhein-Westfa- 
leii, Baden-Württemberg und Hessen gebende und Bayern, Nie- 
dersachsen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, Saarland und 
Bremen nehmende Länder sind, würden jetzt finanzkraftschwa- 
che Länder sogar relativ stärker belastet werden als finanzlsraft- 
starke Länder. Die Ursache dafür liegt vor allem darin, daß der 
Länderfinanzausgleich durch sogenannte Mindestauffüllregeln 
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generell die finanzschwächeren Länder bevorzugt, und das sind 
dann eben die neuen Bundesländer. Zweitens liegt es daran, dai3 
die Ausgleichsleistungen einen progressiven ‘larifvcrlauf aufwei- 
sen. 

Das bestehende System des Finanzausgleichs ist als Aus- 
gleichssystem für alle Bundesländer, das dazu dienen sollte, die 
>>Einheitlichkeit der Lebensverl.iältnisse« zu sichern und jedem 
Land eine >>angemessene Finanzausstattung. zu garantieren, 
mit deren Hilfe es in der Lage ist, seine verfascungsrechtlich 
vorgegebenen Aufgaben zu erfüllen, überfordert. Deshalb mui3 
dieses System reformiert werden. 

Dabei ist es notwendig, die neuen Bundesländer bereits ab 
1995, wie geplant, in vollem Umfang und gleichberechtigt in 
einen gesamtdeutschen Länderfinanzausgleich einzubeziehen. 
Es widerspräche dem Grundgedanken buiidesstaatlicher Solida- 
rität, ausgerechnet die finanzschwächsten Länder von den Re- 
gelmechanismen solidarischer Finanzl-iilfe weiterhin auszu- 
schliefien. Auch ökonomisch trägt die gleichberechtigte Einbe- 
Ziehung der neuen Länder zur Stabilisierung ihrer Rahmenbe- 
dingungen bei, da sie die finanzielle Planungssicherheit der neu- 
en Länder und ihrer Gemeinden verbessert. 

Ziele der Reform des Finanzausgleichr 

Schon vor der deutschen Einigung entstaiid ein längst überfälliger 
Reformbedarf des Finanzausgleichssystems der Bundesrepublila. 
Die Güte des Finanzausgleichs bemif3t sich an der Übereiristim- 
rnung der zur Verfiigung gestellten Finaiizquellen nüt den zu erfül- 
lenden Aufgaben auf den verschiedenen föderalen staatlichen Ebe- 
nen. Dabei treten von jeher bestimmte Zielkonflikte auf: 

- Die demokratisch gebotene Bürgernähe der lokalen und 
regionalen Verwaltungen und ihrer politischen Entscheidungs- 
träger steht im Widerspruch zur betriebswirtschaftlichen Effek- 
tivität einer funktionsfähigen, rationellen Verwaltung, die häu- 
fig größere regionale Eiriheiten voraussetzt. 

- Die sozialpolitisch gebotene Aufgabe, gleiche Lebensbe- 
dingungen für alle Staatsbürgerhnen staatlich bereitzustellen, 
mindert den Zwang zur fiskalischen Wirtschaftlichkeit, der 
durch eine eigenverantwortliche Verwaltungs- und Haushalts- 
führung durchgesetzt werden soll. 

Die ungleiche regionale Steuerkraft würde ahn: Umvertei- 
lung auch zu ungleichen Lebensverhältnissen führen. In  diesem 
Sinne müssen also die Einnahmeqiiellen gerecht verteilt werden, 
um im Bürgerinteresse allen, auch den unteren Verwaltungsebe- 
nen, die für ihre politisch zugewiesenen Aufgaben nötigen öko- 
nomischen Grundlagen zu sichern. »Insoweit ist der Finanzaus- 
gleich im Grundsatz nichts anderes als die Anwendung des so- 
z,ialen Gedankens auf die Welt der Gebietskörperschaften. 
(Hettlage). Andererseits stellt der Zwang zur Beschaffung und 
Verwaltung eigener Mittel immer auch einen Anreiz dar, um an 
der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung und einer effizien- 
ten Aufgabenerfüllung festzuhalten. Eigene wirtschaftliche An- 
strengungen werden durch eine Steigerung der Finanzkraft und 
damit der Bereitstellung von öffentlichen Gütern belohnt. Hier 
besteht also ein Spannungsverhältnis. 

Dieses generelle Problem jedes Finanzausgleichs, also der 
Zielkonflilit zwischen dem, was ökonomisch sinnvoll ist, und 
dem, was sozialpolitisch und wirtschaftspolitisch nötig wäre, 
hat sich gegenwärtig in auflerordentlicher Schärfe zugespitzt. 

Unter dem Vorwand, den Föderalismus stärken und fördern 
zu wollen, wird behauptet, dafl Diskrepanzen in der Wirt- 
schafts- und Finanzkraft der verschiedenen Länder eben der 
Preis für die Eigenständigkeit und Eigenverantwortung seien, 
die sie in1 föderativen Bundesstaat beanspruchten. Ausgangs- 
punkt des Reformkonzepts des Sachverständigenrats ist bei- 
spielsweise die These, dafl im Spannungsverhältnis zwischen al- 
lokativen und distributiven Zielen des Finanzausgleichs die Fi- 
nanzverfassung des Grundgesetzes zu einseitig auf die vertei- 
lungspolitischen Aufgaben fixiert sei und deshalb den Anforde- 
rungen allokativer Effizienz zu wenig Rechnung trage. Damit 
wird die bestehende Finanzverfassung massiv angegriffen, ins- 
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besondere die Konzeption des »kooperativen Föderalismus«. 
Im Zwischenbericht der Finanzreforrnkommission des Landes 
Baden-Württemberg wird sogar die Zielnorm der Eiiilieitlich- 
keit der Lebensverhältnisse im gesamten Bundesgebiet in Frage 
gestellt und bestritten, dai3 sie grundgesetzlich gewünscht sei. 
Eine verwandte Position bezieht auch das Gutachten des wis- 
senschaftlichen Beirats beim Buiidesministeriurn der Finanzen 
zum Länderfinanzausgleich in der Bundesrepublik. 

Die Vorschl2ge des »Sdch~erstandigelzrales zur Begutachtung 
der gesa m tw irtsch a ftlich en En iwicklung « z u r Neuordnung 

An den Vorschlägen des »Sacliverständigerirates zur Begutach- 
tung der gesamtwirtschaftliclieti Entwicklung« lassen sich 
Strukturprinzipien, die bestimmend für diese Richtung der Dis- 
liussion sind, zeigen: erhöhte Beteiligung des Bundes an der Fi- 
nanzierung des besonderen Bedarfs der ostdeutschen Länder bei 
gleichzeitiger Erhöhung der Autonomie der Länder unter dein 
Gesichtspunkt der Effizienz und Konlsurrenz der Landesver- 
waltungen und damit zugleich eine Senkung des allgemeinen 
Ausgleichsniveaus der Länder untereinander. Im einzelnen 
schlägt der Sachverständigenrat im jüngsten Jaliresgutacliten 

1. Die volle Einbeziehung dcr fünf neuen Bundesländer in 
den Finanzausgleich auf dem Weg einer Vorabauffüllung der 
Miiideststeuerkraft durch den Bund, die sich auf 85 vI-3 der 
durchschnittlichen originären Finanzkraft belaufen soll. 

2. An der vertikalen und der horizontalen Ulteuerverteilung 
wird festgehalten, aber der steuerkraftbezogene Umsatzsteuer- 
ausgleich nach Artikel 107, Abs. 1, Satz 4 Grundgesetz soll ent- 
fallen. 

3 .  Die Ländersteuergarantie soll gemäß dem Urteil des Bun- 
desverfassungsgerichtes vom Mai '92 gestrichen werden. 

4. Die Finanzlsraft soll weiterhin an1 Sreueraufkommen ge- 
messen werden, aber die Gemeindesteuern sollen statt wie bis- 

vor: 

her zu 50 vH nun zu 100 vI I  in das Steueraufkommen des Lan- 
des einbezogen werden. 

5. Der Finanzbedarf soll nach wie vor an den Einwohnern 
gemessen werden, aber die Eiilwohnergewichtung der Stadt- 
staaten soll ebenso wie die Sonderbedarfe, die derzeit für be- 
sondere Hafenlasten an Küctenländer gewährt werden, abge- 
schafft werden. 

6. Diese Sonderbedarfe sollen in Form horizontaler oder 
vertikaler Zuweisungen des Bundes abgedeckt werden; zugleich 
sollen auch die neuen Bundesländer Anspruch auf Bundeser- 
gänzungszunreisuilgen haben. 

»Spill-Over-Effekte«, die die Stadtstaaten mit ihrem Lei- 
stungsangebot für das Umland produzieren, sollen durch Zah- 
lungen außerhalb des Länderfinanzausgleichs in Kooperation 
mit den Ländern des Unilandes geregelt werden. 

Zugleich hat der »Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesaintwirtschaftiichen Entwicklung« schon 1990/91 Reform- 
vorschläge zur Einnahmenseite im Finanzausgleich gemacht. Er 
beklagt im Jahresgutachten die unzureichende Autonomie der 
Länder auf der Einnahmenseite und schreibt: >.Die Unabhän- 
gigkeit der Länder bei der Ausgabenpolitili ist nur von begrenz- 
tem Wert, wenn die Entscheidungsfreiheit über die Haushalts- 
finanzierung so stark eingeschränkt bleibt.« Hinter seiner an- 
schließenden Forderung nach einer »bürgernahen Deckung des 
KollektivbedarfSc< und der Forderung nach einer gröfieren steu- 
erlichen Autonomie der Länder steht der haushaltspolitische 
Leitgedanke, die Effizienz der staatlichen Verwaltung durch 
den verstärkten Wettbewerb der Gebietskörperschaften zu er- 
höhen. Die Umverteilung zwischen Bund und Ländern und un- 
ter den Ländern selber soll reduziert werden, »um die Anreize 
für eigene Anstrengungen zu erhöhen«. Höhere Ausgaben der 
Länder sollen sich demnach auch in höheren Kosten der Länder 
widerspiegeln. Irn Jahresgutachten 1991/92 heißt es dazu eben- 
falls: Die »Folgen finanzpolitischer Fehlentscheidungen einer 
empfangenden Kijrperschaft (sind) nur von dieser selbst zu tra- 
gen und (diirfen) nicht - wie heute im Länderfiilanzausgleich 
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inöglich - auf andere Bundesländer ü berwalzt werden kennen,. 
In diesen Vorschlägen sieht der Sachverständigenrat den Vor- 

teil, daß sie für  alle Länder Anreize böten, die eigenen Steuer- 
quellen zu pflegen und die originäre Finanzkraft zu steigern. 
Nimmt in diesem Modell die Steuerkraft eines der neuen Bun- 
desländer zu, so soll daraus zweierlei folgen: 

1. Das Land mit der erhöhten originären Finanzkraft erhiel- 
te eine geringere Vorabauffüllung durch den Bund; dadurch 
würde der Bund, wenn auch nicht im gleichen Umfang, entla- 
stet. 

2. Die länderdurchschnittliche Finanzkraft, die für den ho- 
rizontalen Ausgleich maßgeblich ist, wäre nach der Vorabauf- 
füllung im Vergleich zur Ausgangssituation gestiegen. Damit 
sänke im Ergebnis das Univerteilimgsvolunlen iin Länderfi- 
nanzausgleich und die Finanzkraft nach Finanzausgleich läge 
bei allen Ländern höher als bei der Ausgangssituation. 

Von anderer Seite wird ein Katalog von Anforderungen an 
ein vernünftiges Finanzausgleichssystem aufgestellt, der auf den 
ersten Blick durch Kriterien höchster Rationalität besticht: Das 
Finanzausgleichssystem soll vollständig und widerspruchsfrei 
sein; die Rangfolge der Finanzkraft konstant halten und die un- 
terschiedliche Finanzkraft nur insoweit nivellieren, dai3 bei je- 
dem Land noch genügend Anreize zur Verbesserung der Fi- 
nanzposition durch eigene wirtschaftspolitische Anstrengungen 
verbleiben; es soll stetig und transparent sein und schließlich 
die allokative Effizienz im Raum durch Internalisierung der 
Spill over-Effekte und die distributive Effektivität unter sozia- 
len Gesichtspunkten harmonisch miteinander verbinden. 

Diese Herangehensweise setzt sich über die vorfindliche 
Realität insofern hinweg, als sie die Interessengebuildenlleit ge- 
rade der Finanzpolitik und die daran geknüpfte Verpflichtung 
jedes Reformvorschlags iiicht berücksichtigt, einen Ausgleich 
zu finden, der geeignet ist, das hochste Mai3 an Konsens her- 
beizuführen. Das bestehende System ist zwar widersprüchlich 
und kompliziert, aber gegen einen »axiomatisch sauberen Neu- 
beginn«, wie er hier gefordert wird, spricht doch, dai3 die ver- 

schiedenen Stufen des Finanzausgleichs durchaus ihre je spezi- 
fische Berechtigung haben: 

- Die vertikale Steuerertragsaufteilung über die Gemein- 
schaftsteuern nach Art. 106 Abs. 3 GG sichert ausgaben- und 
bedarfsorientiert die Existenz der verschiedenen Ebenen. 

- Die horizontale Steuerertragsaufteilung entspricht dem 
Gedanken der Eigenstaatlichkeit, ebenso der Eigenverantwor- 
tung der Länder, wird aber zugleich zugunsten der Bedarfs- 
orientierung oder, anders ausgedrückt, des bundesstaatlichen 
Prinzips relativiert (etwa durch den Umsatzsteuer-Vorweg- 
Ausgleich). 

- Der horizontale Finanzausgleich orientiert sich mit seiner 
Zielvorstellung eines »angemessenen Ausgleichs« am Prinzip 
des »biindischen Einstehens« der Länder füreinander, schließt 
aber zugleich durch den Begriff »angemessen. eine völlige Ni- 
vellierung der Unterschiede aus. 

- Die Bundesergänzungszuweisungen schließlich dienen der 
gezielten Verbesserung von Strukturschwäcl-ien der einzelnen 
Länder, die das System des Finanzausgleichs überfordern. In 
jüngster Zeit sind durch das Urteil des Bundesverfassungsge- 
richts vom Mai 1992 auch die Mischfinanzierungen stärker in 
das System des Ausgleichs einbezogen worden; der Bund hat 
dieses metl-iodiscl-ie Herangehen in den Vorschlägen für das fö- 
derale Konsolidierungskonzept zum Teil übernommen. 

Betrachtet inan die \Torschläge des Sachverständigenrats nä- 
her, dann zeigt sich, daf3 hinter der vordergründig so klar er- 
scheinenden Strukturverbesserung des Systems ein Zurücli- 
drängen der distributiven Funktion des Finanzausgleichs steckt. 

Die Forderung nach einer Erhöhung der Einnahmenautono- 
mie der Länder hat nur auf den ersten Blick viel für sich. Die 
durch das Grundgesetz an sich gewährleistete Unabhängigkeit 
und Selbständigkeit der Haushaltswirtschaft der Länder be- 
schränkt sich auf ihre Entscheidungsfreiheit über die Ausga- 
bengestaltung. Das Volumen ihrer Einnahmen können sie ledig- 
lich über einige wenige Steuern und die Kreditfinanzieruilg ge- 
stalten. Diese Möglichkeit ist durch die Rechtsprechung des 
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Bundesverfassungsgerichts von 1986 stark eingeschränkt wor- 
den. Durch den großen Anteil der Mischfinanzierungen zwi- 
schen Bund und Ländern werden Projekte, die vielleicht aus der 
bürgernäheren Perspektive der Länder dringlicher wären, von 
diesen zugunsten der vom Bund (oder auch von der EG) bezx- 
schuf3teii Aktivitäten zurückgestellt. Das widerspricht natürlich 
dem Sinn einer dezentralisierten Aufgabenerfüllung. WAS aber 
unter dem Gesichtspunkt der föderalen Demokratie so bürgcr- 
freundlich klingt, kann sich unter sozialen Gesichtspunkten in 
das ganze Gegenteil verkehren: Der große Anteil der Mischfi- 
nanzierungen ist nämlich darauf zurückzuführen, daß die je- 
weiligen Bundesregierungen sich bei der Einführung dieser Fi- 
nanzierungsformen auf ihre Pflicht beriefen, flir die Einheitlich- 
keit der Lebensverhältnisse iin gesamten Land zu sorgen. So 
wurden in der großen Finanzreform 1969 die sogenannten Ge- 
meinschaftsaufgaben, durch die z. B. die einheitliche regionale 
Entwicklung, der Hochschul- und Krankenhausbau der Länder 
oder die Stadtentwicklung stark beeinflufit werden könneii, ge- 
nau unter diesem Gesichtspunkt in das Grundgesetz aufgenorn- 
men. 

Bei der Reform der Finanzverfassung Ende der 60er Jahre 
war gesetzlich festgeschrieben worden, daf3 die öffentlichen 
Haushalte auch als Instrumente zur Durclisetzimg großriumi- 
ger Wirtschafts- und sozialpolitischer Ziele dienen und deshalb 
stark auseinanderfallende Finanzkraftunterschiedc nicht zuge- 
lassen seien. 

Hinter der Diskussion finanzpolitischer Verteilungsrnecha- 
iiismen zwischen den Ländern steht daher auch die Frage, ob 
man am Sozialstaatspririzip festhält oder nicht. 

Jnstrimente des gesamtdeutschen Finanzausgleichs aus der 
Sicht der Bundesregierung 

Das föderale Konsolidierungsprogramnl der Koalition vom Ja- 
nuar 1993 füllt zum Teil die im Thesenpapier vorgelegten Vor- 

schläge mit konkreten Zahlenangaben aus. Es ist dort vorgese- 
hen, die Finanzkraft der neuen Länder ab 1995 durch den Län- 
derfinanzausgleich - Volumen rund 21 Mrd. DM - auf etwa 
85 v H  des Durchschnitts der Länder anzuheben. Dieser Betrag 
beläuft sich auf weniger, als gegenwärtig die Zahlungen über den 
Fond »Deutsche Einheit« ausmachen. Zusätzlich sollen die fünf 
neuen Bundesländer Fehlbetrags-Ergänzungszuweisungen von 
7 Mrd. D M  und Sonderleistungen von 32,5 Mrd. DM zur Ver- 
fügung gestellt bekommen. Zwei Drittel davon entfallen auf de- 
gressiv ausgestaltete Sonderbedarfs-Ergänzungszuweisungen, 
ein Drittel auf Finanzhilfeil. Außerdem sind noch degressive 
Ubergangs-Bundesergänzungszuweisungen, beginnend mit 
2,5 Mrd. DM, sowie jährliche Zuweisungen zur Sanierung des 
Haushalts der Länder Bremen und Saarland von zusammen 
2,5 Mrd. DM beabsichtigt, von denen zwei Drittel auf das Saar- 
land und ein Drittel auf Bremen entfallen. 

Nun ist es zwar zu begrüßen, daß die fünf neuen Bundeslän- 
der ab 1995 in den Länderfinanzausgleich einbezogen werden. 
Auch soll ihnen im Jahr 1995 ebenso wie den finanzschwachen 
alten Bundesländern durch die Fehlbetrags-Ergänzungszuwei- 
ciinwn eine Mindestfinanzkraft von 95 v H  der landerdurch- 

D-- I__.. 

schnittlichen Finanzkraft garantiert werden. Ebenso ist es von 
Vorteil, daß die bisher finanzschwachen alten Länder für fünf 
Jahre die Ubergangs-Bundesergänzungszuweisungen erhalten, 
damit sie sich nicht schlechter als in der bisherigen Form des 
Finanzausgleichs stellen. Es ist aber zu bezweifeln, ob ein Fünf- 
jahreszeitraum ausreichen kann, um ihre Wirtschaftskraft ent- 
sprechend zu stärken. Zudem sind die Ergänzungszuweisungen 
mit 2,5 Mrd. DM im Jahr 1995 bei einer Degression in den 
kommenden Jahren sehr gering ausgestaltet. Beide Maßnahmen 
ändern aber nichts an dem Grundproblem: Die Finanzierung 
der deutschen Einheit wird vom Bund auf die Länder verlagert, 
und die finanzschwachen alten Länder werden mittelfristig 
stärker belastet. Dagegen muß die Forderung erhoben werden, 
das bisherige System der dynamischen Bundesergänzungszu- 
Weisungen in einer dem Länderfinanzausgleichsvolunlen ange- 
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messenen Höhe aufrechtzuerhalten und durch die Neuregelung 
des bundesstaatlichen Finanzausgleichs sicherzustellen, daß ein 
finanzschwaches altes Land je Einwohner im Ergebnis nicht 
stärker belastet wird als ein finanzstarkes altes Land. 

Abzulehnen ist der Beschluß, die Zuweisung für die Sanie- 
rung der Haushalte Bremens und des Saarlands, obwohl das 
Bundesverfassungsgericht deren sofortige Inangriffnahme emp- 
fohlen hat, auf das Jahr 1995 zu verschieben und auf zusammen 
2,5 Mrd. DM jährlich zu begrenzen. Beide Länder fordern 
3,4 Mrd. DM ab 1993; bei einem Beginn der Zahlung ab 1995 
haben sie einen Bedarf von mindestens 4 Mrd. DM geltend ge- 
macht. 

Allerdings ist es auch ein relativer Fortschritt, daß der Bund 
bereit ist, die finanzielle Verantwortung für den sogenannten 
Erblastentilgungsfond allein zu übernehmen, in dem die Ver- 
bindlichkeiten des Kreditabwicklungsfonds und der Treuhand- 
anstalt zusammengefaßt werden. Ab 1995 rechnet er mit jähr- 
lichen Aufwendungen in Höhe von 40 Mrd. DM für Zinsen 
und Tilgung. Die Forderung nach Einbeziehung der Altschul- 
den der Wohnungswirtschaft bleibt aber unerfüllt. 

Auf der anderen Seite jedoch sollen die Länder auf Anteile 
am Mehrwertsteueraufkommen verzichten, zusätzliche Kosten 
für den öffentlichen Nahverkehr übernehmen und sich an der 
EG-Finanzierung beteiligen. Diese zusätzlichen Kosten werden 
auf insgesamt 26 Mrd. DM angesetzt. Im Saldo bedeutete das, 
daß der größte Teil der Last des Finanzausgleichs auf die Län- 
der abgewälzt wird, die mit rund 47 Mrd. DM mehr als zwei 
Drittel zu finanzieren hätten, während der Bund mit rund 
18 Mrd. DM nur weniger als ein Drittel tragen will. 

Qualität und Umfang des Programms stellen Weichen in be- 
Zug auf die anstehende Reform des Länderfinanzausgleichs, die 
so nicht akzeptiert werden können. Insbesondere müssen bei 
einer Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs ne- 
ben den Auf- und Umbauproblemen der ostdeutschen Länder 
auch die Interessen der finanzschwachen westlichen Bundeslän- 
der und der Gemeinden angemessen berücksichtigt werden. 

Das geschieht aber nicht, wenn die Bundesregierung den Vor- 
schlägen des Sachverständigenrats oder auch des Wissenschaft- 
lichen Beirats beim Bundesminister der Finanzen folgt. 

Drei Kriterien der Neuordnung 

Vor diesem Hintergrund murS dreierlei bei einer Reform der Fi- 
nanzverfassung beachtet werden: 

1. Eine Senkung des Umverteilungsvolumens durch den Fi- 
nanzausgleich auf ein niedrigeres Ausgleichsniveau ist abzuleh- 
nen. Sollte ihre Durchsetzung unumgänglich werden, um den 
Charakter des Finanzausgleichssystems als Spitzenausgleich zu 
erhalten, sollte sie gebunden werden an Maßnahmen, die geeig- 
net sind, das Wirtschaftskraftgefälle durch Programme zur 
Wirtschaftsstrukturförderung, die bei parallelen Eigenanstren- 
gungen der betreffenden Länder durch die bundesstaatliche Ge- 
meinschaft finanziert werden, abzubauen. 

In diesem Kontext müssen die vorgesehenen Sonderzahlun- 
gen an die ostdeutschen Länder heraufgesetzt, muß die Ein- 
wohnergewichtung der Stadtstaaten nicht nur erhalten, sondern 
auf 150 v H  erhöht werden und müssen die Sanierungszahlun- 
gen an Bremen und das Saarland gemäß dem Urteil des BVG 
schon 1993 in der von den Ländern vorgeschlagenen Höhe 
durchgeführt werden. 

Gemeinschaftsaufgaben und Mischfinanzierungen müssen 
weiterhin gezielt als Ergänzungen des Finanzausgleichssystems 
ausgebaut werden, um »Bedarfe zu kompensieren und Lasten 
abzufangen, die der Länderfinanzausgleich nicht berücksich- 
tigt., wie das BVG es bereits 1986 in seinem Grundsatzurteil 
gefordert und 1992 erneut bestätigt hat. Der DGB hat z. B. die 
Ausdehnung der Finanzhilfen nach Art. 104 a Abs. 4 GG auf 
einen Konversionsfonds zur Bewältigung der regionalen Folgen 
der Rüstungs- und Standortekonversion und auf die Altlasten- 
Sanierung gefordert. 

2. Bei einer Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzaus- 
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gleichs müssen die Interessen der Kommunen berücksichtigt 
werden. Eine Senkung der Gewerbesteuer, die aus verteilungs- 
politischen Gründen eigentlich abzulehnen ist, müiite auf jeden 
Fall aufkommensneutral erfolgen. Denkbar wäre eine Beteili- 
gung der Gemeinden an der Umsatzsteuer. Vor dem Hinter- 
grund des Verzichts der westdeutschen Gemeinden auf die 
Strukturhilfe ist eine Neuregelung der Finanzierung der Sozial- 
hilfelasten mit einer angemessenen Beteiligung des Bundes un- 
abdingbar. 

3. Schließlich hat das Urteil des BVG vom Mai 1992 die Fra- 
ge der Neugliederung der Bundesländer als »Ultima ratio« einer 
gescheiterten Sanierungspolitik der Länder mit extremer Haus- 
haltsnotlage in den Raum gestellt. Dabei wird eine Ländergröße 
angestrebt, die durch internen Ausgleich das Volumen des Län- 
derfinanzausgleichs reduziert. Bei der Realisierung eines neuen 
Länderzuschnitts zeigen sich Probleme. Die Wirtschaftswissen- 
Schaft hat das Problem einer fiskalisch optimalen Ländergröße 
im föderalen Bundesstaat kaum untersucht. Politisch zeigt die 
Entwicklung Ostdeutschlands nach der Wende, wie beharrlich 
historisch gewachsene Strukturen in Kopf und Herz der Men- 
schen verankert sind, die in den Ländern leben. Insofern sollte 
diese Frage mit äußerster Behutsamkeit angegangen werden. 
Sinnvoll wäre die Einrichtung einer entsprechenden Enquete- 
Kommission, die beide Fragen, die nach der Neugliederung, 
aber vor allem die viel aktuellere Frage der Kooperation über 
politische Landesgrenzen hinaus, in systematischer Weise bear- 
beitet und aufbereitet, um sie demokratischen Entscheidungs- 
und Abstimmungsprozessen zugänglich zu machen. 

4.4 Die Europäische 
den Erfahrungen der 
1992 

Wahrungsunion nach 
EWS-Krise im Herbst 

Im September 1992 kam es nach einer fünfjährigen Phase stabi- 
ler Wechselkurse zwischen den Währungen des europäischen 
Währungssystems EWS zu erheblichen Spannungen. In deren 
Folge verließen Italien und Großbritannien den Wechselkurs- 
mechanismus des EWS. Zwischen den Währungen anderer Staa- 
ten kam es zu mehreren Anpassungen (Realignments). Welche 
Folgen haben diese Vorgänge für den Aufbau einer Europäi- 
schen Währungsunion EWWU auf der Basis der Maastrichter 
Verträge? Welche Entwicklungspfade auf dem Wege zu einer 
»europäischen« Währung sind unter den derzeitigen Zielsetzun- 
gen wahrscheinlich? Gibt es hierzu Alternativen oder gar einen 
»optimalen Weg. zu einer einheitlichen Währung für das ge- 
samte Gebiet der EG-Mitgliedstaaten? 

Geschichte des E WS 

Werden Anzahl, Höhe und Wirkungsweise der Realignments als 
Maßstab genommen, dann läßt sich die Geschichte des EWS in 
vier Phasen unterteilen. In der ersten Phase, sie reicht von 1979 
bis 1983, fanden zwischen den jeweiligen Währungen insgesamt 
27 Realignments statt. Mit Hilfe dieser Anpassungen in Höhe 
von durchschnittlich 5,3 vH wurde die Inflationsdifferenz zwi- 
schen den Mitgliedern des Wechselkursmechanismus des EWS 
zu 90 v H  ausgeglichen. In der darauffolgenden Phase bis 1987 
nahmen nicht nur die Zahl und Höhe, sondern auch der Wir- 
kungsgrad der Realignments hinsichtlich der Anpassung an die 
Inflationsdifferenzen ab: Die Höhe der Realignments sank auf 
durchschnittlich 3,8 vH, nur noch 52 vH der Inflationsdifferenz 
wurden ausgeglichen. Vor dem Hintergrund einer Angleichung 
der ökonomischen Rahmendaten der jeweiligen Nationen 
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schien diese Politik gerechtfertigt. Zinssätze und Inflationsraten 
der Länder näherten sich an. In der dritten Phase ab dem Jahr 
1987 wurden bis zum Sommer 1992 - mit Ausnahme einer Än- 
derung der Schwankungsbreite der italienischen Lira - im Jahr 
1990 keine Anpassungen im Wechselkursmechanismus vorge- 
nommen. Allerdings entwickelten sich in dieser Zeit die Infla- 
tionsraten zwischen den EWS-Mitgliedstaaten bereits wieder 
auseinander. Vor dem Hintergrund einer divergierenden Wirt- 
schaftlichen Entwicklung bei konstanten nominalen Wechsel- 
kursen trat nun ein anderes Instrument zur Stabilisierung des 
Wechselkurses in den Vordergrund: Der Außenwert der jeweils 
schwächeren Währung wurde mit Hilfe eines entsprechenden 
Zinsaufschlags innerhalb der vorgegebenen Schwankungsbrei- 
ten gehalten. Als Konsequenz werteten die Länder mit schwa- 
chen Währungen real auf, während es in den Ländern mit relativ 
stabilen Preisen real zu Abwertungen kam. 

Die Stabilität der Wechselkurse, die Abnahme und schließ- 
lich das Ausbleiben von Realignments wurden als der entschei- 
dende Erfolg des EWS gewertet, auf dessen Grundlage eine ein- 
heitliche Währungsunion basieren könne. Doch im Spätsom- 
mer 1992 - im Vorfeld der Ratifizierungsprozeduren der Maa- 
strichter Verträge - ist das EWS in eine vierte Phase eingetreten. 
Innerhalb von wenigen Tagen führten Währungsspekulationen 
dazu, dai3 einige Länder ihren Mitgliedstatus zeitweilig aufkün- 
digten, weil sie den Interventionsverpflichtungen im Rahmen 
des Wechselkursmechanismus nicht mehr nachkommen konn- 
ten. Die mit Hilfe von Zinsaufschlägen und Notenbankinter- 
ventionen erzeugte Kursstabilität platzte für diese Länder wie 
eine Seifenblase. 

Die Krise des EWS im September 1992 

Die Finanzierung des deutsch-deutschen Einigungsprozesses 
erforderte einen zusätzlichen Kapitalbedarf, der zu einer Aus- 
weitung der Nettoneuverschuldung des Staates und vor allem 

seiner Schattenhaushalte führte. Zudem war der Einigungsboom 
(und ist die derzeitige Wirtschaftskrise) von einer leicht steigen- 
den Inflationsrate begleitet. Für die Bundesbank gab es bei die- 
ser Konstellation infolge ihres Stabilitätsparadigmas nur eine 
geldpolitische Konsequenz: eine stark restriktive Geldpolitik, 
die von Beginn des Jahres 1991 bis Mitte 1992 mittels einer stu- 
fenweisen Anhebung des Diskontsatzes diesen auf ein bislang 
unerreichtes Niveau heraufsetzte. 

Mit der Anhebung der Leitzinsen am 16. Juli 1992 fand die 
Hochzinspolitik der Bundesbank - irn Inland und vor allem im 
Ausland wegen der europaweit konjunkturdämpfenden Wir- 
kung heftig attackiert - ihren bisherigen Höhepunkt. Die Bun- 
desbank rechtfertigte ihre Politik mit der Argumentation, das 
Geldmengenwachstum auf der Basis des Indikators M3 sei zu 
hoch. Die DM befand sich daraufhin permanent am oberen In- 
terventionspunkt gegenüber den schwächeren EWS-Währun- 
gen. Da zu diesem Zeitpunkt an den Kapitalmärkten bereits er- 
kennbar war, daß sowohl die Anlagen in italienischer Lira als 
auch die in englischen Pfund nicht mehr durch einen entspre- 
chenden Zinsaufschlag gegenüber der DM honoriert wurden, 
erfolgte an den Devisenmärkten eine gezielte Spekulation in 
Richtung eines Realignments mit einer deutlichen Aufwertung 
der DM. 

Vor allem vor dem französischen Referendum über die Maa- 
strichter Verträge verstärkte sich mit der Ungewißheit über des- 
sen Ausgang der Abwertungsdruck auf die schwachen Wahrun- 
gen. Wenige Tage vor dem französischen Referendum bat die 
Bundesbank die Bundesregierung, sich für ein Realignment ein- 
zusetzen und stellte für diesen Fall selbst eine Senkung der Zin- 
sen in Aussicht. Die Bundesbank hielt das Realignment für not- 
wendig, weil sie durch den Wechselkursmechanismus in immer 
größerem Ausmaß zum Aufkauf von Lira verpflichtet war, um 
den Kurs der italienischen Währung zu stützen. Das Real- 
ignment, das schließlich am 13. September 1992 erfolgte, führte 
faktisch zu einer Abwertung der Lira um 7 vH. Die Bundes- 
bank senkte daraufhin den Diskontsatz um einen halben und 
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den Lombardsatz um einen viertel Prozentpunkt. An den De- 
visenmärkten wurden das Realignment und die Leitzinssen- 
kung als völlig unzureichend eingestuft. Dies führte zu einem 
immer stärkeren Druck auf die Lira und das britische Pfund. 
Schließlich konnte in Großbritannien selbst ein Zinsanstieg um 
5 Prozentpunkte innerhalb weniger Stunden die Devisenabflüs- 
se nicht verhindern, sondern hatte eher deren Beschleunigung 
zur Folge. Das britische Pfund wurde aus dem Wechselkursme- 
chanismus des EWS herausgenommen und verlor daraufhin 
deutlich an Wert. Am selben Tag verlieii die Lira ebenfalls den 
Wechselkursmechanismus, und die Peseta muf3te abgewertet 
werden, da die Notenbanken ihrer Interventionspflicht nicht 
mehr nachkommen konnten. Damit kehrte jedoch noch keine 
Ruhe an den Devisenmärkten ein. Ein neuerliches Realignment 
im November betraf wiederum die Peseta und nun auch den 
portugiesischen Escudo. Spekulationswellen gegen den Franc, 
das irische Pfund sowie die dänische Krone konnte zunächst 
durch Interventionen begegnet werden. Auch nordische Länder 
mufken ihre freiwillige EWS-Bindung ohne formelle Mitglied- 
schaft im Laufe des Herbstes 1992 aufgeben. Nachdem der 
Kurs der Finnmark im Zeichen einer tiefen nationalen Wirt- 
schaftskrise freigegeben wurde, erfaßte der Abwertungssog 
trotz heftigster Gegenwehr auch Schweden und Norwegen. 

Die Erfahrungen mit dem E WS 

Die restriktive Geldpolitik der deutschen Bundesbank allein für 
die Spannungen innerhalb des EWS verantwortlich zu machen, 
wäre sicherlich eine verkürzte Darstellung der Vorgänge. Im 
Nachhinein läflt die Anhebung der deutschen Leitzinsen im Juli 
1992 allerdings den Schluß zu, daß dieser Schritt vor dem Hin- 
tergrund der wirtschaftlichen Entwicklung in Italien und Groß- 
britannien den entscheidenden Anstoi3 für den Ausbruch der 
EWS-Krise bildete. Die Ursachen für diese Krise sind weitaus 
vielschichtiger und liegen nicht zuletzt in den Politiken der bei- 

den Länder begründet, die den Wechselkursmechanismus des 
EWS verließen. 

In Italien gab es über Jahre hinweg trotz vergleichsweise hö- 
herer Inflationsraten und einer sich stetig verschlechternden 
Handelsbilanz keine Bereitschaft zu einer Abwertung. Zu groi3 
war dort die Befürchtung, daß es ohne die überfälligen Ände- 
rungen der Fiskalpolitik zu einer Abwertungs-Inflations-Spira- 
le wie in den 70er Jahren kommen würde. Es verwundert daher 
nicht, daß in Italien die deutsche Hochzinspolitik nur zu einem 
Teil als Ursache für die erfolgte Abwertung verantwortlich ge- 
macht wurde. Für die Position der Bundesbank gibt es ange- 
sichts der Probleme, die aus der Wiedervereinigung resultieren, 
ein relativ großes Verständnis. Als die eigentliche Hauptursache 
für die Abwertung werden dort einhellig die exzessiven Staats- 
ausgaben angesehen. 

Großbritannien befand sich bereits im Sommer 1992 in der 
schwersten Rezession seit dem Beginn der 30er Jahre. Erschwe- 
rend kommt im Falle Großbritanniens hinzu, daß der Eintritt 
des englischen Pfundes in den Wechselkursmechanismus des 
EWS im Oktober 1990 auf einem politisch viel zu hoch festge- 
legten Kursniveau erfolgte. Der Preis hierfür war ein entspre- 
chend hohes Zinsniveau. So gab es trotz der Rezession keine 
weiteren Spielräume für Zinssenkungen, da die britische Geld- 
Politik sehr stark auf den Außenwert ihrer Währung bedacht 
war und eine Abwertung auf alle Fälle vermeiden wollte. 

In beiden Ländern, Italien wie Großbritannien, waren die 
Notenbanken und Regierungen weder zu Realignments bereit 
noch ließ sich innenpolitisch ein im Sinne internationaler An- 
leger »ausreichender« Zinsaufschlag auf Dauer durchsetzen. 
Gerade in Phasen von Wirtschaftskrisen wird der innenpoliti- 
sche Druck auf Zinssenkungen als Mittel zur Konjunkturför- 
derung immer größer. Soll der Wechselkurs aber ohne weitere 
Zinssenkungen stabilisiert werden, so’ führen die Stützungskäu- 
fe im Rahmen des Wechselkursmechanismus des EWS zwangs- 
weise zu einer »Plünderung« der Devisenreserven der Noten- 
banken. Dies ist stets dann der Fall, wenn der Zinsaufschlag als 
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Risikoprämie einer von den Anlegern erwarteten Abwertung 
von diesen als nicht hoch genug eingeschätzt wird. Die Stüt- 
zungskäufe können somit nur begrenzt erfolgreich sein. Ohne 
Zinsaufschläge hält die massive Spekulation gegen die schwache 
Währung an und mui3 schließlich zu einer Abwertung führen. 

Pragmatisch gesehen werden die Kosten zur Stabilisierung 
der schwächeren Wahrung für deren Notenbank schlicht zu 
hoch. Während die Verpflichtung aus dem Wechselkursmecha- 
nisinus für die Bundesbank lediglich einen enormen Zufluf3 an 
künftig abwertungsbedürftigen Devisen bedeutet, was ver- 
schmerzbar sein dürfte, führt eine solche Situation bei den No-  
tenbanken der schwächeren Staaten dazu, dai3 sie ihre Ver- 
pflichtungen zur Kursstabilisierung im Rahmen des Wechsel- 
kursmeclianismus aus Mangel an Devisen nicht mehr erfüllen 
k .. onnen. 

Gescheitert ist im September 1992 allerdings nicht der Wech- 
selkursmechanismus des EWS, sondern dessen Praxis in den 
Jahren zwischen 1987 und 1992. Wenn die nominalen Wechsel- 
kurse bei unterschiedlichen Inflationsraten konstant blieben, 
werteten die Länder mit den stabileren Währungen real ab, 
während die Länder mit schwächeren Währungen real aufwer- 
teten. Diese Situation, die völlig im Widerspruch zur tatsäclili- 
chen wirtschaftlichen Entwicklung stand, war auf Dauer nicht 
durchzuhalten. Gescheitert ist damit die Strategie der Länder 
mit weichen Währungen, zur Stabilisierung des Auf3enwerts im 
Vergleich zur stärkeren Wahrung höhere Zinsen als Risilioauf- 
schlag zu gewähren. Höhere Zinsen können die von den Markt- 
teilnehmern erwarteten, aber unterlassenen Abwertungen der 
Länder mit schwachen Währungen somit nicht verhindern, 
sondern nur verzögern. 

Dem fünfjährigen Verzicht auf Realignments lag eine Fehl- 
einschätzung zugrunde. Der gemeinsame polj tische Wille zur 
Stabilität mit Hilfe von festen Wechselltursen wurde höher be- 
wertet als das Erfordernis, national unterschiedlichen Entwick- 
lungen Rechnung zu tragen. Diese Illusion erwies sich als po- 
litisch verhängnisvoll. Denn sie weckt eine Erwartungshaltung, 

die von Seiten der Politik nicht einlösbar ist. O b  an dieser Illu- 
sion jetzt sogar die Vorstellung einer EWWU scheitert, werden 
die nächsten Monate zeigen. N u r  ein Beispiel: Sowohl die ita- 
lienische als auch die belgische Staatsverschuldung befinden 
sich auf einem solch enormen Niveau, daß ohne deren massiven 
Abbau mit Hilfe einer nationalen Währungsreform oder einer 
kollektiven Entschuldung der EWS-Mitgliedstaaten ein Beitritt 
zu einem gemeinsamen Währungssystem kaum denkbar ist. 

Scblußfolgerungen fü r eine E WWU 

Zwischen den EG-Mitgliedstaaten bestehen noch immer be- 
trächtliche Stabilitätsunterschiede, die durch den jahrelangen 
Verzicht auf eine Anpassung der Leitkurse nur verdeckt worden 
sind. Die Diskrepanzen bezüglich der Inflationsrate bzw. der 
Leistungskraft einer Volkswirtschaft machen Realignments von 
Zeit zu Zeit zwingend erforderlich. Auch wenn durchaus strittig 
ist, ob einzelne Abwertungen, die sich auf dem Niveau der un- 
terschiedlichen Inflationsraten bewegen, innerhalb eines ge- 
meinsamen Marktes realökonomisch überhaupt noch Vorteile 
mit sich bringen, so sind die Alternativen zu fälligen Abwertun- 
gen langfristig mit Nachteilen verbunden. Besonders die in Kri- 
senzeiten zur Kurssicherung notwendige Hochzinspolitik hat 
belastende Auswirkungen. 

Doch auch die möglicherweise positive Wirkungsweise der 
Abwertungen ist strittig. Für den Fall, daß eine Abwertung nur 
die Inflationsdifferenzen ausgleichen soll, bleiben die realen 
Wechselkurse konstant. Die realen Austauschverhältnisse zwi- 
schen den Waren und Dienstleistungen verändern sich nicht, 
eine zusätzliche Impulswirkung kann von einer solchen Maß- 
nahme nicht ausgehen, allenfalls die Wiederherstellung des Sta- 
tus quo ante. Die Frage bleibt, inwieweit eine Abwertung, de- 
ren Höhe die der Inflationsdifferenzen übersteigt, als gezielte 
strukturelle Maßnahme zur Förderung des eigenen Exports un- 
ter Hinnahme der Verteuerung der Importe bei stark miteinan- 
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der verflochtenen Volkswirtschaften überhaupt noch wirken 
kann, 

Der oben genannte Vorbehalt, die Ängste vor Kapitalflucht, 
vor ausbleibenden ausländischen Investitionen und vor einer 
Abwertungs-Inflations-Spirale sind die Ursache dafür, daf3 sich 
nahezu sämtliche EG-Mitgliedstaaten mit allen Mitteln den Ab- 
wertungen widersetzen. Dennoch benötigt ein Nationalstaat 
das Ventil der Abwertung, solange es unterschiedliche Währun- 
gen und divergierende wirtschaftliche Entwicklungen gibt. 

In einer Europäischen Union mit nur noch einer Währung ist 
das Ventil der Abwertung verschlossen. Auf rezessive Entwick- 
lungen innerhalb einer Region wird eine europäische Notenbank 
keine Rücksicht nehmen, falls sie sich entsprechend dem derzei- 
tigen Kurs der Deutschen Bundesbank verhält. Dann hätten nach 
dem bisherigen Stand der Dinge die krisengeschüttelten Regio- 
nen innerhalb der EG den Anpassungsdruck allein zu tragen. Die 
derzeit bereits existierenden Regionalfonds sind von ihrem Um- 
fang her bei weitem nicht geeignet, strukturelle Unterschiede 
zwischen den EG-Regionen auszugleichen. 

In dem Maile, in dem sich eine gemeinsame Geldpolitik auch 
die Interessen benachteiligter EG-Regionen zu eigen macht, 
fordert sie den wachstumsstarken Regionen Opfer ab, seien es 
geldpolitische oder monetäre, zur Förderung schwacher Regio- 
nen. Derzeit ist nicht erkennbar, daf3 etwa die Bundesrepublik 
zu solchen Opfern bereit wäre. Eine Währungsunion aller Mit- 
gliedstaaten erscheint daher vor allem aus politischen Grüiiden 
- unabhängig von der eher formalen Frage nach der Erfüllbar- 
keit der Kriterien des Maastrichter Vertrags - bis auf weiteres 
unrealistisch. Sie wird von den entscheidenden Staaten politisch 
nicht gewollt. 

Wie geht es voraussichtlich weiter? 

Ein Europa von zwei oder mehr Geschwindigkeiten ist daher 
das derzeit realistische Szenario. Aus rein ökonomischer Sicht 

wäre es sicherlich sinnvoll, wenn nur diejenigen Länder an einer 
EWWU teilnähmen, die ähnliche Stabilitätseigenschaften auf- 
weisen. Daneben hätte dies auf den ersten Blick den Vorteil, daf3 
die Europäische Integration wenigstens im Kern voranschreiten 
könnte und nicht auf die Stabilitätsnachzügler gewartet werden 
müf3te. Betrachtet man jedoch die möglichen Konsequenzen ei- 
nes solchen Vorgehens genauer, dann ist eine solche Politik mit 
erheblichen Problemen und Gefahren für einen weitergehenden 
Integrationsprozei3 in Europa verbunden. Eine Aufspaltung des 
Zuges in mehrere Teilzüge mit unterschiedlichen Geschwindig- 
keiten macht schliei3lich nur Sinn, wenn alle Waggons früher 
oder später am gleichen Ziel ankommen. Aber geiiau hier liegt 
das Problem. Mit der Schaffung unterschiedlicher Währungszo- 
nen innerhalb eines gemeinsamen Marktes werden die bereits 
existierenden ökonomischen Disparitäten eher noch vertieft. 

Zunächst zu den möglichen ökonomischen Folgen eines Eu- 
ropa der zwei oder mehr Geschwindigkeiten. Die Länder, die 
Stabilitätskriterien der EWWU erfüllen können, bilden in ei- 
nem solchen Fall einen ECU-Währungsraum. Neben dem 
ECU wird es weiterhin andere Wahrungen innerhalb der EG 
geben. Dies bedeutet, dai3 es auch noch im nächsten Jahrtau- 
send ein Währungssystem ähnlich dem des EWS geben müßte, 
auch wenn die Zahl der teilnehmenden Währungen geringer 
sein wird. Für die Länder, die nicht an der EWWU teilnehmen, 
ändert sich in diesem Fall währungspolitisch wenig. Statt der 
»Ankerwährung DM« sehen sie sich einer »Ankerwährung 
ECUc gegenüber, der aufgrund seiner Stabilitätseigenschaft zur 
Leitwährung wird, Eine solche Konstellation bietet den Nicht- 
EWWU-Ländern nur sehr eingeschränkte Möglichkeiten einer 
eigenständigen Geld- und Währungspolitik. Sahen sie sich vor 
Einführung des ECU im Schlepptau der Deutschen Bundes- 
bank, müssen sie sich nun an der Politik der ökonomisch noch 
stärkeren Europäischen Zentralbank (EZB) orientieren. Sie 
werden zwar im erweiterten Rat der EZB vertreten sein, dieser 
hat aber nur beratende Funktion. 

Aufgrund einer solchen Konstellation sind erhebliche Span- 

252 253 



nungen zu erwarten. Denn unterschiedliche Währungsräume 
mit stark voneinander abweichendem ökonomischem Potential 
innerhalb eines gemeinsamen Marktes bergen die Gefahr, daß 
die ökonomischen Disparitäten innerhalb der EG zunehmen 
werden. So wird der Handel zwischen den Ländern, die eine 
Währungsunion bilden, vereinfacht und sich vermutlich stärker 
vertiefen als der Warenaustausch zwischen der EWWU-Staa- 
tengruppe und den übrigen EG-Staaten. Die Exporte der 
Nicht-EWWU-Länder werden dagegen durch den Fortbestand 
währungsbedingter Transaktionskosten und aufgrund der 
Kursrisiken benachteiligt. Hinzu kommt, da13 sich die Kapital- 
ströme zunehmend auf den ECU-Währungsraum konzentrie- 
ren werden. Daraus folgt, daß die »alten« Europawährungen 
unter noch grö13eren Abwertungsdruck geraten als bislang und 
somit auch der Zwang zu einem ausreichenden Zinsaufschlag 
gegenüber dem ECU noch größer wird. 

Zwar käme diesen Ländern eine Abwertung zum Ausgleich 
der Transaktionskostennachteile gegenüber dem ECU-Raum 
möglicherweise gelegen, gleichwohl entstünden ihnen damit 
neue Probleme. Angenommen, eine Wahrung wird tatsächlich 
abgewertet, so wird schon dadurch gegen eines der Kriterien 
verstoßen. Zwar wird durch die Abwertung theoretisch der Ex- 
port gefördert, gleichzeitig verteuern sich aber die Importe. Die 
ohnehin bestehenden Inflationsprobleme - sonst wäre es nicht 
zu einer Abwertung gekommen - werden zunehmen. Zu deren 
Bekämpfung werden die betroffenen Notenbanken erfahrungs- 
gemäi3 die Leitzinsen anheben. Es ist dann nicht auszuschließ- 
en, da13 aufgrund der Hochzinspolitik die Exportimpulse über- 
kompensiert werden und daß dies zu einem Einbruch der Kon- 
junktur führt. Die Steuereinnahmen gehen daraufhin zurück, 
die Gefahr höherer Haushaltsdefizite nimmt zu, ein weiteres 
Konvergenzkriterium wird damit verletzt. Schließlich verteuern 
die höheren Zinsen die öffentlichen Schulden und belasten den 
Haushalt zusätzlich. Aber auch wenn keine Paritätsänderung 
im EWS erfolgt, werden die Probleme für das betreffende Land 
nicht geringer. Schon um einen weiteren Abwertungsdruck zu 

verringern, mui3 es die Zinsen erhöhen; womit der letzte Teil 
der eben dargestellten Kausalkette in Gang kommt. Erfolge 
kann es bei einer solchen Konstellation allenfalls bei der Infla- 
tionsbekämpfung geben. Die Erfüllung der Beitrittskriterien 
wird aber für die zunächst abgehängten Länder immer schwie- 
riger. 

Aus ökonomischen Gründen ist es demnach wahrscheinlich, 
da13 der Sichtkontakt zwischen den schnelleren und den lang- 
sameren Zügen verloren geht und die Gefahr besteht, daß die 
Nachzügler nicht im gemeinsamen Bestimmungsort ankommen 
werden. Wenn es für diese Länder aber - trotz eigener Anstren- 
gungen - kaum Hoffnung auf einen späteren Eintritt in die 
EWWU gibt, weil sie befürchten müssen, daß die Eintrittsbar- 
rieren unerreichbar hoch bleiben, werden dort politische Span- 
nungen nicht ausbleiben. Erst recht dann nicht, wenn im Laufe 
der Zeit das Interesse der Kern-EWWU an einem Nachrücken 
der anderen EWS-Länder nacliläßt, weil die Stabilitätsdifferen- 
zen eher zugenommen haben. 

Aus dieser Konstellation werden sich notgedrungen Proble- 
me im politisch-institutionellen Gefüge der EG ergeben. In den 
ausgegrenzten Ländern wird sich der Eindruck ausbreiten, nur 
noch als »Europäer zweiten Ranges« zu gelten. Eine zuneh- 
mende Oppositionshaltung gegenüber den ECU-Staaten und 
der EZB ist zu erwarten. Dies wird auch auf die nicht-monetä- 
ren Bereiche innerhalb der EG ausstrahlen. Wichtige Gemein- 
schaftsvorhaben, die der Einstimmigkeitsregel unterliegen, 
könnten blockiert oder gar als Pfand gegen Zugeständnisse auf 
monetärem Gebiet genutzt werden. Es war schon in der Ver- 
gangenheit nicht immer leicht, einen Konsens zwischen den un- 
terschiedlichen nationalen Interessen herzustellen. Durch eine 
derartige Zwei-Klassen-Gesellschaft werden die schwierigen 
Abstiminungsprozesse aber noch weiter erschwert. Das Ringen 
um den Maastrichter Vertrag, insbesondere die Frage der Un- 
abhängigkeit der EZB, ist nur ein Ausdruck des immer stärker 
spürbaren Spannungsverhältnisses zwischen Integration und 
Souveränitätsverlust. In einem Europa der zwei Geschwindig- 
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keiten potenzieren sich die Probleme, da sie durch das Span- 
nungsverhältnis zwischen den Teilnehmerländern und den 
Nachzüglern überlagert werden. 

Die geschilderten politischen Folgeprobleme eines abgestuf- 
ten Vorgehens bekommen eine erhebliche zusätzliche Verstär- 
kung durch die Sonderregelungen, die Großbritannien und zu- 
letzt auch Dänemark zugestanden wurden. Diese beiden Län- 
der behalten sich das Recht vor, zu entscheiden, ob sie über- 
haupt an der Währungsunion teilnehmen. Damit werden aber 
nicht nur die oben dargestellten Probleme verstärkt und zemen- 
tiert. Das Bild eines Europas der zwei Geschwindigkeiten ist 
damit überholt, weil eine wesentliche Bedingung für diese Form 
der Integration entfallen ist: Die Integrationszüge fahren gar 
nicht erst mit allen Waggons los. Wenn die Wahrungsunion 
durch den Souveränitätsvorbehalt einiger Staaten jedoch nicht 
mit allen Mitgliedstaaten verwirklicht werden kann, ist der Er- 
folg von Maastricht eher ein Pyrrhussieg. Auf Dauer ist eine 
geteilte Gemeinschaft nicht durchzuhalten. Das würde alle bis- 
herigen ökonomischen und politischen Integrationserfolge ge- 
fährden. Integration bei gleichzeitiger Segregation kann nicht 
funktionieren. 

Demokrdtiedefizit der Wührungspolitik beseitigen - 
Die politische Perspektive eines geeinten Eu?-opas in den Vor- 
dergrund rücken 

Ein anderes Problem mit der Europäischen Währungsunion ist 
das sich noch ausweitende Demokratiedefizit. Dies betrifft 
schon die EG in ihrer heutigen Gestalt. Mit der Ubertragung 
weiterer nationaler Hoheitsrechte auf europäische Institutionen 
wird dies Problem aber verschärft. Die Bevölkerung in den ein- 
zelnen EG-Ländern wählt schließlich nur noch nationale Regie- 
rungen, die selbst immer weniger entscheiden können. Diese 
Entwicklung kann auch die Direktwahl zum Europäischen Par- 
lament nicht kompensieren. Dazu hat diese Versammlung viel 

zu wenig den nationalen Parlamenten vergleichbare Kompeten- 
zen. Durch die geplante EWWU erhält das »undemokratische 
Europa" einen zusätzlichen Schub. 

Um das Dernokratiedefizit aufzufangen, müßten mit der 
ökonomischen Integration merklich Schritte in Richtung einer 
Politischen Union unternommen werden. Aber eine derart 
weitreichende Preisgabe nationalstaatlicher Souveränität zu- 
gunsten wie auch immer konstruierter »Vereinigter Staaten von 
Europa« ist derzeit kaum vorstellbar, wenn man die Diskussio- 
nen über Maastricht, besonders über die Kompetenzen des Eu- 
ropäischen Parlaments sowie die diversen Sonderregelungen für 
einzelne Staaten betrachtet. Die Debatte darüber, ob und unter 
welchen Bedingungen die Aufhebung der europäischen Natio- 
nalstaaten zugunsten einer größeren politischen Einheit über- 
haupt einen Fortschritt darstellen würde, hat gerade erst begon- 
nen. 

Was nun? 

Gemessen an den Folgen für die schwächeren Länder ist unter 
den gegebenen Bedingungen weder eine große noch eine kleine 
Währungsunion vorteilhaft. Für diese Staaten ist ein funktionie- 
rendes EWS attraktiver, wenn es gelingt, Abwertungen mit ge- 
eigneten strukturpolitischen Maßnahmen zu kombinieren, die 
letztlich realwirtschaftlich stabilisierende Wirkungen haben und 
so mittel- bis langfristig den Abwertungsdruck mindern. Reali- 
stischer ist derzeit allerdings die Annahme, daß in diesen Län- 
dern die Abwertungen als - nur kurzfristig positiv wirkender - 
Ersatz für Strukturanpassungen eingesetzt werden. 

Wenn es tatsächlich erklärtes Ziel der Europäischen Integra- 
tion ist, zwischen den Ländern einen hohen Grad an Konver- 
genz der Wirtschaftsleistungen zu erreichen (Art. 2 EG-Ver- 
trag), muß dieser Prozeß auch gemeinschaftlich getragen wer- 
den. Gemeinsam geführt werden muß die Diskussion um die 
Verteilung der Lasten im Zuge der Schaffung einer einheitlichen 
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europäischen Währung. Um eine weitere Verschärfung der re- 
gionalen Disparitäten zu vermeiden oder gar deren Rückgang 
zu erreichen, bedarf es zudem sowohl einer geeigneten Indu- 
striepolitik als auch der dafür notwendigen Ressourcen. Ein nur 
mäßig dotierter Kohäsionsfonds verspricht hier keinen Erfolg. 
Dieser Fonds mui3 drastisch ausgeweitet werden und die 
Grundlage für einen europäischen Finanzausgleich bilden. Der 
Widerstand aus den reichen Staaten gegen jegliche Umvertei- 
lung ist jedoch schon jetzt erheblich, und spätestens bei deren 
deutlicher Ausweitung erfolgt vermutlich eine noch stärkere 
Rückbesinnung auf die eigenen nationalen Interessen. Realisier- 
bar ist all dies nur dann, wenn die Politische Union stärkere 
Konturen gewinnen würde. Anzeichen hierfür gibt es derzeit 
kaum. Niedrigere Transaktionskosten aufgrund einer einheitli- 
chen Währung allein können fehlende politische Visionen nicht 
ersetzen. 

Bitte beachten Sie die folgenden Seiten 
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